DER EINFLUSS INTERNATIONALER INSTITUTIONEN
AUF INNERSTAATLICHEN POLITIKWANDEL

ZUR ROLLE VON SOZIALISIERUNGSPROZESSEN BEI DER UMSETZUNG
EUROPAISCHEN RECHTS IN DEN NEUEN EU-MITGLIEDSTAATEN.

DISSERTATION

ZUR ERLANGUNG DES GRADES EINES
DOKTORS DER POLITIKWISSENSCHAFT

AM FACHBEREICH POLITIK- UND SOZIALWISSENSCHAFTEN
DER FREIEN UNIVERSITAT BERLIN

VORGELEGT VON
DANIELA GERER (GEB. CHODOROWSKA)

BERLIN 2016



Erstgutachterin: Prof. Dr. Carina Sprungk
Zweitgutachterin: Prof. Dr. Tanja A. Borzel

Tag der Disputation: 15. Juni 2016



Inhaltsverzeichnis

1 Einleitung

2 Stand der Forschung

3 Theoretischer Rahmen

4 Methodischer Rahmen

5 Empirische Untersuchung

6 Analyse der Forschungsergebnisse
7 Schlussfolgerungen

Anhang

Literaturverzeichnis

Interviewverzeichnis

12

17

45

72

113

166

178

184

189

223



Ausfiihrliches Inhaltsverzeichnis

1 Einleitung

2 Stand der Forschung

2.1 Theoretischer Hintergrund: Institutional Turn und Second

Image Reversed

2.2 Strategien zur Herstellung von innerstaatlicher Normkonformitat

221

Die Management-Strategie . . ... ... ...

2.2.2 Die Enforcement-Strategie . . . . . . . ... ..

2.2.3 Die Sozialisierungs-Strategie . ... ... ...

2.3 Erkldarungsansétze fiir das EU-Compliance-Verhalten der EU-8 . .

23.1

Européisierungsforschung . . . . ... ... ..

2.3.2 Compliance-Strategien der Europdischen Union . . . . . .

233
234

2321
2322
2323

EU-Implementationshilfen . . . . . .
EU-Durchsetzungsstrategien . . . . .

EU-Sozialisierungs-Strategie . . . . .

Kontextbedingungen fiir staatliche Normkonformitat . . .

Compliance-Mechanismen in Mittelosteuropa

2341
2342

Der Konditionalitdts-Mechanismus .

Der Sozialisierungs-Mechanismus . .

24 Schlussfolgerungen . . . . .. ... ... ........

3 Theoretischer Rahmen

3.1 Die Ausgangsbedingung: Exogener Anpassungsdruck

3.1.1

Quellen des Anpassungsdrucks . . . ... ..

3.1.1.1
3.1.1.2

Internationale Institution als Struktur

Internationale Institution als Akteur

12

17

19
23
23
24
25
28
29
29
30
31
32
33
35
35
40
43



3.1.2 Gattung des Anpassungsdrucks . . . ... ... .. ... .. 50

3.2 Der Effekt: Innerstaatlicher Wandel . . . . . . ... ... ...... 51
3.3 Der Kausalmechanismus: Sozialisierung . . . . .. ... ... ... 55
3.3.1 WasistSozialisierung? . . . . ... ... ........... 55
3.3.1.1 Situationeller Mechanismus-Typ . . . . . ... .. 56

3.3.1.2 Relationaler Mechanismus-Typ . ... ...... 56

332 Sozialer Einfluss . ... ... ... .. ... ... . .... 56

333 Uberzeugung . . . . . ... ... 59

3.3.4 Herleitung des Modells fiir den Wandel von Akteurspra-

ferenzen und -strategien unter dem Einfluss von Soziali-

slerung . . . ... ... 61
3.34.1 Instrumentelle Logik . .. ............. 62
3.34.2 Logik der normativen Rationalitat . . . . . . . .. 65
3343 Logik der kommunikativen Rationalitat . . . . . 66

3.3.5 Vorhersagen zum kausalen Zusammenhang von Sozia-
lem Einfluss bzw. Uberzeugung und Compliance . . . . . 67

3.3.6 Sozialisierungsunterstiitzende und -hemmende Faktoren . 69

4 Methodischer Rahmen 72
41 Der Kontext von Sozialisierung . . . . . ... ... ......... 73
41.1 Der analytische Kontext . . . ... ... ... ........ 74

412 Derraumliche Kontext . . . . . ... ... .......... 75

4.1.3 Der institutionelle Kontext . . ... ... ... ....... 75

414 DertemporaleKontext. . .. .. ... ............ 76

42 DasForschungsdesign . . . ... ... ................ 76
4.3 DiePFallauswahl . . . ... ... ... ... ... ... ... . ..., 77

43.1 Die Europdische Union als Quelle von Anpassungsdruck . 77
43.2 Die Fallstudie: EU-Richtlinie tiber die Umweltvertrag-

lichkeitspriifung bei bestimmten 6ffentlichen und priva-

ten Projekten (UVP-Richtlinie) . . . ... ... . ... ... 80
43.3 Landerfallauswahl . ... ... ... ............. 84
434 Vertragsverletzungsverfahren in der Sache Umsetzung

der UVP-Richtlinie . . . .. ... ............... 85
4.3.5 Der Beobachtungszeitraum: 1991/95-2004; 2004-2015 . . . 89

44 Process Tracing als Methodeder Wahl . . . . ... ... ... ... 92



45 DieBayesschelLogik . . ... ..................... 92

4.6 Operationalisierung von Sozialisierung . . . . ... ... ..... 94
4.6.1 SozialerEinfluss . ... ... ... .. ............ 94
4.6.1.1 Teilmechanismus 1: Anpassungsdruck durch
stabilen Referenzrahmen . . . .. ... ... ... 94
4.6.1.2 Teilmechanismus 2: Sozialer Konformitatsdruck 96
4.6.1.3 Teilmechanismus 3: Erlernen und Internalisie-
rung von Verhaltensstandards . . . . . ... ... 97
46.1.4 Teilmechanismus 4: Forderung und Forde-
rung von Normkonformitdt durch subnationale
Normempfanger . . . . .. ... . ... ...... 100
462 Uberzeugung . . . ... ... ... 102
46.2.1 Teilmechanismus 1: Akte der zielgerichteten
Normkommunikation . . . . ... ... ...... 102
4.6.2.2 Teilmechanismus 2: Norm-Reflexion und -Inter-
nalisierung . . . ... ... ... ... .. .. ... 104
4.6.2.3 Teilmechanismus 3: Transfer normrelevanter
Erkenntnisse an subnationale Normempfanger . 109
4.7 Operationalisierung von UVP-Compliance . . ... ... ... .. 109
Empirische Untersuchung 113
51 UVP-ComplianceinPolen . . . .. ... ............... 114
5.1.1 Chronologische Darstellung . . . . ... ... ........ 117
5.1.2 Fazit zur Compliance-Performanz Polens . . . . . . .. .. 119
52 UVP-Compliancein Litauen . . . . . . ... ... ... .. .... 119
52.1 Chronologische Darstellung . . . . . ... ... ....... 122
5.2.2 Fazit zur Compliance-Performanz Litauens . . . . . . . .. 124
5.3 Sozialisierungsprozesse in Polen und Litauen . . . . . . . ... .. 125
53.1 Anwendung Sozialer Einfluss: Teilmechanismus 1: An-

passungsdruck durch stabilen Referenzrahmen . .. . .. 125
53.1.1 Komplementdres SoftLaw . .. ... ... .. .. 126
53.1.2 Préazisierende Rechtsprechung . . . . .. ... .. 126
53.1.3 Bewusstseins-bildende zwischenstaatliche Ko-
operation . . ... ... ... ... . ... 126
5314 Fazit ... .. ... ... ... ... .. 127



5.3.2 Anwendung Sozialer Einfluss: Teilmechanismus 2: Sozia-
ler Konformitatsdruck . . ... ... ... ... ..... .. 128

5.3.3 Anwendung Sozialer Einfluss Polen: Teilmechanismus 3:
Erlernen und Internalisierung von Verhaltensstandards . . 130
53.3.1 Abstimmungsverhalten . . . . ... ... ... .. 130
53.3.2 Kooperationsbeteiligung . . . ... ... ... .. 134
5333 Fazit .. .......... .. ... ... . ... 137

534 Anwendung Uberzeugung Polen: Teilmechanismus 1:
Akte der zielgerichteten Normkommunikation . . . . . . . 137

5.3.5 Anwendung Uberzeugung Polen: Teilmechanismus 2:
Norm-Reflexion und -Internalisierung . . . . . .. ... .. 141

5.3.6 Anwendung Sozialer Einfluss Litauen: Teilmechanismus
3: Erlernen und Internalisierung von Verhaltensstandards 149
53.6.1 Abstimmungsverhalten . . . ... ... ... ... 149
53.6.2 Kooperationsbeteiligung . . . ... ... .. ... 151
5363 Fazit............ .. ... ... ... 153

5.3.7 Anwendung Uberzeugung Litauen: Teilmechanismus 1:
Akte der zielgerichteten Normkommunikation . . . . . . . 154

5.3.8 Anwendung Uberzeugung Litauen: Teilmechanismus 2:
Norm-Reflexion und -Internalisierung . . . . . .. ... .. 157

539 Anwendung Uberzeugung Litauen: Teilmechanismus 3:

Transfer normrelevanter Erkenntnisse an subnationale
Normempfanger . ... ... ................. 160
54 Zusammenfassende Analyse . .. ........ ... ...... 162
6 Analyse der Forschungsergebnisse 166
6.1 Zusammenfassung der methodischen Herausforderungen . . . . 167
6.2 Reliabilitdt und Validitdt der Operationalisierung . . . . . . . .. 169
6.2.1 Reliabilitat . . . ... ... ... ... o o oo 169
622 Validitat . . ... ... ... .. .. o 170
6.2.3 Kontrafaktische Analyse . . . . . ... ... ... ...... 172
6.24 Alternativmechanismen . . . . . ... ... ... ...... 172
6.24.1 Vorhersagen ideeller vs. materieller Ansdtze . . 172

6.2.4.2 Weitere Alternativeinfliisse . . . . . . . . ... .. 175



7 Schlussfolgerungen
Anhang
Literaturverzeichnis

Interviewverzeichnis

178

184

189

223



Abbildungsverzeichnis

21

2.2
2.3

3.1

4.1
4.2

51
52
5.3
54
55

Anzahl der Vertragsverletzungsverfahren nach EU-Mitglied-

staat2005-2015 . . . . ... o 39
Varianz der Implementationsphase 2005-2015 . . . ... ... .. 41
Entwicklung der Vertragsverletzungsverfahren iiber Zeit 2005-

2015 . .. 41
Sozialisierungskette . . . . . . ... ... oo 0L 53
Theoretischer Rahmen . . . .. ... ................. 73
UVP-Prozedur . . . . . ... ... . ... .. .. .. .. ... 80
Abstimmungsverhalten EU-8 20042014 . . . . ... ... ... .. 131
Gegenstimmen Polens im EU-Ministerrat 2004-2014 . . . . . . .. 133
Enthaltungen Polens im EU-Ministerrat 2004-2014 . . . . . . . .. 133
Gegenstimmen Litauens im EU-Ministerrat 2004-2014 . . . . . . . 150

Enthaltungen Litauens im EU-Ministerrat 2004-2014 . . . . . . . . 150



Tabellenverzeichnis

3.1
3.2
3.3

3.4

4.1
4.2

51
5.2

Teilmechanismen Sozialer Einfluss . . . . . . . ... ... ... .. 58
Teilmechanismen Uberzeugung .................... 61
Theoretische Ableitung von Prédferenz und Strategie im Bei-

trittsprozess . . . . ... ..o o 62
Prédferenz- und Strategiewandel . . . . . ... ... ... ... ... 63
UVP-Vertragsverletzungsverfahren gegen EU-8 20052015 . . . . 88
Zusammenfassende Darstellung der Indikatoren . . . . . . .. .. 112
Analyseergebnisse Sozialer Einfluss . . . .. ... ... ... ... 162

Analyseergebnisse Uberzeugung . . . . . ... ........... 164



Danksagungen

Meiner Doktormutter Prof. Dr. Carina Sprungk danke ich aus ganzem Herzen fiir ihre aus-
gezeichnete, sachkundige und warmherzige Begleitung meines Dissertationsprojektes. Ganz
besonders bedanken mdochte ich mich fiir die wertvollen inhaltlichen Anregungen sowie die
stets vertrauensvolle, freundliche und unkomplizierte Kommunikation.

Mein Dank geht ebenso an Prof. Dr. Tanja A. Borzel fiir ihre tatkréftige inhaltliche und
gleichzeitig herzliche Unterstiitzung meines Forschungsvorhabens sowie fiir die Ermogli-
chung der wissenschaftlichen Mitarbeit an der Arbeitsstelle fiir Europédische Integration der
FU Berlin.

Ganz grofler Dank gebiihrt Panu Kontio, welcher mich iiber mehrere Jahre akribisch und
geduldig mit dem tiberaus wertvollen empirischen Material fiir die litauische Fallstudie ver-
sorgt hat und in mehreren anregenden Gesprachen und Emails mafigeblich dazu beigetragen
hat, dass ein Nachweis iiber die Prdsenz von Sozialisierung in Litauen moglich geworden ist.
Ebenso danken mochte ich Mindaugas Raulinaitis fiir sein Einverstandnis zur Freigabe seiner
personlichen Text-Dokumente.

Fiir die besondere, unvergessliche Gastfreundschaft herzlich danken méchte ich Andrzej
Deja und Carl Balle Petersen. Andrzej Deja mochte ich besonders danken fiir die Bereitstel-
lung der polnischen UVP-Bulletins der frithen 1990er Jahre, welche heute tiber einen hohen
Seltenheitswert verftigen.

Der Studienstiftung des deutschen Volkes mochte ich fiir die Finanzierung meines Disser-
tationsvorhabens sowie die stets bereichernde ideelle Forderung danken.

Last but not least, mochte ich mich bei meinen Liebsten bedanken, ohne die mein Projekt
nicht hitte realisiert werden konnen: Johannes fiir seine unendliche Liebe und Geduld, und
den buchstiblich unermiidlichen Einsatz an der IIEX-Front; meiner Mutti fiir ihre vielseitige

liebevolle Unterstiitzung und ihren immer verstdndnisvollen Zuspruch.



Kapitel 1

Einleitung

12



Die zwischenstaatliche europdische Zusammenarbeit seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges
hat, neben Frieden und Wohlstand, einen umfassenden Rechtsrahmen hervorgebracht, dessen
Geltung durch die ,transformative Kraft der Europaischen Union (EU)” (Grabbe 2006; Borzel
und Risse 2009; Grabbe 2014) in angrenzende Regionen mit neuen kontextuellen Gegebenhei-
ten exportiert wurde.

Zu einem exemplarischen Referenzrahmen fiir die mittel- und osteuropéischen Transfor-
mationsstaaten entwickelten sich die Verhaltensstandards der européischen Gemeinschaft mit
der Unterzeichnung und Ratifizierung der, auf einen zukiinftigen Beitritt angelegten, Europa-
abkommen zwischen der EU in ihrer damaligen Form (EWG/EGKS/Euratom) und den ein-
zelnen postkommunistischen Staaten. Neben dem Beitrittskriterium der nationalen Durchfiih-
rung einer liberal orientierten Reformagenda wurde die innerstaatliche Ubernahme der Ge-
samtheit des giiltigen europdischen Besitzstandes (Acquis Communautaire) zur Conditio si-
ne qua non im EU-Erweiterungsprozess (Kopenhagener Acquis-Kriterium).! Doch wenngleich
die Rechts-Ubernahmebilanz der acht mittelosteuropaischen EU-Mitgliedstaaten (EU-8) nach
dem Beitritt 2004 im gesamteuropdischen Vergleich positiv ausféllt, variiert, trotz einheitlicher
Verhaltensanforderungen, bis heute der Grad der innerstaatlichen Umsetzung und Einhaltung
Europdischen Rechts (Compliance) in Mittelosteuropa (Sedelmeier 2008a; Dimitrova und Tos-
hkov 2009; Knill und Tosun 2009; Sedelmeier 2009, 2011; Borzel 2014) (vgl. Abb. 2.1). Es stellt
sich die Frage, ob ein Blick auf die Mechanismen, iiber welche der durch internationale In-
stitutionen ausgeloste Handlungsdruck zu innerstaatlichen Anpassungprozessen fiihrt, helfen
kann zu erkldren, warum manche Staaten internationale vertragliche Verpflichtungen besser
einhalten als andere.

Eine Anwendung der dominanten theoretischen Modelle aus der Europdisierungsfor-
schung zur Erklarung der Compliance-Bilanz der EU-8 bietet im Hinblick auf das staatliche
Verhalten nach Fortfall der sogenannten EU-Beitrittskonditionalitit keine zufriedenstellenden
Antworten (Sedelmeier 2011): die Annahme, dass die Compliance-Kosten der Umsetzung und
Einhaltung Europdischen Rechts durch eine schwache de facto Anwendung von national zu-
néchst formal korrekt transponierten EU-Richtlinien kompensiert werden, zeichnet ein eindi-
mensionales Bild, welches zudem erkldrungsbediirftige Anwendungserfolge ausblendet.

Weitgehend unerforscht aufgrund komplexer Herausforderungen in der Operationalisie-

rung bleibt bislang die Frage nach der sozialisierenden Wirkung internationaler Kooperati-

1Das Acquis-Beitrittskriterium kann den Schlussfolgerungen des Vorsitzes der Sitzung des Europaischen Rats am
22 Juni 1993 entnommen werden. Im Wortlaut: ,Die Mitgliedschaft setzt [...] voraus, daf8 die einzelnen Beitrittskandi-

daten die aus einer Mitgliedschaft erwachsenden Verpflichtungen iibernehmen.”
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on: Kénnen soziale und kognitive Impulse aus den internationalen Beziehungen das Handeln
staatlicher Akteure nach aufien wie nach innen verdndern? Kénnen wir einen Bogen von inter-
nationalem Anpassungsdruck iiber Sozialisierung zu innerstaatlichem Wandel spannen? Die-
sen zentralen Fragen der aktuellen Forschungsdebatte mochte sich die vorliegende Dissertati-
onsschrift widmen.

Hierzu wird aus dem reichhaltigen Input der soziologisch und sozialkonstruktivistisch in-
spirierten IB-Forschung geschopft:

Nach soziologischem Verstidndnis kann der von internationalen Institutionen ausgehende
Anpassungsdruck interessen- und strategieverdndernd auf staatliche Akteure wirken. Soziale
Interaktionen zwischen Akteuren (etwa zwischen einer Gruppe und einem Individuum) zie-
hen demnach Normverinnerlichungen nach sich. Infolge von Sozialisierung, definiert als ,,pro-
cess of inducting actors into the norms and rules of a given community” (Checkel 2005, 804),
wiirden bestimmte Verhaltensstandards in bestehende Akteurs-Interessen und -Identitidten in-
tegriert, so dass sich auf diese Weise Akteurspréferenzen modifizierten (vgl. auch Dawson und
Prewitt 1969; Alderson 2001).

Handlungsorientierungen konnen hierbei tiber einen normativ-strukturellen oder kommu-
nikativ-akteurszentrierten Impetus vermittelt werden: Zum einen zirkulieren Verhaltensstan-
dards, sogenannte kollektiv (zumeist zwischen staatlichen Akteuren) vereinbarte Normen, in
der internationalen Offentlichkeit, d.h. Ideen und Vorstellungen iiber angemessenes Handeln
diffundieren tiber Raum und Zeit (Borzel und Risse 2012b). Zu unterscheiden hiervon ist der
kommunikativ vermittelte Anpassungsdruck, welcher sich in der systematischen und geziel-
ten Verbreitung spezifischer Normen durch sogenannte normunternehmende Organisationen,
Gruppen oder Individuen manifestiert (Checkel 2012).

Auf der Empfangerseite normativen bzw. kommunikativen Transformationsdrucks sind
Setting und Adressat zu differenzieren: staatliche Akteure begegnen im Rahmen internatio-
naler Verhandlungen politischem Druck, administrative Normrezipienten werden im Kontext
innerstaatlicher Reformprozesse mit der rechtlichen wie praktischen Umsetzung der durch die
politischen Entscheidungstréger beschlossenen Vereinbarungen konfrontiert.

Methodisch sind die Wege, auf welchen neue Normen und Ideen Eingang finden in in-

dividuelle Priferenzbildungsprozesse staatlicher Akteure, schwer zu fassen, da das politik-

2Bekannt ist die Relevanz von Prozessen sozialer Interaktion und Norminternalisierung fiir die Erklarung interna-
tionaler Kooperation und Préaferenzbildung seit einiger Zeit: Theoriemodelle mittlerer Reichweite wurden konzipiert
und operationalisiert; erste empirische Befunde zeugen davon, dass Sozialisierung, insbesondere in langfristiger Hin-
sicht, eine unabhangige Wirkung auf Akteursverhalten entfalten kann (vgl. insbesondere die Beitrage der, dieser The-
matik gewidmeten, International Organization-Ausgabe, etwa Checkel 2005; Johnston 2005; Ziirn und Checkel 2005).
Zudem bieten Sozialpsychologie, Organisationssoziologie sowie lerntheoretische Ansitze einen reichen Fundus zur

Exploration der komplexen Effekte sozialen Interagierens (vgl. Checkel 2001, 561).
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wissenschaftliche Instrumentarium kaum zur Erfassung kognitiver Verinnerlichungsprozesse
geschaffen ist. Fiir die vorliegende Dissertationsschrift wird daher versucht, sich der tiblichen
methodologischen Fallstricke zu entziehen, indem mithilfe des Process Tracings nach den Leit-
linien von Beach und Pedersen gearbeitet und wo moglich, die Reliabilitdt des qualitativen
Forschungsansatzes durch standardisierte Indikatoren erhcht wird (Beach und Pedersen 2013).

Dies erfolgt am Beispiel eines idealen Testfalls, des Aufnahmeprozesses von Transformati-
onsstaaten in eine internationale Organisation. Zum Zwecke der Komplexitatsreduktion wird
das Implementationsschicksal einer EU-Richtlinie (Richtlinie {iber die Umweltvertraglichkeits-
prifung bei bestimmten offentlichen und privaten Projekten (genannt: UVP-Richtlinie)) im
Rahmen zweier Einzelfallbeispiele (Polen und Litauen) untersucht. Hierbei wurde die UVP-
Richtlinie gew&hlt, da der Anpassungsdruck dieser hierarchisch gesetzten Norm angesichts
komplexer Implementationsherausforderungen als hoch zu bezeichnen ist und daher, gegen-
tiber unkomplizierteren Rechtsakten, einen aussichtsreicheren Fall fiir Sozialisierung darstellt.

In der vorliegenden Studie wird die These vertreten, dass Sozialisierung eine wichtige Rol-
le fiir nationalstaatliche EU-Compliance, also Konformitédt sowohl in der formalen Umsetzung
als auch der langfristigen Anwendung Europédischen Rechts, spielen kann. Dies bedeutet nicht,
dass instrumentell argumentierende Forschungsarbeiten keinen Mehrwert zur Erkldrung von
staatlichem Compliance-Verhalten boten. Vielmehr liegt der Untersuchung die zentrale Idee
zugrunde, dass die Dominanz rationalistisch orientierter Untersuchungen ausgeglichen wer-
den sollte durch alternative Erkldrungsversuche fiir Zustinde von Normkonformitit. Nur auf
diesem Wege kann ein vollstdndigeres Bild gezeichnet werden, in welchem unterbelichtete Me-
chanismen des Einflusses internationaler Institutionen auf die Priferenzen nationalstaatlicher
Implementationsakteure Beachtung finden.

Die Dissertation folgt dem klassischen Aufbau einer politikwissenschaftlichen Forschungs-
arbeit:

In Kapitel 2 wird zunéchst der aktuelle Wissensstand aus den relevanten Forschungsberei-
chen Internationale Beziehungen, Regionale Integrationsforschung, Vergleichende Politikwis-
senschaft, Policy-Analyse und Sozialpsychologie dargelegt. Eine Plausibilitdtsprobe priift die
Vorhersagekraft der dominanten Lehrmeinung.

In Kapitel 3 folgt eine Darstellung des analytischen Rahmens der vorliegenden Untersu-
chung, in welchem die Kernkonzepte und Dimensionen der komplementar verstandenen So-
zialisierungsmechanismen Sozialer Einfluss und Uberzeugung dargelegt sowie ein handlungs-
theoretischer Forschungsrahmen erarbeitet werden.

Kapitel 4 widmet sich den methodischen Herausforderungen der Messung der im theore-

tischen Rahmen vorgestellten Sozialisierungsformen sowie der Operationalisierung der theo-
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retischen Konzepte. Zunichst werden Kontext, Forschungsdesign und Fallauswahl der Unter-
suchung erldutert. Anschliefend wird die verwendete Methode des, auf der Logik des Bayess-
chen Theorems beruhenden, Process Tracings nach Beach und Pedersen vorgestellt. Das Ka-
pitel schliefit mit der Entwicklung der Indikatoren fiir die Prasenz der Mechanismen Sozialer
Einfluss und Uberzeugung sowie Compliance mit der UVP-Richtlinie im jeweiligen Fallbei-
spiel.

Die Anwendung der operationalisierten Konzepte erfolgt in Kapitel 5 am Beispiel des je-
weiligen Umsetzungsprozesses der UVP-Richtlinie in Polen und Litauen.

Kapitel 6 widmet sich einer eingehenden Analyse der empirischen Befunde, verweist auf
bestehende theoretische und methodologische Herausforderungen und bemiiht sich um eine
Integration der ermittelten Untersuchungsergebnisse in die bestehende Forschungslandschaft.

Kapitel 7 fasst die Erkenntnisse der Studie zusammen und designiert potentiell fruchtbare
Ankniipfungs- und Fortfithrungspunkte fiir die zukiinftige Forschung zum Einfluss interna-

tionaler Institutionen auf innerstaatlichen Wandel.
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Ziel des vorliegenden Kapitels ist die Herleitung der Bedeutung internationaler Institutionen
fur innerstaatlichen Politikwandel. Hierbei fokussiert die vorliegende Untersuchung auf das
bislang unterbeleuchtete Potential von Sozialisierung im Zusammenhang mit der formalen
Umsetzung und praktischen Anwendung Européischen Rechts in Mittelosteuropa.

Einer kohérenten Darstellung des Forschungsstands und einer effektiven Kumulation bis-
heriger Forschungsergebnisse steht der interdisziplindre Charakter der Fragestellung sowie
das Phanomen konkurrierender Denkschulen in der Politikwissenschaft entgegen, welches
sich in einer Fiille von divergierenden Analyseperspektiven und -Instrumenten manifestiert
(Almond 1990; Simmons 1998, 77).

Jiingste Bestrebungen zur Uberwindung der Denkschul-Gegensitze iiber die Betonung von
Gemeinsamkeiten und/oder Komplementaritit® rechtfertigen jedoch den Versuch eines aktu-
ellen und systematischen Uberblicks tiber Forschungsergebnisse an der Schnittstelle der For-
schungszweige Internationale Beziehungen, Regionale Integrationsforschung, Vergleichende
Politikwissenschaft, Policy-Analyse und Sozialpsychologie.* Hierbei werden zunichst die in-
stitutionalistische Wende in der IB-Forschung sowie die erarbeiteten Strategien zur Herstellung
von innerstaatlicher Normkonformitit nachgezeichnet. Ein besonderes Augenmerk wird, auf-
grund der Dominanz instrumenteller Erkldrungsansitze, auf die soziologisch und sozialkon-
struktivistisch inspirierte Sozialisierungsschule gerichtet. Die Befunde der auf Mittelosteuropa
spezialisierten, empirisch-theoretisierenden Forschungsliteratur (Guzzini 2013, 535) zur Norm-
konformitat mit Europédischem Recht werden auf ihre Vorhersagekraft hin tiberpriift. Mithilfe
einer Plausibilitatsprobe werden die bestehenden Forschungsliicken hervorgehoben und das

erforderliche Forschungsprogramm entwickelt.

3Checkel 2003; Jupille et al. 2003; Lewis 2003; Beach 2005; Checkel 2005; Ziirn und Checkel 2005; Klotz et al. 2006;

Lupovici 2009; Freyburg und Richter 2010; Adler 2013; Checkel 2014b.
4 Aus Griinden der Fokussierung auf die direkte Wirkung internationaler Institutionen auf staatliches Compliance-

Verhalten muss darauf verzichtet werden, die Forschungsbeitrdge zur Wirkung alternativer Variablen, wie sie in der
Literatur zu Diffusion, Konvergenz, Politiktransfer und Politiknetzwerken behandelt werden, darzustellen, d.h. es
erfolgt keine Erlduterung der Ansitze, welche etwa die Wirkung rechtlich nicht verbindlicher Verhaltensstandards
oder indirekte Mechanismen, wie zwischenstaatliche Interdependenz- und Lernprozesse, beleuchten (Holzinger et al.
2007, 2008, 2011; Stead und Nadin 2011, 160; Fink 2013; vgl. auch Borzel und Risse 2012a; Radaelli 2012, 4). Es werden
im Hinblick auf das Fallbeispiel Européische Union lediglich Untersuchungen berticksichtigt, welche den externen,
in der hierachischen Governanceform gesetzten, regulatorischen Anpassungsdruck, bearbeiten (Knill und Lenschow
2005; Bauer et al. 2007; Bulmer und Radaelli 2013). Innerstaatlicher Wandel wird nur im Hinblick auf den Output
und Outcome von politischen Problemlosungsansétzen (Policy) betrachtet, ohne Berticksichtigung der potentiellen

Auswirkungen auf politische Prozesse (Politics) und/oder (in-)formelle Institutionen (Polity).
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2.1 Theoretischer Hintergrund: Institutional Turn und Second
Image Reversed

Vor dem Hintergrund der, die IB jahrelang dominierenden, ontologischen Debatten zwischen
Realisten und Institutionalisten sowie der behaviouristische Wende der 1940er und 1950er Jah-
re, welche die Sozialwissenschaften von den Rechtswissenschaften bis in die 1990er Jahre hin-
ein entkoppelt hielt, riickten Fragestellungen nach der nationalen Wirkung internationaler Ver-
einbarungen in den Hintergrund (vgl. Simmons 1998; Risse 2002, 207; Stein 2008, 3; Simmons
2013, 352).

Aus der Perspektive des (neo-)realistischen Weltbilds mit einem Fokus auf internationa-
le Macht- und Sicherheitsgleichgewichte innerhalb eines unsicheren internationalen Systems
ohne Durchsetzungsinstanz konnen aus legalistischen Vereinbarungen zwischen Staaten her-
vorgegangene Institutionen wirkungslos bleiben, da internationales Recht eine blofse Begleiter-
scheinung internationaler Beziehungen darstelle und die jeweilige Kodifizierung die austarier-
ten Interessen und Priferenzen aktueller Hegemonialméchte widerspiegele (Waltz 1979; Mor-
genthau 1985; vgl. auch Mitchell 1994, 428). Innerstaatlicher Wandel, der mit den internationa-
len Vorgaben konvergiere, stelle, diesem Verstdndnis folgend, ein Zufallsprodukt dar, da sich
im internationalen Geftige schwach positionierte Akteure auch ohne das Vorhandensein ent-
sprechender Vereinbarungen an den Interessen der dominierenden Michte orientierten und
jederzeit die, bei persistenter Nichtbefolgung drohenden, Strafmafinahmen in ihre Berechnun-
gen mit einbeziehen miissten (vgl. Mitchell 1994, 428; Haas 1998, 22f.).

Das Abweichen von den zwischenstaatlich vereinbarten Verhaltensstandards (sogenannte
Non-Compliance) sei nur bei Akteuren zu erwarten, die tiber ein entsprechendes Machtpoten-
tial verfiigten und somit in der Lage seien, sich physischen Sanktionsmechanismen zu entzie-
hen (vgl. Mitchell 1994, 428; Haas 1998, 22f.). Auf sogenannte Sozialisierungsprozesse bezogen,
argumentierten Realisten, dass nicht-méchtige Staaten durch die Androhung von Sanktionen
und die Bereitstellung materieller Belohnungen in einer Art internationalem Sozialisierungs-
System eingebunden seien, innerhalb dessen sich die vom Hegemon propagierten Normen
verbreiteten (Ikenberry und Kupchan 1990, 313f.).

Diese weltanschaulichen Konzeptionen lieflen sogenannte Regimetheoretiker (spdter neo-
liberale Institutionalisten bzw. rationale Neoinstitutionalisten genannt) in Erscheinung treten,
welche anhand spieltheoretischer Modellierungen, und in einer Abkehr der Wahrnehmung in-
ternationaler Beziehungen als Nullsummenspiel, wesentlich die Bedingungen und Mechanis-
men fiir die faktische Existenz kooperativen Verhaltens im internationalen System zu beweisen

suchten. Sie verlagerten den Untersuchungs-Fokus auf die Beschaffenheit von Kooperations-
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problemen und die vertrauensbildenden Funktionen von Institutionen, ohne dabei jedoch eine
interessenverdndernde Wirkung internationaler Institutionen zu fordern (Keohane und Nye
1977; Krasner 1982; vgl. auch Fearon 1998, 270; Koremenos et al. 2001, 761).

Zeitlich vor die systematische Erfassung und Erkldarung von Design und Effektivitat inter-
nationaler Abkommen fillt die Entstehung des Neuen Institutionalismus, welcher, ankntip-
fend an zeitgendssische konomische, politologische, organisationstheoretische und soziologi-
sche Stromungen, Institutionen strukturierende Effekte zuschrieb und problematisierte (March
und Olsen 1984; North 1991, 97; Jenson und Mérand 2010; vgl. auch Stein 2008), wahrend die
spezifischen institutionellen Auspriagungen zunichst angedeutet blieben (vgl. Aspinwall und
Schneider 2000; Pollack 2008). Konzeptionelle Perspektiven differenzierten sich hingegen in
Bezug auf Definitionen sowie die Wechselwirkungen zwischen internationalen Institutionen
und nationalen Akteuren aus (vgl. Hall und Taylor 1996a; Aspinwall und Schneider 2000, 4).
Die den respektiven Theoriedebatten entnommenen Erkenntnisse zur Rolle von internationa-
len Institutionen fiir staatliches Compliance-Verhalten liefSen sich schliefSlich mit der (Wieder-)
Geburt der Compliance-Forschung in den 1990er Jahren gewinnbringend in die Ausarbeitung
von Strategien zur Bekdmpfung von Non-Compliance integrieren.

Grundsitzlich in der Institutionalismus-Literatur zu unterscheiden sind materielle Erkla-
rungen fiir staatliches Verhalten von Ansaitzen, welche die Wahrnehmung von Handlungsop-
tionen durch Akteure interpretieren und als Begriindung fiir das jeweilige Handeln verstehen
(vgl. Ruggie 1998; Parsons 2007).

Klassische Vertreter der metatheoretischen Position des materiellen Rationalismus fiihren
die Effekte individuellen wie aggregiert-kollektiven Handelns auf eine, jedem Akteur inne-
wohnende, sog. konsequentialistische Logik (auch instrumentelle Handlungslogik genannt)
zuriick (vgl. March und Olsen 1998, 950). Anhand exogen vorgegebener Priferenzen berech-
neten nutzenmaximierende Akteure demnach in Bezug auf ihre Handlungsoptionen zielori-
entiert jeweilige Kosten und Nutzen, die ihnen die optimale Strategie zur Zielerreichung of-
fenbarten (vgl. Jupille et al. 2003, 12). Da sich menschliches Handeln in der Regel auf andere
Menschen bezoge, vollzogen sich die individuellen Berechnungen nicht im leeren Raum, son-
dern antizipierten strategisch das Handeln der Anderen (vgl. Checkel 2001, 559).

Zur Auslotung der gegenseitigen Positionen und Handlungsoptionen seien Verhandlun-
gen ein probates Mittel. Internationale Abkommen, Vertrige, ja sogar politische Ordnungen
seien daher Resultate von Aushandlungsprozessen zwischen individuellen rationalen Akteu-
ren. Ubereinkiinfte seien nach der rationalistischen Anschauung nur dann moglich, wenn diese
das Ergebnis der Kosten-Nutzen-Kalkulation der jeweiligen Akteure verbesserten (vgl. March

und Olsen 1998, 950).
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Fiir IB-Theoretiker, welche Trittbrettfahrertum in den internationalen Beziehungen fiir den
préavalenten Hemmschuh internationaler Kooperation ansehen, besteht der Vorteil von in tiber-
dauernde Formen gegossenen Verhandlungsergebnissen in der Schaffung von Transparenz so-
wie von Mechanismen zur Reduktion von Transaktionskosten, wodurch absolute Kooperati-
onsgewinne moglich wiirden (Keohane und Nye 1977; vgl. auch Boyle 1991, 230; Simmons
1998, 81; Aspinwall und Schneider 2000, 4; Checkel und Katzenstein 2009).

Beispielhaft argumentierte Regimetheoretiker Robert Keohane in seinem vielzitierten Werk
,After Hegemony” (Keohane 1984), staatliche Vertragskonformitit exisitiere, da langfristig ge-
sehen, und unter Inbetrachtnahme der durch Institutionen verstetigbar werdenden Reputati-
onsprozesse, die Kosten eines Vertragsbruchs langfristig gesehen grofer seien als der Nutzen
von Non-Compliance (vgl. auch Keohane und Nye 1977; Boyle 1991, 230; Simmons 1998, 81).

Demzufolge schien der zu beobachtende, augenscheinlich durch internationale Vereinba-
rungen ausgeloste, innerstaatliche Politikwandel nicht die aktuellen machtpolitischen Konfigu-
rationen des internationalen Systems abzubilden, sondern vielmehr Ausdruck eines gelungen
konstruierten Abkommens zu sein, welches gegenseitige Transparenz und Verantwortlichkeit
gewdhrleiste und damit staatliches Verhalten tiberpriifbar mache (vgl. Fearon 1998, 270; Haas
1998, 24).

Mitchell folgerte, die Konstruktion eines optimalen Regimedesigns, das {iber ein effektives
und lernfdhiges Regel-, Informations- und Non-Compliance-Reaktions-System verfiige, konne
die Einhaltung internationaler Vertrdge befordern (Mitchell 1994, 430). Im Folgenden wurde,
in Anbetracht der Allgegenwartigkeit unvollstandiger Information (sogenannte Bounded Ra-
tionality (vgl. Risse 2002, 11)), die Moglichkeit nicht-freiwilliger Non-Compliance theoretisch
moglich und zu einem Argument, welches den Grundstein fiir die Management-Literatur der
1990er Jahre legte (vgl. Abschnitt 2.2).

Um eine zeitliche Komponente erweiterte der historische Neoinstitutionalismus das Ana-
lysespektrum von internationalen Institutionen, ankntipfend an Erkenntnisse aus der Verglei-
chenden Politikwissenschaft (vgl. Thelen und Steinmo 1992; Hall und Taylor 1996a; Pierson
2000). Grundsétzlich der Entwicklung rationaler Institutionalismus-Ansitze folgend (vgl. Che-
ckel und Katzenstein 2009) erachten Vertreter jenes Ansatzes internationale Strukturen als Spie-
gel der Vereinbarungen zweier oder mehrerer Akteure zu spezifischen kritischen Augenbli-
cken. Eine typische Fragestellung historischer Institutionalisten beinhaltet die Etablierung von
Kausalzusammenhéingen zwischen historischen Ereignissen und den empirisch diagnostizier-
baren, variierenden Auspragungen internationaler Vereinbarungen (Aspinwall und Schneider
2000, 6; Stein 2008, 215). Fruchtbar fiir die Forschung zur Wirkung internationaler Institutionen

auf staatliches Verhalten wurde der historische Institutionalismus im Zusammenhang mit dem
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Konzept der sogenannten Pfadabhéngigkeit, einem Ansatz, wonach politische Entscheidungen
zwischen mehreren Alternativen langfristige, strukturelle Folgen nach sich ziehen kénnen (vgl.
Pierson 2000; Lippert et al. 2001; Grittersova 2013) (vgl. auch Abschnitt 2.3.3).

Bedeutung im Kontext der leitenden Fragestellung der vorliegenden Untersuchung
erlangte ferner der soziologische Neoinstitutionalismus. Wahrend rationale Neoinstitutio-
nalisten internationale Koordinations- und Kooperationsformen tendenziell der &dufierlichen
Form nach analysierten, gingen Vertreter des soziologischen Ansatzes zu einem erweiterten,
kulturell geprégten internationalen Institutionenbegriff tiber. Sie begriffen Institutionen als
eine Menge von formellen sowie informellen Verhaltensstandards, sogenannten Normen, und
maflen ihnen eine fundamental-konstitutive Wirkung sowohl auf staatliches Verhalten als
auch auf die Identititen der beteiligten Akteure bei (Meyer und Rowan 1977a; DiMaggio
und Powell 1983; vgl. auch Hall und Taylor 1996a; Aspinwall und Schneider 2000, 4; Pollack
2008; Kleine 2014). Im Gegensatz zu den klassischen instrumentellen Handlungstheoretikern
charakterisieren soziologische Institutionalisten Staaten als eingeschrankt rationale Akteure,
welche im Umfeld institutioneller Arrangements bestimmte Normen erlernten und langfristig
internalisierten. Dieses, an der sogenannten normativen Rationalitédt (einer Art moralischer
Verpflichtung, auch Handlungslogik der Angemessenheit genannt) ausgerichtete, Handeln
wurde als ein Resultat passiver Sozialisierungsprozesse identifiziert, welche es den Akteuren
ermoglichten, angemessenes Verhalten in der internationalen Arena zu ermitteln (vgl. March

und Olsen 1998; Risse 2000, 4ff.; March und Olsen 2006; Borzel und Risse 2009, 6).

Die weltweite Proliferation internationaler Vertrage, Organisationen, Schiedsgerichte sowie
regionaler Kooperationsformen spiegelt tendenziell eher neoinstitutionalistische als (neo-)rea-
listische Annahmen. Analytische Liicken hat der Neoinstitutionalismus dort hinterlassen, wo
internationale Institutionen zwar als intervenierende Variable zwischen staatlichen Préferenz-
konfigurationen und Kooperationsoutcomes konzipiert wurden, jedoch nur die Existenz sowie
das Design in den Analysefokus gerieten. Dies hatte zur Folge, dass mogliche variierende Wir-
kungseffekte, Kausalmechanismen sowie institutionelle Wandelerscheinungen vernachldssigt
wurden (vgl. jedoch Nakrosis und GudZinskas 2012).

Zwar wurde der variierende Einfluss internationaler Institutionen auf nationale Politik-
und Praferenzbildungsprozesse nicht geleugnet, er blieb jedoch ausgeblendet, da empirisch
gehaltvollere Erkenntnisse, die an der Schnittstelle zur Vergleichenden Politikwissenschaft hat-
ten gewonnen werden kénnen, der wichtiger erscheinenden, von den Realisten vorgegebenen,

Perspektive auf das gesamte internationale System geopfert wurden (vgl. Milner 1997; Mar-
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tin und Simmons 1998; Cortell und Davis 2000).” Den sogenannten Komparativistischen Turn
in den IB initiierte Peter Gourevitch mittels eines einflussreichen Artikels zum , Second image
reversed” (Gourevitch 1978), einem analytischen Rahmen, welcher es ermoglichte, tiber ver-
gleichende Methoden, den wachsenden Einfluss des internationalen Systems auf nationale Po-
litikinhalte, Prozesse und Strukturen in den Blick zu nehmen (Gourevitch 1978, 1996; vgl. auch
Stein 2008, 216). Zuvor war der Einfluss von Normen auf die verschiedenen nationalen Poli-
tikdimensionen als uniform angenommen und daher eine Offnung der innenpolitischen Black
Box als irrelevant erachtet worden (vgl. Checkel 1997; Finnemore und Sikkink 2001). Nun aber
etablierte sich langsam an der Schnittstelle von 1B, Komparatistik und (spéter) Rechtswissen-
schaft zunehmend ein Fundus an empirischem Beweismaterial, der das Phanomen nationaler
Compliance-Varianz uniibersehbar und die Frage nach Strategien zur Herstellung innerstaatli-
cher Normkonformitit relevant und untersuchbar machte (vgl. Slaughter und Raustiala 2002,

341).

2.2 Strategien zur Herstellung von innerstaatlicher Normkon-
formitat

Die (neo-)realistisch-institutionalistische Auseinandersetzung hinsichtlich der Bedeutung von
Institutionen in den internationalen Beziehungen hat einen Forschungsstrang hervorgebracht,
welcher sich Strategien zur Herstellung und Erhaltung von Normkonformitat durch die na-
tionalstaatlichen Vertragsparteien widmet. Die Literatur unterscheidet als Strategieoptionen
Hilfen zur Policy-Implementation, Kontroll- und Durchsetzungsmechanismen sowie Soziali-

sierungs-basierte Ansétze.

2.2.1 Die Management-Strategie

Vertreter des Management-Ansatzes konzeptualisieren Non-Compliance problemorientiert als
Mangel an Implementationsressourcen (O. Young 1989; Chayes und Chayes 1993; Chayes et al.
1998; vgl. auch Slaughter und Raustiala 2002, 542; Tallberg 2002; Beach 2005, 119).

Eine willentliche, und daher streng zu sanktionierende Nichteinhaltung internationaler Re-
geln sei ein seltenes Ereignis, vielmehr seien es einerseits vertragsspezifische Variablen, wie

unklare Formulierungen oder unrealistische zeitliche Implementierungsvorgaben, andererseits

5Aus der frithen diirftigen IB-Forschung zur Wirkung und Effektivitdt internationalen Rechts (vgl. etwa Hart 1961;
O. R. Young 1979) ging ein beriihmtes, jedoch empirisch ungepriiftes Zitat Henkins’ in die Annalen ein, welches Com-
pliance zur allgegenwértigen Routine erklirte: ,[I]t is probably the case that almost all nations observe almost all
principles of international law and almost all of their obligations almost all of the time” (Henkin 1979, 47) (vgl. Chayes

und Chayes 1993, 177).
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landerspezifische Kapazititsschwiachen, welche die Umsetzung internationaler Vorgaben er-
schwerten (Chayes und Chayes 1993; Chayes et al. 1998; vgl. auch Borzel et al. 2007, 8).
Ausgehend von diesem Befund haben sich Vertreter der Management-Schule der Frage ge-
widmet, wie Compliance von iiberforderten Staaten dennoch gewéhrleistet werden kénne (vgl.
Slaughter und Raustiala 2002, 542). Empfohlen wurde z.B. eine ,strategy of integrated, active
management” (Chayes et al. 1998, 39), welche einem weichen, nicht-konfrontativen Ansatz
folge. Hohe Transparenz und klare Monitoring-Mechanismen erleichterten die Priifung der
Non-Compliance-Ursachen, welche anschlieffend behandelt werden konnten. Entsprechend
der ermittelten Ursache konnte die Regeleinhaltung herbeigefiihrt werden, etwa tiber koope-
rative Diskurse, finanzielle und/oder technische Unterstiitzung oder die autoritative Klarifi-
zierung evtl. missverstandlicher Vertragsregeln, bspw. im Rahmen mediatisierender Vertrags-
verletzungsverfahren (Chayes und Chayes 1993; Chayes et al. 1998; Tallberg 2002). Ahnlich
argumentieren Jacobson und Weiss, die in ihrer Untersuchung zu Umweltregimen u.a. einen
positiven Zusammenhang zwischen Compliance und der Stirkung nationaler Verwaltungsap-

parate im Sinne ihrer Implementationskapazitdten konstatieren (Jacobson und Weiss 1995).

2.2.2 Die Enforcement-Strategie

Als direkte Antwort auf die Thesen der Management-Schule verdffentlichten die Autoren
Downs, Rocke und Barsoom 1996 eine Kritik, deren Annahmen sie aus dem Realismus, den
IB-Kooperationstheorien sowie der Politischen Okonomie ableiteten (Axelrod und Keohane
1986; Mearsheimer 1994; Downs et al. 1996; vgl. auch Slaughter und Raustiala 2002, 543). Non-
Compliance werde zwar tatsdchlich, wie von den Vertretern des Management-Ansatzes be-
tont, nicht haufig registriert. Da jedoch staatliche Kernfragen von internationalen Institutionen
unberiihrt blieben, ergébe sich ein verfédlschtes Bild der Wirklichkeit. Die geringe Koopera-
tionstiefe bestehender internationaler Vertrdge habe minimale Compliance-Kosten zur Folge,
substanzielle Zugestidndnisse wiirden hingegen in einer Flut von Vertragsbriichen untergehen
(Mearsheimer 1994; Downs et al. 1996, 380).

Angesichts der Tatsache, dass, gemdfi Spieltheorie, Vertragsparteien Anreize zum Treue-
bruch ausnutzten, sobald die Compliance-Kosten den Kooperationsnutzen tiberstiegen, sei ei-
ne zwangsweise Durchsetzung (Enforcement) nur mittels umfassender Monitoring- und Sank-
tionsmechanismen maglich (vgl. Underdal 1998). Uber eine spiirbare Verteuerung von Non-
Compliance kénne das Verhalten der Akteure in eine Compliance-freundliche Richtung be-
wegt werden (Downs et al. 1996; vgl. auch Tallberg 2002, 610; Borzel et al. 2007, 5). Anders
formuliert: ,,A punishment strategy is sufficient to enforce a treaty when each side knows that

if it cheats it will suffer enough from the punishment that the net benefit will not be positive”
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(Downs et al. 1996, 385). Alternativ zu sanktionsbewehrten Instrumenten konne auch versucht
werden, eine Verdnderung der Kosten-Nutzen-Kalkulation von nationalen Akteuren tiber po-
sitive Anreize, etwa finanzielle oder juristische Unterstiitzung, herbeizufiihren (vgl. Dorn und
Fulton 1997; Tallberg 2002; Versluis 2005, 18).

Die ideale Compliance-Strategie eines Enforcement-Theoretikers finde folgende Auspra-
gung: durch effektive Monitoring-Vorrichtungen fiele eine Vertragspartei als Compliance-Siin-
der auf, erhielte glaubwiirdige Anreize und Sanktionsandrohungen und erfiihre je nach Hand-
lung eine entsprechende, entschlossene Reaktion der internationalen Gemeinschaft (vgl. Mar-
tin 1993; Dorn und Fulton 1997, 36). Eine derart konzertierte Sanktionierung kénnte das Ge-
meinschaftsgefiihl stirken und angemessenes Verhalten etablieren (vgl. Horne und Cutlip
2002, 287). Downs et al. (1996) gestehen jedoch ein, dass etwa militdrische Sanktionen nicht
immer eine Option seien, und daher eine zwangsweise Normdurchsetzung erst nach sorgfalti-

ger Abwégung erfolgen sollte (ebd., 399).

2.2.3 Die Sozialisierungs-Strategie

Theoretiker mit sozialkonstruktivistischem Hintergrund nahmen die Frage nach der Rolle von
Normen, Ideen und Identitdten innerhalb der internationalen Beziehungen ernst und erarbei-
teten in der Folge verschiedene Dimensionen und Mechanismen sogenannter internationaler
Sozialisierungsprozesse.

Im Fokus sozialkonstruktivistischer Argumentation steht die wechselseitige Beeinflussung
von Handlung und Struktur sowie die Endogenisierung von Interessens- und Identitatsbil-
dung (vgl. Jupille et al. 2003, 14). Ahnlich wie im soziologischen Neoinstitutionalismus dienen
Institutionen, verstanden als ,,collection of practices and rules” (March und Olsen 1998, 948),
einerseits der Bereitstellung aggregierter Verhaltensstandards, an denen Akteure ihr Handeln
ausrichten kénnen.

Andererseits bilden sich diese Verhaltensstandards erst tiber die soziale Interaktion von Ak-
teuren innerhalb eines bestimmten Umfelds aus, infolgedessen Staaten sowie das internationa-
le Staatensystem selbst blofse Wirklichkeits-Konstruktionen darstellen (Wendt 1992; Checkel
1998; Finnemore und Sikkink 1998; vgl. auch Stein 2008, 207). Damit kennen staatliche Akteu-
re nach konstruktivistischem Verstandnis keine exogen vorgegebenen und stabilen Interessen,
da diese im Rahmen von Sozialisierungsprozessen Wandel unterworfen sind (vgl. Jupille et al.
2003, 14).

In einer radikalen Interpretation dieses Ansatzes identifizieren Vertreter des interpretati-
ven und kritischen Konstruktivismus die Sprache als diejenige Struktur, die Akteursinteres-

sen konstituiert (vgl. ebd., 15). Konventionelle Konstruktivisten hingegen verbleiben zwecks
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besserer Ankniipfungspunkte zur wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit dem Rationa-
lismus zum einen epistemologisch auf gleichem positivistischen Terrain, zum anderen richten
sie ihren Blick in erster Linie auf den Einfluss von Normen, wie vom soziologischen Neoin-
stitutionalismus konzipiert als formale und informelle Standards fiir angemessenes Verhalten,
auf Akteursidentitdten und -handlungen (vgl. Fierke 2002, 332).

Schon 1977 hatte Bull die Rolle einer Weltgesellschaft, die in Fragen grundlegender Normen
Einigkeit zeigte, als notwendige Bedingung fiir die Geltendmachung internationalen Rechts
betont. In einer Weiterentwicklung Bulls Gedankens sahen auch Kratochwil und Ruggie in
der intersubjektiven Verstindigung tiber Verhaltensstandards zwischen nationalen Akteuren
eine Voraussetzung fiir das Funktionieren internationaler Regime (Bull 1977; Kratochwil und
Ruggie 1986; vgl. auch Simmons 1998, 86).

Nach dieser Vorstellung spiegelt die Bereitschaft zu Compliance im Zusammenhang mit
internationalen Institutionen den Glauben an die Legitimitédt der Regeln und/oder der Quelle
derselben wider (vgl. Borzel et al. 2007, 10).

Die Bedeutung von Legitimitit, definiert als ,assumption that the actions of an entity are
desirable, proper, or appropriate within some socially constructed system of norms, values, be-
liefs, and definitions” (Suchman 1995, 574), hatte schon Max Weber in seiner Typologisierung
der drei legitimen Herrschaftsformen hervorgehoben (Weber 1968). Legitime Herrschaft zeich-
ne sich dadurch aus, dass die Werte von Herrscher und Unterworfenen {ibereinstimmten (vgl.
Ikenberry und Kupchan 1990, 289). Erst durch die Legitimitdt werde Macht zu Herrschaft (vgl.
Hurd 1999, 400).

Trotz fehlender Zentralgewalt lasst sich das Konzept der Legitmitit auch auf das heuti-
ge internationale System {ibertragen. Ende der 1980er Jahre stellte Franck die These auf, das
international hohe Compliance-Niveau sei auf die Legitimitit der vereinbarten Normen und
Regeln zuriickzufiihren, die Compliance zum Normalfall und Non-Compliance zur kostspie-
ligen Ausnahme mache (Franck 1988; vgl. auch Slaughter und Raustiala 2002, 341).

Hurd zeigte die Funktionen von Legitimitét fiir Compliance-Akteure auf. Zum einen diene
die Wahrnehmung von Legitimitit als Mafistab und innerliche Rechtfertigung fiir Complian-
ce. Zum anderen baue diese einen moralischen Druck auf, der dazu fiihre, dass Akteure die als
legitim angesehene, Autoritét entfaltende Norm, verstarkt durch Routinisierung, internalisier-
ten, und ihre Interessen daran gewohnheitsméflig ausrichteten (Simmons 1998, 86; Hurd 1999,

387; Schimmelfennig 2005a, 831).
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Erkenntnisse der Sozialisierungsforschung

Die Bestimmung der Umstidnde und der Mechanismen, die zur Interessens- und Verhaltens-
anderung eines Akteurs gefiihrt haben, sind in der Regel das Ziel von Sozialisierungsstudien,
welche in der Anzahl deutlich geringer sind als Untersuchungen, die politische Entscheidungs-
trager als instrumentell kalkulierende Akteure mit exogen gegebenen Priferenzen konzipieren
(vgl. Ziirn und Checkel 2005, 1048).

Nach sozialkonstruktivistischer Handlungslogik verandert sich das Verhalten von Akteu-
ren, wenn eine Umdefinierung zumindest der Interessen der jeweiligen Akteure vorangegan-
gen ist. Dieser Prozess, in welchem ein Akteur alte Werte in neuem Licht betrachtet oder ganz-
lich neue Normen und Einstellungen internalisiert, indem er auf , specific environmental sti-
muli in specific social-psychological environments” (Johnston 2005, 1014) reagiert, wird von
der Forschung als (erfolgreiche) Sozialisierung bezeichnet.

Die Sozialisierungsforschung geht auf Erkenntnisse von Soziologie und Sozialpsychologie
zuriick, nach denen das Individuum ein soziales Wesen ist, dessen Identitét sich im fortwihren-
den Wechselspiel von Bewusstsein und Umwelt forme (vgl. Berger 1966, 106). Diese Umwelt
konne sowohl als Akteur als auch als Struktur verstanden werden. Die Struktur fungiere dabei
als Forum fiir Sozialisierungsprozesse. Als Akteur hingegen spiele die Umwelt, beispielswei-
se in Form einer Institution, eine aktive Rolle als sogenannter Sozialisierungssender, der den
Sozialisierungsempfanger in die Normen und Regeln einer bestimmten Gemeinschaft einfiihre
(vgl. Checkel 2005, 804; Ziirn und Checkel 2005, 1049). In die Selbst-Definition des Individuums
flossen damit neue intersubjektive Perzeptionen der Organisation und des Selbstverstandnis-
ses der betreffenden Gemeinschaft sowie neue Vorstellungen {iber den Zweck und das eigene
Verhiltnis in Bezug auf die Interaktion mit diesen Anderen ein (vgl. Gheciu 2005, 976).

Verlaufe die Einfiihrung des Individuums in eine Gemeinschaft erfolgreich, dann verhal-
te sich dieser Akteur innerhalb des spezifischen Umfelds, gemdfS dem Sozialisierungsansatz,
den Normen entsprechend, und zwar nicht mehr kalkulierend, sondern aus Uberzeugung. Die
Einhaltung der Regeln, also Compliance, sei demnach ein Hinweis darauf, dass die den Akteur
dominierende Handlungslogik sich verandert habe, fort von einer Logik der Konsequenzen hin
zu einer Logik der Angemessenheit (vgl. Checkel 2005, 804).

Auch wenn angemessenes Verhalten ein gewisses Maf$ an Norminternalisierung vorausset-
ze, sei dennoch denkbar, dass Akteure ihre Rolle lediglich strategisch sehr gut spielen konnen.
Daher unterscheiden Autoren der Sozialisierungsforschung zwei Sozialisierungslogiken, die
der partiellen (Typ I) sowie die der vollstindigen (Typ II) Norminternalisierung (vgl. ebd.,
804f.).

Die wenigen bisher durchgefiihrten Studien zu Sozialisierung im internationalen Kontext
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zeichnen ein ambivalentes Bild. Zumindest die Existenz des Mechanismus konnte Hooghe in
ihrer Studie zum Sozialisierungspotential innerhalb internationaler Institutionen empirisch be-
legen, ohne jedoch dem Befund grofle Relevanz beizumessen (Hooghe 2005).

Die Bedeutung von Innenpolitik und nationalen Sozialisierungsprozesse fiir Complian-
ce mit internationalen Normen wurde von Autoren wie Hooghe (2005), Johnston (2005) und
Checkel (2001, 2007, mit Ziirn 2005) hervorgehoben. Angesichts der Vielfalt von nationalen
Erfahrungen, Diskursen, Institutionen, Regierungskonstellationen, etc. scheinen internationa-
le Normen auf vielfiltigste Art wahrgenommen und umgesetzt zu werden (vgl. Finnemore
und Sikkink 1998, 893; Ziirn und Checkel 2005, 1068). So haben beispielsweise Finnemore und
Sikkink die Rolle von nationalen Normunternehmern, d.h. Advokaten bestimmter Verhaltens-
standards, fiir die erfolgreiche Diffusion internationaler Normen betont (vgl. Finnemore und
Sikkink 1998, 893).

Aufgrund des sogenannten , Primacy Effektes” scheinen nationalstaatliche Akteure ihre In-

teressen generell eher nach nationalen Kategorien zu modellieren, denn:

[Sltate agents’ first and most intensive period of socialization occurs inside the main
institutions of state socialization (for example, education systems) and from expos-
ure to the myriad symbols of state sovereignty — national anthems, passports, po-
litical participation in national rather than supranational collective expressions of
a will (voting), and so on. Thus it should not be surprising that the strongest alle-
giances are to the state and its definitions of interest. (Johnston 2005, 1026, vgl. auch

Hooghe 2005, 868f.)

Obgleich die innenpolitische Konstellation von Akteuren, Parteipraferenzen und Vetospielern
einen erheblichen Einfluss auf den jeweiligen Sozialisierungseffekt auszuiiben scheint (vgl.
Ziirn und Checkel 2005, 1070), wurde das Zusammenspiel der beiden, nationalen und inter-
nationalen, Ebenen, theoretisch bislang nur unzureichend behandelt (vgl. Ziirn und Checkel

2005, 1075; Checkel 2007, 68).

2.3 Erklarungsansitze fiir das EU-Compliance-Verhalten der
EU-8

Wie bewédhren sich die vorgestellten institutionalistischen Modelle zur Erklarung von Com-
pliance infolge regulatorischen Drucks in der Anwendung auf das mittelosteuropéische Fall-

beispiel?
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2.3.1 Europdisierungsforschung

Die Analyse von staatlichen Politikprozessen in Zeiten von Globalisierungs-induziertem Wan-
del lauft Gefahr unvollstindig zu bleiben, wenn die respektiven Entscheidungs-Prozesse aus-
schlieflich durch das institutionelle Wechselspiel im nationalstaatlichen Kontext, ohne Bertick-
sichtigung des Einflusses externer Akteure, erfolgen (vgl. Tsebelis 1995, 2002; Béland und Oren-
stein 2010, 10; Exadaktylos und Radaelli 2012). Die Theorien der IB wiederum versdumten
lange Zeit nationale Praferenzbildungsprozesse zur Erklarung von internationalen Koopera-
tions- und Implementationsoutcomes ins Blickfeld zu nehmen. Wenig verwunderlich daher,
dass der Einfluss der komplexesten internationalen Organisation, der Europdischen Union, auf
nationale Politikinhalte erst allméahlich (etwa um die Jahrtausendwende) in Schwung kam. Die
Wirkungen der EU, insbesondere auf die EU-15, wurden auf Analysefelder wie nationale Par-
teiensysteme, Identitatsbildungsprozesse im Spannungsfeld von Nationalstaat und européi-
scher Gemeinschaft, Regionalisierungstendenzen, auch Politikstile bezogen (vgl. Borzel und
Risse 2000; Hix und Goetz 2000; Cowles et al. 2001; Borzel 2002; Borzel und Risse 2003, 2007;
Goetz und Meyer-Sahling 2008). Ein neues Kapitel in der sogenannten Européisierungsfor-
schung wurde im Zusammenhang mit der Betrittsvorbereitung und der anschlielenden EU-
Osterweiterung um die grofie Gruppe mittelosteuropdischer EU-Nachbarstaaten aufgeschla-
gen (vgl. etwa Michaels und Stevick 2009; Pitschel und Bauer 2009; Vachudova 2009). Jetzt rich-
tete sich der Fokus der Europdisierungsliteratur nicht mehr nur nach innen, sondern auch tiber
die EU-Grenzen hinaus und miindete in dem nunmehr stark ausgebauten und durch Erkennt-
nisse der Governance-, Demokratisierungs-, Transformations- und Complianceforschung an-
gereicherten Forschungsstrang der sogenannten Ostlichen Européisierung.® Ein Leitmotiv der
Europdisierungsforschung jenseits der EU-Grenzen, welche jlingst die External Governance-
Forschung bzw. Diffusionsforschung inspiriert hat (vgl. Beichelt 2012, 2), umfasst die theore-
tisierende Frage nach den Effekten und Mechanismen unter denen EU-Normen in Nicht-EU-

Mitglieder bzw. (potentielle) Beitrittskandidaten transferiert wurden.”

2.3.2 Compliance-Strategien der Europdischen Union

Mit der institutionalistischen Wende in der EU-Forschung wurde auch die Frage relevant, auf

welchem Wege und mit welchem Erfolg die europdische Staatengemeinschaft dem Einfluss

6Agh 1999b; Goetz 2001; Grabbe 2001, 2003; Papadimitriou und Phinnemore 2003; Dimitrova und Pridham 2004;
Kelley 2004; Schimmelfennig und Sedelmeier 2004; Schimmelfennig 2005a; Pridham 2007a, 2008b; Toshkov 2008; Di-
mitrova und Toshkov 2009; Pitschel und Bauer 2009; Schimmelfennig und Trauner 2009; Sedelmeier 2009; Steunenberg

und Toshkov 2009; Trauner 2009a; Vachudova 2009; Cirtautas und Schimmelfennig 2010.
7Hettne 2002; Lavenex 2004; Schimmelfennig und Sedelmeier 2004; Freyburg et al. 2009; Lavenex et al. 2009; La-

venex und Schimmelfennig 2009; Trauner 2009a; Scott und Liikanen 2010; Borzel und Risse 2012b; Van Hiillen 2012.
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ihrer, im Rahmen des EU-Acquis, kodifizierten Normen auf nationale Politik Vorschub leistet.

Die Umsetzung Europdischen Rechts obliegt, geméaf3 Artikel 288 des Vertrags tiber die Ar-
beitsweise der EU (AEUV), den EU-Mitgliedstaaten. Die EU verfiigt jedoch tiber ein ausge-
sprochen breit gefachertes Strategiearsenal zur Forderung der Um- und Durchsetzung Eu-
ropdischen Rechts, sowohl in EU-Mitgliedstaaten als auch zum Transfer von EU-Normen in
(potentielle) Beitrittskandidaten und europdische Nachbarldnder (Tallberg 2002; Borzel 2003b;
Szukala 2012). Die Strategieoptionen lassen sich klassischerweise, wie unter Abschnitt 2.2 be-
schrieben, in Implementationshilfen, Kontroll- wie Durchsetzungsmechanismen sowie Sozia-

lisierungs-basierte Ansétze einteilen.

2.3.2.1 EU-Implementationshilfen

Im Unterschied zur Mehrheit internationaler Organisationen verfiigt die EU iiber substantielle
Ressourcen, um die finanziellen, administrativen und technischen Kapazititen ihrer Mitglieder
und EU-Beitrittskandidaten tiber Forderprogramme zu erweitern (vgl. Tallberg 2002, 615f.).
Im Rahmen des EU-Osterweiterungsprozesses etwa wurden Heranfithrungsinstrumente wie
PHARE, ISPA oder SAPARD geschaffen, um die strukturellen Bedingungen fiir die Ubernahme
des EU-Acquis und einen Anschluss an die wirtschaftliche Entwicklung der alten EU-Mitglie-
der zu ermoglichen (vgl. unter Abschnitt 4.3). Diese EU-Forderhilfen wurden an Fortschritte
hinsichtlich der, in den Assoziierungsabkommen fiir jedes Land individuell festgelegten, Re-
formziele konditionell gekntipft (Krenzler und Everson 1998; Grabbe 1999). Stellenweise konn-
ten Ubergangsfristen zur Losung komplexer Acquis-Ubernahmeherausforderungen zwischen
EU und Beitrittskandidat verhandelt werden (Kommission der Europdischen Gemeinschaften
1997; Europdische Kommission 2003). Abhilfe bei konkreten Acquis-Umsetzungsproblemen
sollten dezentrale, wissens- und vertrauensbasierte Austauschprogramme schaffen, etwa das
1998 ins Leben gerufene Twinning-Programm zur Unterstiitzung der reformbediirftigen Ad-
ministrationen in den zukiinftigen EU-Mitgliedstaaten (Europdische Kommission 2005; vgl.
auch Tallberg 2002, 615¢.). Dartiber hinaus wurden, u.a. infolge des Vertrauensbruchs durch die
Europédische Kommission (EK) unter Jacques Santer 1999, auf intergouvernementaler ad-hoc-
Basis Agenturen zur Ausbreitung von autoritativem, unabhingigem Know-How innerhalb der
europdischen Gemeinschaft gegriindet (Versluis 2005) (vgl. Fuinote 56 unter Abschnitt 4.3).
Des Weiteren bemiiht sich die EK um Transparenz und die Bereitstellung von Implemen-
tations-Informationen, indem sie regelmiflig, insbesondere zu komplexen Politikfeldern und
Richtlinien, Leitfiden und Hinweistexte zur Interpretation unklarer Begriffe und Vorgaben
veroffentlicht, wissenschaftliche Studien zur Richtlinienevaluation in Auftrag gibt, und tiber

Urteile des Européischen Gerichtshofs aufklart (Tallberg 2002, 615f.; vgl. etwa Europdische
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Kommission 2009, 2013b). Eine Form weicher, doch zugleich, vor dem Hintergrund des so-
genannten hierarchischen Schattens (vgl. Borzel 2010), autoritativer und glaubwiirdiger Re-
gelinterpretation fiir EU-Mitglieder im Sinne des IB-Management-Ansatzes verlauft iiber die
informell gehaltenen Vorstufen des offiziellen EU-Vertragsverletzungsverfahren gemafs Artikel

258 AEUV (vgl. Tallberg 2002, 617).

2.3.2.2 EU-Durchsetzungsstrategien

Der informelle Aushandlungsprozess zwischen EU und Nationalstaat, welcher besagte Vorver-
fahren zum vermuteten Bruch Europédischen Rechts durch die jeweiligen EU-Mitgliedstaaten
dominiert, kann auch als Element der vielseitigen EU-Durchsetzungsstrategie konzeptualisiert
werden, welche darauf abzielt, politische Kalkulationen der EU-Staaten, mit Non-Compliance
als préiferiertem Outcome, irrelevant zu machen. Nach Tallberg verstarken und ergénzen sich
glaubwiirdige, effektive und transparente EU-Monitoring- und Sanktionierungsinstrumente
sowie kapazitdtsstirkende Implementionshilfen gegenseitig, indem sie ,den Druck erhohen
und Compliance zu einer immer attraktiveren Option fiir Mitgliedstaaten machen” (ebd., 617).
Dieser durch ein supranationales Gemeinschafts-Organ ausgetibte Druck spiegele sich wider
in der Erhohung der finanziellen, personellen sowie sozialen Kosten von Non-Compliance.
Spielarten umfassten hierbei sowohl die Drohung, die Behandlung des vermuteten bzw. kon-
statierten Vertragsbruchs an den Europédischen Gerichtshof zu iiberweisen (ebd., 637) sowie ei-
ne dffentliche Brandmarkung von Compliance-Stindern in Form von Pressemitteilungen und
Implementationsberichten (fiir die mittelosteuropédischen Beitrittsstaaten erfolgte eine geson-
derte Bewertung der Acquis-Angleichungsprozesse, vgl. etwa Kommission der Européischen
Gemeinschaften 2003; Europdische Kommission 2006, 2010).

Von der Forschung wurde aulerdem die Bedeutung einer effektiven zentralisierten Uber-
wachung fiir das Ziel zufriedenstellender Compliancebilanzen innerhalb der EU etabliert (Jen-
sen 2007, 451; Luetgert und Dannwolf 2009, 311; Kénig und Mader 2012). Wichtig sei, dass
das Monitoring- und Bewertungsystem von einem objektiven institutionellen Organ durchge-
fuhrt werde, das unabhéngig sei von den Mitgliedstaaten (Boyle 1991, 245). Angesichts des bis-
lang tiberschaubar gebliebenen Compliance-Defizits innerhalb der Européischen Union (Bor-
zel 2001), scheint das systematische, sukzessive zu einem Quasi-Automatismus ausgebaute
Monitoring- und Durchsetzungssystem der EK in Zusammenarbeit mit dem Europédischen Ge-
richtshof, nationalen Gerichten sowie (trans-)nationalen Akteuren Erfolge zu zeitigen, zumin-
dest jedoch die vorhandenen Handlungsoptionen auszuschopfen (Audretsch 1987, 843; Tall-
berg 2002; Borzel 2003b; Sverdrup 2004, 38). Jensen hingegen gibt in seiner quantitativen Studie

zu den europdischen Monitoringmechanismen zu bedenken, dass die zweite, dezentrale und
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am héufigsten genutzte Methode, wonach EU-Biirger, angesichts der Suprematie und des di-
rekten Effekts von EU-Recht dieses vor nationalen Gerichten einklagen bzw. (trans-)nationale
Akteure Beschwerden tiber Vertragsverletzungen bei der EK einlegen konnen, der nationalen
Durchsetzung Europédischen Rechts auch entgegen stehen kdnne, ohne diesen Befund jedoch

ausfiihrlicher zu erértern (Jensen 2007, 471).

2.3.2.3 EU-Sozialisierungs-Strategie

Theoretiker der Enforcement-Schule haben gezeigt, dass Durchsetzungsmechanismen, welche
die Kosten von Non-Compliance erhdhen, effektiv in der Wiederherstellung von Complian-
ce sein konnen, aber nicht immer realisierbar sind (vgl. Downs et al. 1996)(vgl. unter Ab-
schnitt 2.2.2). Im europdischen Kontext offenbart sich die Grenze des Sanktionierungsmecha-
nismus in der Tatsache des fehlenden Gewaltmonopols der EU. Ohne Option auf das duflerste
Sanktionierungsmittel der militarischen Gewaltanwendung erhoht sich die Wahrscheinlich-
keit, dass Staaten eines Tages in letzter Konsequenz finanzielle Non-Compliance-Strafen lang-
fristig in Kauf nehmen bzw. Urteile des Européischen Gerichtshofs ignorieren kénnten. Die
Strategie einer Manipulation der Kosten-Nutzen-Funktionen von Compliance durch die EU
hat sich zwar bislang als erfolgreich erwiesen, lduft demzufolge jedoch Gefahr, nicht nachhal-
tig zu sein. Einige sonst rationalistisch, auf der Grundlage exogener Griinde fiir Verhaltungsan-
derung, argumentierende Autoren haben in diesem Zusammenhang die Rolle von Sozialisie-
rungsprozessen betont. Fiir besseres Compliance-Management empfehlen Chayes et al. (1998)
etwa ,focusing on and improving the mundane, day-to-day interactions and discussions that
persuade actors to comply” (ebd., 62) und vermuten, dass internationale Normen, wie etwa
das sogenannte Pacta sunt servanda, durch soziale Interaktion internalisiert werden konnen
(ebd., 42). Auch Downs et al. (1996) betonen die Rolle von préferenzverdndernden Normen
und Ideen fiir Compliance-Outcomes, sehen sich jedoch auflerstande, aus diesem vagen Be-
fund konkrete Handlungsempfehlungen abzuleiten (ebd., 398). In der Zwischenzeit hat der
sogenannte Deliberative Turn der normativen Demokratietheorie die EU-Forschung erreicht,
in welcher nunmehr die Wirksamkeitsbedingungen argumentativer Uberzeugungsprozesse in
institutionalisierten Kontexten untersucht werden (Risse und Kleine 2010; vgl. auch Schmidt
2010). Interessenverandernder Normtransfer sei nicht nur denkbar als Resultat passiver So-
zialisierungsprozesse, wie vom soziologischen Institutionalismus konzipiert, sondern auch im
Kontext einer aktiven sprach- und symbolbasierten Strategie zur Herstellung von Compliance
(vgl. Beichelt 2012). Methodologische Herausforderungen haben jedoch bislang dazu gefiihrt,
dass keine systematischen empirischen Studien zu Sozialisierung als EU-Compliancestrategie

existieren.
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Der Forschungsstrang zum Einfluss transnationaler Akteure auf Compliance bietet einen
gewissen Fundus an Erkenntnissen aus denen Sozialisierungs-Studien schépfen kénnen.®
Jiingste EU-Forschungsbeitrage zur Rolle von transnationalen Normunternehmern als Advo-
katen bestimmter Verhaltensstandards fiir die erfolgreiche Diffusion internationaler Normen
arbeiteten etwa heraus, dass Ressourcen und Druckpotential jeweils die Kapazitdten dieser
Akteure als Sozialisierungsagenten erhohen konnten (Béland und Orenstein 2010, 8). Towns
verwies auf die Bedeutung sozialer Hierarchien als Kontext fiir die Wirkungsentfaltung von
internationalen Normen im nationalen Rahmen (Towns 2012, 204f.).

Im Zusammenhang mit der jungen External Governance-Forschung zeigen dem gegentiber
immer mehr Studien die Bedeutung sektoralen transgouvernementalen Austauschs fiir die Dif-
fusion europdischer Normen auf.’

Einige Autoren warnen auch vor der dunklen Seite von Sozialisierung vor dem Hinter-
grund der externen Einmischung in innenpolitische Identitdten, Strukturen und Prozesse (vgl.
Beichelt 2012; Checkel 2012). In diesem Kontext argumentieren Borzel und Risse (2012b), natio-
nale Eliten ,[could] use EU policies and institutions to push their own political agenda, please
their constituencies, and regain or consolidate their power” (ebd., 199), so dass auch mit nicht-
intendierten, etwa stabilisierenden Effekten von Sozialisierung gerechnet werden muss (vgl.

auch Borzel und Hiillen 2011).

2.3.3 Kontextbedingungen fiir staatliche Normkonformitat

Ein ausschliefllicher Fokus auf die Auspragungen der EU-Compliance-Strategien verdeckt den
Blick auf die Faktoren, welche zu zwischenstaatlicher Compliance-Varianz fithren konnen. Zu
der Frage, warum Staaten sich unterschiedlich gut an Europdisches Recht halten, hat die Euro-
péisierungsforschung eine ganze Reihe an Kontextbedingungen erarbeitet.

Generell wurde die Compliance-Bilanz in den neuen EU-Mitgliedstaaten zumeist mit einem
Fokus auf die Phase der formalrechtlichen Umsetzung Europédischen Rechts (Transposition)
erfasst und analysiert.

Knill und Tosun (2009) fithren die von ihnen, anhand einer Zahlung versandter Mahnungs-
schreiben der EK, ermittelte Transpositionsvarianz der neuen EU-Mitglieder mithilfe der Pear-
sonschen Korrelationsanalyse auf administrative Kapazitats-Varianz zuriick, aber auch auf das
Wirken von Pfadabhingigkeit in Bezug auf einen positiven Zusammenhang zwischen dem

Transpositionsverhalten vor und nach dem EU-Beitritt, den sie mit Praferenzstabilitdt begriin-

8Finnemore und Sikkink 1998; Risse et al. 1999; Barnett und Finnemore 2004, 2010; Béland und Orenstein 2010;

Checkel 2012; Van Hiillen 2012; Risse et al. 2013.
9Freyburg et al. 2009; Lavenex und Schimmelfennig 2011; Beichelt 2012; Freyburg 2012; Van Hiillen 2012; Langbein

2015.
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den (Knill und Tosun 2009, 11f.). Allzu simple Analyseinstrumente sowie der begrenzte Un-
tersuchungszeitraum (2004 — 2007) schranken die Aussagekraft der Befunde jedoch erheblich
ein.

Nach Steunenberg und Toshkov (2009), welche die Transpositionsvarianz sowohl zwischen
alten und neuen Mitgliedstaaten als auch innerhalb der EU-8 verglichen haben, fiihrt ein relativ
hoher interpretativer Ermessensspielraum bei der Transposition einer europdischen Richtlinie
zu verspéateter Compliance (vgl. ebd., 965). Die Autoren vermuten einen Zusammenhang zwi-
schen der innenpolitischen Préferenzheterogenitét, der Diskussionsintensitdt zur Umsetzung
einer umstrittenen Richtlinie und der Transpositionsdauer (vgl. ebd., 965). Als weitere unab-
héngige Variable fithren die Autoren den sogenannten ,legislativen Misfit” an, der bei star-
ker Ausprdgung verspétete Transposition zur Folge habe, da grofie rechtliche Verdnderungen
mehr Zeit in Anspruch ndhmen (vgl. ebd., 965). Die Autoren betonen jedoch, dass ihre Erkla-
rungsansatze noch weiterer theoretischer Fundierung sowie Spezifizierung bediirften, und die
von ihnen getroffene Auswahl von Richtlinien keine allgemeingiiltigen Aussagen zulasse (vgl.
ebd., 966).

Fiir die Zeit vor dem Beitritt sind sowohl Transpositionsvarianz als auch Unterschiede in
der staatlichen Anwendung des transponierten Europaischen Rechts innerhalb der EU-8 von
Hille und Knill (2006a) mithilfe von , cross-sectional data on the implementation performance
[...] of 13 EU candidate countries between 1999 and 2003” (ebd., 531) konstatiert und analy-
siert worden. Der Varianz-Befund sei durch Unterschiede in der biirokratischen Qualitit der
jeweiligen administrativen Systeme zu erklédren, nicht aber durch , political veto-manoeuvres”
(ebd., 531) (ebd., 5471f.).

Kritisiert wurde jedoch die Inkonsistenz der gewéhlten Indikatoren sowie ihre Endogeni-
tat, da die Autoren die Daten der abhéngigen Variable teilweise mit denen der unabhéngigen
Variable vermengten (Toshkov 2008, 382).

Auch Dimitrova und Toshkov (2009) identifizierten die Variable ,administrative Koordina-
tion” als notwendige, im Gegensatz zu Hille und Knill, jedoch nicht als hinreichende Bedin-
gung fiir Transpositionsvarianz innerhalb der EU-8 (ebd., 24; vgl. auch Toshkov 2008, 3971f.).
Demnach verlore die Verteilung der jeweiligen nationalen EU-Koordinations-Kapazitat mit der
Zunahme der Salienz einer umzusetzenden EU-Richtlinie an Bedeutung, wodurch ein Trans-
positionserfolg deutlich verzogert werde (Dimitrova und Toshkov 2009, 24f.). Da in der Studie
von 2009 jedoch addquate Zeitreihen fehlen und lediglich die Transposition zweier Richtlinien
in vier der neuen EU-Mitglieder qualitativ analysiert wird, scheint auch hier die Aussagekraft

der Ergebnisse begrenzt.
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2.3.4 Compliance-Mechanismen in Mittelosteuropa

Trotz der Vielfalt der dargestellten Forschungsbeitrage wurde im Hinblick auf die Frage, wie
man das Compliance-Verhalten in Mittelosteuropa erkldren kann, kaum ein generalisierbarer
wissenschaftlicher Fortschritt erzielt. Aufgrund der zahlreichen Forschungszugénge, der dis-
paraten Definitions- und Operationalisierungsansitze sowie der schwachen Bezugnahme auf
bestehende Forschungsergebnisse ist der Kumulationsgrad in der institutionalistischen Euro-
péisierungsforschung zu alten wie neuen EU-Mitgliedstaaten beschriankt (Gabel et al. 2002;
Treib 2006; Falkner et al. 2007; Hartlapp und Falkner 2009; Holzinger und Schimmelfennig
2012).

In Abgrenzung zur bestehenden Tendenz der Akkulumation vereinzelter unabhangiger
Variablen stellt der Wechsel auf die ganzheitliche qualitative Perspektive des Prozesses des
innerstaatlichen Wandels eine Bereicherung dar, da auf diesem Wege ein tiefergehendes
Verstdndnis der wirksamen Kausalzusammenhédnge erarbeitet werden kann (Barrett 2004).
Europdisierungs-, Demokratisierungs- und External Governance-Forschung haben erortert,
welche Mechanismen bei dem Transfer europdischer Normen aufierhalb des EU-Territoriums
gewirkt haben konnten.!” Prominentes Beispiel ist der Konditionalitdtsmechanismus des soge-
nannten External Incentives-Modells, dessen Vorhersagen im Folgenden vorgestellt und mit-

tels einer Plausibilitatsprobe gepriift werden.

2.3.4.1 Der Konditionalitits-Mechanismus

Die Kniipfung der EU-Aufnahme und des Zugangs zu Implementationshilfen an die Erfiil-
lung der umfassenden Beitrittskriterien (Kopenhagener Kriterien) hat zur Folge, dass der EU-
Beitritt als Belohnung fiir kostspielige politische und sozio-6konomische Reformen konzipiert
werden kann (vgl. Dimitrova 2002b, 175). Das rationalistische Lager der Europdisierungs- und
External Governance-Forschung hat die, einem hierachischen Governance-Modus folgende,
machtasymmetrische EU-Strategie der finanziellen und symbolischen Belohnung normkonfor-
men Verhaltens der Beitrittskandidaten als erfolgreich eingestuft: ,According to the external
incentives model, EU external governance mainly follows a strategy of conditionality in which
the EU sets its rules as conditions that the CEECs [Central Eastern European Countries] have
to fulfil in order to receive EU reward” (Schimmelfennig und Sedelmeier 2004, 663). Innerstaat-
licher Wandel im Einklang mit den Vorgaben des EU-Acquis erschien den Beitrittskandidaten
trotz der damit verbundenen Kosten demnach insofern sinnvoll, als der auf der Grundlage ei-

nes Sets an innerstaatlichen Interessen berechnete vorweggenommene Nutzen die Kosten der

10Vgl. Pridham 2000, 2001; Vachudova 2001; Lavenex 2002; Schimmelfennig und Sedelmeier 2004; Pridham 2007c;
Hollyer 2010; Grittersova 2013.
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Status-Quo-Verdnderung tiberstieg.

Mit dem Beitritt der acht mittelosteuropdischen Staaten zur EU im Mai 2004 erschienen
die Demokratiekonsolidierenden Bemiihungen der EU tatsdchlich Friichte zu tragen. Der eu-
ropédische Besitzstand war von den neuen Mitgliedern (bis auf ausgehandelte Ausnahmen)
relativ rechtzeitig und zufriedenstellend transponiert worden (Sedelmeier 2008a, 810). Doch
stellte sich nun die Frage, als wie nachhaltig sich die, in so unvorstellbarem Tempo vollzogene,
Rechts-Anpassung erweisen wiirde (Dimitrova 2010). Statt der Mitgliedschaftsverweigerung
drohen seit dem Beitritt ,lediglich” finanzielle Strafen bei Non-Compliance, zu deren Feststel-
lung durch den Europdischen Gerichtshof es erheblichen zeitlichen und administrativen Auf-
wandes bedarf (vgl. Sedelmeier 2008a, 810). Gemifl Konditionalitdtsansatz hitte der Wegfall
des Beitrittsanreizes zu einer Umkehrung des Vorzeichens bei den bis zum Beitritt positiven
Kosten-Nutzen-Kalkulationen der jeweiligen Regierungen fiithren miissen. Daher warnten die
Autoren Schimmelfennig und Sedelmeier im Hinblick auf die Zeit nach der Aufnahme der
EU-Beitrittskandidaten vor einem Anstieg von Non-Compliance in den mittelosteuropdischen
Staaten (Schimmelfennig und Sedelmeier 2004, 676). Verschirft wurde diese Gefahr durch die
Unzuldnglichkeiten und mangelnde Expertise der EK im Umgang mit den mittelosteuropai-
schen Beitrittskandidaten (Grabbe 2001, 1025ff.). Unter den Beitrittskandidaten habe lange Zeit
Unklarheit tiber die konkreten Ziele und Wege zur Zielerreichung geherrscht, die die EU, auf-
grund der Vielzahl ihrer Akteure und der damit verbundenen Prioritdtsvielfalt, nicht habe be-
seitigen konnen (ebd., 1025ff.). Dartiber hinaus sei von der EK blind ein Standard-Demokra-
tiemodell ohne Kompabilitdtspriifung gefordert worden (Haukenes und Freyberg-Inan 2013,
1287).

Der Decoupling-Effekt

Nachdem in den Analysen der Compliance-Performanz der EU-Mitgliedstaaten haufig ledig-
lich die Transpositionsphase untersucht wurde (fiir die neuen EU-Mitgliedstaaten vgl. etwa
Sedelmeier 2008a; Dimitrova und Toshkov 2009; Knill und Tosun 2009), ist erst in jiingster Zeit
die Frage nach dem potentiellen Decoupling-Effekt (Falkner et al. 2008; Pridham 2008b; Schim-
melfennig und Trauner 2009; Avdeyeva 2010; Batory 2010; Zhelyazkova und Schimmelfennig
2013) zurtiickgekehrt, so dass die Zahl an, zumeist qualitativen, Studien zur Anwendungsbi-

lanz wichst.!1/12

fir die neuen EU-Mitgliedstaaten vgl. Mackeviciute 2005; Borissova 2007; Sissenich 2007; Falkner und Treib 2008;

Falkner et al. 2008; Lendvai 2008; Krizsan 2009; Maniokas 2009; Avdeyeva 2010; Kanakoudis und Tsitsifli 2010.
12 Neben den klassischen Compliance-Studien zur Umsetzung von Richtlinien haben einige Autoren auch die Ef-

fekte der politischen EU-Beitrittskonditionalitdt, insbesondere im Hinblick auf demokratische Konsolidierungsmaf-
nahmen sowie auf die Anwendung des, von der EU geforderten, Minderheitenschutzes in den mittel- und osteuro-

péischen Beitrittskandidaten unter die Lupe genommen (Pridham 1999; Lavenex 2002; Dimitrova und Pridham 2004;
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Das wiederentdeckte Interesse an der Entkopplung formeller von faktischer Compliance
(vgl. Falkner et al. 2005, 18; Mastenbroek 2005, 115; Falkner et al. 2008; Avdeyeva 2010; vgl.
auch Meyer und Rowan 1977a), entspringt dem verbliiffenden Befund, dass vermutlich keine
Auflosung der, entsprechend den Bestimmungen des EU-Acquis, neueingerichteten innerstaat-
lichen Institutionen zu beobachten ist (vgl. Epstein und Sedelmeier 2008; Sedelmeier 2008b,
2009, 2012). Der Konditionalitdtsansatz, dessen Stdrke in der Erkldrung der kostenintensiven
Acquis-Implementation innerhalb der EU-8 vor dem EU-Beitritt lag, hat fiir die Zeit nach dem
Beitritt an Erkldrungskraft verloren. An die Stelle des positiven Beitrittsanreizes ist die negative

Sanktionierungsgefahr durch die EK getreten. Sie jedoch scheint

far less powerful than the threat of withholding membership altogether. If govern-
ments weigh the costs of compliance with EU law against the costs of the potential
sanctions (especially when taking into account the long time lag between opening
infringement procedures and the actual imposition of fines), they are less likely to

be deterred from non-compliance than prior to accession. (Sedelmeier 2012, 21)

Rationalisten haben die Erkldrungsliicke versucht zu schlieffen und das Problem mit der
verdnderten Anreizstruktur zu umgehen, indem sie auf den aus der Implementationslite-
ratur bekannten Decoupling-Effekt ,between structures and activities” (Meyer und Rowan
1977b, 357) zuriickgreifen. Angenommen wird, dass die, sich nach dem EU-Beitritt negativ ent-
wickelnde, Kalkulation der nutzenmaximierenden Implementationsakteure die Wahrschein-
lichkeit erhoht, dass die erwarteten Compliance-Kosten durch mangelhafte Anwendung und
Durchsetzung reduziert werden (vgl. Falkner und Treib 2008; Falkner et al. 2008; Sedelmei-
er 2008a; Falkner 2010). Der erwartete negative Zusammenhang zwischen Compliance-Kosten
und Compliance-Performanz wird hierbei demnach in Bezug auf die Transformationsphasen
heruntergebrochen. Dies wird damit begriindet, dass die Kosten fiir die nationale Kodifizie-
rung Européischen Rechts als geringer eingestuft werden als die Ausgaben fiir ihre praktische
Implementation; dartiber hinaus wird davon ausgegangen, dass nationale Anwendungs-Siin-
der darauf spekulieren, dass die kapazitir eingeschrinkte internationale Monitoring-Instituti-

on auf diesen Tatbestand von Non-Compliance nicht aufmerksam wird.

Wiener und Schwellnus 2004; Schimmelfennig 2005b; Pridham 2007b; Epstein und Sedelmeier 2008; Pridham 2008a,b;
Sasse 2008; Krizsan 2009; Levitz und Pop-Eleches 2009; Maniokas 2009; Schwellnus und Baldzs 2009; Trauner 2009b;
Vachudova 2009; Batory 2010; Fabidn 2010; O’'Dwyer 2010; McDonagh 2011; Solska 2011; Richter 2012; Spendzharova
und Vachudova 2012; Vachudova 2014).
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Plausibilititsprobe

Im Folgenden gepriift werden soll, ob die Compliance-Performanz der neuen EU-Mitgliedstaa-
ten nach 2004 von der rationalistisch inspirierten Forschungsgemeinde korrekt vorhergesagt
wird. Zwei Vorhersagen kénnen aus dem Forschungsstand destilliert werden: die Compliance-
Performanz der neuen EU-Mitgliedstaaten miisse schlechter ausfallen als die der alten EU-Mit-
glieder; die Anwendungsbilanz in den neuen EU-Mitgliedstaaten miisse sich seit 2004 deutlich
verschlechtert haben (Decoupling-Effekt).

Beide Vorhersagen konnen auf der Grundlage von Daten der EK zu Vertragsverletzungs-
verfahren direkt widerlegt werden. So eroffnet sich Raum fiir neue Ideen, die die Compliance-
Performanz in Mittelosteuropa erkldren.

Jiingste Befunde der Europdisierungsforschung zur Compliance-Bilanz in den neuen EU-
Mitgliedstaaten registrieren {iberdurchschnittlich gute Performanzwerte fiir die EU-8 (Epstein
und Sedelmeier 2008; Falkner et al. 2008, 164; Sedelmeier 2008a; Steunenberg und Toshkov
2009; Sedelmeier 2012).!*> Im Vergleich zu den alten EU-Mitgliedern wurden sowohl weniger
Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet als auch bereits laufende rascher wieder eingestellt
(Steunenberg und Toshkov 2009, 966).1

Um diese Befunde plausibilisieren zu kénnen, tiberpriife ich anhand des gangigsten Indika-
tors der EU-Compliance-Forschung,'® ob gegen die neuen EU-Mitgliedstaaten'® weniger Ver-
tragsverletzungsverfahren, welche zumindest die Stufe , mit Begriindung versehene Stellung-

nahme” erreicht haben, eingeleitet wurden.” Es werden zunichst die Gesamtanzahl der o.g.

13Dieser Befund gewinnt an Deutlichkeit im Vergleich zur Performanz der Staaten der siidlichen EU-Erweiterung in
den 1980er Jahren, aber auch zu den Reformfortschritten in weiteren Beitrittskandidaten, potentiellen Bewerbern und
Nachbarldandern aus dem sowjetischen Einflussbereich. Wéhrend in Mittelosteuropa demokratische Reformprozesse
iiber den EU-Beitrittsprozess konsolidiert werden konnten, stagniert die Entwicklung in zahlreichen postkommunis-
tischen Landern (Kitschelt 2003; Vachudova 2005, 2009; Spendzharova und Vachudova 2012; Borzel 2014; Mungiu-

Pippidi 2014; Sedelmeier 2014).
14Fiir eine Diskussion des Indikators Vertragsverletzungsverfahren, vgl. Abschnitt 4.3.4.
15 Anzahl der Vertragsverletzungsverfahren nach Art. 258-260 AEUV.
16Wie in der Compliance-Forschung tiblich werden vier der neuen EU-Mitglieder, d.h. Malta, Zypern, Ruméanien

und Bulgarien, aus der Untersuchung genommen (vgl. Toshkov et al. 2010, 13; Kahn-Nisser 2013, 10). Die 2004 beige-
tretenen Staaten Malta und Zypern sind keine postkommunistischen Transformationsgesellschaften und wurden von
der Compliance-Gemeinde aufgrund ihrer Grofle und langjéhrigen Zugehorigkeit zum westlich-liberalen Kulturkreis
nicht als unmittelbare Bedrohung fiir den gesamteuropdischen Zusammenhalt angesehen. Die 2007 beigetretenen,
ebenfalls postkommunistisch gepragten EU-Mitglieder Bulgarien und Ruménien hingegen weisen im Vergleich zu
den 2004er Beitrittsstaaten gravierende Kapazitits- und Korruptionsprobleme auf, und werden nicht in die Auswahl
aufgenommen, um Verzerrungseffekte zu vermeiden. Fiir das neue EU-Mitglied Kroatien wiederum liegen bislang zu

wenig Informationen zum Compliance-Verhalten nach EU-Beitritt vor.
7Wenngleich die Forschungsliteratur zu Normkonformitit in den EU-Mitgliedstaaten das Phanomen der Com-

pliance-Varianz kennt (Duina 1997; Haas 1998; Lampinen und Uusikyld 1998a; Borzel 2001; Dimitrakopoulos und
Richardson 2001; Mbaye 2001; Falkner et al. 2005), mangelt es ein Jahrzehnt nach der fiinften EU-Erweiterungsrunde
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Abbildung 2.1: Anzahl der Vertragsverletzungsverfahren nach EU-Mitgliedstaat 2005-2015; Quel-
le: Recent European Commission Decisions, online unter: http://ec.europa.eu/eu_law/

infringements/infringements_decisions_en.htm, zuletzt aufgerufen am 19. November 2014.

Verfahren im Zeitraum 2005-2015'® fiir jedes EU-Mitgliedsland berechnet und die beiden Stich-
proben , Alte EU-Mitgliedstaaten” und ,Neue EU-Mitgliedstaaten” verglichen (vgl. Abb. 2.1).
Dazu wird mithilfe des nicht-parametrischen einseitigen Mann-Whitney-U-Test (Mann und
Whitney 1947) gepriift, ob die Nullhypothese , Die den beiden Stichproben zugrunde liegen-
den Verteilungen sind identisch” gegeniiber der Alternativhypothese ,, Die neuen EU-Mitglie-
der weisen weniger Verfahren auf”, abgelehnt werden kann. Es wird angenommen, dass es
sich bei den betrachteten Grofsen um voneinander unabhéngige Beobachtungen handelt.

Die Berechnung'? ergibt einen Wert der Mann-Whitney-U Teststatistik von 21. Dieser ent-
spricht bei Stichprobengrofien von n; = 15 und ny = 8 einem p-Wert von 0.6%. Die Nullhypo-
these kann also auf einem Signifikanzniveau von 1 Prozent abgelehnt werden.

Zum anderen stellt sich, wie beschrieben, die Frage, ob iiber Zeit ein Anstieg von Anwen-

an systematischen, in erster Linie aber aktuellen Darstellungsversuchen der zwischenstaatlichen Varianz in der Verhal-
tensanpassung an die Vorschriften des gemeinschaftlichen Besitzstands in Mittelosteuropa, d.h. in der fristgerechten
und vollstandigen formalen wie praktischen Umsetzung Européischen Rechts (Jacoby 2004; Schimmelfennig und Se-
delmeier 2004; Grabbe 2006; Hille und Knill 2006b; Toshkov 2007, 2008; Dimitrova und Toshkov 2009; Knill und Tosun
2009; Schimmelfennig und Trauner 2009; Steunenberg und Toshkov 2009; Avdeyeva 2010; Andonova und Tuta 2014,

789).
18Fiir das Jahr 2004 liegen keine Werte vor, da die mittelosteuropaischen Staaten in den ersten Monaten ihrer EU-

Mitgliedschaft lediglich Aufforderungen zur Stellungnahme von der EK erhielten.
1()durchgefuhr’r mit dem wilcox.test der Statistiksoftware R. Vgl. online unter http://stat.ethz.ch/R-manual/

R-patched/library/stats /html/wilcox.test.html, zuletzt aufgerufen am 13. September 2015.
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dungsdefiziten in den neuen EU-Mitgliedstaaten beobachtet werden kann.

Die Daten der EK eignen sich hierzu nur auf indirektem Wege. Von den 930 Verfahren zwi-
schen 2005 und 2015, welche die Stufe , mit Begriindung versehene Stellungnahme” erreicht
haben, wurden von der EK lediglich 50 Verfahren explizit gekennzeichnet als in Verbindung
mit inkorrekter /unvollstindiger Applikation stehend bzw. 92 als in Verbindung mit inkor-
rekter /unvollstandiger Transposition stehend. Die personellen Ressourcen gestatten es nicht,
die tibrigen, nicht gekennzeichneten 791 Fille fiir diese Untersuchung durch weiterfithrende
Recherchen zu kategorisieren. Einen Ausweg bietet jedoch der Blick auf die Verteilung der Ge-
samtanzahl der 930 Verfahren tiber Zeit. Durch die Betrachtung der zeitlichen Entwicklung
der Gesamtanzahl der entsprechenden Vertragsbruchfille pro Jahr fiir die neuen EU-Mitglied-
staaten kann ermessen werden, ob tiberhaupt ein Spielraum fiir einen deutlichen Anstieg der
Anwendungsdefizite existiert hat (vgl. Abb. 2.2). Dies ist nicht der Fall, denn eine betrachtliche
Reduktion der Gesamtfallzahl der kategorisierten Anwendungsdefizite liegt vor. Von einer sol-
chen Reduktion gehen Rationalisten nicht aus, insbesondere da viele Ubergangsfristen fiir die
Applikation des EU-Rechts, welche die Beitrittskandidaten mit der EU ausgehandelt hatten,
erst ein paar Jahre nach dem Beitritt 2004 ausgelaufen sind.

Dartiber hinaus kann das Bild von der Compliance-Performanz der neuen EU-Mitglieder
erginzt werden durch einen Vergleich mit der Entwicklung der skalierten Anzahl von Ver-
tragsverletzungsverfahren gegen die alten EU-Mitgliedstaaten, so dass die Entwicklung der
neuen EU-Mitgliedstaaten, welche im Gegensatz zur EU-15 in kiirzester Zeit den gesamten
EU-Acquis umzusetzen hatten, ins Verhiltnis gesetzt werden kann (vgl. Abb. 2.3). Auch hier
ist im zeitlichen Verlauf keine spezifische, dem gesamteuropdischen Trend entgegenladufige,
Entwicklung in den neuen EU-Mitgliedstaaten zu erkennen.

Auf der vorliegenden Datengrundlage hat die Plausibilitdtsprobe folglich ergeben, dass die
Decoupling-Hypothese bislang nicht nachzuweisen ist. Laufende Forschungsprojekte konn-
ten schon bald Licht in das Dunkle dieser Frage bringen (Zhelyazkova und Schimmelfennig
2013). Bis dahin sollen jedoch alternative Erkldrungsansdtze zum Erfolg des Normtransfers
nach Mittelosteuropa beleuchtet werden. Unbeantwortet bleibt ferner bislang das Phanomen

variierender Compliance-Performanz innerhalb der EU-8-Gruppe.

2.3.4.2 Der Sozialisierungs-Mechanismus

Im Vergleich zur Konditionalitdtsforschung sind Sozialisierungsmechanismen, d.h. der Ein-
fluss von Normen auf das Compliance-Verhalten, von der Forschung unzureichend gepriift
worden. In der Ausprdgung des sogenannten sozialen Lernmodells wurde seine Bedeutung

als geringftigig oder materiellen Faktoren untergeordnet betrachtet (Schimmelfennig und Se-
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Abbildung 2.2: Varianz der Implementationsphase 2005-2015; Quelle: Recent European Commission De-
cisions, online unter: http://ec.europa.eu/eu_law/infringements/infringements_decisions_en.

htm, zuletzt aufgerufen am 19. November 2014.
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Abbildung 2.3: Entwicklung der Vertragsverletzungsverfahren tiber Zeit 2005-2015; um die Entwicklun-
gen vergleichbar zu machen, sind die Werte fiir die alten EU-Mitglieder als Prozentsatz

bezogen auf ihren Wert im Jahr 2005 angegeben; Quelle: ebd.
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delmeier 2004; Sissenich 2007). Borzel und Risse haben im Rahmen der Ausarbeitung ihres
analytischen Rahmens zur Diffusionsforschung zwei Varianten (Sozialisierung und Uberzeu-
gung) ideellen Normtransfers konzipiert, welche sie nach zwei Handlungslogiken (Logik der
Angmessenheit und kommunikative Logik) differenzieren (Borzel und Risse 2009, 6). Wahrend
Normen, die im Sozialisierungsfall transferiert werden, durch institutionellen oder gruppenin-
duzierten Anpassungsdruck exogen vorgegeben und folglich lediglich , prozessiert” werden,
verdndern sich Einstellungen innenpolitischer Akteure zu Verhaltensdnderungen im Uberzeu-
gungsfall, wenn durch kommunikative Interaktion zur Normlegitimitdt Bedeutungszusam-
menhénge modifiziert werden (vgl. Borzel und Risse 2009; Beichelt 2012, 3).2°

Einige rationalistisch inspirierte Autoren fiihren die unerwartet positiven Transpositionsbi-
lanzen nach dem EU-Beitritt auf sozialisierungsahnliche Prozesse der Habitualisierung (,,rou-
tinization and rationalization” (Schimmelfennig 2005a, 831)) sowie die nachhaltige Wirkung
der Einrichtung von Compliance-freundlichen Institutionen und Mechanismen innerhalb der
neuen EU-Mitgliedstaaten zurtick (Schimmelfennig und Trauner 2009, 2). Der Beitrittsprozess,
so Schimmelfennig und Trauner (2009), ,has left its mark in the administration and in civil so-
ciety organizations that continue to facilitate compliance in the post-accession period” (ebd., 7).
Dartiber hinaus seien die Kosten einer erneuten Status-Quo-Veranderung nach dem Beitritt an-
gesichts neuer Vetoplayer-Konstellationen moglicherweise zu grofs, um Non-Compliance ren-
tabel zu gestalten (Schimmelfennig und Trauner 2009, 3; Sedelmeier 2012). Bedingung hierftir
bleibe aber ,,a stable 'shadow of reinforcement” [that] probably helps to sustain the belief that
nothing is to be gained by reverting to a calculation of the costs and benefits of complian-
ce” (Schimmelfennig 2005a, 831). Insgesamt unklar bleibt bei der Erklarung von sogenannten
Lock-in-Effekten nichtsdestotrotz, unter welchen verallgemeinbaren Bedingungen und in wel-
che Richtung innerstaatlicher Wandel nach dem EU-Beitritt zu erwarten ist (Sedelmeier 2012,
36).

Der konstitutive Einfluss von internationalen Verhaltensstandards auf innerstaatliche Ent-

scheidungstrdger wurde von der Forschung fiir die alten EU-Mitgliedstaaten plausibilisiert

20Denkbar ist auch eine Nachahmung internationaler Normen ohne aktiven Sozialisierer bzw. Kommunikations-
partner, da die Verhaltensstandards einer Gemeinschaft von staatlichen Akteuren auch zur Vergroéfierung der eigenen,
innenpolitischen Legitimitdt genutzt werden, ohne dass dabei externer Gruppendruck eine Rolle spielt (vgl. Borzel
und Risse 2009, 8). Einerseits dient die Nachahmung internationaler Standards als effektive Antwort auf ,,conditions
of uncertainty, policy failure and dissatisfaction with the status quo” (ebd., §; vgl. auch Schimmelfennig und Sedelmei-
er 2004, 668). Andrerseits versprechen sich nationalstaatliche Akteure von der Nachahmung international erprobter
Best Practice-Modelle verbesserte sozio-6konomische Performance- und damit erhohte Legitimitats-Werte (vgl. Borzel
und Risse 2009, 8). Der beschriebene indirekte Einflussmechanismus wird im Rahmen der vorliegenden Studie, wie
beschrieben, nicht ndher beleuchtet (vgl. Fuinote 4 unter Kapitel 2. Vgl. aber die Ausfiihrungen zur Relevanz von

Alternativmechanismen unter Abschnitt 6.2.4.2.)
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(Knill und Lehmkuhl 1999; Schmidt 2000; Dyson 2002). Die Bedeutung von Ideen und Ar-
gumenten fiir den Transfer europdischer Normen in die mittelosteuropdischen Staatengruppe
wird insbesondere ersichtlich in Anbetracht der von den beteiligten Akteuren im EU-Osterwei-
terungskontext konsistent genutzten Sprache. Wiederholt wurde der Beitrittsprozess von euro-
péischen wie nationalen Eliten als Riickkehr nach Europa , geframet” und diente als legitimes
Argument vor nationalen Wahlerschaften in Mittelosteuropa (Papadimitriou und Phinnemore
2003; Grabbe 2006; Glencorse und Lockhart 2011).

In Bezug auf die erfolgreiche Umsetzung Europdischen Rechts durch die mittelosteuropéi-
schen Beitrittslinder wurde von einigen Autoren die Logik der Angemessenheit als Hand-
lungsmodus erwdhnt:

Maniokas (2009) deutete in seiner Einzelfalluntersuchung (Compliance nach 2004 in Litau-
en) die Furcht vor nicht nur materiellen, sondern insbesondere sozialen Sanktionen als Kom-
pensation fiir den Wegfall des Beitrittsanreizes, ein Mechanismus, der jedoch auch mit rationa-
listischer Logik vereinbar ist, welche soziale Sanktionen in Kostenfunktionen ummdiinzt (ebd.,
10f.; vgl. auch Schimmelfennig und Trauner 2009, 3).

Toshkov (2008) ermittelte, dass der EU freundlich gesinnte Regierungen bessere Transpo-
sitionsbilanzen aufwiesen, sieht dieses Ergebnis aber im Widerspruch zu bisherigen Befunden
fiir die alten EU-Mitgliedstaaten, in denen Compliancewerte negativ mit den jeweiligen Ein-
stellungen zur EU korreliert sind (vgl. ebd., 398). Eine normbasierte Erkldarung hierfiir bietet

Zhelyazkova (2015):

The experience of regular monitoring and assessments of progress with alignment
during the pre-accession period might have created a clear link between compliance
and being a deserving and acceptable member state for decision-makers in the post-
communist countries. Europhile governments in these countries are therefore more
inclined to endeavor to comply well, while in the old member states this is not the

case. (Zhelyazkova et al. 2015, 36)

Pridham (2008b) wiederum hailt die Ursachen von Compliance-Varianz fiir ,more complex
than [...] imagined by both the rationalists and the constructivists” (ebd., 385). Nachhaltige

Compliance ohne Norminternalisierung sei aber kaum vorstellbar (ebd., 384).

2.4 Schlussfolgerungen

Der doppelte Befund einer insgesamt {iberraschend positiven, gleichzeitig aber variierenden
Compliance-Bilanz der neuen mittelosteuropdischen EU-Mitglieder nach 2004 ist von der bis-

herigen Forschung zum Einfluss internationaler Institutionen auf innerstaatlichen Wandel
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nicht zufriedenstellend analysiert worden. Wahrend sich fiir die Nachbeitrittsphase die Vor-
hersagekraft des Konditionalitdtsansatzes erschopft hat, fehlt es an empirischen Belegen fiir die
Decoupling-Hypothese sowie an tiberzeugenden Modellen zur Erhellung der Frage, warum
augenscheinlich einige neue EU-Mitgliedstaaten Européisches Recht besser umsetzen als an-
dere.

Auffallend ist ferner das Phdnomen disparater, nicht-kumulativer Forschungsansitze zum
Fallbeispiel Mittelosteuropa, welche insbesondere die konstitutive Variante des Sozialisie-
rungsmechanismus konzeptuell ausblenden bzw. schwach operationalisieren. Auch bertick-
sichtigen normbasierte Studien in der Regel nur einen der potentiell zu differenzierenden So-
zialisierungsmechanismen. Zudem bleibt aufgrund inaddquater Methodologie der Prozess der
sozialen Interaktion zwischen Sozialisierungssender und -empfanger unterbeleuchtet.

Die vorliegende Untersuchung nimmt die beschriebenen Forschungsliicken zum tiefer-
gehenden Verstindnis des Befundes im Folgenden zum Anlass, die potentielle Bedeutung
von Sozialisierung fiir das Compliance-Verhalten innerhalb der mittelosteuropédischen Staaten-
gruppe zundchst theoretisch differenziert auszuarbeiten und schliefSlich methodologisch inno-

vativ zu priifen.

44



Kapitel 3

Theoretischer Rahmen: Sozialer

Einfluss und Uberzeugung

45



Kapitel 3. Theoretischer Rahmen

Wie im Kapitel Stand der Forschung beschrieben, tragen Versuche einer systematischen Kon-
zeptualisierung der innerstaatlichen Effekte exogenen Anpassungsdrucks etwa seit der Jahr-
tausendwende erste Friichte.?’ Im Mittelpunkt steht hierbei die Frage, iiber welche Pfade in-
nerstaatliche Konformitét mit internationalen Normen erlangt wird. Aus der Vielzahl potentiell
wirkmaichtiger Prozesse wird fiir die vorliegende Untersuchung ein Mechanismus ausgewahlt:
Sozialisierung. Theoretisch hinreichend differenziert, mangelt es bisher an validen Inferenzen
zur Prasenz von Sozialisierung im Kontext innerstaatlichen Wandels.

Diese Untersuchung versteht sich als Beitrag zur Schlieffung dieser Forschungsliicke,

indem sie nach einer Antwort auf die Frage sucht:

Hat der durch internationale Institutionen generierte Anpassungsdruck iiber den Mechanis-

mus Sozialisierung einen Effekt auf innerstaatlichen Wandel?

Damit ist die vorliegende Untersuchung theoriezentriert, das Erkenntnisinteresse besteht
in einer parallelen, nicht aber konkurrierenden Analyse der Prisenz der Sozialisierungmecha-
nismen Sozialer Einfluss und Uberzeugung (Beach und Pedersen 2013, 163).

Methodisch wird mit dem sogenannten Process Tracing ein qualitativer Ansatz gewahlt,
dessen Anwendung Inferenzen tiber die Prasenz oder Abwesenheit eines bestimmten Mecha-
nismus innerhalb eines Falles zuldsst (vgl. unter Abschnitt 4.4) (ebd., 74). Hierbei werden die
jeweiligen Mechanismen begriffen als zwischen Ausgangsbedingung (Exogener Anpassungs-
druck) und Effekt (Formale Umsetzung und praktische Anwendung Européaischen Rechts) ste-

hend, sie bilden folglich eine notwendige Bedingung fiir das Auftreten des Effektes.?”

3.1 Die Ausgangsbedingung: Exogener Anpassungsdruck

Die wissenschaftliche Bearbeitung der Fragestellung erfordert zundchst eine systematische
Konzeptualisierung von Ausgangsbedingung, Kausalmechanismus und Effekt.
In Anlehnung an Erkenntnisse der Europdisierungsforschung wird angenommen, dass So-

zialisierung ihre Wirkung auf innerstaatlichen Wandel nur in der Anwesenheit von exogenem

21Vgl. Martin und Simmons 1998; Borzel und Risse 2000; Dolowitz und Marsh 2000; Radaelli 2000a,b; Simmons 2000;

Cowles et al. 2001; Borzel und Risse 2003; Checkel 2005; Holzinger et al. 2007; Borzel und Risse 2009.
22Dje betrachteten Mechanismen konnen jedoch keine hinreichende Bedingung fiir staatliche Compliance darstellen,

denn ,in the complex social world, most outcomes are the product of multiple mechanisms acting at the same time. The
inferences that can be made with theory-centric process-tracing are therefore restricted to claiming that a mechanism

was present in the case and that it functioned as expected” (Beach und Pedersen 2013, 89).
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Anpassungsdruck entfalten kann. Der Anpassungsdruck stellt in diesem Kontext eine notwen-
dige Anfangsbedingung fiir innerstaatlichen Wandel dar (Borzel und Risse 2000, 5, 2003). Um
den Hintergrund, vor welchem der Mechanismus Sozialisierung zu wirken beginnt, besser
verstehen zu konnen, ist es notwendig, die Kennzeichen des Anpassungsdrucks zu prézisie-
ren. Zwei Dimensionen sind hierbei zu unterscheiden: aus welcher Quelle stammt der Anpas-

sungsdruck und welcher Gattung ist er?

3.1.1 Quellen des Anpassungsdrucks

Fiir ein vertieftes Verstandnis der Quellen von Anpassungsdruck ist es hilfreich, sich der zwei
IB-Perspektiven auf internationale Institutionen als Struktur und Akteur zu vergegenwarti-

gen.?

3.1.1.1 Internationale Institution als Struktur

Akteure, welche sich im Umfeld von, aus sozialer Interaktion hervorgegangenen, Normen und
Institutionen bewegen bzw. einer bestehenden Gemeinschaft beitreten mochten, setzen sich
strukturellem Anpassungsdruck aus. In den IB werden Strukturen als ,,stable meanings” (Klotz
und Lynch 2007, 24) verstanden. Bestimmten Phdnomenen und Handlungen wird durch sozia-
le Interaktion wiederholt eine bestimmte Bedeutung zugemessen. Diese Bedeutungen bilden
die konstitutiven Elemente von Strukturen (ebd., 25). Bedeutungsmuster werden im Rahmen
eines fortwahrenden, kollektiven Prozesses in der Form von Regeln und Praktiken spezifiziert,
welche bestimmten Handlungen und Urteilen einen htheren Wert beimessen (Abdelal et al.
2006, 700). Ein anderes Wort fiir diese Regeln und Praktiken sind Normen. Normen sind in
diesem Sinne definiert als Manifestationen des Gruppenidentitédtsinhalts, welche ein spezifi-
sches Verhalten als ,, angemessen” definieren und dadurch das Verhalten der Gruppenmitglie-
der , kanalisieren und regulieren” (Finnemore und Sikkink 1998, 894). Individuen, welche in-
nerhalb einer bestimmten Gemeinschaft operieren, sind demnach insofern in ihren Handlun-
gen gebunden, als dass sie erkennen, dass nur bestimmte Verhaltensweisen zugelassen sind
(Finnemore und Sikkink 1998, 891ff.; Klotz und Lynch 2007, 87).

Normen treten zumeist nicht vereinzelt auf, sondern wirken im Zusammenhang mit an-
deren Normen und formellen wie informellen Verhaltens-Regeln. Diese Verbundstruktur wird
vom soziologisch orientierten Neoinstitutionalismus als Institution bezeichnet. In diesem Sin-
ne definieren die klassischen Vertreter des Neoinstitutionalismus Institutionen als ,,collection”

von Verhaltensstandards, d.h. als eine Sammlung von Normen (March und Olsen 1998, 948;

2Diese werden im Folgenden idealtypisch modelliert, wenngleich sie in Wirklichkeit zwei Seiten einer Medaille

reprasentieren (Ziirn und Checkel 2005, 1051).
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vgl. auch DiMaggio und Powell 1983; Finnemore und Sikkink 1998, 891). Die Entwicklung ei-
ner Normansammlung zu einem stabilen Referenzrahmen fiir angemessenes Verhalten wird
als Institutionalisierung bezeichnet und erfolgt im Spannungsfeld des komplexen Zusammen-
wirkens verschiedener regulativer und konstitutiver Normen und Regeln (Finnemore und Sik-
kink 1998, 891). Wahrend Normen und Institutionen als Objekte nicht direkt beobachtbar sind,
erhalten sie eine konkrete, realweltliche Form im Rahmen rechtlicher Kodifizierungsprozesse,
in den internationalen Beziehungen also auf dem Wege des Internationalen Rechts (Simmons
2013, 369f.). Ebenso empirisch zu beobachten sind internationale Organisationen, welche die
gleichen Merkmale wie Institutionen aufweisen, sich dartiber hinaus jedoch durch ,bureau-
cracies that exercise independent authority” (Adler 2013, 128) auszeichnen und im modernen
Verstandnis des Volkerrechts als Trager der sich aus internationalem Recht ergebenden Rechte

und Pflichten gelten.

3.1.1.2 Internationale Institution als Akteur

Es ist denkbar und auch gezeigt worden, dass Akteure aus instrumentellen oder ideellen Be-
weggriinden heraus aus dem Fundus der verfiigbaren Interpretationsmuster und gruppenspe-
zifischen Deutungsangebote bestimmte Ideen, Motive und Ziele erwdhlen, welche ihr Handeln
anleiten: ,Actors constantly negotiate [and] reproduce (...) meanings” (Klotz und Lynch 2007,
63). Sie sind in der Lage, die Legitimitdt dominanter Bedeutungszusammenhinge in Frage zu
stellen und aktiv gegen diese anzukdmpfen (ebd., 44f.). Im Zusammenhang mit exogenem An-
passungsdruck interessant ist, dass Akteure Normen {iber Raum und Zeit propagieren knnen.
Diese staatlichen und nicht-staatlichen Akteure werden Normentrepreneure genannt und koén-
nen als , transmission belts between international and domestic law* (Risse 2002, 15; nach Koh
1997) definiert werden. Sie leisten durch wiederholte soziale Interaktion innovativen Bedeu-
tungsinhalten Vorschub bzw. fordern auf der Grundlage eigener Identitdtskonstruktionen die
Anerkennung der Legitimitit spezifischer Verhaltensstandards und tragen somit aktiv zur Dif-
fusion von internationalen Normen in innerstaatlichem Kontext bei (Borzel und Risse 2012a,
7£).

Inhaltliche Argumente fiir bestimmte, als angemessen beworbene Verhaltensweisen sowie
Verweise auf den Legitimitéts- und/oder Wahrheitsgehalt ihrer Aussagen dienen den Norm-
botschaftern als Uberzeugungsinstrumente (Borzel und Risse 2009, 6). Sie treten in den inter-

nationalen Beziehungen in unterschiedlichen, sich teilweise tiberlagernden Auspragungen auf:
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als epistemische Gemeinschaft, als transnationales Netzwerk oder als Mentor.*?°

Epistemische Gemeinschaft

Nach Peter M. Haas besteht die epistemische Gemeinschaft aus Individuen , with recogni-
zed expertise and competence in a particular domain and an authoritative claim to policy-
relevant knowledge within that domain or issue” (Haas 1992, 3). Wissenschaftler und Rechts-
experten leisten einen wichtigen Beitrag zur Verbreitung innovativer wissenschaftlicher Kon-
zepte und Losungsansatze, insbesondere im Zusammenhang mit politischen Problemen, wel-
che von hoher Komplexitdt und Unsicherheit geprédgt sind (Sissenich 2007, 110; Adler 2013,
126). Die epistemische Gemeinschaft kann daher als ,Katalysator oder Mediator” fiir, durch
intersubjektive Verstandigung hervorgegangene, Normen charakterisiert werden (Wiener und
Schwellnus 2004, 7). Politische Opportunititsstrukturen schranken den Handlungsspielraum
epistemischer Gemeinschaften ein. Die Kooperationsbereitschaft politischer Entscheidungstra-
ger bildet daher einen wichtigen Kontext fiir Studien zur Wirkung epistemischer Gemeinschaf-

ten (Sissenich 2007, 110).

Transnationales Netzwerk

Charakteristisch fiir den Normunternehmer als transnationales Netzwerk (auch , Advocacy
Coalition Network” genannt) ist seine Opposition gegen spezifische dominante Bedeutungs-
zusammenhinge und, konkreter, gegen staatliche Eliten, deren Verhalten nicht im Einklang
mit den vom Netzwerk aktiv vertretenen Normen steht (Keck und Sikkink 1998). Das trans-
nationale Netzwerk sieht sich hierbei im Gegensatz zur epistemischen Gemeinschaft weniger
wissenschaftlichen Giitekriterien verpflichtet, sondern setzt sich in erster Linie aus ideell oder
instrumentell motivierten, grenziiberschreitend operierenden Aktivisten zusammen, welche
zur Erhohung ihres Druckpotentials auf die Mobilisierung nicht-staatlicher Akteure und der
Offentlichkeit abzielen (Wiener und Schwellnus 2004, 7).

Im Rahmen ihres Normlobbyismus verwenden transnationale Netzwerke aber auch die
durch epistemische Gemeinschaften bereitgestellte, spezifische Expertise und verfiigen, je nach

Akteursgrofie, tiber einen mehr oder weniger ausgebauten, unterstiitzenden biirokratischen

24Vgl, Haas 1992; Finnemore 1993, 1996b; Finnemore und Sikkink 1998, 7f.; Keck und Sikkink 1998; Risse et al. 1999;
Adler 2013, 123; Risse et al. 2013; vgl. auch Kemp und Weehuizen 2002, 13; Schimmelfennig und Sedelmeier 2004, 667;

Wiener und Schwellnus 2004; Borzel und Risse 2009, 6f.; Checkel 2012; Hobolth und Sindbjerg Martinsen 2013.
%Die vorliegende Untersuchung nimmt zum Ausgangspunkt den durch internationale Institutionen generierten

Anpassungsdruck auf innerstaatliche Politik. Hiervon zu unterscheiden sind Policy-Analysen von Politikwandel der
von der Aktivitit priméar innerstaatlich operierender Normentrepreneure ausgeht (Kingdon 1984; Zahariadis 2008)
sowie der Studien zum Einfluss von Normunternehmern auf die Genese und den Wandel internationaler Normen

(Finnemore und Sikkink 1998; Risse et al. 1999; Legro 2000; Risse et al. 2013).
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Apparat (Finnemore und Sikkink 1998, 899; Sissenich 2007, 110). In der Regel bedienen sie sich
des strategischen Framings: Bedeutungsinhalte werden argumentativ auf eine Weise konstru-
iert, dass eine Resonanz zwischen internationalen und innerstaatlichen Normen ermoglicht

wird (Wiener und Schwellnus 2004, 6; Klotz und Lynch 2007, 53).%

Mentor

Zwischenstaatliche Beziehungen konnen die Gestalt von Lehrer-Schiiler-Beziehungen anneh-
men (Finnemore 1993). Hierbei agieren Staaten, internationale Organisationen oder Akteure in-
nerhalb intergouvernementaler Programme und transgouvernementaler Netzwerke als Men-
toren in einer Art beratenden Funktion gegeniiber anderen Staaten, d.h. sie unterstiitzen na-
tionalstaatliche Eliten darin, bestimmte in Frage stehende Normen zu interpretieren (Gheciu
2005; Ziirn und Checkel 2005; Hobolth und Sindbjerg Martinsen 2013). Der Einfluss der Inter-
pretationshilfe ist imstande, sich im nationalen Kontext auszuweiten, insofern der , Mentee”
sein erlerntes Wissen an die relevanten innerstaatlichen und gesellschaftlichen Implementati-

onsakteure weitertragt (Wiener und Schwellnus 2004, 7).

3.1.2 Gattung des Anpassungsdrucks

Eine empirische Untersuchung der Frage, wie ein bestimmter , Bestand von Symbolen, Ritua-
len, Weltbildern und Normen” (Jachtenfuchs 1995, 429) durch internationale Institutionen in
nationale Kontexte hinein diffundiert, sollte im vorliegenden Fall aus pragmatischen Griinden
auf die Ebene kodifizierter, d.h. beobachtbarer Prinzipien und Regeln heruntergebrochen wer-
den, wobei Regeln als , practical formulation of [...] principles” (Sands 2003, 233) verstanden
werden.”’

Formalisierte Regeln in den internationalen Beziehungen sind im Kontext des V6lkerrechts
anzusiedeln, als dessen Quelle gemdfs Art. 38, Abs. 1 des Statuts des Internationalen Gerichts-
hofs in erster Linie , internationale Ubereinkiinfte” (Vereinte Nationen 1945) zu verstehen sind.
Internationale Vertrdge konnen zwischen zwei Staaten (bilateral) oder mehreren staatlichen
Parteien (multilateral) beschlossen werden. Eine Sonderform internationalen Rechts ist das so-

genannte supranationale Recht, welches entsteht, sobald mehrere Staaten ihre Souveranitat

26Das Framing ist kein Alleinstellungsmerkmal transnationaler Aktivisten, sondern ein Kennzeichen von Normen-
trepreneuren im Allgemeinen. Es spielt jedoch fiir regimekritische transnationale Netzwerke eine besonders wichtige
strategische Rolle, da versucht wird durch rhetorische Normverkniipfungen die Salienz internationaler Normen in na-
tionalem Kontext zu erhéhen und auf diesem Wege die Offentlichkeit, d.h. Bevolkerung und Medien, fiir die eigenen

Ziele zu mobilisieren (Klotz und Lynch 2007, 53; vgl. auch Cortell und Davis 2000).
?’Diese Vorgehensweise mindert nicht die Bedeutung der Frage nach der Rolle informellen Anpassungsdrucks fiir

innerstaatlichen Wandel, sondern entspringt lediglich der Notwendigkeit die Ausgangsbedingung messbar zu ma-

chen.
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und damit ihre Hoheit tiber unabhédngige Rechtsetzung und -durchsetzung partiell an eine
iiberstaatliche Ebene delegieren.”

Der durch supranationale Rechtsetzung und -sprechung ausgeloste Anpassungsdruck
kann starker oder schwicher ausgepragt sein. Zu differenzieren ist demzufolge der Grad der
Verbindlichkeit nach vertikalem , hard law” (hierarchische Normsetzung mit Zwang zur inner-
staatlichen Umsetzung) bzw. horizontalem , soft law” (zwischenstaatlich oder gemeinschaft-
lich vereinbarte Normen mit freiwilligem Befolgungscharakter). Weitere Differenzierungskate-
gorien betreffen die Inhalte verbindlicher supranationaler Rechtsakte (handelt es sich um sub-
stanzielle Verhaltensvorschriften und/oder um prozedurale Anweisungen) sowie die Frage,
ob es sich bei den formalisierten Regeln um sektorspezifische Vorschriften oder sektoriiber-

greifende, d.h. horizontale Gesetzgebung, welche die Instrumente zur Erreichung sektoraler

Ziele spezifiziert, handelt.

3.2 Der Effekt: Innerstaatlicher Wandel

Ohne Kenntnis von Quelle und Gattung der Anfangsbedingung Anpassungsdruck bliebe der
Mechanismus Sozialisierung unterspezifiziert. Auch muss definiert werden, wie innerstaatli-
cher Wandel erfasst werden kann, d.h. welche Formen innerstaatlicher Wandel annimmt, so-
bald internationale kodifizierende Verstindigungsprozesse exogenen Anpassungsdruck her-
vorrufen. Fiir die vorliegende Untersuchung wird das Konzept des innerstaatlichen Wandels
auf den Begriff von Compliance verengt, verstanden als korrekte und nachhaltige Inkorporati-
on spezifischer (hier: europdischer) gemeinschaftlicher Normen, vermittelt durch die bestehen-
den innenpolitischen Strukturen und das Wirken politikrelevanter Akteure. Externe Einfliisse
auf die innerstaatliche Politikgestaltung wirken folglich auf verschiedenen Ebenen; zu unter-
scheiden ist die formalistische Institutionalisierung internationaler Normen im innerstaatli-
chen Kontext von der praktischen Normanwendung vor Ort.

Zum einen kann von Compliance gesprochen werden, sobald die jeweilige Norm (hier: EU-
Richtlinie) ,,in die nationalen Rechtssysteme bzw. die Verfahrensvorschriften (,,standing ope-
rating procedures”) nationaler Biirokratien” (Risse 2003, 23) korrekt integriert wurde. Diese
rechtliche Umsetzung wird als Transposition bezeichnet, welche im Rahmen des innerstaatli-
chen Politikgestaltungsprozesses von legislativen und exekutiven Politikakteuren eingeleitet
und durchgefiihrt wird. Die politische Elite eines Landes agiert hierbei im Rahmen staatlicher
Strukturen (der Polity): die Verfassung bietet den rechtlichen Hintergrund fiir den Transposi-

tionsprozess, indem sie die Funktionen und das Zusammenspiel der Staatsorgane, innerhalb

28Im Folgenden beschrénkt sich die Analyse auf die supranationale Rechtsform, da die vorliegende Untersuchung

vom européischen Unionsrecht als Fallbeispiel Gebrauch macht. (Abschnitt 4.3.1).
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welcher Parlament, Regierung, Verwaltung, Regulierungsbehorden, sowie, in foéderal orientier-
ten Staaten, ihre subnationalen Aquivalente agieren, beschreibt.

Die Initiative zur Erarbeitung der rechtlichen Umsetzung jeder EU-Richtlinie obliegt dem
zustandigen nationalen Ministerium, welches nach komplexen intraministeriellen Aushand-
lungsprozessen sowie interministerieller Konsultation, den resultierenden Gesetzes-Entwurf
dem nationalen Parlament vorlegt (vgl. Zubek und Staronova 2010, 7).

Manifestationen dieses gesetzgebenden Prozesses sind neue bzw. novellierte Rechtsvor-
schriften.”” Gemaf Imperativentheorie beinhalten Rechtsvorschriften stets Aufforderungen an
die Rechtssubjekte auf eine bestimmte Art und Weise zu handeln (Riithers et al. 2015). In man-
chen Fillen werden bestimmte Handlungen als Pflicht gekennzeichnet, in anderen werden
Handlungsverbote ausgesprochen.

Um von einem vollstindigen Konformitdtszustand zwischen internationaler Norm und
innerstaatlichem Status quo sprechen zu kénnen, kann die Transposition lediglich als erster
Schritt im Implementationsprozess verstanden werden. Erst wenn die formelle Reformierung
der innerstaatlichen rechtlichen und administrativen Architektur auch eine entsprechende um-
fassende und nachhaltige Verhaltensdanderung der beteiligten Akteure zur Folge hat, kann von
Compliance im eigentlichen Sinne die Rede sein.

Die Anwendung Européischen Rechts ruht hierbei auf den zwei Sdulen der gesetzesausfiih-
renden 6ffentlichen Verwaltung und der Gesellschaft, in dem Sinne, dass beide Akteursgrup-
pen sich als Adressaten neuen Rechtsvorschriften ausgesetzt sehen, die abstrakten Normen in
konkrete Handlungen umzuwandeln haben und dabei hdufig zusammenwirken (vgl. Leiber
2005, 4).

Die offentliche Verwaltung verschafft den transponierten EU-Richtlinien Geltung, indem
sie den rechtlichen Rahmen fiir eine intakte Rechtsdurchsetzung setzt, also Verwaltungsvor-
schriften erldasst. Haufig werden Institutionen, wie koordinative Behorden etabliert bzw. die
Aufgabenbereiche bestehender Agenturen veréndert oder erweitert, welche der Uberwachung
des Fortschritts bei der Normumsetzung dienen (vgl. Falkner 2010, 102).*° Zudem ist zu be-
achten, dass die Bewertung von Compliance nie endgiiltig erfolgen kann; hierzu miisste eine
konstante Anwendung der transponierten Rechtsvorschriften vor Ort gewéhrleistet sein. Da-
von ist jedoch aufgrund der hohen Anforderungen an die jeweiligen Implementationsakteure

nicht ohne Weiteres auszugehen, da nachhaltige faktische Normbefolgung ein kontinuierliches

2 Als Element 6ffentlichen Rechts bringt der innerstaatliche Politikprozess auch organisatorische und verhaltenslen-
kende Verwaltungsvorschriften hervor. Diese treten in verschiedenen Varianten auf, im deutschsprachigen Raum u.a.

als Erlasse, Verfligungen, Dienstanweisungen, Richtlinien, Anordnungen und Anleitungen (Peine 2011, 36).
30Voraussetzung fiir diese Monitoring-Fahigkeit sind ,,'co-ordination and steering capacity’, pressure capacity’ and

‘availability of information’” (Treib 2008, 14) (vgl. auch Falkner et al. 2005, 33-40; Hartlapp 2007; Falkner 2010, 103).
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Abbildung 3.1: Sozialisierungskette

MindestmafS an Wille und Kapazitit erfordert. Gerade in diesem Kontext erweist sich Soziali-
sierung als vielversprechender Ansatz fiir externe Akteure, die auf die Normkonformitét eines
Staates Einfluss zu nehmen wiinschen (vgl. unter Abschnitt 3.3.5).

Um einen Nachweis fiir Sozialisierung zu erbringen, ist es angesichts der Vielzahl an Ak-
teuren, welche an innerstaatlichem Wandel beteiligt sind, notwendig zu unterscheiden zwi-
schen zentralen und untergeordneten Sozialisierungsempfangern (siehe Abb. 3.1). Die zentra-
len Empfianger von Sozialisierung entsprechen in der vorliegenden Untersuchung den Ver-
tretern der nationalen Ministerialbiirokratie, welche in Kontakt zu internationalen Institutio-
nen und ihren Reprédsentanten stehen (etwa Minister, Staatssekretare, Abteilungsleiter sowie
weitere Ministerialbeamte und -angestellte). Akteure der untergeordneten Sozialisierung be-
finden sich auf der subnationalen Ebene, dies sind regionale und lokale Behérdenmitarbeiter,
welche in der Regel kaum internationalen Austausch pflegen und deren Wissensstand zur in-
frage stehenden internationalen Norm abhéngig ist von der Bereitstellung von Informationen
durch die zentralen Akteure an der Spitze der Biirokratie, etwa in Form von Schulungen oder
Hilfs-Broschiiren. Neben grofien Informationskampagnen der sozialisierten Elite liegt es dann
im Aufgabenbereich der untergeordneten Sozialisierungsakteure eine Bekanntmachung neuer
Vorschriften und Rechte in der Gesellschaft zu veranlassen, etwa iiber Anschldge im lokalen
Rathaus, Informationsabende oder digitale Medien.>!

Ob sich ein Staat normkonform verhilt, kann also nur in der Gesamtschau von formeller

und praktischer Implementation bewertet werden.*? Ohne eine korrekte und langfristige An-

31Wihrend subnationale Behorden die erste Anlaufstelle und den Ansprechpartner fiir nicht-staatliche Akteure dar-
stellen, beteiligt sich auch das auf nationaler Ebene angesiedelte Ministerium an der politischen Aufkldrungsarbeit,

etwa in Form digital bereitgestellter Publikationen, politischer Aktionstage u.A.
%2Die Folgen von Institutionalisierungsprozess und normorientiertem Akteurs-Verhalten fiir das Zusammenspiel
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wendung der transponierten Rechtsvorschriften kann von Compliance nicht die Rede sein, da
das neue Recht, verstanden als regulativer Problemlosungsansatz, Geltung entfalten muss, um
gesellschaftliche Herausforderungen l6sen zu konnen. Eine wichtige Determinante in diesem
Kontext bildet das Verhalten von Individuen. Akteure, welche mit neuen Verhaltensstandards
konfrontiert werden, konnen diese entweder reproduzieren oder ablehnen (Risse 2002, 15). Die
Abbildung von Compliance und des damit verbundenen Verstindigungsprozesses zwischen
staatlichen und gesellschaftlichen Akteuren bedarf somit des Menschen als zentraler Analy-
sekategorie. Systemisch geprdagte Autoren der sozialkonstruktivistischen IB hatten den Staat
stets als einheitlichen Akteur in den Fokus ihrer Studien gestellt (Finnemore 1993; Wendt 1999;
Linden 2002; vgl. auch Cortell und Davis 2000, 68). Der Einfluss von Normen auf Staaten wur-
de als uniform angenommen, daher eine Offnung der innenpolitischen Black Box als irrelevant
erachtet (vgl. Checkel 1997; Finnemore und Sikkink 2001). Mit dem Instrumentarium der Kom-
paratistik erdffnete sich jedoch die differenziertere Option auf einen feineren Analyserahmen,
als es das Konzept des souverdnen Staates bietet (Gourevitch 1978, 1996; vgl. auch Stein 2008,
216). Dariiber hinaus erschien es angemessen, in Anlehnung an den ,governance turn’ in den
Sozialwissenschaften, nicht nur die politische Elite eines Landes zu betrachten: eine Erwei-
terung des Blickwinkels auf das Geflecht aller relevanten gesellschaftlichen Akteure wurde
notwendig (Benz 2004; Klotz und Lynch 2007, 63f.). Auch von der mikrosoziologischen Soziali-
sierungsforschung wurde gezeigt, dass es der Mensch als Individuum ist, welcher, eingebettet
in die innerstaatlichen Institutionen und Strukturen seines Landes, neue Verhaltensstandards
wahrnimmt, interpretiert und {ibernimmt oder ablehnt (Checkel 2001; Johnston 2001; Hooghe
2005). Eine Gefahr besteht hier in der Fehlschlussproblematik, d.h. in der Verzerrung der Er-
gebnisse durch Ubertragung von Erkenntnissen aus der Mikroanalyse auf Makro-Phanomene
(Lauth et al. 2009, 191f.). Erkenntnisse zu individuellen kognitiven und habituellen Prozessen

miissen daher stets auf ihre Datengrundlage bezogen werden.®

der Staatsorgane und die Beziehung zwischen Staat und Gesellschaft, sowie der Einfluss internationaler Normen auf
nationale Identitdten und Diskurse werden in der vorliegenden Untersuchung aus kapazitdren Griinden nicht betrach-

tet.
3BBisherige Studien im Zusammenhang zur Resonanz von nationalen und europaischen Normen brachten als In-

dikatoren haufig Werte von Massenbefragungen, wie etwa der Eurobarometer-Umfrage in Anwendung (vgl. Hooghe
2005; Kaeding 2006; Borzel et al. 2009; Krizsan 2009). Eine Analyse von Aggregatdaten ist jedoch im vorliegenden Fall
nicht zielfithrend, da eine addquate Operationalisierung der theoretischen Sozialisierungsannahmen vielmehr auf die
individuellen Eigenschaften von Sozialisierungsempfanger und -sender, sowie deren Beziehung zueinander abzielen
muss. Statistische Grofien etwa zur Unterstiitzung der EU und ihrer spezifischen Politikprogramme mé&gen nachvoll-

ziehbar sein, verfiigen jedoch tiber eine nur sehr geringe Validitét fiir Sozialisierungsstudien.
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3.3 Der Kausalmechanismus: Sozialisierung

3.3.1 Was ist Sozialisierung?

Wie bringt der durch internationale Institutionen generierte Anpassungsdruck innerstaatlichen
Wandel hervor? Der Prozess, der Anfangsbedingung und Effekt logisch verbindet, wird Kau-
salmechanismus genannt (vgl. Hedstrom und Ylikoski 2010; Beach und Pedersen 2013; Bennett
2013; Checkel 2014a). Es handelt sich um einen Vorgang , whereby causal forces are transmit-
ted [...] to produce an outcome” (Beach und Pedersen 2013, 40). Ein Kausalmechanismus spal-
tet sich in mehrere Teilmechanismen auf. Bildlich kann der Prozess, im Rahmen dessen der
Mechanismus Ausgangsbedingung (X) und Effekt (Y) verbindet, als ein Ineinandergreifen ei-
ner bestimmten Anzahl von Zahnréddern dargestellt werden, welche durch ihre Bewegung die
Kausalkrifte von X nach Y tibermitteln (ebd., 30). Die Annahme lautet, dass der betrachtete
Gesamt-Mechanismus in dem Fall keinen Effekt erzielen konnte, wenn die Prasenz auch nur
eines Teilmechanismus nicht nachzuweisen ist, d.h. die Teilmechanismen kénnen als notwen-
dige Bedingungen fiir die Priasenz des gesamten Mechanismus betrachtet werden (ebd., 91). In
der Konzeptualisierung von Kausalmechanismen wird auf Hinweise des Autoren-Duos Beach
und Pedersen (ebd.) zurtickgegriffen, welche Entitédt (formuliert als Substantiv) und Aktivitat
der Entitét (formuliert als Verb) als die zwei konstitutiven Elemente von Mechanismen definie-
ren (ebd., 165). Die Annahme lautet, dass die Kausalkréfte von X nach Y durch die Aktivitat der
Entitédt tibermittelt werden und auf diesem Weg Y hervorbringen (ebd., 31). Die Entitdten und
Aktivitdten der Teilmechanismen werden zunéchst theoretisch hergeleitet und im Anschluss
operationalisiert werden.

In der vorliegenden Untersuchung soll gepriift werden, ob sich innerstaatlicher Wandel
tiber den Mechanismus Sozialisierung vollzieht. Sozialisierung wird definiert als Prozess der
,Ubernahme der (...) Verhaltensweisen, Meinungen und Werthaltungen einer Gruppe durch
ein Individuum” (Herkner 1991b, 41). Es handelt sich hierbei um einen Lernprozess in dessen
Rahmen das Individuum zunéchst die , kollektiven Erwartungen und individuellen Verpflich-
tungen” (Abdelal et al. 2006, 697) einer Gemeinschaft kennenlernt und nachfolgend beginnt,
die Interaktionsmuster zu internalisieren (Sigel 1965; Berger und Luckmann 1969; Stryker und
Statham 1985; Klotz und Lynch 2007, 37). Am Endpunkt eines Sozialisierungsprozesses steht
die Verinnerlichung der transferierten Norm, die fortan vom Normempfanger als gegeben an-
genommen wird (,taken for grantedness’)(Finnemore und Sikkink 1998; Risse et al. 1999, 2013).

Wie aber erfolgt diese kognitive Transformation des Sozialisierungsempfangers unter dem
Einfluss internationaler Normen und Institutionen?

Je nach Analyse-Level und der Relation zwischen Akteur und Struktur sind verschiede-
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ne Mechanismus-Konfigurationstypen zu unterscheiden (Beach und Pedersen 2013; Bennett

2013). Sozialisierung erweist sich in diesem Zusammenhang als zweidimensional:

3.3.1.1 Situationeller Mechanismus-Typ

In ihrer Eigenschaft als Struktur wirkt eine internationale Institution als autoritative Quelle
fur Definitionen angemessenen Handelns auf normempfangende Akteure restriktiv. Die insti-
tutionalisierten, spezifischen Deutungsvorgaben fiir legitimes Verhalten schranken die Hand-
lungsoptionen der innerhalb der Strukturen agierenden Akteure (verstanden als ein fiir ein
Kollektiv handelndes Individuum) ein (Beach und Pedersen 2013, 42). Es handelt sich hierbei
um einen Mechanismustyp, welcher sich in Bezug auf die Einheiten System und Individuum
als analyseebenen-iibergreifend darstellt (Beach und Pedersen 2013; Bennett 2013). Sozialisie-
rung nach dieser soziologisch-institutionellen Lesart, wird in der IB-Forschung auch Sozialer

Einfluss genannt und im Folgenden als solcher bezeichnet.

3.3.1.2 Relationaler Mechanismus-Typ

In ihrer Eigenschaft als Akteur wirken internationale Institutionen auf Normempfanger, indem
jene letztere von der Legitimitit spezifischer Ideen zu tiberzeugen suchen. Es handelt sich hier-
bei um einen Mechanismustyp,** welcher auf der Mikro-Analyseebene verbleibt. Normen (re-)
produzieren sich aus dieser Perspektive nicht nur als Verhaltensstandards innerhalb einer Ge-
meinschaft, sie konnen auch zwischen diesen wandern und sich iiber Zeit und Raum verbreiten
(Sissenich 2007, 5f.; Karnowski 2011; Borzel und Risse 2012a; Adler 2013, 123; 128). Dieser Vor-
gang kann als Diffusionsprozess oder Normentransfer bezeichnet werden. Die gangigste Vari-
ante von Sozialisierung nach dieser sozialpsychologischen, akteurszentrierten Lesart, wird in
der IB-Literatur auch als Uberzeugung bezeichnet, woran sich die vorliegende Untersuchung
im Folgenden orientiert.

Wie die Ausfiihrungen zeigen, entsprechen dem, in der IB-Forschung haufig zusammen-
gefiihrten, Mechanismus Sozialisierung die zwei Kausalmechanismen Sozialer Einfluss und
Uberzeugung. Daher werden die beiden Varianten von Sozialisierung im Folgenden separat
behandelt werden und ihre Wirksamkeit im Hinblick auf innerstaatlichen Wandel im letzten

Teil der Untersuchung miteinander verglichen.

3.3.2 Sozialer Einfluss

Sozialisierung aus strukturorientierter Perspektive erfolgt als , unintended result of an inter-

play of ,activities’” (Ziirn und Checkel 2005, 1051; vgl. auch Johnston 2001; Checkel 2005, 807;

34 Auch Action Formation-Mechanismus genannt (Beach und Pedersen 2013, 165).
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Beichelt 2012, 8). Es sind bestimmte ,,stimuli” (Johnston 2005, 1014), welche beim Individuum
automatisierte Verhaltensdnderungen evozieren (vgl. Checkel 2005, 810; Johnston 2005, 1034;
Gollwitzer und Schmitt 2009, 85). In den internationalen Beziehungen stellen internationale In-
stitutionen die ,Umgebung” fiir zwischenstaatlichen Austausch dar. Internationale Organisa-
tionen, als prigende materielle Manifestation von internationalen Institutionen, bieten Staaten
einen Referenzrahmen fiir angemessenes Verhalten, indem sie Normen zwischenstaatlicher In-
teraktion definieren. Quelle dieser Normen sind die konstitutiven Bestandteile der kollektiven
Identitdt innerhalb der Institution: aus ihnen heraus wird definiert, wer zur Gruppe dazuge-
hort und welche Verhaltensweisen gegentiber Alternativhandlungen die angemessenen sind
(Risse 2002, 7; Ziirn und Checkel 2005, 1053; Abdelal et al. 2006, 696). Es wird angenommen,
dass sich Staaten als Mitglieder einer bestimmten institutionalisierten Gemeinschaft dazu mo-
ralisch verpflichtet fiihlen, sich den Gruppenregeln gegeniiber konform zu verhalten (Hand-
lungslogik der normativen Rationalitédt) (Hurd 1999, 387) (vgl. auch Abschnitt 2.1). , This sense
of moral obligation is a function of the legitimacy of the rules themselves or their sources”
(Borzel et al. 2010, 1370). Der Begriff Sozialer Einfluss umschreibt Prozesse der Normkonfor-
mitdt, welche aus der wahrgenommenen Legitimitdt der Normquelle abzuleiten sind (unter
Vernachlédssigung der Komponente Legitimitdt der Norm an sich, welche im Zentrum des
Uberzeugungsansatzes zu finden ist) (Risse 2002, 7). In diesem Sinne werden internationale
Institutionen als , Trigger” (Ziirn und Checkel 2005, 1049) fiir Sozialisierung verstanden.
Individuen schliefien sich Gemeinschaften an, mit welchen sie sich identifizieren und an
deren Akzeptanz ihnen gelegen ist (Johnston 2001, 499). In der Regel wiinschen Akteure derje-
nigen Gruppe zugehorig zu sein, deren Normen den eigenen Wertevorstellungen entsprechen,
da eine Mitgliedschaft als befriedigend, identitdtsbejahend und -stiftend wahrgenommen wird
(vgl. Durkheim 1951).% Als Mitglied einer Gruppe fiihlt sich der Akteur echtem oder einge-
bildetem Verhaltens-Druck ausgesetzt, sobald er Divergenzen zwischen der Gruppen- und der
individuellen Einstellung wahrnimmt. Diese Divergenzen losen psychisches Unbehagen aus.
Um die Zugehorigkeit zur Ingroup zu signalisieren und eine (spéter evtl. gewinnbringend ein-
zusetzende) Reputation als verldsslicher Partner aufzubauen, wird das Individuum sein Ver-
halten an den tatsdchlichen oder imaginierten Erwartungen der Referenzgruppe ausrichten
(vgl. Nemeth 1987; Johnston 2001; Risse 2002). In der Folge setzt ein kognitives Wohlbefinden
ein, da mit der Normkonformitat die soziale Akzeptanz der vom Individuum erwahlten Grup-
pe gesichert und eine Vertrauensgrundlage fiir den zukiinftigen Austausch geschaffen wurde
(Risse 2002, 7; Lewis 2003, 109; Johnston 2005, 1034; vgl. auch Nemeth 1987). Folglich lernt

das Individuum innerhalb einer neuen (Werte-)Gemeinschaft Verhaltensstandards als eine Art

%Einblicke in die Prozesse von Gruppen- und Identititsbildung verdanken wir der soziologischen und sozialpsy-

chologischen Forschung.
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Teilmechanismus | Entitat Aktivitat

N Internationale tibt Anpassungsdruck aus durch stabilen
Institution Referenzrahmen

Ny Internationale stellt Plattform bereit fiir sozialen
Institution Konformitatsdruck

ng nationaler Soziali- erlernt und internalisiert angemessene
sierungsempfinger | Handlung

Ny nationaler Soziali- fordert und fordert normkonformes Verhalten
sierungsempfanger | von untergeordneten Normempfangern

Tabelle 3.1: Teilmechanismen Sozialer Einfluss

Wegweiser kennen (March und Olsen 1998; Lewis 2003; Johnston 2005). Diese gestatten es ihm,
in jeder sozialen Situation eine angemessene Reaktion zu finden, ein Verhalten also, das von
der Gemeinschaft akzeptiert wird (March und Olsen 1998, 2006; vgl. auch Risse 2000, 4ff. 2002,
804; Checkel 2005, 7; Borzel und Risse 2009, 6).

Sind die Handlungsoptionen des Individuums auf diese Weise bestimmt und eingegrenzt,
bedeutet dies jedoch nicht, dass dieser notwendigerweise vom Gehalt der Normen tiberzeugt
ist (vgl. Hurd 1999, 388). ,,[Norms] are [...] learned through [. .. ] observance and the re-contex-
tualization (...) in (...) domestic setting[s]” (Beichelt 2012, 8). Eine bestimmte Rolle wird ohne
tiefergehende Reflexion erlernt und umgesetzt (Lewis 2003, 110; Checkel 2005, 804; vgl. auch
Johnston 2001; Borzel und Risse 2009; Beichelt 2012). Das Rollenspiel ermoglicht den Akteuren
gedankliche Abkiirzungen zu nehmen (Checkel 2005, 810) und auf diesem Wege ,normatively
objectionable” (Johnston 2005, 1034) Alternativhandlungen effizient zu erkennen und zu mei-
den (vgl. auch Trondal 2000, 561; Checkel 2001).

Um nun die obigen theoretischen Ausfiihrungen in ein mechanistisches Modell zu tibertra-
gen, muss der Gesamt-Mechanismus Sozialer Einfluss auf plausible Art und Weise in Teilme-
chanismen zergliedert werden (Beach und Pedersen 2013, 165) (vgl. Tabelle 3.1).

Zundchst wird hierzu angenommen, dass internationale Institutionen auf ihre Mitglieder
und Beitrittskandidaten Anpassungsdruck austiben, indem sie einen deutlich definierten Re-
ferenzrahmen fiir legitimes Verhalten bieten: die Berechtigung zum Beitritt ist gebunden dar-
an, dass das (Neu-)Mitglied die als angemessen definierten Regeln einhilt; diese miissen je-
doch zunichst klar artikuliert sein (Teilmechanismus n;) (Franck 1988, 713; Hurd 1999, 401).
Ferner wird angenommen, dass der Anpassungsdruck innerhalb der Gruppe verscharft wird
durch soziale Sanktionierung von nicht-konformem Verhalten durch die Gemeinschaft (Teil-

mechanismus n) (Johnston 2001, 499, 506; vgl. auch Gorden 1952). In der Folge liegt der
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Handlungsbedarf nun auf Seiten der staatlichen Normempfénger. Bedingung fiir das Erlernen
der eigenen Rolle im sozialen Interaktionskontext, mit anderen Worten Voraussetzung fiir eine
statusorientierte Norminternalisierung, ist die Identifizierung angemessenen Verhaltens. Dies
ist die kognitive Komponente des Sozialen Einflusses: der individuelle Novize (ein Mitglied
der nationalen politisch-administrativen Elite) erlernt und akzeptiert auf unbewusste Weise, in
welchen Zusammenhédngen die Gemeinschaftsnormen den eigenen Handlungsspielraum be-
grenzen (n3).%® Zuletzt werden untergeordnete Akteure, welche aufgrund ihrer territorial be-
grenzten Zustandigkeit zumeist nicht im Kontakt zur internationalen Gemeinschaft standen,
von der nunmehr sozialisierten Elite dazu aufgefordert, sich angemessen, d.h. im vorliegenden
Fall normkonform zu verhalten. Hierbei werden die, in der Regel subnationalen, Implementa-
tionsakteure bei der Integration und Umsetzung der europédischen Normen in innerstaatliche
Strukturen und Prozesse von den zentralen Sozialisierungsempfangern kognitiv unterstiitzt
(n4). Die Verhaltensdnderung der untergeordneten indirekten Sozialisierungsempféanger ist es,

welche innerstaatlichen Wandel vor Ort hervorbringt.

3.3.3 Uberzeugung

Ausgeblendet ldsst das Individuum im Prozess der Norminternalisierung via Anpassung an
die Erwartungen der Gruppe die Frage nach der absoluten Sinnhaftigkeit der eigenen Verhal-
tensdanderungen (Checkel 2005, 810). Das sich in sozialer Interaktion vollziehende Erlernen der
Normen erfolgt unreflektiert, mit Bedacht nur auf die Anerkennung durch die Peergroup. Des
Akteurs ,norm-guided behaviour” (Risse 2002, 7) ist daher nicht mit einer Norminternalisie-
rung im eigentlichen, ndmlich vollstindigen Sinne gleichzusetzen (Ziirn und Checkel 2005,
1064f.). Sie erfolgt ohne notwendigerweise von einer inneren Akzeptanz der Normen durch
den Akteur begleitet zu sein und ist daher lediglich partiell (Typ I Internalisierung) (vgl. Hurd
1999, 388; Johnston 2001, 499). Einher geht eine partielle Norm-Internalisierung zumeist mit
multiplen Rollenkonzeptionen und einer zusammengesetzten Identitit. Konflikte zwischen
den Identititsbestandteilen infolge etwa eines grofien Spektrums an Handlungsalternativen
konnen den Akteur zuweilen belasten (vgl. Lewis 2003, 109f.). Im Gegensatz zu den Annahmen
des situationellen Mechanismustyps ist es aber theoretisch auch denkbar, dass Normempfan-
ger die inhaltliche Dimension von Normen nicht automatisiert, sondern vielmehr aktiv tiber
kommunikative Prozesse, d.h. den Austausch von Argumenten, erschlieffen konnen (Schmidt

2008, 2010).

3%6Die Akzeptanz beruht auf der Identifikation des Akteurs mit der normsetzenden Gemeinschaft (Hurd 1999, 400).
Diese wird in der vorliegenden Studie als gegeben angenommen, da nur der Fall betrachtet wird, in welchem der

Beitritt zu einer Gemeinschaft freiwillig erfolgt.
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Prozesse vollstindiger Norminternalisierung (Typ II Internalisierung) wurden in der Sozia-
lisierungsforschung mit dem Uberzeugungsmechanismus in Verbindung gebracht. Prominenz
erlangte dieser sozialpsychologisch inspirierte Forschungsstrang im Zusammenhang mit der
Forderung an die strukturalistisch gepragte IB-Forschungsgemeinde ,to bring agency back in”
(Risse 2002, 15; vgl. auch Finnemore und Sikkink 1998, 893; Haas 1998, 32; Checkel 2001, 557;
Schmidt 2008; Checkel 2012).

Aus der Uberzeugungs-Perspektive wird der Normempfinger gedanklich von der Hand-
lungslogik der kommunikativen Rationalitdt geleitet. Aus diesem Blickwinkel werden Prozes-
se direkter und aktiver, ergo vollstindiger, Norminternalisierung beleuchtet und Normsender
wie -empfinger als kommunikative, verstindigungsorientiert handelnde Akteure konzipiert.?”

Internationale Organisationen gewinnen aus dieser Perspektive an Akteursqualitét: sie
werden, im Gegensatz zu den Annahmen des Sozialen Einflusses, als aktive Sozialisierungs-
akteure konzeptualisiert. Im Rahmen verstdndigungsorientierter sozialer Interaktion verdn-
dern Sozialsierungsempfanger Einstellungen iiber Kausalzusammenhinge entsprechend der
Absicht der sozialisierenden Agenten (Checkel 2001, 562). Es handelt sich hierbei um zielge-
richtete Akte sozialer Kommunikation in der Abwesenheit von Zwangselementen, um einen
Uberzeugungsprozess also, im Rahmen dessen die Normen einer Gemeinschaft durch ihre Mit-
glieder und Bewerber als legitim und als deckungsgleich mit den eigenen Interessen interna-
lisiert werden, wahrend Nonkonformitit sich zu einer zu rechtfertigenden Tatsache transfor-
miert (Hurd 1999, 388; 391; Cortell und Davis 2000, 69).

Der Akt der ,reasoned reevaluation of the inherent normative goodness of old values”
(Johnston 2005, 1014) angesichts neuen normativen Inputs und das Sich—Uberzeugen—Lassen
durch das beste Argument ziehen eine reflexive Internalisierung der betreffenden Norm nach
sich. Dadurch, dass die zugrundeliegenden Ideen und Implikationen und/oder die Quelle der
Norm (d.h. im vorliegenden Fall die internationale Institution) als legitim bzw. wahr ange-

nommen werden, erfolgt ihre feste Verankerung im Einstellungsgeflecht des Individuums (vgl.

%In einem einflussreichen Forschungsbeitrag zu ,,communicative action” (Risse 2000) in den internationalen Be-
ziehungen folgt Risse der Habermaschen Theorie kommunikativen Handelns darin, politische Akteure als erdrternde
Handlungstrager zu konzipieren: ,Where argumentative rationality prevails, actors do not seek to maximize or to
satisfy their given interests and preferences, but to challenge and to justify the validity claims inherent in them —
and are prepared to change their views of the world or even their interests in light of the better argument. In other
words, argumentative and discursive processes challenge the truth claims which are inherent in identities, interests,
and (legal) norms” (Risse 2002, 8). Sprache wird hier zum , medium for construction of intersubjective meanings” (Ad-
ler 2013, 125), welche Akteure auf der Suche nach der Wahrheit unterstiitzt. Soziale Interaktionen, wahrend welcher
Deliberationen auftreten konnen, erstrecken sich von internationalen Verhandlungen {iber transnationale technische
Diskussionen hin zu nationalen narrativen Ubungen. Ferner konnen sie die Form von Auseinandersetzungen inner-
halb einer politischen Klasse annehmen als auch die Kommunikation zwischen den staatlichen und nicht-staatlichen

Akteuren eines Landes betreffen (vgl. Schmidt 2008).
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Teilmechanismus | Entitat Aktivitat
my Normentrepreneur (Epistemische richtet Akte der
Gemeinschaft oder transnationales zielgerichteten
Netzwerk oder Mentor) Kommunikation an
Normempfanger
Mo nationaler Sozialisierungsempfinger | reflektiert und internalisiert

neuen kognitiven Input

ms nationaler Sozialisierungsempfanger | trdgt normrelevante
Erkenntnisse weiter an
untergeordnete

Normempfanger

Tabelle 3.2: Teilmechanismen Uberzeugung

Hurd 1999, 398; Lewis 2003, 110; Borzel und Risse 2009, 6). Alternativen, d.h. nicht-angemes-
sene Verhaltensmoglichkeiten, werden nicht mehr erwogen, da sie dem Akteursbewusstsein
entzogen sind, so dass Normbefolgung als Ergebnis vollstindiger Norminternalisierung ver-
standen werden kann (vgl. Johnston 2005, 1034; Abdelal et al. 2006, 697).

Im Fokus der Perspektive des Uberzeugungs-Mechanismus steht somit der kommunikati-
ve Austausch zwischen den Individuen Sozialisierungssender und -empfanger zur Legitimitét
des infrage stehenden internationalen Verhaltensstandards. Dies kann analog zu Tabelle 3.1 als
Teilmechanismus m; bezeichnet werden (Tabelle 3.2). Ferner wird angenommen, dass die refle-
xive Auseinandersetzung der nationalen politischen oder administrativen Elite eines (neuen)
Gemeinschafts-Mitglieds um die , moral validity of the norm” (Risse 2002, 7) kreist und die
Reflexion im Erfolgsfall in einer gedanklich tiefgreifenden Akzeptanz des neuen kognitiven
Inputs miindet (m2). Es sollte, wie im Falle sozialen Einflusses, die Sozialisierung untergeord-
neter, subnationaler Implementationsakteure folgen, welche in ihrer kollektiven Verhaltensan-

derung eine Anwendung der neuen rechtlichen Vorschriften bewirken (ms).

3.3.4 Herleitung des Modells fiir den Wandel von Akteurspriferenzen und
-strategien unter dem Einfluss von Sozialisierung

Wann und auf welche Weise verinnerlichen, geméafs der vorangestellten Annahmen, innerstaat-

liche Akteure internationale Normen? Sozialpsychologische Experimente und Studien der letz-

ten acht Jahrzehnte zur Entstehung und Verdnderung von Einstellungen haben plausibilisiert,

dass individuelle Verhaltensweisen mit kognitiven Prozessen, wie der Norminternalisierung,
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Phase Vorbeitritt Nachbeitritt

Mechanismus Nutzenmaximierung Sozialer Einfluss Uberzeugung
Strategie EU-Beitritt Decoupling

Préferenz Sicherheit Wohlstand

Tabelle 3.3: Theoretische Ableitung von Priferenz und Strategie fiir Vor- und Nachbeitrittsphase. Legen-
de: Praferenzwandel erfolgt _, oder nach der Schwelle EU-Beitritt

im Zusammenhang stehen.”® Gemiitsbewegungen und Préferenzbildungsprozesse sind mit so-
zialwissenschaftlichem Instrumentarium jedoch nicht beobachtbar. Es besteht allerdings die
Moglichkeit diese theoretisch abzuleiten und entsprechend ihres potentiellen Wirkungszeit-
raums darzustellen (Frieden 1999, 53)(vgl. Tabelle 3.3 und Tabelle 3.4).

Orientierung bieten hierbei die bereits angerissenen (vgl. etwa unter Abschnitt 3.3.2) drei
IB-Handlungslogiken: die instrumentelle Logik, die Logik der normativen Rationalitdt sowie
die Logik der kommunikativen Rationalitdt (March und Olsen 1989; Finnemore und Sikkink

1998; March und Olsen 1998; Risse 2000; March und Olsen 2006).

3.3.4.1 Instrumentelle Logik

Gemif3 rationalistischer Konzeption stellen sich instrumentell agierende Akteure die Frage:
,How do I get what I want?” (Finnemore und Sikkink 1998, 914) (vgl. auch Abschnitt 2.1). Aus
der Antwort auf die Frage, welche Ziele ein Akteur verfolgt, kann eine systematische Prafe-
renzordnung mitsamt entsprechenden Strategien zur Zielerreichung entwickelt werden. Die
Annahme des sogenannten Thick Rationalism lautet, dass staatliche Akteure auf der ganzen
Welt auf der Grundlage dhnlicher Ziele zu Handlungen motiviert werden: Sicherheit, Wohl-
stand und Macht (Green und Shapiro 1994, 18).%

Die mittelosteuropéaischen Staaten befanden sich Ende der 1980er/ Anfang der 1990er Jahre
in einer prekéren Situation, da die Strategien zur Praferenzerreichung unter politisch, 6kono-
misch und gesellschaftlich hoch instabilen Bedingungen entwickelt werden mussten. Eine na-
heliegende Strategie bestand in der frithestmoglichen Integration der Transformationsstaaten
in westeuropdische Strukturen. Diese erweckten den Anschein, die dringend benétigte aufsen-

wie innenpolitische Stabilitdt garantieren zu konnen (Priferenz 1). Dartiber hinaus lockte der

38Koffka 1922; Lewin 1951; Festinger 1957; Abelson et al. 1968; Abelson 1983; Fiske und Taylor 1991; Zimbardo und

Leippe 1991; Eagly und Chaiken 1992; Hogg und Vaughan 2008.
Vertreter des sogenannten Thin Rationalism lassen die Motivationen, welche die Grundlage fiir Nutzenmaximie-

rung bilden, hingegen zumeist offen (Green und Shapiro 1994, 18).
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europdische Binnenmarkt als riesiger Absatzmarkt sowie Quelle von ausldndischen Direktin-
vestitionen und materieller Entwicklungshilfe (Préaferenz 2) (Schimmelfennig und Sedelmeier
2002, 520). Langfristig gesehen erschien es dariiber hinaus moglich, via EU-Beitritt, die eigene
Position im internationalen System zu starken (Praferenz 3).

In diesem Beispiel ist Sicherheit > Wohlstand > Macht die angenommene Préferenzordnung
des Staates,*’ wihrend EU-Beitritt die staatliche Strategie beschreibt.

Unter der Voraussetzung, dass staatliche Akteure nutzenmaximierend handeln, erscheint
eine kostenminimierende Beitrittsstrategie plausibel. Daraus folgt, dass rationalistisch han-
delnde Akteure, welche der EU beitreten mochten, lediglich die vorgeschriebenen Minimal-
Beitrittsanforderungen und -kriterien einhalten werden. Praferenz und Strategie sind nun aus
dieser Perspektive fixiert. Die individualistische Ontologie des Rationalismus erfordert, dass
diese in der Analyse im Hinblick auf die Interaktion zwischen internationaler Institution und
Staat konstant gehalten werden muss. Eine Verdnderung von Priferenz und Strategie ist erst
wieder im Zusammenhang mit einer neuen Interaktion, einem neuen Setting logisch moglich
(Frieden 1999, 44). Im vorliegenden Beispiel verdndert sich das Interaktionsumfeld augen-
blicklich mit dem Beitritt des Bewerbers zur EU (siehe den 2004er-Wechsel von Instrumen-
teller Logik I zu II, Tabelle 3.4). Hat die Strategie (EU-Beitritt) das erwartete Resultat (Sicher-
heit) hervorgebracht, kann die zugrundeliegende Praferenzordnung Sicherheit > Wohlstand
> Macht modifiziert werden. Es ist zu erwarten, dass der Bedarf nach Sicherheitsgarantien
durch die Integrationsprozesse in die EU (und NATO) zwar nicht verschwunden ist, aber im
Gegensatz zu Zielen wie Wohlstand oder Macht an Bedeutung verloren hat. Es wird ange-
nommen, dass konsolidierender gesellschaftlicher Wohlstand von den politischen Transforma-
tions-Eliten, welche wiedergewdhlt werden mochten, priorisiert wird. Daraus ergibt sich die
Praferenzordnung Wohlstand > Macht >= Sicherheit. Auch hier wird eine kostenminimieren-
de Strategie zur Zielerreichung angenommen. Einschrdnkungen des priorisierten wirtschaft-
lichen Wachstums miissen vermieden werden, um dieses nicht zu gefdhrden. Reformkosten
miissen daher gesenkt werden. Decoupling-Effekte sind hier beispielsweise denkbar (vgl. Ab-
schnitt 2.3.4.1).*!. Angenommen wird, dass die sich nach dem EU-Beitritt negativ entwickeln-
de Kalkulation der nutzenmaximierenden Implementationsakteure die Wahrscheinlichkeit er-
hoht, dass die erwarteten Compliance-Kosten durch mangelhafte Anwendung und Durchset-
zung Europdéischen Rechts reduziert werden (vgl. Falkner und Treib 2008; Falkner et al. 2008;

Sedelmeier 2008a; Falkner 2010). Dies wird damit begriindet, dass die Kosten fiir die nationale

40 Analyseeinheit ist der souveran handelnde Staat, subnationale Préferenzbildungsprozesse werden zur Vereinfa-

chung ausgeblendet.
41Meyer und Rowan 1977b; DiMaggio und Powell 1991; Ziirn und Checkel 2005; Avdeyeva 2010; Sedelmeier 2012;

Zhelyazkova und Schimmelfennig 2013.
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Kodifizierung Europédischen Rechts als geringer eingestuft werden als die Ausgaben fiir ihre
praktische Implementation; dariiber hinaus wird davon ausgegangen, dass nationale Anwen-
dungs-Siinder darauf spekulieren, dass die kapazitir eingeschriankte internationale Monito-
ring-Institution auf diesen Tatbestand von Non-Compliance nicht oder erst spat aufmerksam
wird.

Die vorhergehenden Ausfiihrungen zeigen auf, dass der Beobachtungszeitraum der Studie
periodisiert werden muss (siehe Tabelle 3.4), da sich die Interaktionsbedingungen zwischen
der EU und den mittelosteuropéaischen Staaten im Zuge der EU-Osterweiterung 2004 verandert
haben.

3.3.4.2 Logik der normativen Rationalitit

Es wird angenommen, dass die Motive einer Gemeinschaft beizutreten in der soziologischen
wie in der rationalistischen Variante gleichgelagert sind: den mittelosteuropdischen Beitrittsbe-
werbungen liegen demnach materielle Interessen zugrunde. Doch schon an dieser Stelle lassen
sich die beiden Blickwinkel auf staatliches Handeln differenzieren:

Nach soziologischer Lesart wirken internationale Institutionen handlungseinschrankend
auf Staaten. Sozial interagierende Akteure stellen sich die Frage: ,What am I supposed to do?”
(Finnemore und Sikkink 1998, 914).

Die Aussicht auf Mitgliedschaft in einer Gemeinschaft etwa, mit welcher sich der Ak-
teur identifiziert, aber auch die gemeinsamen Erfahrungen und Rituale der Vorbeitrittsphase
(Franck 1988, 711) erzeugen hierbei einen psychologischen Druck: Wer den Erwartungen der
Gemeinschaft nicht nachkommt und sich nicht normkonform verhilt, wird sozial sanktioniert.
Das normkonforme Mitglied hingegen wird belohnt, indem sein Status innerhalb der Gemein-
schaft aufgewertet wird (ebd., 711).

Der soziale Einfluss ist damit gebunden an die soziale Interaktion: AusschliefSlich im Kon-
text einer Gemeinschaft, welche sich via identitdre Prozesse gegeniiber anderen Gruppen de-
finiert, festschreibt was angemessene Handlungen sind und deren Mitgliedschaft kognitive
Vorteile verspricht, erlangen die Normen beim Sozialisierungsempfénger den Status einer mo-
ralischen Verpflichtung (Typ I Internalisierung) (Johnston 2001, 5001f.; 506).

Auf diesem Wege wird die internationale Institution zu einer Gemeinschaft, welche Sta-
tusmaximierung fordert. In der Folge verdndert sich die Priaferenz des zuvor strategisch han-
delnden Akteurs: nicht der Gemeinschafts-Beitritt als Mittel zum Zwecke der Sicherheit steht
im Mittelpunkt staatlichen Strebens; Statusmaximierung, d.h. der Aufbau einer Reputation als
kompetentes verldssliches Mitglied, innerhalb der Gemeinschaft ist zum Selbstzweck gewor-

den und die Erfiillung der erwarteten Rolle zur Strategie (Johnston 2001, 500; Checkel 2005,
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810). Anders als im Rationalismus ist keine Verdnderung des institutionellen Umfelds oder
der Kosten-Nutzen-Bilanz spezifischer Handlungen erforderlich. Es ist die soziale Interakti-
on, welche, vermoge der sozialen Konstruktion angemessener Verhaltensstandards, kognitive
Internalisierungsprozesse beim Normempfianger auslost.

Unter der Bedingung, dass die Gemeinschaftsnormen klar definiert sind, kann sozialer An-
passungsdruck innerhalb von internationalen Institutionen sofort wirken (Risse 2002, 7). Der
genaue Zeitpunkt, zu dem der Internalisierungsprozess einsetzt, kann, aufgrund mangelnder
Beobachtbarkeit, jedoch nicht benannt werden. Sobald eine (wenngleich nur partielle) Norm-
verinnerlichung eintritt, konnen Handlungen nicht mehr auf bewusste Akteursentscheidun-
gen zuriickgefiihrt werden, da jene den Akteuren als alternativlos erscheinen und nicht mehr
bewusst als urspriinglich erlernte Inhalte wahrgenommen werden (Finnemore und Sikkink
1998, 913). Eine Periodisierung und Nachverfolgung des Internalisierungsprozesses gestaltet
sich daher schwierig. Es ist lediglich m&glich anzunehmen, dass die Normverinnerlichung in-
krementell (siehe Tabelle 3.3) und erst nach der Kontaktaufnahme zwischen internationaler
Institution und Staat aufgetreten ist sowie vermutlich nicht stattgefunden hat, falls Normkon-
formitdt nicht beobachtet werden kann. Im vorliegenden Beispiel bedeutet dies, dass Versuche,
Indizien fiir sozialen Einfluss zu finden, fiir den Zeitraum unternommen werden zwischen der
ersten institutionalisierten westlich-mittelosteuropaischen Kontaktaufnahme (1991 bzw. 1995)

und dem heutigen Tag (Dezember 2015), mehr als ein Jahrzehnt nach der EU-Osterweiterung.

3.3.4.3 Logik der kommunikativen Rationalitat

Ausgerichtet auf die Suche nach legitimen Griinden fiir das eigene Handeln verliert die strate-
gische Priferenzorientierung des Akteurs an Bedeutung, die Normen der Gemeinschaft wer-
den infolge wiederholter sozialer Interaktion internalisiert (Typ II Internalisierung).

Die Logik der kommunikativen Rationalitdt hebt darauf ab, dass sich Akteure als verstan-
digungsorientiert Handelnde im Kontext sozialer Interaktion von dem besten Argument leiten
lassen (Risse 2000). Legitimitat dient Sozialisierungssendern wie -empfangern als Mafsstab und
innerliche Rechtfertigung fiir Normkonformitat (Hurd 1999, 387).

Auch hier bereitet wieder die Periodisierung der Norminternalisierung Schwierigkeiten.
Ab wann legitimes Handeln zur Préferenz wird, und Erorterung zur Strategie, kann nicht ge-
nau bestimmt werden. Der Zeithorizont von Mechanismus und Effekt im Zusammenhang mit
Uberzeugung kann mit dem Phanomen der Klimaerwarmung verglichen werden (Beach und
Pedersen 2013). Die wiederholte kommunikative Interaktion zwischen Normentrepreneuren
und -empfangern wirkt inkrementell: mit jeder weiteren Deliberation wird die Norminterna-

lisierung vorbereitet und begleitet, bis die Verhaltensanderung schliefllich auftritt (siehe Ta-

66



3.3. Der Kausalmechanismus: Sozialisierung

belle 3.3). Deliberationen zur Legitimitidt umzusetzender Gemeinschaftsnormen sind nur im
Zusammenhang sozialer Interaktion zu konzeptualisieren. Fiir das vorliegende Beispiel wird
der Fokus auf den Zeitraum zwischen 1991/95 und 2004 gelenkt, da der Anpassungsdruck
von europdischer Seite in diesem Zeitraum am starksten war, daher die Wahrscheinlichkeit
hoher, Indizien dafiir zu ermitteln, dass sich Staaten der Notwendigkeit ausgesetzt sahen, ihr

Handeln rechtfertigen zu miissen.*?

3.3.5 Vorhersagen zum kausalen Zusammenhang von Sozialem Einfluss

bzw. Uberzeugung und Compliance

In Tabelle 3.3 sind am Beispiel des EU-Beitrittsprozesses die beschriebenen Priferenzen
und Strategien der zentralen Sozialisierungsempfanger nach Mechanismus zusammengefasst.
Demnach wirkt sich der Beitritt eines Akteurs zur Gemeinschaft je nach dominierender Hand-
lungslogik unterschiedlich auf die Interessenslage und die fiir die Zielerreichung erforderli-
chen Instrumente aus. Die typologische Darstellungsform erfiillt die Funktion eines Hilfsmit-
tels zur Operationalisierung der theoretischen Sozialisierungskonzepte.

Im Hinblick auf den respektiven Einfluss der beiden Sozialisierungstypen auf das Com-
pliance-Verhalten der betrachteten Akteure wird angenommen, dass die staatliche Normkon-
formitdt mit europdischen Normen je nach Sozalisierungsform unterschiedliche Auspragun-
gen annimmt.

Wie beschrieben verinnerlichen Implementationsakteure unter sozialem Einfluss interna-
tionale Normen lediglich partiell (Typ I Internalisierung), sie folgen in ihrem Handeln der so-
genannten Logik der normativen Rationalitit. Dies hat zur Folge, dass eine Ubernahme euro-
péischer Rechtsvorschriften vorrangig nach dem Copy-and-paste-Prinzip ohne tiefergehendes
Normverstdndnis beobachtet werden sollte.

Aufgrund des strategischen Charakters der Typ I Internalisierung erstreckt sich die Hand-
lungsverpflichtung nicht auf ein kostenintensives Erlernen der Inhalte der gemeinschaftlichen
Verhaltensstandards. Mithin ist davon auszugehen, dass die weithin sichtbare, relativ problem-
los durchzufiihrende Transposition von Rechtsvorschriften fiir statusmaximierende Akteure
das direkteste und giinstigste Mittel der Wahl darstellt, um Gemeinschaftszugehorigkeit zu
signalisieren. Zugleich ist zu erwarten, dass unter dem Fokus auf die formale Adaption der
Status der Normkonformitédt im Hinblick auf die konkrete Anwendung der Rechtsvorschriften
in Mitleidenschaft gerat, insbesondere im Kontext der korrekten und langfristigen Umsetzung

komplexer, kostspieliger Normen.*’

# Aufgrund der potentiell nachhaltigen Wirkung kommunikativen Handelns ist der Zeitraum nach 2004 in Tabel-

le 3.4 gestrichelt dargestellt.
#3Der in der Literatur beschriebene Decoupling-Effekt wire die Folge, wenngleich die Handlungsmotive normativer
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Diese Tatsache kann ferner veranschaulicht werden unter Beriicksichtigung der jeweiligen
Elemente der Sozialisierungskette:

Zentrale Empfanger sozialen Konformitatsdrucks (Regierungsvertreter, Ministerialbeamte)
maximieren ihren Status am effektivsten und sichtbarsten, sobald sie auf dem internationalen
Parkett die Rolle des loyalen Kooperierers bei Verhandlungen im Europdischen Rat einneh-
men, hierbei auch als staatliche Reprasentanten auf die formale Pflichteinhaltung ihrer Nation
verweisen konnen, sprich auf die rechtliche Umsetzung aller Vorschriften.** Demgegeniiber
sekundar erscheint die Strategie des ressourcenintensiven Erlernens der Normsubstanz zum
Zwecke der Know-How-Weitergabe an untergeordnete Implementationsakteure, welche na-
turgemas fiir die gemeinschaftliche Offentlichkeit nahezu unsichtbar bliebe. Da die Statusma-
ximierung im Fokus der zentralen Sozialisierungsempfanger steht und nicht der Normentrans-
fer per se, verliert der soziale Einfluss an der fiir eine nachhaltige Compliance entscheidenden
Stelle an Stdrke, da die fiir die konkrete Normanwendung zustidndigen subnationalen Akteu-
re (Regionen, Gemeinden) vermutlich nur schwach und indirekt von der Sozialisierungskraft
erfasst werden.

Im Gegenzug ist anzunehmen, dass das Compliance-Verhalten von tiberzeugten Implemen-
tationsakteuren (Typ II Internalisierung) auf einer qualitativ hoheren Stufe anzusiedeln ist, ins-
besondere im Hinblick auf die korrekte und langfristige Anwendung der zuvor zu transponie-
renden Gemeinschaftsnormen. Im Unterschied zur Logik der normativen Rationalitét erfolgt
die Normverinnerlichung des zweiten Typs nach der Logik der kommunikativen Rationali-
tat, d.h. reflexiv-fundiert, auf der Grundlage der argumentativen Auseinandersetzung iiber
die tatsdchliche Angemessenheit der gemeinschaftlichen Norm. Daher ist davon auszugehen,
dass Normkonformitdt im Zusammenhang mit Uberzeugungsprozessen dauerhafter ist als im
Kontext der Typ I Internalisierung (Johnston 2005, 1034; Abdelal et al. 2006, 697). Es ist anzu-
nehmen, dass zentrale Complianceakteure aus iiberzeugtem Mangel an Alternativhandlungen
ihr Implementations-Wissen kompetent und umfassend an untergeordnete Instanzen transfe-
rieren, um ihrem Anspruch an eine angemessene Umsetzung der als legitim wahrgenommenen
Gemeinschaftsnorm gerecht zu werden und alle Beteiligten von der Angemessenheit der Norm
zu iiberzeugen. Da folglich auch die fiir die lokale und langfristige Rechtsumsetzung verant-
wortlichen Akteure vom Uberzeugungsmechanismus erfasst werden, ist mit einer robusteren

Sozialisierungskette zu rechnen als im Falle des Mechanismus Sozialer Einfluss.

Rationalitdt von instrumenteller Handlungslogik zu differenzieren sind.
#“In der EU ist die Ausbildung eines einheitlichen europdischen Rechtsraums mit freiem Verkehr von Personen,

Giitern, Dienstleistungen und Kapital gekniipft an die Prinzipien der ,loyalen Zusammenarbeit” (Art. 4, Abs. 3 EU-
Vertrag) sowie der Pflichterfiillung (Art. 4, Abs. 3 EU-Vertrag) und des unionsrechtlichen Anwendungsvorrangs (1964-
EuGh-Urteil in der Sache Costa/Enel).
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3.3.6 Sozialisierungsunterstiitzende und -hemmende Faktoren

Die vorliegende Untersuchung zielt darauf ab, anhand von Einzelfallstudien, die Prasenz von
Sozialisierung in den internationalen Beziehungen nachzuweisen. Gelingt der Nachweis der
Prasenz eines oder beider Sozialisierungsmechanismen im Kontext der Einhaltung von Ge-
meinschaftsnormen, ist jedoch noch keine Aussage getroffen tiber die Stirke des jeweiligen
Mechanismuseffektes auf das Compliance-Verhalten des jeweiligen Staates. Es wird angenom-
men, dass bereits eine geringe nachweisbare Spur von Sozialisierung Compliance hervorrufen
kann. Damit sind intervenierende Faktoren, welche die Wirkung von Sozialisierung verstarken
oder herabsetzen noch nicht berticksichtigt.

Im Folgenden werden mogliche sozialisierungsunterstiitzende und -hemmende Faktoren,
die der Compliance-Literatur entnommen sind, dargelegt. Im Allgemeinen kénnen die Bedin-
gungen, unter welchen die Wahrscheinlichkeit fiir extern beeinflussten Politikwandel steigt
bzw. sinkt, in System-, innerstaatliche sowie sozialisierungsimmanente Faktoren unterteilt wer-
den.

45 sowie Richtli-

Bislang nachgewiesen wurden sektorspezifische Einfliisse auf Compliance
nien-spezifische Bedingungen.*®

Zum anderen konnte gezeigt werden, dass bestehende institutionelle Ordnungen, Préferen-
zen und Ressourcen von Nationalstaaten beeinflussen konnen, wie innerstaatliche Politikak-
teure mit dem Anpassungsdruck durch europédische Vorgaben umgehen (Duina 1997; Duina
und Blithe 1999; Knill und Lehmkuhl 1999; Borzel und Risse 2000; Falkner 2001).

Aus der Perspektive des historischen Institutionalismus wurde ermittelt, dass innerstaat-
liche Institutionen aufgrund ihrer Einbettung in stabile, raum-zeitgebundene Strukturen tiber
eine pfadabhéngige Trigheit gegeniiber externem Anpassungsdruck verfiigen. Die Uberwin-
dung dieses institutionellen Beharrungsvermdogens ist Grundvoraussetzung fiir Sozialisierung:

neue Standards ohne passende ,, Andockstelle” (Resonanz) an die innerstaatlichen Bedeutungs-

muster prallen wirkungslos ab (Checkel 1997; Finnemore und Sikkink 1998, 908; Cortell und

45Haas 1998; Lampinen und Uusikyld 1998b; Bursens 2002; Sverdrup 2004; Berglund et al. 2006; Konig und Luetgert
2008; Toshkov 2008; Dimitrova und Toshkov 2009; Luetgert und Dannwolf 2009; Alber et al. 2010; Borghetto und
Franchino 2010; Bovens und Yesilkagit 2010; Steunenberg und Rhinard 2010; Haverland et al. 2011; Koops 2011; Kénig
und Maéder 2012; Mader 2012; Edwardsson und Wockelberg 2013; Prosser 2013; Zhelyazkova und Schimmelfennig

2013; Zhelyazkova und Kaya 2014.
46Chayes und Chayes 1993; Ciavarini Azzi 2000; Franchino 2000; Dimitrakopoulos 2001; Mbaye 2001; Falkner et al.

2004; Franchino 2004; Kaeding 2006; Haverland und Romeijn 2007; Kaeding 2007; Thomson 2007; Thomson et al. 2007;
Kaeding 2008; Konig und Luetgert 2008; Steunenberg und Kaeding 2009; Steunenberg und Toshkov 2009; Thomson
2009; Zhelyazkova und Torenvlied 2009; Thomson 2010; Zhelyazkova und Torenvlied 2011; Zhelyazkova 2013; Steu-
nenberg und Zee 2014; Zhelyazkova und Kaya 2014.
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Davis 2000; Legro 2000; vgl. auch Wiener und Schwellnus 2004, 6; Klotz und Lynch 2007, of.).¥
Beispielsweise werden Staaten, welche von liberal orientierten Eliten regiert werden, gegen-
iiber Argumenten von Vertretern internationaler Menschenrechts-Konventionen empfangli-
cher sein, als dies der Fall in autoritdr regierten Nationen ist. Hier ist das Uberleben des Regi-
mes abhangig von ,the support of a few powerful interest groups that derive[] great economic
and social benefits from the politico-institutional status quo” (Mattli und Pliimper 2002, 570).
Andersherum besteht ohne institutionellen Reformwiderstand kein Bedarf an Sozialisierung,
da internationale Normen in diesem Fall ohne Weiteres Eingang in nationale Strukturen fan-
den. Anhand historischer Abrisse der Entwicklung staatlicher Strukturen ldsst sich erkennen,
dass sich institutionelle Tragheit in Momenten , kritischer Augenblicke”, wie Krieg oder 6ko-
nomischer Krise, abschwécht und das Potential externen Einflusses auf innerstaatliche Oppor-
tunititsstrukturen steigt (vgl. Hall und Taylor 1996b, 942).

In den Transformationsstaaten Mittelosteuropas scheinen insbesondere postkommunisti-
sche Hinterlassenschaften politische Entscheidungsprozesse zu pragen (Dimitrova 2002b; Pop-
Eleches 2007; Cirtautas und Schimmelfennig 2010; Freyburg und Richter 2010; Schimmelfennig
und Scholtz 2010); hierzu ist auch eine Politisierung der Verwaltungsstrukturen zu zihlen.*
Ferner zu nennen sind innenpolitische Faktoren wie die Salienz eines Politikfeldes (Kaeding
2007; Versluis 2007) oder die Blockadekraft institutioneller Ve’rospieler.49

Sozialisierungsimmanente Varianzbedingungen wurden insbesondere von Checkel (2001,
2005) erarbeitet. Sozialisierungsverstirkend wirken demnach situative Faktoren, wie die Dauer
und Atmosphére des Austauschs zwischen Sozialisierungsempfanger und -sender, aber auch
die Eigenschaften der Sozialisierungsakteure. Sozialer Einfluss ist etwa also umso stirker ein-
zuschatzen, umso intensiver der Kontakt der Sozialisierungsakteure ausfillt, etwa weil sie sich
sehr haufig in kleinen, informellen Kreisen begegnen (Checkel 2005, 811). Fiir Uberzeugung
ist die Autoritdt und Konsistenz des Sozialisierungssenders als sozialisierungsverstarkender
Faktor anzusehen; auch die Bediirftigkeit des Novizen nach Gruppenzugehdorigkeit scheint als
Bedingung fiir Uberzeugung relevant (ebd., 813).

Aufgrund der Tatsache, dass die Forschungsarbeit auf den Prasenznachweis fokussiert ist,
kann, auf der Grundlage des in Kapitel 5 erarbeiteten empirischen Materials, lediglich eine

kursorische Priifung der Prdsenz der beschriebenen intervenierenden Faktoren erfolgen (vgl.

#Strukturelle Normresonanz ist indessen keine hinreichende Bedingung fiir Sozialisierung (Finnemore 1996a; Wie-

ner und Schwellnus 2004, 6).
#8Goetz 2001; Dimitrova und Toshkov 2007; Verheijen 2007; Meyer-Sahling 2011; Meyer-Sahling und Yesilkagit 2011;

Tancu 2013; Fink-Hafner 2014.
49Haverland 2000; Bailey 2002; Guiliani 2003; Schimmelfennig und Sedelmeier 2004; Steunenberg 2007; Di Lucia und

Kronsell 2010.
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unter Abschnitt 6.2.4.2)."

S0Ferner ist die Compliance-Forschung bislang noch nicht soweit, in ihren Vorhersagen zu Faktoren, welche die
Sozialisierungsstiarke beeinflussen, zwischen den beiden Sozialisierungsmechanismen Sozialer Einfluss und Uber-
zeugung zu differenzieren, da beide Sozialisierungsformen in der Regel zusammengefasst werden (vgl. jedoch die
Ausnahme Checkel 2005, 811ff.). Auch die Wechselwirkung zwischen den beiden Formen von Sozialisierung ist bis-
lang unerforscht. Es solllte jedoch unter der bestehenden, distinkten Konzeptualisierung von Sozialer Einfluss bzw.
Uberzeugung zur Vereinfachung eine Unabhingigkeit der beiden Mechanismen voneinander angenommen werden,
insbesondere da die jeweiligen Préferenzen Statusmaximierung und Legitimes Handeln sich auf den ersten Blick ge-
genseitig hochstens graduell zu bedingen scheinen: fehlender sozialer Einfluss verhindert nicht, dass sich ein Empféan-
ger kommunikativer Botschaften von Argumenten {iberzeugen ldsst; genauso kann ein Akteur, welcher nicht an die
Legitimitéit einer bestimmten Norm glaubt, sich aufgrund von Gruppendruck und psychologischem Unwohlsein zu

normkonformen Handeln gezwungen sehen.
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4.1. Der Kontext von Sozialisierung

Nachdem im vorhergehenden Kapitel der theoretische Rahmen der Untersuchung erldutert
wurde, spezifiziert das vorliegende Kapitel zundchst den Forschungskontext sowie das -de-
sign und begriindet die Fallauswahl. Anschlieiend erfolgt die Darstellung der verwendeten
Methode des Process Tracings und eine Entwicklung der Indikatoren fiir die Priasenz der Me-

chanismen Sozialer Einfluss und Uberzeugung im jeweiligen Fallbeispiel.

4.1 Der Kontext von Sozialisierung

Die Hypothese, dass der durch internationale Institutionen generierte Anpassungsdruck tiber
den Mechanismus Sozialisierung einen Effekt auf innerstaatlichen Wandel hat, muss einge-
ordnet werden in einen analytischen, rdumlichen, institutionellen, und temporalen Kontext
(Falleti und Lynch 2009; Radaelli 2012, 11; Beach und Pedersen 2013, 30).>! Struktur wie Ak-
teur sind geprdgt durch die zeitlichen, rdumlichen und sozialen Rahmenbedingungen ihrer
Existenz.”” Eine systematische Darstellung des Kontextes gestattet es zu definieren, welche Be-
dingungen fiir eine Reproduktion der Untersuchungsergebnisse notwendig sind (Beach und
Pedersen 2013, 54). Ein Vorteil der Einbettung des Theorierahmens in einen kontextuellen Zu-
sammenhang ist daher die damit verbundene Moglichkeit, potentielle externe Einflussfaktoren
konstant zu halten und ausschliefSlich aufeinander bezogene Analyseeinheiten zu berticksich-

tigen (Foschi 1997, 550; Radaelli 2012, 11) (siehe Abb. 4.1).

51Wie beschrieben, entspringt institutioneller Anpassungsdruck internationalen Strukturen sowie dem Handeln von

Normunternehmern.
52Dje Realitit ist nicht unabhéngig von kontextuellen Bedeutungen sowie unseren sprachlichen Konzeptionen und

Kategorien zu beobachten (Foucault 1965; Derrida 1967; vgl. auch Adler 2013, 115f.). Einen dhnlichen Grundgedanken
hatte Durkheim, in dessen soziologischer Forschung zu sogenannten sozialen Tatbestinden deutlich wird, dass der
gleiche Prozess unter unterschiedlichen gesellschaftlichen Bedingungen unterschiedliche Wirkung entfalten kann (vgl.

etwa Durkheim 1893); vgl. auch , X is Y in context C* (Searle 2008, 28; zitiert nach Lupovici 2009, 211).

Kontextbedingungen: Analytisch, Raumlich, Temporal, Institutionell

Anpassungsdruck

Sozialisierung

A 4

Abbildung 4.1: Theoretischer Rahmen
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Die Erkenntnisse der Untersuchung kénnen hingegen im Rahmen zukiinftiger Forschungs-
designs zum Einfluss internationaler Institutionen auf innerstaatlichen Wandel fortentwickelt
werden, beispielsweise indem Ausgangsbedingung und der Mechanismus Sozialisierung in
Form einer neuen ,,causal configuration” (Beach und Pedersen 2013, 158) rekonzeptualisiert
werden (vgl. Ragin 2000).

Es ist fiir das Process Tracing moglich und wiinschenswert innerhalb einer Untersuchung
mehr als ein Fallbeispiel zu betrachten, da hieriiber potentiell die Chancen erhoht werden, In-
dizien zu ermitteln, welche Zeugnis fiir die Prasenz des Sozialisierungsmechanismus ablegen
konnten (Beach und Pedersen 2012, 14). Dies bedeutet jedoch nicht, dass mehr Fallbeispie-
le zwangsldufig die Zuversicht in die Giiltigkeit einer Hypothese erhohen, da die Bayessche
Logik einzelfallbasierter Inferenzen (vgl. Abschnitt 4.4) auf den Befunden friiherer Untersu-
chungen basiert: ,[Gliven that the data has been assessed in previous studies, finding the data
is not surprising (high likelihood), and therefore little or no updating in the posterior takes
place” (Beach und Pedersen 2013, 84). Fiir gewohnlich beschrénken sich Process Tracing-Stu-
dien aufgrund der Ressourcenintensitit auf die Analyse eines Fallbeispiels. Der vorliegenden
Untersuchung ist daher zugutezuhalten, dass die Herausforderungen eines zweigleisigen Pro-
cess Tracings und des Tests zweier Mechanismen in Angriff genommen werden.

Verschiedene Kombinationsmoglichkeiten von Einzelfallstudien sind plausibel im Hinblick

auf die mittelosteuropdische Beitrittsgruppe.

4.1.1 Der analytische Kontext

Die vorliegende Untersuchung versucht eine der Kernfragen der Internationalen Beziehungen
zu beantworten: welchen Einfluss haben internationale Institutionen auf staatliches Verhalten?
Die Einflussmechanismen internationaler Institutionen kénnen mannigfaltig sein. Hier wird le-
diglich die Wirkung eines theoretischen Konzeptes (Sozialisierung) gepriift. Die Mechanismen
Sozialer Einfluss und Uberzeugung werden auf ihre Prasenz im Kontext von Compliance hin
gepriift. Dies bedeutet nicht, dass die Befunde der vorliegenden Studie Riickschliisse zulassen
auf die Wirkung anderer Mechanismen institutionellen Einflusses. Ist es beispielsweise dieser
Untersuchung nicht moéglich, die Prasenz des Sozialisierungsmechanismus nachzuweisen, ist
damit keine Aussage dariiber getroffen, ob internationale Institutionen tiberhaupt einen Ein-
fluss auf staatliches Verhalten ausiiben. Aufgrund potentieller Verzerrungen und methodolo-
gischer Fehlschliisse ist denkbar, dass Sozialisierung Compliance-Verhalten beeinflusst, diese
Arbeit jedoch nicht in der Lage war, hierfiir einen Nachweis zu ermitteln. Jedoch leistet die
Untersuchung einen Beitrag im Rahmen des kollektiven Forschungsvorhaben zur Analyse des

Einflusses internationaler Institutionen auf staatliches Verhalten: eine Aussage zur Wahrschein-
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4.1. Der Kontext von Sozialisierung

lichkeit der Prasenz des Sozialisierungsmechanismus wird umso genauer, je mehr valide und

reliable Studien hierzu veroffentlicht werden.

4.1.2 Der raumliche Kontext

Die Darstellung des theoretischen Rahmens folgte bislang einer abstrahierenden Logik. Fiir
eine Operationalisierung der situationellen und relationellen Mechanismus-Typen ist naturge-
méf eine geographische Beschrankung erforderlich. Die Wahl féllt auf den europédischen (Sub-)
Kontinent (zur Begriindung der Fallauswahl, vgl. Abschnitt 4.3). Wieder sind Aussagen, die im
Rahmen der, auf die spezifischen europdischen Gegebenheiten beschrankten, Analyse von So-

zialisierung getroffen werden nicht auf andere raumliche Kontexte zu iibertragen.

4.1.3 Der institutionelle Kontext

Zu unterscheiden ist der internationale vom nationalen institutionellen Kontext von Soziali-
sierung. Der internationale Anpassungsdruck auf Nationalstaaten wird in der vorliegenden
Untersuchung umfassend, d.h. sowohl strukturell als auch akteursorientiert, konzeptualisiert.
Internationale Institutionen werden als zweidimensionale Quellen von Sozialisierung verstan-
den.*

Zur Reduktion der Anzahl von Herausforderungen in der Operationalisierung von Soziali-
sierung wird der Anpassungsdruck internationaler Institutionen als gegeben angenommen.>*
Dariiber hinaus wird er im Rahmen eines Fallbeispiels auf eine konkrete empirische Manifes-
tation, ndmlich in Form eines in den internationalen Beziehungen rechtlich kodifizierten Pro-
blemldsungsansatzes, welcher sozialer Interaktion innerhalb internationaler Institutionen ent-
stammt, beschrankt. Es wird angenommen, dass die entsprechende formalisierte Regel tiber
Sozialisierung, d.h. durch sozialen Einfluss und/oder Uberzeugung, in den innerstaatlichen
Kontext tiberfiihrt wurde. Erkenntnisse dieses auf ein konkretes Politikfeld beschrankten Pro-
zesses lassen sich nicht auf ein weiteres Spektrum von Normen, welche im Zusammenhang
mit internationalen Strukturen und Akteuren diffundieren, {ibertragen.

Die vorliegende Untersuchung konzentriert sich darauf, die Prasenz des Sozialisierungsme-

chanismus nachzuweisen und verweist darauf, dass sich der interdisziplindre Dialog mit den

53In jiingster Zeit sind auch Praktiken (,practices”) als neues theoretisches Konzept in Erscheinung zu treten: in-
stitutionalisierte Produkte internationaler sozialer Kommunikation und Interaktion (Adler 2013, 126). Die vorliegende
Untersuchung macht von dieser Kategorie sozialer Phanomene jedoch keinen Gebrauch, da sie der tiberlieferten Struk-
turierungsform fiir internationale Interaktion folgt und das Konzept der Praktiken fiir die Zielsetzung des vertretenen

Ansatzes keinen analytischen Mehrwert verspricht.
54Diese reduktionistische Vorgehensweise ist nicht gleichzusetzen mit der Annahme, der Anpassungsdruck selbst

sei nicht wandelbar und Produkt sozialer Interaktion.
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IB-Forschungsbeitrdgen im Hinblick auf den Zusammenhang zwischen subnationalen Prafe-
renzbildungsprozessen und Sozialisierung erst noch am Anfang befindet (Ziirn und Checkel
2005, 1068-1072; vgl. auch Milner 1997; Martin und Simmons 1998; Cortell und Davis 2000;
Gourevitch 2002).

4.1.4 Der temporale Kontext

Um die Prasenz des Sozialisierungsmechanismus beweisen zu konnen, muss zur richtigen Zeit
am richtigen Ort gemessen werden. Falleti und Lynch empfehlen eine periodisierte Einord-
nung des temporalen Kontextes (Falleti und Lynch 2009, 1154). Dies bedeutet, dass Beginn
und Ende des fiir die Untersuchung relevanten zeitlichen Kontextes spezifiziert werden. An-
genommen wird als Beginn des zeitlichen Kontextes jeweils die institutionalisierte Kontakt-
aufnahme der Sozialisierungsempfanger mit internationalen Institutionen bzw. Normentrepre-
neuren. Konkret bedeutet dies die im Rahmen des betrachteten Falls durch formelle zwischen-
staatliche Vereinbarungen aufgenommenen Beziehungen; zwischen der europédischen Staaten-
gemeinschaft und den mittelosteuropéischen Transformationsstaaten waren dies die Europa-
abkommen der frithen 1990er Jahre (vgl. Tabelle 3.4).

Einen Ausklang findet der Mechanismus Sozialisierung mit der Beendigung der sozialen
Interaktion. Die temporalen Kontext-Bedingungen von Sozialisierung sind daher an den Kon-
takt nationaler Akteure mit internationalen Institutionen bzw. Normentrepreneuren gebunden.
Im Hinblick auf den Outcome ist der Zeithorizont beider Sozialisierungsmechanismen glei-
chermafien langfristig, ein grofies Zeitfenster daher kontextuelle Bedingung, da Verhaltensan-
derungen kurzfristigen Schwankungen unterliegen konnen. Dieser Tatsache wird Rechnung
getragen indem ein weitgefasster Beobachtungszeitraum anvisiert wird, um die Wirkung von
Sozialisierung erfassen zu kénnen. Konkret grenzt die Einreichung der vorliegenden Disser-
tationsschrift den betrachteten Zeithorizont ein, die Wirkung der Sozialisierungsmechanismen

wird folglich bis zum Ende des Jahres 2015 betrachtet.

4.2 Das Forschungsdesign

Eine angemessene Methode zum Nachweis der Prasenz eines spezifischen Mechanismus
ist das theorietest-orientierte Process Tracing am Beispiel von Einzelfdllen (vgl. unter Ab-
schnitt 4.4). Die schwachen empirischen Befunde der bisherigen IB-Forschung zur Préasenz und
Starke von Sozialisierung (Checkel und Moravesik 2001, 233; Schimmelfennig und Sedelmei-
er 2004; Hooghe 2005; Schimmelfennig 2005b) deuten darauf, dass Sozialisierung entweder a)

in zwischenstaatlichen Beziehungen nicht existiert oder, dass b) eindeutigere Hinweise auf die
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Manifestation von Sozialisierung bislang nicht zur Kenntnis genommen wurden. Die Ursachen
fur diesen Zustand sind kaum verwunderlich: die empirischen Spuren von sozialem Einfluss
und Uberzeugung sind kontextuell vermutlich so eingebettet, dass sie einfach zu {ibersehen
sind. Aufgabe der vorliegenden Untersuchung ist es, diese potentiellen, unbeachteten Indizien
fur die Prasenz von Sozialisierung mittels Process Tracing aufzusptiren.

Prozessorientierte Studien beruhen auf Wahrscheinlichkeitsaussagen, welche mithilfe des
Bayesschen Theorems ermittelt werden. Die spezifische inferentielle Logik des Process Tra-
cings ist auf Einzelfallstudien ausgerichtet und erlaubt mangels Vergleichsgrundlage keine
Aussagen zur relativen Grofie des Kausaleffekts. Ausgangsbedingung und Effekt werden in
set-theoretischen Konzepten, und nicht als Variablen formuliert. Dies bedeutet zum einen, dass
nur Fille betrachtet werden, in welchen ein Mindestmafi an Ausgangsbedingung und Effekt
zu beobachten ist, zum anderen, dass lediglich die Prasenz des Kausalmechanismus die Unbe-

kannte der vorliegenden Untersuchung darstellt (Beach und Pedersen 2013, 165).

4.3 Die Fallauswahl

Als Fallstudie erwidhlt wurde die Umsetzung einer EU-Richtlinie in Mittelosteuropa. Die Ana-
lyse ist ausgerichtet auf das Nachzeichnen der Prozesse und Mechanismen, die innerstaatli-
chen Wandel hervorgebracht haben, welcher sich in grundsétzlicher Konformitat mit den Prin-
zipien der betrachteten Richtlinie befindet. Im Folgenden wird beschrieben, warum diese Aus-

wahl vor dem Hintergrund des theoretischen Rahmens sinnvoll ist.

4.3.1 Die Europdische Union als Quelle von Anpassungsdruck

In keiner anderen Region der Welt ist der exogene Anpassungsdruck fiir Staaten so grofs wie
innerhalb des européischen Staatenverbundes EU. Dieses dichte, supranational wie intergou-
vernemental gepragte, institutionelle Geflecht reguliert, verteilt (um), judiziert, iibt vertika-
len Druck aus, bietet die Plattform fiir horizontale Kooperationsimpulse, beeinflusst nationale
Politikinhalte, -Prozesse, -Strukturen und -Ideen (vgl. etwa Borzel und Risse 2000; Radaelli
2000a; Cowles et al. 2001; Featherstone und Radaelli 2003). Die EU ist daher im internationa-
len Vergleich als aussichtsreicher typischer Fall fiir Sozialisierung anzusehen. Scheitert hier der
Nachweis der Prasenz des Mechanismus, verringert sich die Perspektive auf Sozialisierung im
Kontext schwécherer Institutionalisierung (Ziirn und Checkel 2005, 1065).

Nach Mafigabe der theoretischen Konzeptualisierung ist es erforderlich die EU zum einen
als Quelle von strukturellem Anpassungsdruck zu skizzieren, zum anderen als Institution mit

Akteurs-Charakter zu verstehen. Das Beispiel des EU-Erweiterungsprozesses gentigt diesen

77



Kapitel 4. Methodischer Rahmen

Anspriichen. Die Spielregeln der EU sind ihren Mitgliedern sowie Beitrittsaspiranten hinldng-
lich bekannt: EU-Mitglied kann werden und bleiben, wer sich an europdischen Grundwerten
wie Demokratie und Rechtsstaatlichkeit orientiert, iiber eine intakte Marktwirtschaft verfugt
sowie den iiber Jahrzehnte gewachsenen gemeinschaftlichen Besitzstand umzusetzen vermag
(Rat der Europédischen Gemeinschaften 1993). Die EU bietet folglich einen stabilen Referenzrah-
men fiir angemessenes Verhalten und normiert und reguliert damit das Verhalten von staatli-
chen Akteuren. Der Kontext fiir strukturelle Gruppendruckprozesse und sozialen Einfluss ist
daher gegeben.

Im Zusammenhang mit dem Erweiterungsprozess kann die Europédische Union auch als
Akteur, welcher die Legitimitdt bestimmter Bedeutungsinhalte aktiv fordert, entworfen wer-
den. Die EK begleitet die Umsetzung des EU-Acquis in innerstaatliche Strukturen der potenti-
ellen Beitrittskandidaten mit einer mehrdimensionalen Strategie. Dies erfolgt tiber ein in erster
Linie materiell orientiertes System von Anreizen und Sanktionen (mit PHARE (Gemeinschafts-
hilfeprogramm fiir die Lander Mittel- und Osteuropas) und ISPA (Strukturpolitisches Instru-
ment zur Vorbereitung auf den Beitritt) als den beiden zentralen Finanzierungsinstrumenten
fur Kapazitatenaufbau und Investment-Mobilisierung) (Borzel 2003b; Maresceau 2003). Es exis-
tiert aber auch eine ideelle Dimension der europdischen Erweiterungsstrategie in der Gestalt
von Forderverfahren, welche auf der inhaltlichen Erdrterung und Forderung der umzusetzen-
den Normen beruhen, etwa im Rahmen der EU-Erweiterungsinstrumente TAIEX (Informa-
tionsaustausch und technische Unterstiitzung) und Twinning (Verwaltungspartnerschaften).
Aussichtsreich fiir eine Untersuchung von Uberzeugungsprozessen ist insbesondere das (im
Gegensatz zu TAIEX) mehrmonatig angelegte Twinning-Programm der EK, welches auf die
administrative Elite eines Staates wihrend der Vorbeitrittsphase ausgerichtet ist.”® Die Aus-
sendung nationaler Verwaltungsbeamter als Mentoren in die Ministerien und Behorden von
Beitrittskandidaten dient der institutionalisierten Diffusion européischer Normen und Geset-
ze in die Peripherie. Kommunikativ ausgerichtete Hilfestellungen fiir Gesetzesentwiirfe zur
Umsetzung Europdischen Rechts sowie partnerschaftlich orientierte Anregungen zur Moder-
nisierung der administrativen Abldufe stehen im Mittelpunkt dieses grenziiberschreitenden
EU-Erweiterungsinstruments fiir den Verwaltungsaufbau.

Deutlich wird an dieser Stelle, dass die EU als Normunternehmer auf die Unterstiitzung
nationaler und transnationaler Erfiillungsgehilfen angewiesen ist. Als internationale Organi-
sation verfiigt sie zwar iiber eine autoritative Biirokratie und eine eigene Rechtspersonlichkeit,

jedoch nicht tiber das, fiir einen flichendeckenden, regelméafligen Kommunikations-Einsatz er-

55Grabbe 2001; Cooper und Johansen 2003; Papadimitriou und Phinnemore 2003; Dimitrova und Pridham 2004;
Sissenich 2007; Glencorse und Lockhart 2011; Freyburg 2012.
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forderliche, Personal.”®

Dartiber hinaus ist es kein triviales und ein vermutlich fruchtloses Unterfangen, das kom-
plexe und dezentral organisierte EU-Institutionengeflecht fiir Vor- und Nachbeitrittsphase als
eine aggregierte normunternehmerische Analyseeinheit zu konzeptualisieren. Vorteilhafter ist
es im Erweiterungsprozess die EU an sich als Biithne zu verstehen, auf welcher zentrale EU-Or-
gane materielle und normative Anreize fiir zwischenstaatliche und transnationale Kooperation
setzen und hieriiber den Kontext und den Raum fiir argumentative Prozesse erdffnen.”’

Es ist dies ein Steuerungsmodus mithilfe dessen die EU direkt und indirekt epistemische
Gemeinschaften, transnationale Netzwerke und Mentoren zu fordern vermag, sofern diese EU-
eigenen Leitbildern folgen (vgl. etwa Kohler-Koch und Eising 1999; Scott 2002, 141f.). Beispiels-
weise bietet die EU Anreize fiir eine Kooperation ihrer Mitglieder im Rahmen implementati-
onsorientierter inter- und transgouvernementaler Netzwerke und Programme, wie z.B. IM-
PEL (EU-Netzwerk fiir die Implementation und Durchsetzung des aUmweltrechts) bzw. SOL-
VIT (Problemldsung bei inkorrekter Anwendung von Binnenmarktvorschrfiten) (Hobolth und
Sindbjerg Martinsen 2013). Ferner spiegelt etwa INTERREG (Européische territoriale Zusam-
menarbeit) den EU-Versuch wider ,to support multilateral project-oriented activities” (Scott

2002, 142).58:5

% Dies ist auch ein Grund dafiir, dass die EU seit den 1990er Jahren dazu {ibergegangen ist, Vollmachten zur Politik-
gestaltung an européische Agenturen zu delegieren (Thatcher und Sweet 2002, 3; Steger 2015), welche die EU bei der
Diffusion von autoritativem und implementationsrelevantem Know-How unterstiitzen (Majone 1997; Kelemen 2002,
2004; Groenleer et al. 2010). Den europdischen Agenturen kommen ferner tiberwachende, koordinative und regulieren-
de Funktionen zu (Versluis 2005, 15). Die sozialisierende Wirkung von européischen Agenturen wurde bislang jedoch

kaum untersucht (Groenleer et al. 2010; Suvarierol et al. 2013).
57Ferner wertet die EU durch die Inkorporation multilateraler Vertrige in die europaische Gesetzgebung die Bedeu-

tung von internationalen Institutionen, die aufserhalb der Jurisdiktion der EU liegen, fiir EU-Mitglieder und Beitritts-

kandidaten auf.
%Interregionale und -nationale Kooperationsprogramme wiederum bieten Raum fiir Prozesse nicht nur kommuni-

kativer Uberzeugung, sondern auch sozialen Einflusses, welcher daher vermutlich nicht nur innerhalb der intergou-
vernementalen Kerninstitution der EU, dem Rat der Européischen Union und den angegliederten Ausschiissen und

Kommittees, wie etwa dem Ausschuss der Standigen Vertreter der Mitgliedstaaten, zu verorten ist.
59Es darf nicht unerwihnt bleiben, dass die EU nicht der einzige externe Akteur ist, welcher Anpassungsdruck auf

die Staaten austibt, die sich fiir eine EU-Mitgliedschaft beworben haben. Zu nennen sind hier etwa internationale
Organisationen, welche dariiber wachen, dass Staaten ihre, im Rahmen multilateraler Konventionen, eingegangenen
Verpflichtungen erfiillen. Aber auch einzelne Staaten, wie etwa die USA, sind imstande externen Einfluss auf inner-
staatliche Prozesse auszuiiben. Fiir die vorliegende Arbeit kann der durch nicht-EU-Institutionen generierte Anpas-

sungsdruck anhand des Fallbeispiels aus kapazitiaren Griinden jedoch nicht nachvollzogen werden.
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Abbildung 4.2: Stufen des UVP-Verfahrens

4.3.2 Die Fallstudie: EU-Richtlinie iiber die Umweltvertraglichkeitsprii-
fung bei bestimmten oOffentlichen und privaten Projekten (UVP-

Richtlinie)

Aus Griinden der Ressourcenknappheit wird der Anpassungsdruck auf lediglich einen Fall in-
nerhalb eines Politikfeldes reduziert. Erwéhlt wurde die européische Richtlinie iiber die Um-
weltvertraglichkeitspriifung bei bestimmten 6ffentlichen und privaten Projekten (UVP-Richt-
linie).

Die UVP-Richtlinie legt fest, dass eine sorgfiltige Priifung der Umweltauswirkungen in
verwaltungsrechtliche Genehmigungsverfahren von 6ffentlichen wie privaten Vorhaben (so-
genannte Projekte® aus Richtlinien-Anhang I und II) zu integrieren ist; hierbei ist fiir ein trans-
parentes Verfahren zu sorgen, an welchem die betroffene Offentlichkeit frithzeitig zu beteiligen
ist (vgl. Abb. 4.2).

Gemif Art. 1, Abs. 2 der gegenwirtig giiltigen Version der UVP-Richtlinie® ist die Um-

60 Als Projekte sind gemaf Art. 1 zum einen ,,die Errichtung von baulichen oder sonstigen Anlagen”, zum anderen

,sonstige Eingriffe in Natur und Landschaft einschliefllich derjenigen zum Abbau von Bodenschidtzen” definiert.
®1Der Anwendungsbereich der Richtlinie des Rates vom 27. Juni 1985 iiber die Umweltvertriglichkeitspriifung bei
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weltvertraglichkeitspriifung

ein aus den folgenden Schritten bestehendes Verfahren: i) Ausarbeitung eines
Berichts iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung (im Folgenden , UVP-Bericht”)
durch den Projekttréager [...]; ii) Durchfiihrung von Konsultationen [...]; iii) Prifung
der im Rahmen des UVP-Berichts vom Projekttréger [...] vorgelegten Informationen
[...] sowie der aus den Konsultationen [...] gewonnenen einschldgigen Informatio-
nen durch die zustindige Behorde; iv) begriindete Schlussfolgerung der zustin-
digen Behorde in Bezug auf die erheblichen Auswirkungen des Projekts auf die
Umwelt unter Berticksichtigung der Ergebnisse der Priifung gemaf$ Ziffer iii [...];
und v) die Integration der begriindeten Schlussfolgerung der zustandigen Behorde
in alle Entscheidungen [...].°* (Europdisches Parlament und Europdischer Rat 2014,

7)

Der aus einem hierarchischen Impuls hervorgegangene Rechsakt aus dem Feld der euro-
pédischen Umweltpolitik kann auf verschiedene Arten charakterisiert werden.

Zum einen handelt es sich bei der UVP-Richtlinie um einen sekunddren Unionsrechts-
akt, welcher den Mitgliedstaaten die Mittel zur Zielerreichung (die Vorbeugung und Ab-

schwichung von Umweltauswirkungen politischer Entscheidungsprozesse) innerhalb einer

bestimmten 6ffentlichen und privaten Projekten wurde im Rahmen vierer Nachbesserungen sowie zweier Kodifizie-
rungen zur Vereinheitlichung und Qualitatssteigerung sukzessive konkretisiert und erweitert (Richtlinie 97/11/EG
des Rates vom 3. Marz 1997 zur Anderung der Richtlinie 85/337/EWG iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung bei
bestimmten 6ffentlichen und privaten Projekten; Richtlinie 2003/35/EG des Europédischen Parlaments und des Ra-
tes vom 26. Mai 2003 {iber die Beteiligung der Offentlichkeit bei der Ausarbeitung bestimmter umweltbezogener
Plane und Programme und zur Anderung der Richtlinien 85/337/EWG und 96/61/EG des Rates in Bezug auf die
Offentlichkeitsbeteiligung und den Zugang zu Gerichten; Richtlinie 2009/31/EG des Europdischen Parlaments und
des Rates vom 23. April 2009 iiber die geologische Speicherung von Kohlendioxid und zur Anderung der Richtlinie
85/337/EWG des Rates sowie der Richtlinien 2000/60/EG, 2001/80/EG, 2004/35/EG, 2006/12/EG und 2008/1/EG
des Européischen Parlaments und des Rates sowie der Verordnung (EG) Nr.1013/2006; Richtlinie 2011/92/EU des Eu-
ropéischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 {iber die Umweltvertraglichkeitspriifung bei bestimm-
ten offentlichen und privaten Projekten (Kodifizierter Text); Richtlinie 2014/52/EU des Européischen Parlaments und
des Rates vom 16. April 2014 zur Anderung der Richtlinie 2011/92/EU {iber die Umweltvertraglichkeitspriifung bei
bestimmten 6ffentlichen und privaten Projekten). Hervorzuheben ist im Kontext der Novellierungen, dass neben der
Einfiihrung von Mindestpriifungsstandards und der Erweiterung der zu bewertenden 6ffentlichen und privaten Pro-
jekte auch multilaterale, von der EU ratifizierte Konventions-Prinzipien in die UVP-Richtlinie integriert wurden (UN-
ECE-Ubereinkommen von Espoo tiber Umweltvertraglichkeitspriifung im grenziiberschreitenden Rahmen (Espoo-
Konvention) sowie UNECE-Ubereinkommen tiber den Zugang zu Informationen, die Offentlichkeitsbeteiligung an

Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (Aarhus-Konvention))
62 Als Screening wird die Vorphase der Umweltvertraglichkeitspriifung bezeichnet: bei Projekten, die im Anhang 2

der UVP-Richtlinie aufgefiihrt sind, wird gepriift, ob eine UVP notwendig erscheint. Wird eine Notwendigkeit admi-
nistrativ bestimmt, wird von der zustiandigen Behorde der Umfang des vom Investor einzureichenden UVP-Berichts

definiert (sogenanntes Scoping).
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bestimmten Frist freistellt.%®

Die Idee der Umweltvertraglichkeitspriifung basiert auf dem sogenannten Vorsorgeprin-
zip, wonach Unsicherheit tiber mogliche Umweltauswirkungen eines Vorhabens nicht als Ar-
gument gegen den Umweltschutz verwendet werden darf (Sands 2003, 266ff.). Dieses Prinzip
der Vorsorge entstammt der Rio-Erkldrung tiber Umwelt und Entwicklung von 1992 und wird
von der Europédischen Union in Art. 191, Abs. 2 AEUV als Grundsatz der europédischen Um-
weltpolitik benannt (vgl. Sands 2003, 750; Kern und Loffelsend 2008, 132).

Die UVP-Richtlinie kann ferner als horizontaler, da umweltmedientibergreifend, und pro-
zeduraler, da prozessdefinierend, Rechtsakt eingestuft werden. Sie folgt einem integrierten An-
satz (Knill und Lenschow 1999, 18): Umwelt und 6konomische sowie soziale Entwicklung diir-
fen nicht gegeneinander ausgespielt werden, sondern sollten gegeneinander ausbalanciert wer-
den. Es sei anzunehmen, dass Umweltschdden durch eine systematische Prozessierung aller
relevanten Informationen vermeidbar sind. Hierzu sind die relevanten administrativen Ver-
antwortlichkeiten zu biindeln und die Umweltauswirkungen auf Flora, Fauna, Wasser, Luft,
Boden und die menschliche Gesundheit umfassend zu bewerten. In diesem Sinne kénnen
die detaillierten prozessorientierten Vorgaben der UVP-Richtlinie ein addquates, demokratie-
freundliches Instrument zum Schutze der Umwelt bei menschlichen Eingriffen in die Natur
bieten (Borzel 2003a, 100).

Der komplexe Rechtsakt stellt hohe Anpassungsanforderungen an den innerstaatlichen Im-
plementationsprozess im Hinblick auf die eigenstdndige rechtliche Institutionalisierung wie
auch die faktische Anwendung und Durchsetzung der neuen formalen Gegebenheiten. Ein von
der Européischen Union finanziertes und vom Regionalen Umweltzentrum sowie dem Oster-
reichischen Umweltbundesamt verfasstes Handbuch zur Umsetzung europdischer Umweltge-
setzgebung fasst die Anpassungserfordernisse und Hauptherausforderungen konzis zusam-

men (Markus-Johansson et al. 2008, 64f., eigene Ubersetzung):*

1. Starkung der institutionellen Strukturen (betreffend Personal, Know How und Kommu-

nikation)

2. Vorbereitung und Verbreitung von Informationen zur UVP-Prozedur, intern und inter-

83Europaisches Recht gliedert sich im Wesentlichen in priméares Vertragsrecht und sekundire Rechtsakte (hiervon
verbindlich: Verordnungen, Richtlinien und Entscheidungen). Eine dritte Form européischen Rechts stellt das in der
vorliegenden Untersuchung nicht néher betrachtete tertidare Unionsrecht dar. Dieses umfasst, &quivalent den Rechts-
verordnungen nach Art. 80 des Grundgesetz fiir die Bundesrepublik Deutschland, ,Rechtsakte ohne Gesetzescharakter
mit allgemeiner Geltung zur Erginzung oder Anderung bestimmter nicht wesentlicher Vorschriften des betreffenden

Gesetzgebungsaktes” (Art. 290 AEUV).
4Fiir eine detaillierte Ubersicht der Hauptaufgaben im Hinblick auf die Umsetzung der UVP-Richtlinie, siehe An-

hang.
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ministeriell

3. Unterstiitzung von Projekttrdgern bei der Genehmigungsprozedur, insbesondere bei der

Vorbereitung von UVP-Berichten
4. Vorbereitung von Leitfaden fiir relevante Behorden, Projekttrager und die Offentlichkeit

5. Sicherstellung offentlicher Partizipation; u.a. sollten NGOs regelméssige Schulungen zur
UVP erhalten, um als Scharnier zu betroffenen lokalen Gemeinschaften und Gemeinden

zu fungieren

6. Forderung eines Markts fiir UVP-bezogene Expertise, von der Projekttriger und andere
Stakeholder, evtl. auch Behorden, Gebrauch machen konnen. Reguldres Monitoring auf

der Fachebene sowie Unabhingigkeit der Experten sollte sichergestellt werden.

7. Bereitstellung von Umweltinformationen, welche den 6ffentlichen Behorden und Institu-

tionen vorliegen, an die Offentlichkeit

Erwahlt wurde die UVP-Richtlinie als Fallbeispiel aus zwei Griinden: Zum einen sind die
genannten Herausforderungen reprasentativ fiir die generelle Komplexitiat umweltpolitischer
Richtlinien, deren Umsetzungen immer wieder kapazitire Defizite in den innerstaatlichen Im-
plementationsbehorden offenbaren.®

In den vergangenen 25 Jahren fiihrten aufgrund der komplexen Herausforderungen der in-
nerstaatlichen Priifung von Umweltauswirkungen zahlreiche Verspatungen und Fehler in der
Transposition und Applikation der UVP-Richtlinie in vielen EU-Mitgliedstaaten zu einer ho-
hen Zahl an Vertragsverletzungsverfahren. Nach eigenen Zdhlungen auf der Grundlage der
Infringement-Datenbank der EK sind zwischen 1989 und 2015 206 Verfahren gegen EU-Mit-
gliedstaaten durch die EK eingeleitet worden. Dartiber hinaus scheint die UVP-Richtlinie durch
die hochste Anzahl von Beschwerden durch Einzelpersonen oder Organisationen an die EK in-
nerhalb des Politikfeldes Umwelt gekennzeichnet zu sein (Sands 2003, 810).

Zum anderen bietet die UVP-Richtlinie im Vergleich zu anderen, technischeren EU-
Richtlinien ein potentiell ergiebiges Testterrain fiir die Sozialisierungshypothese, da Complian-
ce mit der UVP-Richtlinie aufgrund der Komplexitit einen aussichtsreichen Fall (most likely
case) fiir Sozialisierung darstellt.

Der hohe Anpassungsdruck an die jeweiligen nationalen Eliten, eine ausgekliigelten Stra-

tegie zur Umsetzung dieser komplexen Erfordernisse auf jeder Verfahrensstufe zu entwickeln,

5Tm Zusammenhang mit Mittelosteuropa fithren Baker und Jehli¢ka (1998) folgende institutionelle Schwichen auf:
,lack of funding, weak environmental ministries, fragmentation in administrative responsibilities, poor quality of ex-
pertise and the syphoning off of the most experienced into more lucrative private-sector posts, corruption, especially

at the local level, lack of capacity again at the local level, conflicting goals, and problems in monitoring” (ebd., 15).
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kann nur tiber einen starken politischen Willen auf allen Verwaltungsebenen kompensiert wer-
den. Eine auf materielle Anreize und Sanktionen ausgerichtete Strategie der EU scheint den
fundamentalen Schwéchen von langfristig reformgestauten, isoliert tatigen Beamtenapparaten
und verkrusteten Gesellschaftsstrukturen nicht addquat begegnen zu kénnen. Es wird daher
im Rahmen der vorliegenden Untersuchung auf der Grundlage des theoretischen Rahmens
vermutet, dass diese Herausforderungen viel eher und nachhaltiger tiber langfristige Nor-
minternalisierungsprozesse als iiber kurzfristig wirkende finanzielle Mafinahmen bezwungen
werden konnen, insbesondere in Anbetracht der Vielzahl von Akteuren, welche an der Umset-
zung der UVP-Richtlinie integrativ zu beteiligen sind. Umgekehrt ist davon auszugehen, dass
die Beobachtung von Non-Compliance mit einer fehlenden Wirksamkeit von Sozialisierung in

Zusammenhang stehen konnte.

4.3.3 Linderfallauswahl

Die bisher beschriebenen Einschrankungen des Fokus auf den europdischen Erweiterungspro-
zess und die UVP-Richtlinie (Erstverabschiedung 1985) grenzen die Auswahl im Hinblick auf
die Staaten, in welchen der Anpassungsdruck innerstaatlichen Wandel ausgelost hat, auf EU-
Beitrittskandidaten seit Mitte der 1980er Jahre ein. Zwei weitere Handreichungen zur Auswahl
ergeben sich aus den vorangegangenen Ausfiihrungen zur kontextuellen Einordnung.

In den Ausfithrungen zum theoretischen Rahmen wurden als aussichtsreicher Fallkontext
fiir Sozialisierung sogenannte kritische Augenblicke in der historischen-institutionellen Ent-
wicklung eines Staates begriindet (vgl. unter Abschnitt 3.3.6). Zum anderen wurde konstatiert,
dass Sozialisierung erst als Mechanismus zu operieren beginnt, sobald ein institutionell einge-
rahmter bzw. zielorientierter Kontakt zwischen Europdischer Union und normempfangendem
Staat etabliert wurde (vgl. unter Abschnitt 4.1). Als typisches Fallbeispiel fiir Sozialisierung
wird daher gesucht ein Staat, welcher innerhalb der letzten drei Jahrzehnte der EU beigetreten
ist, innerhalb dieser Zeit gekennzeichnet ist durch eine historische Zasur, und deren EU-Bei-
trittsprozess begleitet wurde von institutionalisiertem Anpassungsdruck. Im Ergebnis schei-
nen die 2004 der EU beigetretenen mittel- und osteuropdischen Staaten all diese Bedingungen
zu erfiillen.

Sie erlangten ihre Souveranitat im Zuge der sowjetischen Auflosung und waren dem Dilem-
ma der gleichzeitig politischen wie 6konomischen Transformation ausgesetzt (Offe 1991). Die
Liberalisierungs-, Demokratisierungs- und Konsolidierungsprozesse waren dabei in beiden
Staaten begleitet von sich desintegrierenden Produktionsstrukturen, rasch ansteigender Ar-
beitslosigkeit und Verarmung (Merkel 2010). Zudem sahen sich die potentiellen mittelosteuro-

péischen Beitrittskandidaten Mitte der 1990er Jahre einem hheren europdischen Anpassungs-
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druck ausgesetzt als etwa die dhnlich strukturschwachen und sich in den 1980er Jahren eben-
falls demokratisierenden Erweiterungsldnder Spanien, Portugal und Griechenland wihrend
ihres Beitrittsprozesses.®® Erstmals formulierte der Rat der Européischen Union 1993 deutliche
Beitritts-Kriterien (Kopenhagener Kriterien) und entwickelte zusammen mit der EK das Re-
pertoire aus Anreizen und Sanktionen fiir innerstaatliche Reformen sukzessive fort (Dimitrova
2002a). Eine Fiille von Programmen und Fonds wurden als Heranfiihrungsinstrumente ent-
wickelt (Maresceau 2003), und beitrittsorientierte Europa-Abkommen abgeschlossen, mit der
Folge, dass bereits seit den frithen 1990er Jahren eine auf Beitritt und Acquis-Umsetzung ab-
zielende rege und regelmiflige Kommunikation zwischen EU und den mittelosteuropdischen
Landern existierte (vgl. unter Abschnitt 4.3.1).

Fiir den prozess- und mechanismusorientierten Theorietest der vorliegenden Untersu-
chung ist durch das Studium von Primér- und Sekundaérliteratur nunmehr die Grundgesamt-
heit des zu untersuchenden Phianomens etabliert (Beach und Pedersen 2012, 13): es handelt
sich um die Umsetzung der UVP-Richtlinie in den acht mittelosteuropéaischen Staaten, welche
2004 beigetreten sind.®’

Welcher dieser acht Staaten kann auf welcher Grundlage zur Illustration des Zusammen-

hangs zwischen Anpassungsdruck und innerstaatlichem Wandel ausgewéahlt werden?

4.3.4 Vertragsverletzungsverfahren in der Sache Umsetzung der UVP-

Richtlinie

Vertragsverletzungsverfahren diirfen als relativer Indikator fiir die Compliance-Performanz
der EU-Mitgliedstaaten gelten (Borzel 2001). Die Zahlung der eingeleiteten Verfahren der EK
gegentiiber den EU-Mitgliedern gibt Aufschluss dartiber, in wie vielen Fillen ein Staat aufgrund
der Nichtumsetzung (Transposition und/oder Anwendung) einer EU-Richtlinie 6ffentlich zur
Rechenschaft gezogen wurde. Es existieren die Verfahrensstufen nach Art. 258 AEUV Mahn-
schreiben (MS), begriindete Stellungnahme (bS), Klage vor dem Européischen Gerichtshofen

%Noch vor dem Inkrafttreten der Einheitlichen Européischen Akte 1987 und der Vollendung des Binnenmarkts 1992
umfasste der EU-Acquis eine nur geringe Zahl an Rechtsakten, insbesondere im Bereich der Umweltpolitik (Gorton

et al. 2005, 203; vgl. auch Borzel 2001, 816).
’Die Auswahl der EU-8 erfolgt auf Grundlage der historisch-geographischen Zusammengehérigkeit der Staaten-

gruppe (vgl. Lauth et al. 2009, 71). Wie bereits beschrieben unter Abschnitt 2.3.4.1 sind die 2004 ebenfalls beigetretenen
Staaten Malta und Zypern keine postkommunistischen Transformationsgesellschaften, passen daher nicht in die Aus-
wahl. Die 2007 beigetretenen, ebenfalls postkommunistisch gepragten EU-Mitglieder Bulgarien und Ruménien, welche
aufgrund gravierender Kapazitits- und Korruptiondefizite Adressaten eines neuen EU Post-Erweiterungsinstrumen-
tes (,Mechanismus fiir Kooperation und Verifikation”) geworden, stellen, wie erwéahnt, eine eigene Grundgesamtheit
dar (Trauner 2009b; Levitz und Pop-Eleches 2010). Gleiches gilt fiir den jugoslawischen Nachfolgestaat Kroatien, EU-
Mitglied seit 2013.
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(K) und nach Art. 260 AEUV Mahnschreiben 2 (MS2), begriindete Stellungnahme 2 (bS2), Klage
vor dem Européischen Gerichtshof 2 (K2) (vgl. auch unter Abschnitt 5.3.2).

Als absoluter Indikator fiir das Compliance-Verhalten eines EU-Mitgliedstaates sind die
Daten jedoch nicht anzuwenden. Sie beruhen auf der subjektiven Entscheidungsgrundlage
einer EK, die als Hiiterin der Vertrage das Monopol zur Einleitung der Vertragsverletzungs-
verfahren innehélt. Dem Betrachter aufierhalb dieses Herrschaftsbereichs bleibt verborgen, auf
Grundlage welcher Kriterien mit Tatbestdnden von Nonkonformitét verfahren wird. Der EK
fehlt es zur flichendeckenden Uberwachung der formellen wie praktischen Rechtsumsetzung
vor Ort an Kapazitdten und Befugnissen. Sie ist daher in weiten Teilen darauf angewiesen, die
Vollstandigkeit und Glaubwiirdigkeit nationaler Implementationsberichte zu evaluieren und
auf Hinweise von Biirgern und Unternehmen zu reagieren. Auch scheinen politische Kosten-
Nutzen-Erwdgungen zu Landesgrofie, Machtposition, Beitrittsdatum, Komplexitdt und Sach-
bereich eine, wenngleich noch unerforschte, Rolle fiir die (Nicht-)Einleitung von Vertragsver-
letzungsverfahren zu spielen. Generell kann davon ausgegangen werden, dass die EK bevor-
zugt in fiir sie aussichtsreichen Fillen titig wird, die dartiber hinaus voraussichtlich kaum
negative Auswirkungen auf das Betriebsklima, d.h. die Atmosphire zwischen EK und dem
jeweiligen Mitgliedstaat, haben.

Da die Daten zu Vertragsverletzungsverfahren lediglich Fille von Non-Compliance be-
leuchten und folglich kaum Informationen iiber den allgemeinen Implementationsfortschritt in
Transposition und Applikation der entsprechenden Richtlinie enthalten, sind sie fiir eine Ope-
rationalisierung des angenommenen Sozialisierungseffekts, d.h. des Compliance-Verhaltens in
Mittelosteuropa, ungeeignet. Es ist vor dem Hintergrund, dass die jeweilige einzelstaatliche
Umsetzung einer europdischen Richtlinie im Hinblick auf die Wahl der Mittel zur Zielerrei-
chung von Diskretion gekennzeichnet und daher bis heute eine Vielzahl von idiosynkratischen
UVP-Systemen entstanden ist, unsinnig eine lindervergleichende quantitative Bewertung des
Grades innerstaatlichen Wandels vorzunehmen.®

Gleichwohl konnen die relativen Kennziffern an dieser Stelle mangels quantitativer Alter-
nativen als Proxy zur Fallauswahl verwendet werden, um eine Auswahl zu ermoglichen, die
tiber eine blofie Zufallsauswahl hinausgeht, welche potentiell eine geringere Anzahl an Beob-
achtungen generiert als es bei einer diversen Fallauswahl moglich ist.

Zwar empfehlen Beach und Pedersen (2013) fiir das Process Tracing einen typischen Fall
zu wihlen (Beach und Pedersen 2013, 166), d.h. reprasentative Fallbeispiele (Seawright und
Gerring 2008, 299), in welchen Ausgangsbedingung und Effekt gegeben sind (siehe Einleitung

von Kapitel 3), und in welchen sich das Fallbeispiel in den zuvor eingegrenzten Kontext (vgl.

%8Zur Operationalisierung von innerstaatlichem Wandel fiir das Process Tracing selbst, siehe Abschnitt 4.7.
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unter Abschnitt 4.1) eingliedert.

Im Ergebnis wiirden im vorliegenden Fall jedoch alle acht mittelosteuropdischen Staaten
als reprasentative Fallbeispiele erscheinen, da diese im oberen rechten Quadranten eines biva-
riaten (x1;y) Graphen zu lokalisieren wéren.

Eine Losung bietet die Moglichkeit die Grundgesamtheit als ein Set von diversen Fillen
zu modellieren, d.h. Fallbeispiele auszuwihlen, welche ein moglichst weites Spektrum des
Zusammenhangs zwischen x1 und y abdecken (Gerring 2007; Seawright und Gerring 2008,
300). Hierbei werden fiir die Konzepte Untergruppen gebildet, fiir welche dies moglich und
von Interesse ist, und die Elemente der Grundgesamtheit entsprechend einsortiert.

Da das Ziel der Untersuchung ist, anhand von Einzelfallbeispielen zu priifen, ob Complian-
ce liber Sozialisierung internationalem Anpassungsdruck entspringen kann, werden nur Falle
betrachtet, in welchen Anpassungsdruck gegeben ist. Dariiber hinaus ist der Anpassungsdruck
in Mittelosteuropa als uniform zu werten, so dass hier eine Kategorisierung einer objektivier-
baren Grundlage weitgehend entbehrt.

Um aber dennoch auf einer quantifizierten Grundlage Untergruppen bilden zu koénnen,
und hieraus diverse Fille wéihlen zu konnen, wird daher auf den in Compliance-Studien tib-
lichen Indikator ,Anzahl von EU-Vertragsverletzungsverfahren” zurtickgegriffen. Es wird ge-
priift, ob Vertragsverletzungsverfahren gegen die mittelosteuropdischen EU-Mitglieder im Zu-
sammenhang mit der UVP-Richtlinie eingeleitet wurden. Werden diese ermittelt, erfolgt eine
Untersuchung der Anzahl, Dauer und Intensitdt der Vertragsverletzungsverfahren (Borzel et
al. 2009). Es werden hierbei alle Verletzungstypen registriert (sieche Tabelle 4.1).

Es wurden gegen die acht mittelosteuropdischen EU-Neumitglieder zwischen 2005 und
2015 17 Verfahren aufgrund von Verstoflen in der Transposition und/oder Anwendung der
UVP-Richtlinie eingeleitet. Einige konnten durch die Mitgliedstaaten sofort beendet werden,
andere bedurften mehrerer Jahre und Verfahrensstufen zur Herstellung von Normkonformitét.
Ein Blick auf die Daten offenbart die Zergliederung der Beitrittsgruppe in zwei Untergruppen:
auf der einen Seite die Staaten Litauen, Lettland, Slowakei, Estland und Slowenien, auf der
anderen Polen, Ungarn und die Tschechische Republik. Wiahrend gegen die baltischen Staaten
jeweils nur ein Verfahren eingeleitet wurde, welche jeweils nie linger als 1000 Tage wahrten
und hochstens die zweite Verfahrensstufe erreichten, wurden Polen, Tschechien und Ungarn
Ziel mindestens vierer Verfahren, welche zusammengerechnet bis zur Beilegung jeweils deut-
lich tiber 3000 Tage in Anspruch nahmen und welche in zwei Fallen zu Verhandlungssachen
vor dem Europédischen Gerichtshof wurden.

Aus den beiden Teil-Mengen ,, EU-Mitgliedstaaten mit hoher bzw. geringer Anzahl, Dauer

und Intensitdt von Vertragsverletzungsverfahren” kann nunmehr jeweils ein Staat ausgewéhlt
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EU-Mitgliedstaat Verfah- Verfahrensdau- | Zahl der jeweils hochsten
rensan- erin erreichten Verfahrensstufe
zahl Tagen

Lettland 1 828 1MS

Litauen 1 834 1 MS

Estland 1 926 1bS

Slowakische Republik | 2 1638 3MS

Slowenien 4 2505 4 MS

Ungarn 4 3910 1MS, 3bS

Tschechische Republik | 5 5777 3MS,1bS,1MS?2

Polen 6 3851 3 MS, 2bS, 1 K einschliefslich

Eilantrag (Art. 279 AEU)

Tabelle 4.1: Gesamttiibersicht tiber vergangene und aktuelle UVP-Vertragsverletzungsverfahren gegen
die mittelosteuropdische EU-Beitrittsgruppe, eigene Zusammenstellung, Stand: 25. April

2015

werden. Die Auswahl erfolgt zufillig, wobei die Auswahl eines untypischen Fallbeispiels zu
vermeiden ist (Seawright und Gerring 2008, 301).

Die zwei fiir das zweigleisige Process Tracing gewéhlten diversen Fille, am Beispiel wel-
cher die Prasenz des Mechanismus Sozialisierung nachgewiesen werden soll, sind Litauen aus
Teilmenge 1 und Polen aus Teilmenge 2.

Historische und institutionelle Gemeinsamkeiten und Unterschiede halten sich im Hinblick
auf diese beiden Sozialisierungskandidaten die Waage. Nach fast zwei Jahrhunderte wahren-
der Personalunion zwischen Polen und Litauen (1385 bis 1569) und weiteren 226 Jahren in
adelsrepublikanischer Realunion, unterlag der romisch-katholische Doppelstaat seinen euro-
péischen Nachbarméchten in den Teilungen von 1772 bis 1795. Hier trennte sich die historisch-
institutionelle Entwicklungslinie beider Staaten, deren Geschichte nichtsdestotrotz viele Paral-
lelen aufweist (langjahrige Dominanz des russischen Reiches samt Mafinahmen der Russifizie-
rung gegeniiber der polnischen und litauischen Bevolkerung, temporére staatliche Unabhén-
gigkeit zwischen den beiden Weltkriegen mit autoritiren Tendenzen, Okkupation durch Na-

tionalsozialisten und Sowjetunion, kommunistische Herrschaft nach dem zweiten Welﬂ<rieg).69

®Wihrend es in der Volksrepublik Polen zwischen 1945 und 1989 die Polnische Vereinigte Arbeiterpartei war, wel-
che unter Weisung der Kommunistischen Partei der Sowjetunion herrschte und Polen zu einem Mitglied des War-
schauer Paktes und de facto Vasallenstaat machte, war Litauen bereits 1940/41, und dann zwischen 1945 und 1991 als

Litauische Sozialistische Sowjetrepublik Teil der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, und damit der Einpar-
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Nach der staatlichen Unabhéngigkeit 1989 haben beide Staaten, Polen und Litauen, in den In-
stitutionen des westlichen Kulturkreises eine Freistatt gesucht und gefunden fiir eine demo-
kratische und marktwirtschaftliche Systemtransition. Beide Staaten wurden bereits in den frii-
hen 1990er Jahren Adressaten zahlreicher bilateraler, europdischer und intergouvernementaler
Entwicklungsprogramme und nahmen teil an unterschiedlichen Kooperationsformen, insbe-
sondere im Bereich der Umweltpolitik in der Ostseeregion (vgl. etwa Scott 2002; Stead und
Nadin 2011, 160; Andonova und VanDeveer 2012; VanDeveer und Carmin 2012). 2004 erfolgte
der Beitritt beider Staaten zur EU.”’ Die Vorgaben der UVP-Richtlinie sind in beiden Staaten in
nationales Recht umgesetzt worden und finden faktische Anwendung in der tdglichen Admi-

nistration von Bauprojekten.

4.3.5 Der Beobachtungszeitraum: 1991/95-2004; 2004-2015

Der Beginn der Kontaktaufnahme zwischen internationaler Institution und Staat markiert den
operativen Start des Sozialisierungsmechanismus. Die internationale Institution tritt hierbei,
wie beschrieben, als Struktur und Akteur auf. Im Hinblick auf die Umsetzung der UVP-Richt-
linie in Polen und Litauen bedeutet dies Folgendes fiir die Periodisierung des Beobachtungs-
zeitraums:

Die in der UVP-Richtlinie von 1985 verankerten Anpassungserfordernisse warfen ihren
Schatten bereits zu Anfang der 1990er Jahre auf die mittelosteuropdische Umweltpolitik. Im
Rahmen bilateraler Umwelthilfsprogramme mit den skandinavischen EU-Mitgliedern Finn-
land, Danemark und Schweden, multilateraler Umweltforen und international ausgerichte-
ter Schulungsprogrammen einzelner Universititen wurden innerstaatliche Umweltakteure mit
den Prinzipien der westeuropédischen Idee von Umweltvertraglichkeitspriifung frithzeitig und
sukzessive bekannt gemacht. In diesem Zusammenhang bot die UVP-Richtlinie der EU den
Referenzrahmen fiir Sozialisierungsinhalte. Mit der ersten formellen Spezifizierung der EU-
Beitrittsbedingungen auf dem Kopenhagener EU-Ratsgipfel erhohte die EU den strukturellen
Anpassungsdruck (Acquis-Kriterium). Dieser Zeitpunkt sah auch eine Vollendung der Rati-
fizierung des Europa-Abkommens mit Polen, welches 1991 abgeschlossen worden war. Das
Europa-Abkommen mit Litauen trat hingegen erst 1998 in Kraft, es war drei Jahre zuvor (1995)
unterzeichnet worden. Auch die Beitrittsverhandlungen begannen fiir beide Lander zeitlich
versetzt (Polen 1997, Litauen 1999).

Seit 1999 delegierte die EU im Rahmen des Twinning-Programms Ministerialbeamte der

teienherrschaft mit Sitz in der Russischen Sowjetrepublik unmittelbar preisgegeben.
7OBeitritts-Verhandlungen wurde nach dem Luxemburger Ratsbeschluss von 1997 mit Polen, jedoch nicht mit Litau-

en aufgenommen, welches sich bis zum Helsinki-Gipfeltreffen im Dezember 1999 gedulden musste, um in die Gruppe

der offiziellen Beitrittskandidaten aufgenommen zu werden.
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alten EU-Mitgliedstaaten in die Behorden der Beitrittskandidaten und ermdglichte auf diesem
Wege einen direkten Kontakt zwischen nationalen Sozialisierungssendern und -empfangern.
Dariiber hinaus forderte die EU direkt und indirekt, materiell wie ideell verschiedene For-
men zwischenstaatlicher und transnationaler Interaktion zwischen Akteuren in den alten und
neuen EU-Mitgliedstaaten. Der Anpassungsdruck an die Beitrittskandidaten wuchs also seit
Beginn der 1990er Jahre bis 2004 immer starker an, muss jedoch fiir Polen und Litauen jeweils
differenziert betrachtet werden. Der Beobachtungszeitraum beginnt mit der Unterzeichnung
des Europa-Abkommens, da dieser Zeitpunkt eine Schwelle markiert, ab welcher nationale
,legislation on economic and related issues (incl. environment and social) has to be made com-
patible with Community legislation” (Europdische Kommission 1994). Dieser Tatbestand war
fiir Polen am 16.12.1991 erreicht, fiir Litauen am 12.06.1995.

Nach dem Beitritt Polens und Litauens zur EU gewann der europdische Anpassungsdruck
einen anderen Charakter. Da die Beitrittsverhandlungen zu einem positiven Abschluss ge-
bracht worden waren, wurden bilaterale Hilfsprogramme und Twinning weitgehend einge-
stellt, es ist folglich anzunehmen, dass Uberzeugungsprozesse eher fiir die Vorbeitrittsphase
vor 2004 anzusiedeln sind, wenngleich Fortsetzungen der Einflussnahme durch externe Ak-
teure nicht auch fiir den Zeitraum nach 2004 auszuschlieien sind, insbesondere tiber den Weg
der indirekten Sozialisierung subnationaler Akteure. Davon abgesehen, verblieb nach 2004 der
EK die Moglichkeit Vertragsverletzungsverfahren gegen Compliance- Stinder einzuleiten, ein
Prozedere, welches aufgrund fehlerhafter Transposition der UVP-Richtlinie in Polen und Li-
tauen seine Anwendung fand.”!

Zusammenfassend wird angenommen, dass vor 2004 iiber Sozialisierung der stiarkste An-
passungsdruck von Seiten der EU generiert wurde, nach 2004 jedoch weiterhin soziale Interak-
tionsformen zwischen Sozialisierungssendern und -empfangern Raum fiir Sozialisierungspro-
zesse, insbesondere sozialen Einfluss, weniger aber Uberzeugung, bieten. Der Beobachtungs-
zeitraum fiir die sozialisierende Einflussnahme internationaler Institutionen umfasst daher den
gesamten Zeitraum von 1991 bzw. 1995 bis 2015.

Der Wandel-Effekt von Sozialisierung auf innerstaatliche Institutionen wird hingegen nur
fiir den Zeitraum 2004-2015 beobachtet. Zum einen eignet sich das erste Jahrzehnt der EU-
Zugehorigkeit der mittelosteuropdischen Staaten fiir das Ziehen einer vorldufigen Bilanz der
Normkonformitit. Weniger sinnvoll wére es innerstaatlichen Wandel fiir den Zeitraum vor

2004 zu betrachten, da erst 2015 die Mehrheit der Ubergangsfristen zur faktischen EU-Nor-

""Weitere Verfahrensstufen und Verfahren folgten in spéteren Jahren fiir Polen, wihrend Litauen eine ziigige Ein-
stellung seines Vertragsverletzungsverfahrens innerhalb von 2 1/2 Jahren bewirken konnte. Panke (2007) und Borzel
(2003b) weisen auf das Norminternalisierungspotential dieser Form sozialer Interaktion zwischen EK und Mitglied-

staat hin.

90



4.3. Die Fallauswahl

mumsetzung geendet hat (Jordan und Tosun 2013, 255), so dass richtlinienkonforme Reformen
eher wihrend der Postbeitrittsphase zu erwarten sind. Dartiber hinaus werden sozialisierungs-
bedingte Verhaltensdanderungen vermutlich erst langfristig sichtbar (Ziirn und Checkel 2005,
1066).
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4.4 Process Tracing als Methode der Wahl

Kann ein Nachweis iiber die Prdsenz eines theoretisch konzeptualisierten Mechanismus an-
hand einzelner Fallbeispiele erbracht werden? Jiingste Studien vermitteln den Eindruck, dass
dies mithilfe eines, an der Bayesschen Logik ausgerichteten, Process Tracings moglich ist (Ben-
nett 2008; Mahoney 2009; Brady und Collier 2010; Collier 2011; Beach und Pedersen 2013; Che-
ckel 2014a). Die methodische Vorgehensweise des theorie-testorientierten Process Tracing kann
mit einem Gerichtsverfahren verglichen werden (Beach und Pedersen 2013, 75f.). Inferenzen
iiber kausale Zusammenhinge, d.h. iiber die Pridsenz oder Absenz eines hypothetischen Me-
chanismus, konnen nur auf der Grundlage von aussagekriftigen Indizien vollzogen werden.
Wie beschrieben, setzt sich ein Mechanismus aus mehreren Teilmechanismen zusammen.
Inferenzen zur Kausalwirkung des Gesamtmechanismus miissen auf die einzelnen Teilme-
chanismen untergliedert werden. Daher sind Aussagen zum Nachweis tiber die Prasenz des
Kausalmechanismus abhidngig davon, ob Nachweise tiber die Priasenz der Teilmechanismen
erbracht werden konnen. Ist dies nicht der Fall, ist im Rahmen dieses Versuchsaufbaus davon
auszugehen, dass der Gesamtmechanismus keine Wirksamkeit entfalten konnte (ebd., 91). Es
miissen daher fiir jeden Teilmechanismus aussagekriftige Indizien zusammengetragen wer-
den, also empirische Beobachtungen, die im Kontext der Fallstudie zu erwarten sind, sollte die

Hypothese, dass der konzeptualisierte Mechanismus existiert, zutreffen (ebd., 107).

4.5 Die Bayessche Logik

Die Aussage, dass eine Annahme mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit zutrifft, kann nach
Bayes umformuliert werden: der Begriff der Wahrscheinlichkeit wird hierbei interpretiert als
Grad personlicher Uberzeugung bzw. als die Zuversicht in die Giiltigkeit einer Aussage (,,de-
gree of belief”).

Gegeben eine zu testende Hypothese h, ist es die Wahl der Indizien, welche sich als die
Stellschraube erweist, mithilfe welcher die Zuversicht in die Validitét der jeweiligen Hypothese
aktualisiert werden kann.

Mit p(h) bezeichnen wir den sogenannten theoretischen Prior: er gibt den sich aus dem
aktuellem Forschungsstand ergebenden Grad der Uberzeugung an, mit dem die Hypothese

stimmt.”2

"2Dieser Wert ist subjektiv einzuschétzen, eine Tatsache die in der Literatur auf Kritik gestofen ist (Beach und Peder-
sen 2013, 85). Die Grundlage fiir eine Einschatzung der Wahrscheinlichkeit entstammt jedoch offentlich verfiigbaren
Quellen der aktuellen Forschungsliteratur, welche auch als solche explizit gekennzeichnet werden und welche einer

moglichst konservativen Bewertung unterzogen werden (ebd., 99). Ferner sollen Logik und Theorem in erster Linie
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Bei der vorliegenden Hypothese, welche bei Vertretern der vorherrschenden Lehre voraus-
sichtlich Widerstand hervorruft, ist davon auszugehen, dass der Wert fiir p(h) niedrig ist. Mit
dieser Tatsache ist nach Bayesscher Logik das Ziel fiir die vorliegende Untersuchung gegeben:

es soll die Zuversicht in die Validitat der Hypothese erhtht werden.

Bayessches Theorem in einer Version fiir den politikwissenschaftlichen Hypothesentest (Beach und

Pedersen 2013, 84):

p(hle) = — 2D (1)

p(h) + H43(R)

Das Bayesche Theorem legt fest wie unter Berticksichtung neuer Indizien (e) die Zuversicht
in die Giiltigkeit von h aktualisiert werden muss.

Der grofie Vorteil der Bayesschen Logik besteht darin, dass die Zuversicht aktualisiert wer-
den muss: Die Wahrscheinlichkeiten auf der rechten Seite der Gleichung ergeben sich namlich
aus den aktuellen alternativen Erkdrungsansatzen. Damit wird sichergestellt, dass die berech-
nete Groe auf der linken Seite der Gleichung, d.h. die neue Uberzeugung von der Giiltigkeit
der Hypothese (das sogenannte Posterior) aus der Sichtweise der forschungsrelevanten Mehr-
heitsmeinung heraus errechnet wird.

Bei festgelegtem h wird der Wert von p(h|e), welcher auch als Teststdrke bezeichnet werden

kann,”® durch den sogenannten Likelihood-Quotient g E:@ im Nenner bestimmt. Der Quoti-

ent ergibt sich aus dem Verhiltnis der Wahrscheinlichkeiten des Auftretens von e unter den
Annahmen h und h.

Die verbleibende Aufgabe fiir die vorliegende Untersuchung besteht nunmehr darin, fiir
jeden Teilmechanismus jeweils ein e zu ersinnen, welches ein Indiz fiir die Giiltigkeit der Hy-
pothese darstellt, also zu einem hohen p(h|e) fithrt. Dies wird erreicht durch einen moglichst
kleinen Likelihood- Quotienten, was von Beach und Pedersen als ein Test mit hoher uniqueness
bezeichnet wird (ebd., 101).

Zur Veranschaulichung wird das Bayessche Theorem im Folgenden beispielhaft ange-
wandt, indem der Idealfall angenommen wird, in welchem die Zuversicht in die Validitét der
Hypothese maximal aktualisiert werden kann, also p(h|e) = 1.

Angenommen, Kritiker des Sozialisierungsmechanismus sehen es fiir erwiesen an, dass be-
stimmte Verhaltensweisen nur im Zusammenhang mit h auftreten, nie jedoch im Zusammen-

hang mit den von ihnen vorgeschlagenen alternativen Erklirungsansitzen. Ubersetzt in die

als Orientierung fiir das Process Tracing dienen und auf die empirische Analyse handlungsanleitend wirken. Es wird
jedoch darauf verzichtet werden, tatsdchliche Wahrscheinlichkeits-Werte in die Gleichung einzuftigen, da eine rech-
nerische Losung der Gleichung mit subjektiven Schiatzwerte kaum einen Mehrwert fiir eine politikwissenschaftliche

Untersuchung bietet.
73Hierbei entspricht der maximal erreichbare Wert von 100% einem idealen sogenannten smoking gun Test.
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Formel bedeutet dies, p(e|h) = 0. Damit ergibt sich fiir den Likelihood-Quotienten ein Wert
von 0 und fiir den gesamten Bruch (nach Kiirzen) der Wert 1. Mit anderen Worten: die Wahr-
scheinlichkeit fiir h nach Beobachtung von e wire im beschriebenen Fall mit 100% zu beziffern,
basierend auf den von Alternativtheoretikern angegebenen Wahrscheinlichkeitswerten.

Zu beachten ist, dass fiir die vorliegende Untersuchung die formalistische Anwendung des
Bayes-Theorems nur sinnvoll ist, wenn die Zuversicht in die Validitit einer Hypothese erhoht
werden muss. Dies trifft nicht zu in Féllen, in welchen Hypothesen ohne Zuhilfenahme von
Indizien direkt beobachtbar sind, ihre Prdsenz daher auch nicht von alternativen Erklarungs-
ansdtzen in Frage gestellt wird. Diese Tatsache entspricht einem Prior-Wert, welcher bereits
nahe an 100% liegt, und nicht weiter erhtht werden muss. Dies bedeutet nicht, dass eine An-
wendung des Bayesschen Theorem in diesem trivialen Fall theoretisch unmoglich ist, sondern
lediglich, dass sie unckonomisch ist und haufig zu keiner signifikanten Erhohung der Zuver-
sicht fithren kann. Daher wird im Folgenden auf den beschriebenen Sachverhalt verwiesen,
sobald eine Operationalisierung der Teilmechanismen unmittelbar einleuchtet und allgemein

anerkannt ist.

4.6 Operationalisierung von Sozialisierung

Im Folgenden werden fiir die beiden Sozialisierungs-Varianten Sozialer Einfluss und Uberzeu-
gung fiir alle jeweiligen Teilmechanismen (vgl. unter Tabelle 3.1 und Tabelle 3.2) Indizien mit

moglichst hoher uniqueness hergeleitet und beschrieben.

4.6.1 Sozialer Einfluss

4.6.1.1 Teilmechanismus 1: Anpassungsdruck durch stabilen Referenzrahmen

Nur eine Bereitstellung und hinreichende Spezifizierung stabiler und praziser Gemeinschaft-
standards fiir angemessenes Verhalten vermag den theoretisierten Prozess sozialen Einflusses
in Gang zu setzen (Franck 1988, 713; Legro 1997).

Der stabile Referenzrahmen kann sich in unterschiedlichen Formen und Prozessen mani-
festieren. Im Hinblick auf die EU findet er seine vertikal-formelle Auspragung in Gestalt von
Vertragstexten und einzelnen Rechtsakten, welche im Rahmen institutionalisierter Prozesse
hierarchisch als verbindliche Vorschriften etabliert werden. Eine Zusammenstellung angemes-
senen Verhaltens innerhalb der Europaischen Union kann beispielsweise Art. 4, Abs. 3 des EU-
Vertrags entnommen werden:

,Nach dem Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit achten und unterstiitzen sich die Uni-

on und die Mitgliedstaaten gegenseitig bei der Erfiillung der Aufgaben, die sich aus den Ver-
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tragen ergeben. Die Mitgliedstaaten ergreifen alle geeigneten Mafinahmen allgemeiner oder
besonderer Art zur Erfiillung der Verpflichtungen, die sich aus den Vertridgen oder den Hand-
lungen der Organe der Union ergeben. Die Mitgliedstaaten unterstiitzen die Union bei der
Erfillung ihrer Aufgabe und unterlassen alle Mafsnahmen, die die Verwirklichung der Ziele
der Union gefdhrden konnten.”

Wihrend Prinzipien der partnerschaftlichen Zusammenarbeit von den EU-Mitgliedern nur
prozesshaft tiber die soziale Interaktion auf europédischer Ebene erlernt werden konnen, bietet
sogenanntes komplementéres Soft law (Senden 2004; Waele 2014, 16f.; Zhelyazkova et al. 2015,
10) Sozialisierungsempfangern kognitiven Input zum Verstandnis konkreter Rechtsvorschrif-
ten und somit zur Erfiillung der vertraglichen Verpflichtungen. Dies ist insbesondere dann zu
erwarten, wenn Substanz und Ziele im Europdischen Recht nicht detailliert, klar und préazise
genug présentiert sind, also etwa die abstrakte Formulierung von EU-Richtlinien verstdndnis-
bedingte Implementationsdefizite hervorruft. Mithilfe weicher Regulierung wird (in der Regel
von der EK) die genaue Bedeutung bestehender Rechtsakte in Form von Mitteilungen und
Leitfaden fiir die jeweiligen staatlichen Normabnehmer erschlossen.

Den Rechtssubjekten und Beitrittsaspiranten zusétzliche Verhaltensorientierung bietet die
streitschlichtende und normkonkretisierende richterliche Rechtsprechung des EuGH (Tallberg
2002, 614).

Kenntnis von europdischen Rechtsvorschriften erhalten EU-Mitgliedstaaten und Beitritts-
kandidaten dariiber hinaus im Kontext weiterer, institutionell an die EU angebundener, hori-
zontal und kommunikativ operierender Assoziierungen, Programme, Netzwerke (Bauer et al.
2007, 416). Regelmafiige formalisierte wie informelle Zusammenkiinfte, Seminare, Publikatio-
nen und Informationsveranstaltungen vereinfachen das Verstehen bestehender Rechtsakte.

Es existieren keine Mindestschwellenwerte fiir die genannten Indizien von Teilmechanis-
mus 1. Es gentigt tiber eine qualitative Analyse von Primér- und Sekundarliteratur zur UVP-
Richtlinie Spuren von a) komplementidrem Soft law (Mitteilungen der EK), b) prazisierender
Rechtsprechung (richterliche Verdikte zur UVP-Interpretation) und/oder c) Bewusstseins-bil-
dende zwischenstaatliche Kooperation (Publikationen, Tagesordnungen von UVP-Konferen-
zen) zu ermitteln.

Es handelt sich bei der Operationalisierung von Teilmechanismus 1 um den unter Ab-
schnitt 4.5 beschriebenen Sachverhalt, wonach die Wahrscheinlichkeit fiir die Prasenz des Teil-
mechanismus (p(h)) nach dem aktuellen Forschungsstand 100 Prozent betragt, demnach keines

Beweises bedarf.”* Eine Aktualisierung des Validitdtsglaubens an die Sozialisierungshypothese

74Instrumentell gepragte Studien messen der Préasenz sprachlicher und inhaltlicher Prézision von EU-Vorschriften
und Templates eine hohe Bedeutung im Kontext innerstaatlichen Wandels zu (O. R. Young 1992; Mitchell 1994; Abbott
et al. 2000; Grabbe 2001; Dimitrova 2002b; Tallberg 2002, 614; Sedelmeier 2011, 12). Dariiber hinaus dienen, gemafs
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ist damit nicht erlangt.

4.6.1.2 Teilmechanismus 2: Sozialer Konformititsdruck

Welche empirischen Beobachtungen indizieren, dass die EU eine Arena fiir Reputationsprozes-
se darstellt? Sozialer Gruppendruck kann sich nur entfalten, wenn im Kontext internationaler
Interaktion Prozeduren bestehen, mithilfe derer angemessenes Verhalten bescheinigt und un-
angemessenes Verhalten in Rechnung gestellt werden kann. Die internationale Gemeinschaft
muss {iber glaubwiirdige Instrumente sozialen Einflusses verfiigen, deren Anwendung gegen-
tiber nonkonformistisch handelnden Akteuren psychologisches Unwohlsein auslost bzw. ih-
re Motivation stirkt, den eigenen Status, und damit auch kognitiven Komfort, innerhalb der
Gruppe durch regelkonformes Verhalten maximieren zu wollen (Johnston 2001, 500).

Sozialer Konformitdtsdruck manifestiert sich zum Beispiel in Regelungen, mithilfe derer
das Compliance-Verhalten der staatlichen Akteure regelmafSig tiberpriift werden kann. Diese
sind umso effektiver, umso mehr die Ergebnisse der Uberpriifung der Offentlichkeit zugéng-
lich sind sowie soziale Konsequenzen nach sich ziehen. Im Hinblick auf Beitrittskandidaten
sind institutionalisierte Berichte zum innerstaatlichen Reformfortschritt Indikatoren fiir sozia-
len Konformitédtsdruck, insofern sie die formelle Grundlage fiir Entscheidungen tiber die Inte-
gration oder den Ausschluss bestimmter Mitgliedschaftsbewerber bilden. Bezugnehmend auf
Mitglieder der Gemeinschaft sind dies institutionalisierte Verfahren zur Feststellung und Besei-
tigung regelwidrigen Verhaltens (vgl. Martin 1993; Downs et al. 1996; Dorn und Fulton 1997).

Die Prasenz sozialer Sanktionierungsmechanismen ladsst sich ohne Miihe belegen, da auch
die rationalistisch inspirierte Compliance-Forschung diese fiir relevant erachtet und ihre Kon-
sequenzen in die Kosten-Nutzen-Funktion strategisch agierender Akteure integriert.

Der Ansatz des External Incentives Modells etwa konzeptualisiert den Konformitatsdruck
innerhalb von internationalen Organisation als Sozialisierungsprozess, im Rahmen dessen die
Handlungen der Sozialisierungempfanger durch Anreize und Sanktionen beeinflusst werden
(Schimmelfennig 2005b, 830f.). Die Maxime des Prinzips der Beitrittskonditionalitdt, welches
den EU-Beitritt an die nationale Erfiillung der Kopenhagener Kriterien kniipft, hat zur Folge,
dass sich die, an das Monitoring anschliefenden, Drohungen der EK den nonkonformen Be-
werber aus dem Kreis der unmittelbaren Beitrittskandidaten auszuschliefSen, verstehen lassen
als Bereitstellung von Informationen zum Verlust zukiinftiger materieller Vorteile im Falle der

Nicht-Kooperation. Der soziale Kontext erscheint hier lediglich als Hintergrund fiir das instru-

rationalistischem Institutionalismus, internationale Organisationen Staaten zur institutionalisierten Beseitigung von
Unsicherheit in den internationalen Beziehungen. Daher ist davon auszugehen, dass Staaten als Herren der Vertrage
dariiber wachen, moglichst eindeutige Verhaltensregeln zu schaffen, da andernfalls Intransparenz und eine Erhthung

der Transaktionskosten drohen (vgl. etwa Chayes et al. 1998).
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mentelle Kalkiil von Akteuren, welches ausgerichtet ist auf eine unilaterale Maximierung des
Kooperationsnutzens, etwa das Teilhaftigwerden der 6konomischen Vorteile einer Mitglied-
schaft im europdischen Binnenmarkt (Finnemore und Sikkink 1998, 911; Johnston 2001, 491;
Mattli und Pliimper 2002, 558; Schimmelfennig 2005a). ,Reputation in this sense is an instru-
ment; the rewards come from the private material benefits of future exchange, not the social or
social-psychological benefits accrued by cultivating a status and image that is rewarded by the
group” (Johnston 2001, 490).

Es handelt sich hierbei also erneut um den unter Abschnitt 4.5 beschriebenen Tatbestand

eines hohen theoretischen Priors (Schimmelfennig 2005a; Adler 2013, 134).

4.6.1.3 Teilmechanismus 3: Erlernen und Internalisierung von Verhaltensstandards

Wie lésst sich erkennen, ob ein Beitrittskandidat die, durch sozialen Konformitdtsdruck pro-
pagierten, Standards fiir angemessenes Verhalten der europdischen Gemeinschaft erlernt und
internalisiert (Typ I Internalisierung)?

Zum einen muss sich der zu sozialisierende Akteur bereits im entsprechenden institutio-
nellen Kontext bewegt haben. Es sind die sozialen Interaktionserfahrungen, welche die Inhalte
des, von der internationalen Institution generierten, Anpassungsdrucks an den Novizen trans-
mittieren. Nur tiber das Erlebnis kognitiven Unbehagens im Zusammenhang mit nonkonfor-
mem Verhalten kann der unbewusste Mechanismus der Statusmaximierung via Compliance
in Gang gesetzt werden. Es ist anzunehmen, dass eine hdufige Wiederholung der Erfahrung
sozialer Befindlichkeitsstorungen Gruppendruck Stédrke verleiht.

Die reine Prasenz von Normempfingern in konformititsinduzierenden Foren ist jedoch
noch keine hinreichende Grundlage fiir eine Beantwortung der Frage nach der Validitdt von
Teilmechanismus ns.

Es wird als nicht ungewchnlich erachtet, dass sich die Elite eines Landes dafiir einsetzt,
moglichst vielen Kooperationsforen beizuwohnen: internationale Institutionen kénnen als Res-
source fiir die strategische Verfolgung bestimmter staatlicher Ziele (etwa Sicherheit) verstan-
den werden; mehr Informationen bedeuten mehr Sicherheit, dass die eigenen Vorhersagen tiber
das potentielle Verhalten der Kooperationspartner richtig sind (Keohane 1984; Johnston 2001,
490; Schimmelfennig 2005b, 830).

Dartiber hinaus bietet auch die Beobachtung statusmaximierenden Verhaltens nach ratio-
nalistischem Verstandnis keinen Anhaltspunkt um die Aussage tédtigen zu konnen, dass staat-
liche Akteure durch sozialen Konformitdtsdruck internationale Normen internalisieren. Aus
der klassischen institutionalistischen Perspektive verinnerlichen staatliche Akteure keine an-

gemessenen Handlungen. Das Streben nach Statusmaximierung mag zwar beobachtet werden,
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es spiegelt nach instrumenteller Logik jedoch strategisches Handeln wider, in dessen Kontext
Reputation lediglich als Mittel zum quantifizierbaren Zweck eingesetzt wird (Schimmelfennig
2005a; Juncos und Pomorska 2006; Zhelyazkova und Schimmelfennig 2013). Keine Norminter-
nalisierung ist fiir den kalkulierenden Akteur notwendig, um zu wissen, dass glaubwiirdiges
Auftreten in sich wiederholenden Verhandlungsrunden die Chancen erhoht, die eigene Nut-
zenfunktion zu maximieren (Juncos und Pomorska 2006, 4).

Ist es dennoch moglich, einen empirischen Test fiir die Validitat von Teilmechanismus n3 zu
konstruieren, in einer Weise, in welcher sich die Wahrscheinlichkeit des Likelihoodquotienten
gegen Null ndhert?

Wie ein Sozialisierungsempfanger die EU als Arena fiir Reputationsprozesse internalisiert,
ist nicht direkt beobachtbar, daher ist es notwendig fiir den kognitiven Prozess der Normver-
innerlichung Proxies zu entwickeln, die im beobachtbaren Verhalten der Akteure griinden.

Beobachtbar bei Akteuren, welche kognitives Unwohlsein nicht in Kauf nehmen mochten,
ist gemafs der Logik der normativen Rationalitdt, dass Akteure die Rolle eines glaubwiirdigen
Partners zur Schau stellen. Diese kann sich durch fiigsames Handeln und loyale Kooperations-

bereitschaft manifestieren.

Fiigsamkeit und loyale Kooperationsbereitschaft

Gezeigt werden soll, dass Fligsamkeit eine hinreichende Bedingung fiir die Prasenz von Teil-
mechanismus 3 darstellt, folglich nur im Zusammenhang mit ng auftritt. Es wird angenommen,
dass die beobachtbare Implikation einer Norminternalisierung darin besteht, dass ein status-
maximierender Akteur dazu tendiert, seine Bereitschaft zu signalisieren, die Union bei der
Verwirklichung ihrer Ziele zu unterstiitzen. Dies konnte sich darin manifestieren, dass der Ak-
teur Kosten fiir das allgemeine Wohl der Gemeinschaft tibernimmt, d.h. seine Verpflichtungen
auch in den Fallen wahrnimmt, in welchen dies nationalen Interessen zunéchst widerspricht.

Auf den ersten Blick wire aus rationalistischer Perspektive auch die Prasenz dieses Verhal-
tens kein hinreichender Beleg fiir die Validitdt von n3, da es auch fiir nutzenmaximierende Ak-
teure sinnvoll wirkt, kurzfristige gegentiber langfristigen Interessen zurtickzustellen (grofses
p(elh).

Bei genauerem Hinsehen zeigt sich jedoch, dass sich der Likelihood-Quotient bei konse-
quenter Anwendung der rationalistischen Gegenhypthese dem Wert 0 néhert, da wichtige Fra-
gen unbeantwortet bleiben (Johnston 2001, 501): Beispielsweise bleibt offen wie genau ein in-

strumentell kalkulierender Akteur”® imstande ist, die materiellen Vorteile statusmaximieren-

7Sunabhéngig davon, ob er mit vollstandiger Information ausgestattet ist oder in seiner Rationalitit eingeschrankt

wird durch externe Ursachen
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den Verhaltens zu errechnen, d.h. die diffusen Vorteile von Fligsamkeit zu monetarisieren
(vgl. auch Beach 2005, 122). Dariiber hinaus treffen rationalistisch handelnde Akteure nicht
nur Vorhersagen tiber ihre potentiellen Gewinne, sondern auch tiber das zukiinftige Verhal-
ten ihrer Verhandlungspartner. Ist bekannt, dass die theoretische Moglichkeit besteht, dass
Staaten gruppenfreundliches Verhalten simulieren konnen, entfallt der strategische Wert von
Reputation. Insbesondere in politisch sensitiven Themenfeldern wird der Faktor Unsicherheit
im Hinblick auf die Glaubwtirdigkeit des Verhandlungspartners mit kooperationshemmender
Wirkung in Verbindung gebracht (Hafner-Burton et al. 2012, 66f.). Eine Folge dieser Tatsache
konnte sein, dass die Anforderungen an glaubwiirdiges gruppenkonformes Verhalten deutlich
ansteigen, so dass letztendlich nur echte Fligsamkeit den Verhandlungspartner von der Red-
lichkeit der Intentionen iiberzeugen kann. Im Riickschluss erscheint in diesem Zusammenhang
der strategische Charakter des Rollenspiels irrelevant, da keine materiellen Vorteile durch ver-
deckten Treuebruch zu erreichen sind.

Welche empirisch beobachtbaren Phdnomene e von Fiigsamkeit sind denkbar?”®

Zum einen lohnt der Blick auf das Abstimmungsverhalten des neuen EU-Mitglieds im EU-
Ministerrat, dem Organ der EU, in welchem die groste Anzahl europédischer Gesetzgebung ver-
abschiedet wird (e;). Anhand der sogenannten Monatlichen Aufstellung der Rechtsakte des
Rates kann fiir die Jahre 2004 bis 2014”7 nachvollzogen werden, in welchen Verhandlungen
Polen bzw. Litauen fiir oder wider die vorgelegten Sekundérrechts-Entwiirfe gestimmt bzw.
wann sie sich enthalten haben. Es wird angenommen, dass ein EU- Mitglied unter sozialem
Einfluss isolierendes Abstimmungsverhalten aus den genannten Griinden im europdischen
Vergleich eher vermeiden wird.

In diesem Fall ist el als empirisch ermittelt anzunehmen. Aus rationalistischer Perspekti-
ve sollte die Wahrscheinlichkeit, dass el beobachtet wird (d.h. p(el|h), gering sein, da es den
kurzfristigen Interessen eines Staates widerspricht, seltener als seine Kooperationspartner sei-
nen Nutzen zu maximieren.”®

Ein weiterer Indikator (e2) daftir, dass ein Staat danach strebt, seine Glaubwiirdigkeit als
verldsslicher Partner unter Beweis zu stellen, besteht in der Bereitschaft bedingungslos an al-

len Kooperationsformaten innerhalb der europidischen Gemeinschaft teilzunehmen, etwa an

76 Als Indiz e fiir die Présenz von Fiigsamkeit wird die Kombination zweier unabhéngiger Komponenten e1 A ez
betrachtet. Die Darstellung des Likelihood-Quotienten ist somit die folgende:

ple1 A ealh)

LO =
Q ple1r Aezlh)

77Fiir 2015 liegen bislang keine Daten vor.
78Wie bereits erwihnt, ist die rationalistische Vorhersage fiir das Verhalten gemaf langfristiger Interessen aufgrund

der Briichigkeit der Argumente als nicht existent zu betrachten.
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der Verstarkten Zusammenarbeit in der EU sowie zwischenstaatlichen Abkommen zwischen
EU-Mitgliedstaaten. Wahrend im Rahmen des EU-Beitrittsprozesses die Einhaltung der Ko-
penhagener Kriterien als verbindlich festgelegt wurde, steht es jedem Staat frei, weiteren, frei-
willigen européischen Kooperationsformen beizutreten. Die Annahme lautet, dass Staaten, de-
ren Praferenz als loyaler Partner aufzutreten, stark ausgeprégt ist, an so vielen europdischen
zwischenstaatlichen Vereinbarungen wie moglich teilzunehmen suchen. Nicht nur die Anzahl
der Kooperationsbeteiligungen ist hierbei ausschlaggebend, sondern auch die, von staatlichen
Reprasentanten offentlich gedufierten, Motive des Beitritts. Bedingungslose Kooperationsbe-
reitschaft manifestiert sich insbesondere in der rhetorischen Unterstiitzung europdischer Ziel-
setzungen, also in der offentlichen Betonung des Gemeinwohls und der Alternativlosigkeit
neuer europdischer Verhaltensregeln.

Aus einer rationalistischen Perspektive heraus ist die Wahrscheinlichkeit der Beobachtung
von e2 gering, da anzunehmen ist, dass die Zusammensetzung der kooperierenden Staaten bei
einer Dominanz nutzenmaximierender Strategien eine wechselnde ist, da je nach Politikfeld
die Praferenzen bestimmter Staaten so weit auseinanderliegen, dass die européische Staaten-
gemeinschaft es tiberhaupt als sinnvoll erachtet hat, Mechanismen der abgestuften Integration

zu entwickeln (Kroll und Leuffen 2014).

4.6.1.4 Teilmechanismus 4: Forderung und Férderung von Normkonformitit durch subna-

tionale Normempfianger

Fiir das Eintreten innerstaatlichen Wandels, ausgeldst durch sozialen Einfluss, ist es essentiell,
dass die zentralen Sozialisierungsakteure (Regierungsvertreter, Reprasentanten der obersten
nationalen Umweltbehorden) welche der internationalen Institution ausgesetzt sind, ihr neu
erworbenes Wissen tiber angemessenes Verhalten an untergeordnete Implementationsakteure
transferieren. Sozialer Einfluss fiithrt nur dann zu innerstaatlichem Wandel, wenn die Sozia-
lisierungskette auf subnationaler Ebene nicht abbricht. Es wird angenommen, dass die zen-
tralen Sozialisierungsakteuren hierbei Compliance mit EU-Recht als Element des Rollenspiels
definieren. Es handelt sich folglich um eine mehrdimensionale, ebenenabhéngige Strategie zur
Maximierung des Status, in welcher angemessenes Verhalten je nach Kontext variiert. Wah-
rend sich die Statusmaximierung im Europédischen Rat, wie beschrieben, als fiigsames Verhal-
ten manifestiert, ist es im innerstaatlichen Zusammenhang die Umsetzung der UVP-Richtlinie,
mit einem Fokus auf die Transpositionsphase (vgl. Abschnitt 3.3.5), welche den européischen
Partnern Verldsslichkeit kommunizieren soll.

Zur Vereinfachung wird angenommen, dass sich der Status quo, welcher durch die lokale

und regionale Administrationsebene aus Kostengriinden préferiert wird, durch kognitiven In-
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put von Seiten der zentralen innerstaatlichen Sozialisierungsakteure beginnt zu verdndern.”
Neuer kognitiver Input ist im vorliegenden Fall zunédchst dquivalent mit der Veroffentlichung
des Wortlauts einer neuen bzw. novellierten staatlichen Rechtsnorm im entsprechenden Amts-
blatt. Des Weiteren sind erlduternde Publikationen sowie Schulungen, welche von der zentra-
len Ebene fiir die jeweiligen untergeordneten Behordenmitarbeiter auf regionaler und loka-
ler Ebene organisiert werden, als neuer kognitiver Input zu verstehen. Hierbei ist es im Hin-
blick auf die Wahrung der Sozialisierungskette erforderlich, dass Publikationen und Schulun-
gen einen deutlich erkennbaren Bezug zum Ursprung des neuen bzw. novellierten Rechtsakts
erkennen lassen. Ein Indiz dafiir, dass eine Sozialisierung zweiten Grades erfolgt sein kann,
wiirde etwa vorliegen, wenn ein zentraler Sozialisierungsakteur, etwa aus dem Umweltminis-
terium, im Rahmen einer Schulung vor regionalen und/oder lokalen Behdrdenmitarbeitern
die Prinzipien und Funktionsweise des europédischen Verstdndnisses von Umweltvertraglich-
keitspriifungen erkldren wiirde. Ein weiteres Indiz ldge vor, wenn subnationale Implementati-
onsakteure im Interview erklédren, dass sie sich in ihrer Tatigkeit an den von zentralen Sozia-
lisierungsakteuren verdffentlichten Richtlinien orientieren. Im Idealfall lieSen sich Aussagen
ermitteln, in welchen zentrale Sozialisierungsakteure die Angemessenheit und Alternativlo-
sigkeit der Richtlinien-Umsetzung kommunizieren.

Wichtig fiir eine Sozialisierung untergeordneter, d.h. subnationaler Akteure ist auch die
Prasenz von Mechanismen zur Problemlésung und Beseitigung von Unklarheiten in der tagli-
chen Anwendung neuer Verwaltungsvorschriften. Kénnen im vorliegenden Fall also beispiels-
weise verwaltungsrechtliche Prozeduren nachgewiesen werden, welche die zentralen Soziali-
sierungsakteure mit einer Funktion als Schiedsstelle fiir Implementationskonflikte vor Ort be-
trauen? Und/oder existieren informelle Formen der Problemlgsungskommunikation zwischen
subnationalen Implementationsbehérden und der sozialisierten Verwaltungselite?

Die Giiltigkeit des Teilmechanismus 4 ist wieder relativ selbstevident (p(e|h) = p(h|h) = 1).
Hinweise fiir die Prasenz der beschriebenen Indizien wiirden aus rationalistischer Sicht damit
zu erklédren sein, dass die Exekutive bei einer auf Normkonformitét ausgerichteten Praferenz
die Implementation der neuen Vorschriften auf effiziente Weise finanziell und inhaltlich und
moglichst flichendeckend zu tiberwachen sucht.

Zum Thema der effektiven staatlichen Organisation existiert ferner eine Fiille von For-
schungsliteratur, von Webers soziologischem Standardwerk {iber die Organisationstheorie hin
zur vergleichenden Klassifizierung der Funktionsweise politischer Systeme. Studien zum Out-
put eines politischen Systems und den lokalen Effekten (Impact) staatlicher Politik sind dem

Forschungsfeld der Policy-Analyse zuzuordnen, welches den Hintergrund fiir Implementati-

7Der Prozess des Praferenzwandels innerstaatlicher Akteure wird aus Kapazitatsgriinden nicht niher beleuchtet.
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ons- und Compliance-Studien bildet (Barrett 2004; Treib 2008).%

Entscheidend fiir die vorliegende Untersuchung ist, dass der theoretische Prior wieder mit
dem Wert 1 zu beziffern ist, eine Aktualisierung der Validitdt von h folglich nicht notwendig
ist. Wenngleich im vorliegenden Kontext eine Anwendung des Bayesschen Theorem in die-
sem trivialen Fall zu keiner signifikanten Erhohung der Zuversicht fithren kann, wird dennoch
empirisches Material zu Teilmechanismus 4 erhoben, um ein vollstdndiges Bild des Implemen-

tationsprozesses zu erhalten.

4.6.2 Uberzeugung

4.6.2.1 Teilmechanismus 1: Akte der zielgerichteten Normkommunikation

Kommunikative Sozialisierungs-Akte innerhalb internationaler Institutionen koénnen in
schriftlicher oder personlicher Form iibermittelt werden. Beispielsweise konnen Normsender
Handlungsanleitungen fiir Implementationsakteure publizieren. Der relationale Charakter des
Uberzeugungsmechanismus impliziert jedoch, dass Inferenzen vermutlich eine hohere Validi-
tat haben, wenn der Akt der argumentativen Beeinflussung personlich und unmittelbar erfolgt
(Checkel 2005, 813).

Es wird daher angenommen, dass Erorterungen der Legitimitdt einer umzusetzenden in-
ternationalen Norm am ehesten im Kontext institutionalisierter kommunikativer Interaktion
zwischen Normunternehmer und Normempfanger auftreten.

Ein potentielles institutionalisiertes Forum fiir Uberzeugungsprozesse stellen die Beitritts-
verhandlungen zwischen der politischen Elite eines Bewerberstaates und der EU, vertreten
durch den Kommissar fiir Erweiterung, dar. Fiir die vorliegende Fallstudie sind die Beitritts-
verhandlungen, welche sich in erster Linie auf Ubergangsfristen zur innerstaatlichen Umset-
zung des EU-Acquis konzentrieren, jedoch nicht relevant, da die Umweltvertraglichkeitsprii-
fung nicht direkter Gegenstand der Beitrittsverhandlungen gewesen ist.

Vielmehr sollte der EU-Beitrittsprozess als institutioneller Hintergrund fiir Uberzeugungs-
prozesse verstanden werden. Inhaltlichen Dreh- und Angelpunkt aller europdischer bi-wie
multilateraler Kooperationsprozesse stellten seit ihrer Einfiihrung 1985 die europdische UVP-

Richtlinie und die Herausforderungen ihrer Implementation dar.

80Im Hinblick auf Mittelosteuropa hat sich die Ministerialbiirokratie und ihre Rolle in der Umsetzung von aus der
EU transponierten Rechtsnormen zum Untersuchungsgegenstand einiger Studien entwickelt (Zubek und Goetz 2010,
6). Es konnte gezeigt werden, dass die Performanz der arbeitsteilig und hierarchisch organisierten Zusammenarbeit
zwischen nationaler und subnationaler Ebene sowohl abhéngig ist von biirokratischen Kapazititen wie auch gekenn-
zeichnet ist von mannigfaltigen Herausforderungen, wie etwa der Koordination und der Kontrolle der beteiligten

Akteure (Barrett 2004, 252; Verheijen 2007; Versluis 2007; Zubek und Staronova 2010; Nicolaides 2013).
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Wie beschrieben unter Abschnitt 3.1.1.2 kénnen Normsender in der Gestalt epistemischer
Gemeinschaften, transnationaler Netzwerke und Mentoren auftreten. Unter e ist folglich zu
verstehen, dass Normsender in zumindest einer der drei Auspragungen kommunikative Akte
an die entsprechenden innerstaatlichen Normempfanger gelenkt haben. Im Hinblick auf die
inhaltliche Dimension sollten empirische Spuren von Argumenten auftauchen, welche geltend
machen sollen, dass die européaische Art und Weise Umweltvertraglichkeit zu priifen die einzig
legitime ist.

Datenquelle fiir die Ermittlung der relevanten bi- und multilateralen sowie transnationa-
len Foren, Kooperationsprogramme und Workshops in Bezug auf die Umsetzung der europaii-
schen UVP-Richtlinie ist eine Recherche in der Sekundarliteratur zu Umweltkooperation und
dem Einfluss externer Akteure im mittelosteuropéischen Ostseeraum im Kontext der Umwelt-
vertraglichkeitspriifung. Informationen zum Austausch von Argumenten innerhalb der ermit-
telten Sozialisierungsforen bietet eine qualitative Analyse der verfiigbaren Sitzungsprotokolle
und Publikationen. Weitere Indizien zur kommunikativen Strategie und Vorgehensweise der
jeweiligen Normentrepreneure werden durch die Auswertung halb-strukturierter Interviews
mit beteiligten Akteuren gewonnen. Ressourcen-bedingt wird die Anzahl der zu interviewen-
den Normsender auf zehn Personen beschrankt. Fiir einen reprasentativen Mix werden Per-
sonen aus unterschiedlichen nationalen Kontexten gewihlt. Hierbei wurden Deutschland, Da-
nemark und Finnland kontaktiert, zum einen, da diese drei Staaten im europdischen Vergleich
als umweltpolitische Vorreiter klassifiziert werden kénnen, und daher potentiell tiber qualita-
tiv hochwertige Argumente zur europdischen Umweltvertraglichkeitspriifung verfiigen; zum
anderen, da sich Vertreter der drei Ostseeanrainer in grofem MafSe am Aufbau von umweltre-
levanten verwaltungstechnischen Kapazitiaten in Mittelosteuropa beteiligt haben.

Es stellt sich die Frage, ob die skizzierten Indizien zur Zuversichtsaktualisierung eingesetzt
werden kénnen. Man kénnte vermuten, dass Normentrepreneure nicht der Doméne rationa-
listischer Erkldrungsansitze zugehorig sind, da es sich bei Individuen oder Organisationen,
welche fiir die Angemessenheit einer bestimmten Norm eintreten, per se um norm-, und nicht
interessen-geleitete Akteure handelt (Finnemore und Sikkink 1998, 897f.; Checkel 2012, 1f.).

Im Hinblick auf den EU-Beitrittsprozess greift es jedoch zu kurz, der EU und den trans-
national, innerhalb des europdischen Rahmens agierenden Umwelt-Akteuren ausschlieSlich
normative Handlungsmotive zu unterstellen. Befunde zur Prasenz von zielgerichteten kom-
munikativen Akten stellen keinen Widerspruch zur gangigen Lehrmeinung dar.

Dies lasst sich am Beispiel der grenziiberschreitenden Umweltvertraglichkeitspriifung ver-
deutlichen. Grenznahe Bauprojekte von Branchen mit hohen Luftemissionen werden in der

Regel von jenseits der Grenze durch Biirger, NGOs und staatliche Behérden aufgrund der da-
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mit verbundenen potentiellen Umweltbelastungen kritisch bedugt. Fiir diesen Fall sind, im
Rahmen der UNECE Espoo-Konvention sowie Art. 7 der UVP-Richtlinie, Prozeduren fiir die
grenziiberschreitende Kooperation niedergelegt. Verfiigt ein Staat nicht tiber die erforderlichen
kognitiven Kapazitdten um eine qualitativ zuldngliche Vertraglichkeitspriifung vorzunehmen,
ist dies mit einer Nichteinhaltung der Abkommens- und Richtlinienbestimmungen gleichzu-
setzen. Die von der Nichteinhaltung betroffene internationale Gemeinschaft aus Staaten mit-
samt ihren Biirgern und Assoziationen wird aber zukiinftige, durch Umweltbelastungen her-
vorgerufene, Kosten vermeiden wollen. Eine plausible Moglichkeit besteht darin, die kogniti-
ven Kapazitdten der vertragsbriichigen Akteure zu erhthen. Koooperationen, Schulungen und
Publikationen konnen im Rahmen dieser technischen Hilfsprogramme in der Regel beobachtet
werden. Weitere instrumentelle Motive fiir kommunikative Hilfestellungen durch Normunter-

nehmer sind:

[IInterest in harmonising pollution- control standards throughout Europe as a who-
le, in order to avoid trade distortions and unfair competition [...][;] desire to provide
an opportunity for European industry to export modern pollution-abatement tech-
nologies and environmental management skills [...][; and] [...] also a belief that an
improvement in the living and working environment, and hence in health, would
demonstrate in a tangible way the benefits of reform and thus help legitimise the
transition process in the face of its harsh economic consequences. (Baker und Jeh-

licka 1998, 18)

Das genannte Beispiel hat illustriert, dass empirische Hinweise auf zielgerichtete kommuni-
kative Akte durch Normunternehmer in den internationalen Beziehungen keine {iberraschen-
de Erkenntnis darstellen, daher den unter Abschnitt 4.5 beschriebenen trivialen Fall widerspie-

geln.

4.6.2.2 Teilmechanismus 2: Norm-Reflexion und -Internalisierung

Eine Norminternalisierung des Typs II kann nicht direkt beobachtet werden:

,When certain behaviors are ruled out of the range of acceptable alternatives, owing to
internalized normative constraints, there may be no outward or observable behavioral traces
on which to base empirical analysis” (Cortell und Davis 2000, 71).

Dem Zustand vollstandiger Norminternalisierung, in welchem Normkonformitidt dem na-
tionalen Implementationsakteur alternativlos erscheint, muss jedoch ein friiheres Sozialisie-
rungsstadium vorausgehen, in welchem auf Seiten des Normempfiangers ein kognitiver Misfit
besteht, bedingt etwa durch institutionelle Trégheit oder dominante materielle innerstaatliche

Interessen, der eine tiefgehende Akzeptanz der propagierten Norm blockiert.
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Der Versuch eines Sozialisierungssenders argumentativ auf den Normempfanger einzuwir-
ken, sollte in diesem Fall eine Errterung zur Folge haben.®!

Angenommen wird also, gemaf3 Uberzeugungsansatz, dass ein Akteur, welcher sich zu-
néchst nicht ohne Weiteres in der Lage sieht, die Kernbestimmungen der UVP- Richtlinie um-
zusetzen, die Richtigkeit der Wahrheitsbehauptungen des Normsenders sprachlich bearbeitet.
Zu beobachten sollte sein, dass die Argumentation fiir oder wider die innerstaatliche Umset-
zung der propagierten Norm neutral-erérternd, d.h. nicht interessengebunden, und dariiber
hinaus konsistent erfolgt (Elster 1991; Cortell und Davis 2000, 71f.).

Doch wie kann empirisch nachvollzogen werden, ob die UVP-Norm tatsédchlich infolge ex-
ternen Anpassungsdrucks eine so hohe Legitimitdt erworben hat, dass ein Normempfanger
sich mit der Angemessenheit des neuen UVP-Modells im Lichte eigener Einstellungen kom-
plex und inhaltlich auseinandergesetzt hat und durch seine Argumentationsform einen Bedarf
nach, nach aufSen gerichteter, Rechtfertigung offenbart (Hurd 1999, 391; Cortell und Davis 2000,
69; Schimmelfennig 2001, 63)?

Ist es auf den ersten Blick nicht unmittelbar einleuchtend, ob eine kommunikative Botschaft
erdrternd und nicht interessenorientiert gefasst ist, wird zu Standardisierungszwecken zurtick-
gegriffen auf eine von der Forschung erarbeitete Nominalskala, in welcher interessenorien-
tierte von erdrternden Sprechakte unterschieden werden. Die Vorarbeit hierzu hat Katharina
Holzinger in Anlehnung an Searles Sprechakttheorie geleistet (Searle 1969; Holzinger 2004).%

Holzingers Untersuchung innerstaatlicher Mediationsverfahren bedient sich methodisch
einer Kategorisierung sogenannter performativer Verben, indem sie verhandelnde, d.h. inter-
essenorientierte, von erdrternden Sprechakten abgrenzt (Holzinger 2001, 428, 2004, 219). Das
Schema zur Identifizierung dieser Verben kann fiir die vorliegende Untersuchung gewinnbrin-

gend eingesetzt werden:
Behaupten: (Tatsachen und Werte)

Feststellen: erwidhnen (Tatsachen und Werte)

Vermuten: mutmafien, glauben, meinen

81Dem Duden zufolge steht der Begriff ,Erortern” fiir ,ausfiihrlich und oft ins Einzelne gehend tiber einen noch

nicht geklarten Sachverhalt sprechen”.
820b ein Akteur die Angemessenheit einer Norm verinnerlicht, weil er mit der Normquelle fundamentale Werte teilt

(Gibson und Caldeira 1995; Brown 2013, 112) oder weil die Norm selbst als alternativlos betrachtet wird (Johnston 2005,
1034), ist letztlich fiir die isolierte Frage, ob Uberzeugung als Sozialisierungsmechanismus wirksam sein kann und ist,
irrelevant. Es wird angenommen, dass im Hinblick auf den Outcome (Norminternalisierung) eine Reflexion tiber die

Legitmitit der normaussendenden Quelle gleichzusetzen ist mit einer Kontemplation zur Legitmitidt der Norm an sich.
83Der Begriff Sprechakt steht fiir eine Handlung, welche der Sprecher durch eine bestimmte Aussage vollzieht (Hol-

zinger 2004, 204).
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Fragen: wissen wollen
Mitteilen: berichten
Folgern (logisch): schlieffen

Begriinden: argumentieren, Griinde anfiihren, erkldren, erldutern, belegen (empirisch), bewei-

sen (logisch), nachweisen
Zustimmen: beipflichten
Widersprechen: zuriickweisen, bestreiten, erwidern, entgegnen, in Zweifel ziehen, einwenden
Einrdumen: zugestehen, anerkennen, gelten lassen, zugeben, einsehen (faktiv)
Beharren: (bei einer Meinung) bleiben, (an einer Uberzeugung) festhalten
Zuriicknehmen: zuriickziehen (Argumente, Behauptungen)
Beurteilen: ein Urteil fallen

Ubereinstimmung feststellen (Konsens): Dissens feststellen, Ergebnis feststellen

Die Liste bietet eine Orientierung zur qualitativen Identifizierung des Auftretens inhaltli-
cher Erorterungen gegeniiber interessenorientierten Aussagen. Kénnen im Rahmen einer Text-
analyse ein oder mehrere dieser performativen Verben nachweisbar zugeordnet werden bzw.
konnen Aussagen ermittelt werden, welche sich unter den aufgelisteten performativen Ver-
ben befinden, werden diese kursiv vermerkt und als erérternde Aussagen des entsprechenden
Normempfingers gewertet (Holzinger 2001, 427ff.).5

Die Freilegung der beschriebenen diskursiven Elemente erfolgt auf der Grundlage einer
qualitativen Auswertung von Primirdokumenten und halbstrukturierten Interviews; eine Ein-
ordnung der interpretativen Einschdtzungen erfolgt auf der Basis externer Implementationsbe-
richte und den unabhéngigen Einschédtzungen der relevanten Sekundarliteratur.

Im Fallbeispiel Polen werden als Primérquellen die Ausgaben der Vierteljahresschrift
,Bulletin der Kommission fiir Umweltvertraglichkeitspriifung” untersucht. Es handelt sich
hierbei um ein, vom polnischen Umweltministerium finanziertes, Periodikum, welches zwi-
schen 1990 und 1997 herausgegeben wurde und zum Ziel hatte, das im Entstehen begriffene
polnische System der UVP ,bekannt zu machen und seine Qualitdt zu verbessern” (Kassen-

berg et al. 1990, 1). Es enthalt schriftliche Auseinandersetzungen von zentralen polnischen

84Generell wird fiir Teilmechanismus ms nach Spuren von Erérterung gesucht. Dort wo es angemessen, da erkennt-

nisfordernd erscheint, werden interessenorientierte Aussagen markiert.
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UVP- Akteuren, welche den zu jener Zeit bestehenden Bewusstseinszustand widerspiegeln.®
Um sicherzustellen, dass nur Texte untersucht werden, welche zeitlich der institutionalisier-
ten Kontaktaufnahme zwischen den mittelosteuropédischen Staaten und der EU folgen, werden
leidglich die Texte zur Analyse gew&hlt, welche nach der Unterzeichnung des Europaabkom-
mens zwischen Polen und der europédischen Staatengemeinschaft verfasst wurden (Dezember
1991).

Ergéanzt wird die Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen um halbstrukturierte In-
terviews mit Personen, welche nachweislich kommunikativen Uberzeugungsakten ausgesetzt
waren. Die Auswahl der Interviewpartner ergibt sich dartiber hinaus aus den Antworten auf
die beiden folgenden Fragen: ,[W]hich actors and agencies are the most influential in a parti-
cular issue area? To whom does the leader turn for critical information and advice on a given
type of policy problem?” (Bennett und George 2005, 100).

Die Bulletins bieten in diesem Zusammenhang einen hervorragenden Ausgangspunkt fiir
eine Auswahl relevanter Gesprachspartner fiir Interviews zum polnischen UVP- Reformpro-
zesses wahrend der Vorbeitrittsphase, da die Vierteljahresschrift ein Forum fiir Stellungnah-
men eines breitgefidcherten Spektrums von beitragenden Autoren darstellt (zu den vertretenen
Institutionen zdhlen die Ministerialbtirokratie, Universitdten, Beratungsfirmen und zivilgesell-
schaftliche Akteure).

Die Interviews mit den Sozialisierungsempfangern dienen der Generierung des Daten-Ma-
terials, welches interpretativ ausgewertet wird, um eine Einschdtzung im Hinblick auf die Pra-
senz des zu ermittelnden Indizes abgeben zu kénnen.

Die halboffen gefiihrten Interviews werden anhand von allgemein gehaltenen Leitfragen
strukturiert, welche den Sozialisierungsempfanger zu Ausfithrungen zur Implementation der
UVP-Richtlinie im nationalen Kontext anregen.

Zu Beginn des Gesprachs wird darauf verwiesen, dass das Ziel des Interviews die Ge-
winnung von Erkenntnissen sind, welche im Rahmen einer Dissertation an einer deutschen
Universitit zu einer wissenschaftlichen Bewertung der Qualitidt des polnischen UVP-Systems
verarbeitet werden, dass die Interviewantworten jedoch anonymisiert werden. Es ist davon
auszugehen, dass der Hinweis die Wahrscheinlichkeit von Rechtfertigungsakten erhoht, da
der beschriebene Hintergrund potentiell eine Situation herbeifiihrt, in welcher der Interview-
te sich dazu angehalten sieht, sein Handeln begreiflich zu machen. LiefSe sich in diesem Zu-
sammenhang kein Hinweis auf Rechtfertigungsakte etablieren, kime dies einer empfindlichen

Schwichung der Uberzeugungshypothese gleich. Erorternde Sprechakte miissen jedoch nicht

85Seit der zweiten Ausgabe vom April 1991 wurden im Anhang der polnischsprachigen Bulletins auch Zusammen-
fassungen der einzelnen Artikel auf englischer Sprache veroffentlicht, ein Indiz dafiir, dass das Bulletin auch an die

internationale Gemeinschaft gerichtet war. Diese Texte werden ebenfalls der Sprechakt-Analyse unterzogen.
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notwendigerweise direkt beobachtet werden. Es geniigt auch ein sprachlicher Nachweis, unter
Berticksichtigung der Glaubwiirdigkeit der Informations-Quelle, dartiber, dass die Legitimitat
der in Frage stehenden Norm wéhrend des Beobachtungszeitraums von dieser Person oder
weiteren UVP-Akteuren erortert worden ist.

Im litauischen Fall stellt sich die Datengrundlage etwas anders als im polnischen Beispiel
dar. Zum einen ist die Anzahl von litauischen Umweltinstitutionen und UVP-Spezialisten
deutlich geringer als im polnischen Fall, wodurch sowohl die Anzahl von Publikationen als
auch potentiellen Interviewpartnern eingeschrankt ist. Ebenso ist die Forschung zur litaui-
schen UVP im européischen Vergleich deutlich unterreprasentiert.*

Zu Beginn der 1990er Jahre existierte in Litauen keine Plattform dhnlich der polnischen
Vierteljahresschrift, auf deren Seiten UVP-Experten ihre Thesen hétten publizieren kénnen.
Vermutlich angesichts der Tatsache, dass das Europaabkommen mit Litauen erst 1995 geschlos-
sen wurde, konzentrierten sich die baltischen Aktivitdten zur Einfiihrung des europdischen
UVP-Systems auf die zweite Halfte der 1990er Jahre. Aus dieser Zeit liegen der Autorin dieser
Untersuchung jedoch interne Strategie- und Kommunikations-Dokumente vor, welche Einstel-
lungen zentraler Sozialisierungsempfanger widerspiegeln. Hierbei handelt es sich um Auszii-
ge des Schriftverkehrs zwischen Vertretern des litauischen und des finnischen Umweltminis-
teriums®” sowie um die schriftliche Dokumentation dieser Zusammenarbeit.

Es verbleibt die Frage nach der Teststdarke von e (Erorterung): kann bei Nachweis von e die
Zuversicht in die Validitit der Uberzeugungshypothese aktualisiert werden?

Im vorliegenden Fall ist der Wahrscheinlichkeitswert des Priors p(h) als gering einzuschit-
zen. Aus der Perspektive der vorherrschenden Lehrmeinung werden Akteure in ihrem Han-
deln von einer instrumentellen Logik angeleitet, welche mit einer reflexiven und tiefgehenden
Internalisierung inkompatibel erscheint. Nach diesem Verstiandnis werden Sprechakte zur in-
nerstaatlichen Umsetzung der UVP-Richtlinie in erster Linie geprégt sein von der Frage nach
dem Kosten-Nutzen-Verhéltnis, nicht aber von einer inhaltlichen Auseinandersetzung.®

Gemaf rationalistischer Annahmen sind von einem nutzenmaximierenden Akteur grund-
sédtzlich keine erorternde Sprechakte (e) zu erwarten, vielmehr wiirden Argumente der Sen-

derseite zur Legitimitdt der Normquelle bzw. Norminhalte aus ressourcenschonenden Griin-

86Diese Tatsache konnte auf die, relativ gesehen, geringe Anzahl von Personen mit hinreichenden Litauisch-Kennt-
nissen zuriickzufiihren sein. Weltweit sprechen 3.1 Millionen Personen Litauisch im Vergleich zu 43 Millionen Pol-

nischsprechern nach Wolfram | Alpha Knowledgebase.
87Letzeres unterstiitzte Litauen maBgeblich bei der Harmonisierung der UVP- Vorschriften mit der europaischen

Gesetzgebung.
8Dies ist zu vermuten im Zusammenhang mit Akteuren, welche direktem Einfluss internationaler Institutionen

ausgesetzt sind, wie etwa im Falle der EU-Konditionalitdtsstrategie, als auch bei indirektem Einfluss, wenn etwa in-

nerstaatliche Akteure instrumentell aus fremden Best Practice-Beispielen lernen (Borzel und Risse 2012a).
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den passiv registriert und ignoriert. Insbesondere nicht zu erwarten waren Einstellungsveran-
derungen in unmittelbarer Reaktion auf argumentative Auseinandersetzungen und in Abwe-
senheit von Griinden zur Aktualisierung der bestehenden Kosten-Nutzen-Kalkulation (etwa
aufgrund der Androhung neuer Sanktionen oder im Zusammenhang mit dem Angebot neuer
Anreize). Stimmt folglich die Gegenhypothese zu h (nationaler Sozialisierungsempfanger re-
flektiert und internalisiert den neuen kognitiven Input nicht), so ist die Vorhersage e also sehr
unwahrscheinlich. Keinen Grund zu leugnen hitten Rationalisten hingegen, dass das Auftre-
ten von e gegeben h relativ gewiss wire. Es handelt sich im vorliegenden Kontext demzufolge
aufgrund des geringen Priors und dem sich dem Wert 0 anndhernden Likelihood-Quotienten
um eine Situation, in welcher die Zuversicht in die Validitdt der Hypothese p(e|h) stark aktua-
lisiert werden kann und muss. Hier wird ersichtlich, wie schon im Hinblick auf Teilmechanis-
mus 3 des Mechanismus Sozialer Einfluss, dass ein Nachweis der Prasenz des individuellen In-
ternalisierungsmoments durch den Sozialisierungsempfanger als essentieller Angelpunkt zum

Nachweis der Wirksamkeit des jeweiligen Gesamtmechanismus zu gelten hat.

4.6.2.3 Teilmechanismus 3: Transfer normrelevanter Erkenntnisse an subnationale Norm-

empfianger

Zu priifen ist auch, ob ein Normempfanger sich mit dem Output seiner kognitiven Prozesse
an ihm nachgeordnete innerstaatliche Akteure wendet. Hat der Normempféanger die in Frage
stehende Norm nach der Logik der kommunikativen Rationalitdt internalisiert, so sollte dieser,
gemaB Uberzeugungsansatz, dabei beobachtet werden kénnen, wie er die vorteilhaften Aspek-
te des neuen UVP-Modells gegentiber potentiellen formellen wie informellen innerstaatlichen
Vetospielern hervorhebt. Seine Argumente fiir die Umsetzung der UVP-Richtlinie sollten nach
Moglichkeit dem Input des Sozialisierungssenders entstammen. Kurz: die Konstruktion des
Tests fiir Teilmechanismus 3 des Uberzeugungsansatzes ist als analog zu betrachten zum Test

fir Teilmechanismus 4 des Ansatzes Sozialer Einfluss (vgl. unter Abschnitt 4.6.1.4).

4.7 Operationalisierung von UVP-Compliance

Wie kénnen wir sicherstellen, ob Polen bzw. Litauen die UVP-Richtlinie normkonform recht-
lich umgesetzt und praktisch angewandt haben?

Der Misfit in den durch die sowjetische Okkupation geformten EU-Mitgliedstaaten und
-kandidaten war besonders hoch ausgeprégt. Hier wurde die Folgenabschitzung noch Mit-
te der 1990er Jahre inhaltsorientiert als ein Dokument verstanden, welches im Rahmen eines

nicht-6ffentlichen Verfahrens von isoliert tatigen administrativen Spezialisten zu verfassen war
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(sog. Staatliche Expertise) (Cherp 2001; Cherp und Antypas 2003). Auf der Strecke blieben hier-
bei die im westlichen Kulturkreis erarbeiteten verfahrensorientierten zentralen Konzepte der
heutigen europdischen UVP-Richtlinie, wie die Bestimmung der Notwendigkeit einer Folgen-
abschiatzung auf der Grundlage zuvor prizise definierter Projektkategorien, die systematische
Einbindung der Offentlichkeit in den Prozess der Folgenabschitzung sowie die umfassende
Integration der Nachbarstaaten bei grenziiberschreitenden Umweltauswirkungen.

Compliance wire nicht gegeben, falls eine qualitative Analyse des gegenwiértigen UVP-
Systems in Polen bzw. Litauen offenbarte, dass sich rechtlich wie auch praktisch am urspriing-
lichen Modell und der Vorgehensweise nichts verdandert hat.

Sind hingegen Verdnderungen ermittelbar, manifestiert etwa in neuen Gesetzen bzw. Geset-
zesnovellierungen und verdndertem Akteursverhalten, wird angenommen, dass ein gewisser
Kernbestand von Vorgaben der UVP-Richtlinie umzusetzen ist, damit von innerstaatlichem
Wandel im Sinne der wortlichen Vorgaben der UVP-Richtlinie sowie des Geistes des Rechtsak-
tes gesprochen werden kann. Institutionalisierung und Anwendung mdiissen folglich fiir eine
positive Beantwortung der Frage nach der Prasenz innerstaatlichen Wandels gegeben sein.

Fiir die konkrete Mindestauspragung, so dass von innerstaatlichem Wandel gesprochen
werden kann, bieten zum einen die Vertragsverletzungsverfahren sowie die Evaluationsberich-
te der EK einen Anhaltspunkt, ob gravierende Méngel an der Transposition und Anwendung
der UVP-Richtlinie festzustellen sind.

Da die EK jedoch nicht tiber die Kapazitdten verfiigt, das Compliance-Verhalten aller EU-
Mitgliedstaaten zu iiberwachen, wird dariiber hinaus die von der EK in Auftrag gegebene
Checklist zur Operationalisierung der Messung genutzt, ob ein Mindestniveau an innerstaatli-
chem Wandel présent ist (Markus-Johansson et al. 2008).

Konkret bedeutet dies, dass von Compliance mit der UVP-Richtlinie auszugehen ist, sobald

a) UVP-Berichte durch den Projekttrager an die Behorde vorgesehen sind und auch existie-
ren. In dieser Hinsicht als transponiert hat die UVP-Richtlinie zu gelten, sobald die Erstel-
lung von UVP-Berichten im nationalen Rahmen gesetzlich verpflichtend ist; als faktisch
angewandt gilt die entsprechende Gesetzesbestimmung, sobald konkrete oder geschitzte
Informationen tiber eine plausible Anzahl von jdhrlich verfassten UVP-Berichten erhalt-

lich sind;

b) Prozeduren zur Konsultation mit der betroffenen Offentlichkeit und der Beriicksichti-
gung der Konsultations-Ergebnisse existieren und angewandt werden. Von einer Trans-
position ist auszugehen, sobald der nationale gesetzliche UVP-Rahmen Bestimmungen
enthdlt, in welchen die federfitihrende UVP-Behtrde dazu verpflichtet wird, der Offent-

lichkeit eine Moglichkeit zur Einreichung von Anmerkungen zum jeweiligen Bauvorha-

110



4.7. Operationalisierung von UVP-Compliance

ben einzurdumen sowie die Anmerkungen in angemessener Form in den Entscheidungs-
prozess zu integrieren bzw. zu kommentieren. Als angewandt konnen die Bestimmungen
gelten, sobald fiir Polen bzw. Litauen zumindest ein Fall nachgewiesen werden kann,
in welchen die Offentlichkeit die administrative Entscheidung der zustdndigen UVP-

Behorde beeinflusst hat.

¢) Vorgaben zur Konzeption des finalen Entscheidungsaktes der zustdndigen Behorde exis-
tieren und eingehalten werden sowie die Entscheidung der zustindigen Behorde in al-
le genehmigungsrelevanten Verfahren rechtlich und faktisch integriert wird. Als trans-
poniert gilt dieses Compliance-Element sobald eine nationale gesetzliche Verpflichtung
dazu besteht, dass im Falle der Notwendigkeit der Durchfiihrung einer UVP eine Bau-
genehmigung nicht ohne einen positiven Entscheidungsakt der zustandigen Umweltbe-
horde erfolgen kann. In der praktischen Anwendung sollte eine deutliche Trennung des

UVP- vom Baugenehmigungs-Verfahren ermittelt werden.

Datengrundlage fiir eine Bewertung der auf diese Weise operationalisierten Compliance-
Bilanz stellt die qualitative Auswertung der durchgefiihrten Interviews sowie der ermittelba-
ren schriftlichen Dokumente (Gesetzestexte, Sekundérliteratur) zur Genese der polnischen und

litauischen UVP-Systeme dar.
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Sozialer Einfluss

Indikator

ny Hard Law, Soft Law und richterliche Rechtsprechung zur UVP
Kommunikationsakte von europdischen Assoziierungen, Programmen
und Netzwerken

Ny Beitrittskandidat: Berichte zum innerstaatlichen Reformfortschritt
Mitglied: Verfahren zur Feststellung und Beseitigung regelwidrigen
Verhaltens

ng Fligsames Abstimmungsverhalten
Bedingungslose Teilnahme an europédischen Kooperationsformaten

Ny Innerstaatliche Aufklarungskampagne
Bereitstellung von Losungsmustern durch zentrale
Sozialisierungsempfanger

Uberzeugung Indikator

my Unmittelbare Legitimitdtserorterung durch Normsender

mo Erorternde Elemente im Diskurs des Normempfangers

ms Innerstaatliche Aufkldrungskampagne
Bereitstellung Losungsmuster durch zentrale Sozialisierungempfénger

Compliance Indikator

Transposition UVP-Bericht gesetzlich verpflichtend
Bestimmungen zur Offentlichkeitseinbindung
UVP-Entscheidungsakt verpflichtend vor Baugenehmigung

Applikation Plausible Anzahl von jahrlich verfassten UVP-Berichten

Tabelle 4.2: Zusammenfassende Darstellung der Indikatoren zu den Sozialisierungsteilmechanismen

Modifikation einer UVP-Entscheidung infolge tffentlichen Einflusses
Trennung UVP- von Baugenehmigungsverfahren

und dem Sozialisierungseffekt Compliance
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Empirische Untersuchung:
Umsetzung der UVP-Richtlinie in

Polen und Litauen
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Die im vorhergehenden Kapitel erfolgte Operationalisierung der theoretischen Konzepte (Aus-
gangsbedingung, Mechanismus, Effekt) wird im vorliegenden Kapitel zur Anwendung ge-
bracht. Zunichst erfolgt eine Darstellung des Effektes, d.h. der Performanz von Polen und
Litauen in der rechtlichen und praktischen Umsetzung der UVP-Richtlinie. Hierbei ist der In-
dikator Vertragsverletzungsverfahren gegentiber der eigenen Datenerhebung, wie beschrieben
unter Abschnitt 4.3.4 und Abschnitt 4.7, als der deutlich aussageschwéchere zu bewerten: Ver-
tragsverletzungen reflektieren zumeist lediglich einen Ausschnitt der Implementationsrealitét.
Trotz der Présenz von Vertragsverletzungsverfahren kann ein Mindestmafl von Normkonfor-
mitédt mit den Kernvorschriften der UVP-Richtlinie bestehen, das fiir die Zwecke der vorliegen-
den Untersuchung ausreicht, um das jeweilige Land als Fallbeispiel klassifizieren und nutzen
zu konnen. Folglich wird den Erkenntnissen des qualitativ erhobenen empirischen Materials
ein groBerer Stellenwert eingerdumt.

Nach der Darstellung der Compliance-Performanz von Polen und Litauen wird die Empirie
zu den Gesamt- und Teilmechanismen prasentiert. Wahrend die Ergebnisse fiir die Teilmecha-
nismen 1 und 2 des Mechanismus Sozialer Einfluss fiir Polen und Litauen zusammengefasst
vorgestellt werden, da der europédische Anpassungsdruck als uniform angenommen wird, dif-
ferenziert sich anschliefend die empirische Darstellung nach (Teil-)Mechanismus und Land

aus.

5.1 UVP-Compliance in Polen

Die Transposition der UVP-Richtlinie durch das, dem Abschnitt 5.1.1 zu entnehmende, Gesetz
von 2008 ist fast vollstandig erfolgt. Derzeit anhingig sind jedoch noch zwei Vertragsverlet-
zungsverfahren aufgrund Unvollstindigkeit bzw. mangelhafter Anwendung der rechtlichen
Vorschriften.

Die qualitative Auswertung von Interviews und Textdokumenten zum polnischen UVP-
Implementations-Status hat ergeben, dass die Kernprinzipien der Checkliste der Autoren Mar-

kus-Johansson et al. (2008) transponiert und umgesetzt worden sind:

a) UVP-Berichte durch den Projekttriger an die Behorde sind vorgesehen und existie-
ren. Art. 63, Abs. 4 des Gesetzes vom 3. Oktober 2008 legt fest, dass die federfiihren-
de UVP-Behorde die Notwendigkeit und den Umfang eines UVP-Berichts vorzugeben
hat. De facto werden in Polen nicht zu wenig, sondern zu viele UVP-Berichte produziert

(Interview mit Vertreter der Eko-Konsult; Branche Unternehmensberatung; Fachgebiet Umuwelt-
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priifung 2013; Interview mit Vertreter des Polnischen Instituts fiir Umweltschutz; Fachgebiet
Umweltpriifung 2013).%

b) Prozeduren zur Konsultation mit der betroffenen Offentlichkeit und der Beriicksich-
tigung der Konsultations-Ergebnisse existieren und werden angewandt. Nach Art. 79
des polnischen UVP-Gesetzes hat die zustidndige Behorde dafiir Sorge zu tragen, dass
die Offentlichkeit vor der Umweltentscheidung am Verfahren beteiligt wird, Art. 33 pra-
zisiert die der Offentlichkeit zur Verfiigung zu stellenden Informationen iiber Rechte und
Pflichten. Anmerkungen und Antrége kénnen innerhalb von 21 Tagen (Abs. 1, Punkt 7)
von ,jedem” (Art. 5) schriftlich, miindlich, auch elektronisch tibermittelt werden (Art.
34). Nach Art. 37 ist in der Entscheidungsbegriindung darzulegen, auf welche Weise und
in welchem Umfang die Anmerkungen und Antrége berticksichtigt wurden. Nach Art. 44
sind auch Umweltorganisationen zur Beteiligung berechtigt. Abs. 2 gibt diesen das Recht,
auch ohne Partizipation am Konsultationsverfahren, gegen Umweltentscheidungen Be-
rufung am Verwaltungsgericht einzulegen. Es fehlen bislang eindeutige Vorschriften zur
rechtzeitigen Information der Offentlichkeit gema8 den Vorgaben des Art. 6, Abs. 2 der
UVP-Richtlinie.

Interviews mit polnischen UVP-Experten haben ergeben, dass die Anwendung der be-
schriebenen Rechtsvorschriften unterschiedlich gut ausfallt: es gibt gute Beispiele, in wel-
chen die Offentlichkeit einen konstruktiven Einfluss auf die Umweltentscheidung ausge-
tibt habt, genauso wie schlechte, in welchen die Beteiligung sehr gering war, oder instru-
mentell als Investitionsblockade verwendet wurde (Interview mit Vertreter der Eko-Konsult;
Branche Unternehmensberatung; Fachgebiet Umweltpriifung 2013). Ein positives Beispiel aus

der westpommerschen Regionalen Umweltschutzdirektion Stettin:

89Dies hiange damit zusammen, dass Behordenmitarbeiter die Verantwortung fiir Umweltentscheidungen nicht in-
dividuell zu tragen wiinschen und aus diesem Grund in vielen unnétigen Fallen die Notwendigkeit einer UVP und
eines UVP-Berichts festsetzen (Interview mit Vertreter der Eko-Konsult; Branche Unternehmensberatung; Fachgebiet Umwelt-
priifung 2013; Interview mit Vertreter des Polnischen Instituts fiir Umweltschutz; Fachgebiet Umweltpriifung 2013). Dartiber
hinaus sei die fiir die UVP-Entscheidung zustidndige Behorde in den meisten Féllen auf der Ebene der Gemeinde an-
gesiedelt. Bei einer Zahl von 2479 Stadt- und Land-Gemeinden variiere das Kompetenzniveau zur Begutachtung der
UVP-Berichte betrachtlich:

,Ich habe Zweifel, ob die Gemeinde die richtige Entscheidungsebene darstellt. Es gibt hervorragende Gemeinden,
Apparate, Experten. Aber es gibt auch winzige, erfahrungsfreie Gemeinden, da hier Investoren nur sehr selten in
Erscheinung treten. Ein Gemeindemitarbeiter wird dann gebeten, die UVP-Notwendigkeit festzustellen und den UVP-
Bericht zu bewerten. Er oder sie kennt die Prozedur nicht, das Recht nicht und auch nicht die Theorie und trifft auf
eine grofie Menge komplizierter Informationen, wie die UVP funktioniert. Es ist davon auszugehen, dass eine Berichts-
Bewertung im vorliegenden Fall nicht moglich ist, und der Investor auch zur Kostenreduzierung hier einen besonders
glinstigen, d.h. nicht besonders guten Bericht verfassen wird" (Interview mit Vertreter der Polnisch-Amerikanischen Enerco

GmbH; Branche Erneuerbare Energien 2013).
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Wir selbst verftigen tiber nicht hinreichend Experten und Daten, daher ist die
Beteiligung der Offentlichkeit so wichtig. Bei dem Bauvorhaben Stettiner Um-
gehungsstrafie etwa haben sich NGOs gemeldet mit dem Hinweis, dass es
im Projektantrag an geplanten Ubergéngen fiir Tiere mangelt. Als Bedingung
fiir die Projektgenehmigung wurde daher die Errichtung besagter Ubergan-
ge libernommen, was vom Investor akzeptiert wurde. (Interview mit Vertreter
der Polnischen Regionalen Umuweltschutzdirektion Stettin; Fachgebiet Umuweltprii-

fung 2012)

In der Regionalen Umweltschutzdirektion in der stlichen Wojewodschaft Podlachien ist
man hinsichtlich der rechtlichen Vorgaben zwiegespalten. Hierzu die Leiterin der UVP-

Abteilung:

Es ist gut, dass die UVP-Dokumentation von mehr und mehr Menschen veri-
fiziert wird. Denn nattirlich kénnen die lokalen Bewohner {iber mehr Informa-
tionen verftigen als ein Verwaltungsorgan. Auch NGOs haben Inventarisierun-
gen durchgefiihrt, haben viel Wissen und diese Informationen bereichern und
helfen. Aber jede Medaille hat ihre zwei Seiten: das Ganze ist auch eine Be-
lastung fiir die Verwaltung, denn es kann sich jeder beteiligen. Wirklich jeder!
Und auch wenn eine Anfrage oder Anmerkung unsinnig erscheint, so muss die
Behorde darauf eingehen. So hat sie viel mehr Arbeit, weil jede Anmerkung
beantwortet werden muss. (Interview mit Vertreter der Polnischen Regionalen Um-

weltschutzdirektion Bialystok; Fachgebiet Umweltpriifung 2012)

Von negative Erfahrungen mit der Einbindung der lokalen Bevolkerung berichtet ein In-

vestor:

Die Umweltkeule wird von Menschen verwendet, die aus Missgunst ein Pro-
jekt nicht zulassen wollen. Zum Beispiel erleben wir das im Zusammenhang
mit der Errichtung von Windparks. Wir haben es dann in der Regel mit ei-
nem landwirtschaftlich genutzten Grundstiick zu tun, wo Kabel und Windra-
der platziert werden miissen. Wenn nun des Nachbars Grundstiick nicht be-
troffen ist, und er somit auch keine Kompensation erhilt, dann wird er das
Vorhaben blockieren. Zwar ist formell die Beteiligung der Offentlichkeit gere-
gelt, aber wenn nun das Verwaltungsorgan schlecht vorbereitet ist und nicht
kompetent reagiert, dann scheitert das Projekt aufgrund einer Person. (Inter-
view mit Vertreter der Polnisch-Amerikanischen Enerco GmbH; Branche Erneuerbare

Energien 2013)
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c) Vorgaben zur Konzeption des finalen Entscheidungsaktes der zustindigen Behoérde

existieren und werden eingehalten; auch werden die Entscheidungen der zustindigen

Behorde in alle genehmigungsrelevanten Verfahren rechtlich und faktisch integriert.

Seit Beginn der Einfiihrung des polnischen UVP-Systems wurde das Konzept der Folgen-
abschétzung in die Lokalisierungs- und Baugenehmigungsverfahren integriert (s. Gesetz
vom 07. Juli 1994 tiber Baurecht und Raumplanung). Noch 2001 war der UVP-Prozess
eng gekniipft an das Konzept der Baunehmigung, da von polnischer Seite argumentiert
wurde, dass gemafs UVP-Richtlinie die UVP vor der Genehmigung zu erfolgen hat (Inter-
view mit Vertreter der Polnisch-Amerikanischen Enerco GmbH; Branche Erneuerbare Energien
2013). Erst auf Druck der Kommission wurde die enge Verzahnung nach siebenjahriger
Auseinandersetzung aufgeweicht. Es musste ein sogenannter finaler Entscheidungsakt
eingefiihrt werden, mit welcher die UVP-Prozedur offiziell als beendet erkldrt werden
kann und wodurch der Projekt-Antrag in der Folge im Rahmen des Genehmigungsver-
fahrens bearbeitet werden konnte. Dieser Entscheidungsakt, welcher sowohl fiir potenti-
ell umweltschéddigende als auch immer umweltschddigende Vorhaben durchgefiihrt wer-
den muss, nennt sich Entscheidung tiber die Umweltbedingungen (Abschnitt 3 des UVP-
Gesetzes von 2008). Er prézisiert die Bedingungen unter welchen ein Projekt realisiert
werden kann (Art. 71, Abs. 1). Art. 72 fiihrt auf, vor welchen genehmigungsrelevanten
Verfahren die Umweltentscheidung auszuhéndigen ist. Fiir die Ausstellung des Doku-
mentes ist je nach Projekttyp eine andere Behorde zustidndig, in der Regel die Gemeinde,
in Ausnahmefillen die Regionale Umweltschutzdirektion oder die Regionale Forstdirek-
tion (Art. 75). Nach Art. 77 hat die federfithrende Behorde vor Ausgabe des Entschei-
dungsaktes die Bedingungen der Projektrealisation mit der Regionalen Umweltschutzdi-
rektion und zusitzlich in einigen Fallen mit der Staatlichen Sanitdrinspektion (Art. 78) zu
vereinbaren. Nach Art. 72, Abs. 6 steht der Offentlichkeit der Einblick in Umweltentschei-
dungen offen. Die Autorin der vorliegenden Untersuchung hat von diesem Recht in der

westpommerschen sowie podlachischen Regionaldirektion Gebrauch machen kénnen.

5.1.1 Chronologische Darstellung

o Das Gesetz vom 31. Januar 1980 iiber Umweltschutz und -gestaltung fiihrt erstmals
die Begriffe a) umweltschddigende Investition, b) Investition welche ein Fachgutach-
ten zu den erwarteten Umweltauswirkungen erfordert, und c) Sachverstindigenliste

ein, und erklédrt das Ministerium fiir Verwaltung, territoriale Wirtschaft und Umwelt-
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schutz als zustandig fiir die Lokalisierung von umweltschdadigenden Projekten.

Das Gesetz vom 12. Juli 1984 iiber Raumplanung fiihrt die Begriffe a) Indikationen

zur Lokalisierung und b) besonders umweltschiddigende Investionen ein.

Auf der Grundlage der zwischen Regierung und Opposition wihrend der Verhand-
lungen am Runden Tisch getroffenen Vereinbarungen erfolgt die Anordnung des
Ministers fiir Umweltschutz und natiirliche Ressourcen vom 29. Dezember 1989
zur Berufung der Kommission fiir Umweltvertriglichkeitspriifungen, welche ein

Gremium zur Beratung des Umweltministers in UVP-Fragen etabliert.

Die Anordnung des Ministers fiir Umweltschutz, natiirliche Ressourcen und Forst-
wirtschaft vom 23. April 1990 iiber besonders umweltschidigende Investitionen
und die Bedingungen, welche von Sachverstindigen bei der Vertraglichkeitsprii-
fung von Investitionen und Bauvorhaben auf die Umwelt beachtet werden miis-

sen, fithrt die Verbindlichkeit von UVP in Polen ein.

Unterzeichnung des UNECE-Ubereinkommens vom 25. Februar 1991 iiber die Um-
weltvertriglichkeitspriifung im grenziiberschreitenden Rahmen (ratifiziert am 12.

Juni 1997).

Die Gesetze vom 07. Juli 1994 iiber Baurecht und Raumplanung integrieren das
Konzept der Umweltvertrédglichkeitspriifung in die Lokalisierungs- und Baugeneh-

migungsverfahren.

Die Anordnung des Ministers fiir Umweltschutz, natiirliche Ressourcen und Forst-
wirtschaft vom 13. Mai 1995 iiber die Beschreibung der umweltschiadigenden In-
vestitionstypen und die Umweltvertriglichkeitspriifungen fiihrt eine Liste um-
weltschddigender und potentiell umweltschddigender Investitionen ein und prézi-

siert die inhaltliche Dimension eines UVP-Dokuments.

Das Gesetz vom 29. August 1997 zur Anderung des Gesetzes iiber Umweltschutz
und -gestaltung und einiger anderer Gesetze fiihrt eindeutigere Kriterien zur Aus-
wahl von UVP-Sachverstandigen ein und delegiert die Spezifizierung der UVP an

das Ministerium fiir Umweltschutz, natiirliche Ressourcen und Forstwirtschaft.

Unterzeichnung des UNECE-Ubereinkommen vom 25. Juni 1998 iiber den Zugang
zu Informationen, die Offentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und
den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (ratifiziert am 15. Februar

2002).
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e Das Gesetz vom 27. April 2001 Umweltschutz-Recht kodifiziert in Abschnitt 6 die
bisherigen UVP-Bestimmungen und orientiert sich hierbei an den Vorgaben der 1997

novellierten europdischen UVP-Richtlinie.

e Das Gesetz vom 3. Oktober 2008 iiber die Bereitstellung von Umwelt- und Um-
weltschutzinformationen, die gesellschaftliche Beteiligung am Umweltschutz und
Umweltvertriglichkeitspriifungen ist das derzeit verbindliche polnische UVP-Ge-
setz, welches als Reaktion auf ein, aufgrund unvollstindiger Transposition, von der

EK eingeleitetes Vertragsverletzungsverfahren zu verstehen ist.

¢ Die Anordnung des Ministerrates vom 9. November 2010 iiber potentiell umwelt-
schidigende Vorhaben transponiert die Inhalte der Anhénge I und II der europai-
schen UVP-Richtlinie, indem es die 1995 eingefiihrte Liste umweltschdadigender und

potentiell schddigender Investitionen erweitert.

5.1.2 Fazit zur Compliance-Performanz Polens

Trotzdem die polnische Administration in mehreren Féllen von der EK zur Nachbesserung in
Transposition wie Anwendung der UVP-Richtlinie aufgefordert wurde, ist davon auszugehen,
dass ein Mindestmafs an Rechtsharmonisierung und normkonformer Praxis besteht und somit
von Compliance gesprochen werden kann. Unternehmen sind verpflichtet zur Einreichung
von sogenannten UVP-Berichten, welche von Umweltbehtrden zu priifen sind und welche
zur Dekretierung von Projektauflagen, noch vor der Durchfiithrung der jeweiligen Baugeneh-
migungsprozeduren, berechtigt sind. Die Offentlichkeit ist formell wie praktisch in den UVP-
Prozess eingebunden. Auch wenn die Qualitdt von UVP-Berichten und Konsultationsprozedur

territorial variiert, so konnen die Kernelemente der UVP-Richtlinie als umgesetzt gelten.

5.2 UVP-Compliance in Litauen

Der Status der Transposition der UVP-Richtlinie durch das mehrfach novellierte litauische Ge-
setz vom 18. April 2000 tiber die UVP von vorgeschlagenen wirtschaftlichen Aktivitdten sowie
der Applikation der verfahrensrechtlichen Vorschriften sind angesichts fehlender Vertragsver-
letzungsverfahren aus Sicht der EK als zufriedenstellend anzusehen.

Auch die eigene, qualitativ durchgefiihrte Analyse hat ergeben, dass die Mindestanforde-
rungen, die eine Harmonisierung der nationalen Gesetzgebung mit den europédischen Vorga-

ben involviert, formal wie praktisch erfiillt werden.
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a) UVP-Berichte durch den Projekttriger an die Behorde sind vorgesehen und existieren.

Nach Art. 9 des Gesetzes vom 18. April 2000 tiber die UVP von vorgeschlagenen wirt-
schaftlichen Aktivititen wird der UVP-Bericht durch den Projekttrdger in dem von der
kompetenten Behorde ausgewiesenen Umfang erstellt. Hilfestellung kann durch Kon-
taktaufnahme mit Spezialisten aus den lokalen, fiir wirtschaftliche Entwicklung, Ge-
sundheitsschutz, Feuerschutz, Kulturgiiterschutz zustandigen Behorden erlangt werden.
Nach Art. 9, Abs. 3 sind auch Anmerkungen der Offentlichkeit einzuarbeiten. Ferner liegt
nach Art. 9, Abs. 6 eine endgitiltige Fassung des UVP-Berichts erst dann vor, wenn auch
alle Erganzungsantrage der regionalen und lokalen am UVP-Prozess beteiligten Verwal-
tungs-Akteure beriicksichtigt wurden. Wihrend die Zahl der Screenings von Baupro-
jekten durch Erweiterungen der Anhang 1 und 2-Projektkategorien und aufgrund wirt-
schaftlichen Wachstums seit 2001 deutlich zugenommen hat (2001: 150; 2004: 422; 2008:
1038; 2012: 620) ist die Zahl der eingereichten UVP-Berichte relativ konstant geblieben
(2001: 23; 2004: 33; 2008: 63; 2012: 19) (Kruopiene et al. 2009, 307; Ministerium fiir Umwelt
der Republik Litauen 2013).

In einer auf litauischen Experteninterviews basierenden Studie wurde, dhnlich wie im
polnischen Fallbeispiel, die Qualitdt der UVP-Berichte als von Themengebiet und Report-
Autorschaft abhiangig und wechselhaft bezeichnet (Kruopiene et al. 2009, 308).

b) Prozeduren zur Konsultation mit der betroffenen Offentlichkeit und der Beriicksich-

tigung der Konsultations-Ergebnisse existieren und werden angewandt.

Nach Art. 6, Abs. 5 des Gesetzes vom 18. April 2000 iiber die UVP von vorgeschlage-
nen wirtschaftlichen Aktivititen soll die Offentlichkeit die Moglichkeit zur Einreichung

,substantieller Vorschldge” erhalten.

Die Offentlichkeit wird zur Kommentierung wihrend mehrerer Phasen der Folgenab-
schitzung eingeladen. Wahrend der Screening-Phase, d.h. der behordlichen Priifungs-
prozedur zur Kldrung der Notwendigkeit einer Folgenabschdtzung fiir ein vorgeschla-
genes Bauvorhaben, wird der Offentlichkeit nach Art. 7, Abs. 10 das Recht eingeraumt,
innerhalb von zehn Werktagen nach der Screening-Entscheidung durch die kompetente
Behorde, ,begriindete Vorschldge zur nochmaligen Erwédgung der Screening-Entschei-
dung” vorzulegen. Zu diesen hat die Behorde nach Abs. 9 der ministeriellen Verordnung
vom 10. Juli 2000 iiber die Anweisung zur Information der Offentlichkeit und zur ffent-

lichen Partizipation im Prozess der UVP?’ bei Ablehnung schriftlich Stellung zu nehmen.

“OFine Uberarbeitung der ministeriellen Verordnung wurde am 15. Juli 2005 veréffentlicht. Hierbei wurden einige

Definitionen (,,Gesellschaft”, ,interessierte Gesellschaft”, , begriindete Vorschldge”) sowie Vorgehensweisen prazisiert.
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c)

In der Folge hat der Projekttrager nach Art. 9, Abs. 2 des UVP-Gesetzes vom 18. April
2000 eine offentliche Prasentation des UVP-Berichts zu organisieren und nach Abs. 3 die

Vorschlige der Offentlichkeit zu evaluieren und einzuarbeiten.

Die finale begriindete Verwaltungsentscheidung der Vertraglichkeitspriifung wird der
Offentlichkeit nach Abs. 22 der ministeriellen Verordnung vom 10. Juli 2000 zugénglich
gemacht. Auf Wunsch muss der Zugang nach Abs. 24 auch zu ausfiihrlicheren Infor-
mationen iiber den Prozess der Folgenabschitzung und die Entscheidung gewéhrleistet

werden.

Die friihzeitige und mehrstufige Einbindung der Offentlichkeit wurde als Stérke des li-
tauischen UVP-Systems eingestuft (Kruopiene et al. 2009, 308). Im Laufe der Jahre hat sich
dartiber hinaus das Bewusstsein zu Umweltfragen und demokratischen Mitwirkungs-

rechten innerhalb der litauischen Bevolkerung erhoht, mit ambivalenten Folgen:

On the one hand our process is quite smooth. The public is more and more acti-
ve, awareness and activities are getting stronger. But sometimes the public does
not play a very positive role, because sometimes, if democracy gives out rights
without any duties and obligations, this is not so good (Interview mit Vertreter
des Litauischen Umuweltministeriums; Fachgebiet Vermeidung von Umuweltbelastun-

gen 2013).

Bekannt sind drei Fille, in welchen ein Bauvorhaben durch offentliche Ingerenz ge-
stoppt wurde (Produktionsstatte fiir Terephtalsdure (2003), Schweinezucht (2006), Kies-
werk (2006) (Kruopiene et al. 2009, 307).

Vorgaben zur Konzeption des finalen Entscheidungsaktes der zustindigen Behorde
existieren und werden eingehalten; auch wird die Entscheidung der zustindigen Be-

horde in alle genehmigungsrelevanten Verfahren rechtlich und faktisch integriert.

Nach Art. 10, Abs. 1 des Gesetzes vom 18. April 2000 iiber die UVP von vorgeschlagenen
wirtschaftlichen Aktivitdten hat die zustédndige Behorde (d.h. je nach Zustandigkeitsbe-
reich das Umweltministerium, die Umweltschutz-Behorde oder die regionale Umwelt-
schutzabteilung) innerhalb von 25 Tagen eine begriindete Entscheidung tiber die Um-
weltvertraglichkeit des vorgeschlagenen Projektes vorzulegen. Konfligierende Stellung-
nahmen weiterer beteiligter staatlicher Akteure sind nach Art. 10, Abs. 1 bei der Entschei-
dung einzubeziehen. Zur Gewihrleistung der Richtigkeit der Angaben des Projekttragers
und der Einhaltung potentiell vorgeschriebener Schritte zur Abschwédchung potentieller
Umweltauswirkungen ist nach Art. 9, Abs. 1 ein Monitoring-Plan vorgesehen. Das Doku-

ment iiber die positive Entscheidung von Seiten der zustdndigen Behorde hat eine Giil-
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tigkeit von finf Jahren und muss nach Art. 23, Abs. 6 des Gesetzes vom 19. Médrz 1996

tiber Baurecht zur Erlangung einer Baugenehmigung dem Direktor der Lokalverwaltung

vorgelegt werden.

Regulatorisch ist folglich eine Harmonisierung der litauischen Gesetzgebung mit den eu-

ropdischen Vorgaben erlangt worden, eine Trennung der Umweltvertraglichkeitspriifung

von der Prozedur des Baugenehmigungsverfahrens wurde vollzogen (Kontio und Kuitto

2008, 107). Die Umsetzung der genannten Vorschriften scheint jedoch noch eine Heraus-

forderung fiir viele, insbesondere kleinere Gemeinden darzustellen. Hier fehle es an ein-

deutigen Kompetenzabgrenzungen sowie methodischem Know-How (Kruopiene et al.

2009, 307).

5.2.1 Chronologische Darstellung

Das Gesetz vom 12. Dezember 1995 iiber Raumplanung erwéhnt den Begriff der

Folgenabschitzung im Kontext der Erstellung von Raumplanungsdokumenten.

Das Gesetz iiber Umweltschutz in der Fassung vom 28. Mai 1996 verpflichtet in
Art. 8 die dffentliche Verwaltung zur Information der Offentlichkeit {iber potentiell
umweltschddigende Bauvorhaben und zur Durchfithrung einer UVP auf Ersuchen

der Offentlichkeit.

Das sehr knapp gehaltene Gesetz vom 15. Juni 1996 iiber die Umweltvertréglich-
keitspriifung dient einer ersten Setzung der allgemeinen Grundsitze und Prozedu-
ren der UVP in Litauen in Orientierung an den Vorgaben der européischen UVP-

Richtlinie.

Die Regierungsverordnung vom 11. November 1996 iiber die Anweisung zur In-
formation der Offentlichkeit iiber geplante Aktivititen und zur Implementation
der 6ffentlichen Vorschlige fiihrt die Regularien zur 6ffentlichen Beteiligung an der

UVP ein (Verfahrensstufen, Zeitraum, Rechte zum Widerspruch).

Die Regierungsverordnung vom 17. Midrz 1997 iiber die Liste der vorgeschlagenen
Aktivititen und Projekte welche einer staatlichen Expertise der Umweltvertrag-
lichkeitspriifung unterzogen werden sollten dient der Uberpriifung der Qualitit
des UVP-Prozesses durch eine sogenannte, dem sowjetischen Sprachgebrauch ent-

nommene ,staatliche Expertise” durch das litauische Ministerium fiir Umweltschutz
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in Kooperation mit lizenzierten UVP-Experten. Die Angemessenheitspriifung erfolgt
fiir zumeist staatlich initiierte Projekte, wie Kraftwerke, Flughifen oder Abfalllage-

rung (insgesamt 18 Projektkategorien).

Die Regierungsverordnung vom 12. Mai 1997 iiber die Liste der vorgeschlagenen
Aktivititen und Projekte welche einer vollstindigen Umweltvertraglichkeitsprii-
fung unterzogen werden sollten fiihrt fiir tiber 100 Projektkategorien quantitative
Schwellenwerte zur Bestimmung der Erfordernis einer Umweltvertraglichkeitsprii-

fung ein.

Die Regierungsverordnung vom 23. Januar 1998 iiber die Anweisung zur Lizen-
zierung von UVP-Experten weist auf die zu berticksichtigenden Kriterien bei der

Auswahl von Personen aus, die als UVP-Experten tétig zu wiinschen werden.

Die Ministerielle Verordnung vom 19. Mirz 1998 iiber die Anweisung zum voll-
stindigen UVP-Programm und der Berichtvorbereitung prazisiert, insbesondere im
Anhang, die UVP-Prozedur mit Fokus auf die erforderlichen Elemente des UVP-Be-

richtes.

Unterzeichnung des UNECE-Ubereinkommen vom 25. Juni 1998 iiber den Zugang
zu Informationen, die Offentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und
den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (ratifiziert am 28. Januar

2002).

Das Gesetz vom 18. April 2000 iiber die UVP von vorgeschlagenen wirtschaftlichen
Aktivititen bildet das Ergebnis einer vollstindigen Uberholung des UVP-Gesetzes
von 1996. Es hat die Harmonisierung mit der europdischen UVP-Richtlinie zum Zwe-
cke, u.a. die Einfiihrung der grenziiberschreitenden UVP sowie eine Prézisierung der
Screening-Prozedur. In diesem Kontext zu verstehen ist auch der Beschluss vom 21.
Juni tiber die Aufhebung vorhergehender Beschliisse, mit welcher u.a. die im westeu-
ropédischen Verstandnis redundante Qualitdtsevaluation durch , staatliche Expertise”

eliminiert wird.

5 weitere, EU-rechtsharmonisierende ministerielle Verordnungen spezifizieren die
im Gesetz vom 18. April 2000 grundsitzlich geregelten Préskriptionen zum UVP-

Prozess:

Ministerielle Verordnung vom 30. Juni 2000 iiber die Vorschriften zur Vorberei-

tung des UVP-Programms und -Berichts, ersetzt durch eine Ministerielle Verord-
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nung vom 23. Dezember 2005; Ministerielle Verordnung vom 30. Juni 2000 iiber
die methodologischen Richtlinien zum Screening vorgeschlagener wirtschaftli-
cher Aktivititen, ersetzt durch eine ministerielle Verordnung vom 30. Dezember
2005; Ministerielle Verordnung vom 10. Juli 2000 iiber die Anweisung zur Infor-
mation der Offentlichkeit und zur 6ffentlichen Partizipation im Prozess der UVP,
ersetzt durch eine ministerielle Verordnung vom 15. Juli 2005; Ministerielle Ver-
ordnung vom 17. Juli 2000 iiber die Richtlinien zur Qualititskontrolle der UVP bei
vorgeschlagenen wirtschaftlichen Aktivititen; Ministerielle Verordnung vom 7.
August 2000 iiber die Anweisung zur Untersuchung von UVP-Dokumenten durch
das Umweltministerium und untergeordnete Institutionen, ersetzt durch eine mi-

nisterielle Verordnung vom 23. Juni 2006.

Ratifizierung des UNECE-Ubereinkommens vom 25. Februar 1991 iiber die Um-
weltvertriglichkeitspriifung im grenziiberschreitenden Rahmen am 11. Januar

2001.

Die Novellierung am 21. Juni 2005 des Gesetzes vom 18. April 2000 dient der Pra-
zisierung der am UVP-Prozess teilnehmenden Akteure, wie , Koordinationsbehor-
de”, ,Organisierer der 6konomischen Aktivitdt”, ,UVP-Dokumentationsverfasser”
und , interessierte Gesellschaft.” Die Novellierung vom 30. Juni 2008 ist zu verste-
hen als Reaktion auf ein von der EK eingeleitetes Vertragsverletzungsverfahren, in
welchem der zu eng gefasste Projektbegriff beanstandet wurde und genauere Vor-
schriften zum Screening sowie zur grenziiberschreitenden UVP gefordert wurden.
Weitere kleinere Schritte zur Beseitigung von Rechtsunsicherheit wurden, ohne Ver-
tragsverletzungsverfahrens-Kontext, in den Novellierungen vom 27. April 2010, 6.

September 2011 und 30. Mai 2013 vollzogen.

5.2.2 Fazit zur Compliance-Performanz Litauens

Das litauische UVP-System ist als konform mit den Vorgaben der UVP-Richtlinie zu bewerten.

Vorschriften zu UVP-Berichten, der Offentlichkeitskonsultation und zur deutlichen Trennung

des UVP- vom Baugenehmigungsverfahren wurden, auch zur Zufriedenheit der EK, rechtlich

wie praktisch umgesetzt. Ahnlich wie im polnischen Fallbeispiel ist in der Anwendung der

drei Kernelemente Varianz in der Qualitdt zu konstatieren, eine Tatsache, die jedoch die Ge-

samtbeurteilung zur Prasenz von Compliance in Litauen nicht entscheidend modifiziert.
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5.3 Sozialisierungsprozesse in Polen und Litauen

Die Merkmale der EU als Anbieter eines stabilen Referenzrahmens sowie als Plattform fiir
sozialen Konformitédtsdruck, werden, wie angekiindigt in der Einleitung von Kapitel 5 fiir Li-
tauen und Polen gemeinsam présentiert, da die Acquis-Konditionalitidt formell die gleiche Bin-
dung fiir alle mittelosteuropédischen EU-Bewerber entfaltete und sich alle Beitrittskandidaten
im Zuge des Beitritts zur Erfullung aller sich aus den Vertrdgen ergebenden Verpflichtungen

(Art. 4, Abs. 3 EU-Vertrag) zu bekennen hatten.”!?

5.3.1 Anwendung Sozialer Einfluss: Teilmechanismus 1: Anpassungsdruck

durch stabilen Referenzrahmen

Staaten verfiigen bei der nationalen Anpassung an europdische Richtlinien iiber einen Ermes-
sensspielraum im Hinblick auf die Form und die Mittel der Zielerreichung (Art. 288, AEUV).
Ohne einheitliche Evaluationskriterien geriete folglich fiir die EK eine Bewertung des Imple-
mentationsstatus zur Herausforderung.”

Zum Ausgleich des verstindniserschwerenden allgemeinen Charakters von EU-Richtlini-
en wurde es daher notwendig, auf spezifische Herausforderungen in der Transposition und
Anwendung der Vorgaben einzugehen. So sind im Kontext der UVP-Richtlinie die, bereits seit
den spiten 1980er Jahren bestehenden, verstandnisbedingten Implementationsdefizite Gegen-
stand eines Prozesses, in welchem die EK ihre Evaluationskriterien iiber komplementéres Soft

Law, prézisierende Rechtsprechung und Bewusstseins-bildende zwischenstaatliche Koopera-

91Wie erwdhnt unter Abschnitt 4.6.2.1 wurden landerspezifische Ubergangsfristen im Falle der UVP-Richtlinie nicht

verhandelt.
9“Wenngleich lediglich die Prasenz, nicht aber die Stérke der Teilmechanismen betrachtet wird, sollte zumindest

darauf hingewiesen werden, dass aufgrund geopolitischer Erwadgungen seitens der EK und EU-Mitglieder der soziale
Konformitatsdruck gegeniiber Litauen vermutlich einen stirkeren Charakter angenommen hat. Mangels einheitlicher
Evaluationskriterien und substantieller Nachweise in den EU-Fortschrittsberichten wird die Objektivitat der Entschei-
dung der EK, Litauen den Kandidatenstatus erst 1999, das bedeutet zwei Jahre nach Polen, zu gewahren, von einigen
Autoren angezweifelt (Grabbe 1999, 13; Raik 2004; Maniokas 2005; Kasekamp 2013). Es steht daher zu vermuten, dass
trotz formell identischer Beitrittsbedingungen und Vertragsverpflichtungen politische Kosten-Nutzen-Erwégungen
auf europdischer Seite den Anpassungsdruck auf litauische Sozialisierungsempfanger deutlich erhht haben, indem
der Ausschluss aus der ersten Gruppe von mittelosteuropdischen Beitrittskandidaten 1997 bei litauischen Akteuren
starkes psychologisches Unwohlsein ausgelost haben muss (insbesondere vor dem Hintergrund energiepolitischer

Abhingigkeit von und historischer Furcht vor Russland) (Maniokas 2009, 5).
%Diese integrationshemmende Eigenschaft von EU-Richtlinien erweist sich im Erweiterungskontext als besonders

relevant, da auf der Grundlage der EK-Bewertungen der Compliance-Performanz der Bewerberstaaten Entscheidun-
gen tiber den Beitritt des jeweiligen Staates zu treffen waren und sind. In diesem Zusammenhang kénnen die Eu-
ropaabkommen mit den mittelosteuropéischen Beitrittskandidaten als Versuch verstanden werden, ein einheitliches

Template zur angemessenen Anwendung von EU-Recht (Acquis-Konditionalitit) vorzulegen.
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tion schrittweise entwickelt (Borzel und Risse 2004, 29; Waele 2014, 16f£.). Diese Versuche zum

Aufbau eines stabilen Referenzrahmens werden im Folgenden dargestellt.

5.3.1.1 Komplementires Soft Law

Die EK stellt auf ihrer Online-Prdsenz zum Thema UVP eine Fiille von informativen Doku-
menten zur Verfligung: ,In order to promote the application of EIA [environmental impact
assessment] in the EU the Commission initiates and contributes to studies, reports and gui-
dance documents. These can be of interest to authorities, developers, consultants, researchers,
organisations and to the public” (Europdische Kommission 2015b).

Unter den fiinf Rubriken Reference documents, Commission guidance documents, Com-
mission reports on the application and effectiveness of the EIA Directive, Recent studies and
reports und Other documents werden jeweils rechtliche Grundlagen, Leitfaden, Implementa-
tionsberichte, wissenschaftliche Ausarbeitungen sowie weitere Studien, Trainingspakete, Be-
richte und Grundsatzpapiere publiziert. Diese sind der interessierten Offentlichkeit kostenfrei

und unmittelbar {iber die bereitgestellten Verlinkungen verfiigbar.

5.3.1.2 Prazisierende Rechtsprechung

Gleich das erste Dokument in der ersten der genannten Rubriken (Reference documents) ist die
mehrfach aktualisierte Broschiire der EK mit dem Titel Environmental Impact Assessment of
Projects. Rulings of the Court of Justice (Europdische Kommission 2013b). Ziel des 70-seitigen
Dokumentes ist es ,,to assemble the most important rulings of the European Court of Justice re-
lated to the provisions of the [...] EIA Directive” (ebd., 6). Die Formulierung , most important”
verdeutlicht hierbei das grofse Volumen der UVP-Rechtsprechung, welche entweder infolge ei-
nes Vertragsverletzungsverfahrens nach Art. 258-260 AEUV oder im Kontext eines Vorabent-
scheidungsverfahrens nach Art. 267 AEUV erfolgt ist. Begleitet wird die Zusammenstellung
der wichtigsten Urteile zum einen von generellen Implementations-Grundsétzen, wie sie sich
aus der stindigen EuGH-Rechtsprechung ergeben, zum anderen von einer schrittweisen und
ausfiihrlichen Darlegung der wichtigsten aktuellen Rechtsprechung entlang der einzelnen Ar-

tikel und Anhdnge der UVP-Richtlinie.

5.3.1.3 Bewusstseins-bildende zwischenstaatliche Kooperation

Ebenfalls im europdischen Raum présent sind, auf EU-Impulse zurtickgehende, horizontale
Kooperationsformen. Im vorliegenden Kontext von Bedeutung ist die sogenannte Kommissi-
onsgruppe von nationalen UVP-Experten, deren Mitglieder in halbjadhrigem Abstand zusam-

menkommen und sich tiber die neuesten Entwicklungen im Bereich der UVP sowie {iber Best
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Practice-Beispiele austauschen. Dartiber hinaus erfiillt die Expertengruppe einen Beratungs-
Auftrag: , The role of the Group is to provide advice and expertise to the European Commissi-
on in relation to the coordination and cooperation with Member States, the implementation of
the [EIA Directive] and the preparation of legislative proposals and policy initiatives” (Europai-
sche Kommission 2015a). Ein Abgleich der online veroffentlichten Liste von nationalen UVP-
Experten mit den im Laufe der Feldforschung ermittelten zentralen Implementationsakteuren
in Polen und Litauen offenbart einige Ubereinstimmungen. Demnach erfolgt die Prazisierung
bestehender europdischer Verfahrensvorschriften unter direkter Beteiligung zentraler Soziali-
sierungsempfanger und unter Beriicksichtigung mitgliedstaat-spezifischer Implementationser-
fahrungen und -herausforderungen. Fiir Litauen bzw. Polen sind in der Expertengruppe etwa
u.a. der UVP-Abteilungsleiter bzw. die stellvertretende UVP-Abteilungsleiterin der jeweiligen
Umweltministerien tatig.

Ein weiteres Beispiel zur Einbindung nationaler Implementationsakteure in die Konkre-
tisierung europdischer Verhaltensstandards stellt die Initative der EK dar, die Anwendung
rechtsakt-iibergreifender Aspekte des UVP-Prozesses zu optimieren. Im konkreten Fall han-
delt es sich hierbei um das Projekt der Erarbeitung eines Leitfadens fiir UVPs im Zusammen-
hang mit sogenannten Projekten von gemeinsamem Interesse auf der Grundlage horizontalen

Austauschs:

[The purpose of the Guidance is to] support [Member States] in defining adequate
legislative and non-legislative measures to streamline environmental assessment
procedures, based on [...] the implementation experience and the good practices
identified so far [...], whilst at the same time respecting the requirements of EU

environmental law. (Europédische Kommission 2013a, 9)

Weitere Finanzierungsmafinahmen zur horizontalen Forderung der Umsetzung der UVP-
Richtlinie erfolgen tiber das EU-Netzwerk fiir die Implementation und Durchsetzung des Um-
weltrechts (IMPEL) oder auch tiber EU-externe Institutionen, etwa das Regionale Umweltzen-
trum fiir Mittel- und Osteuropa (REC), welches Seminare zum Aufbau von Verwaltungs-Ka-

pazitdten anbietet.”

5.3.1.4 Fazit

Wie gezeigt werden konnte, sind empirische Spuren der Sozialisierungssender-seitigen Auf-

hellung von Unklarheiten im Zusammenhang mit der Umsetzung der europdischen UVP-

94Fiir ein IMPEL-Forschungsprojekt zur UVP-Implementation in 20 EU-Mitgliedstaaten, siehe online unter http://
ec.europa.eu/environment/eia/pdf/IMPEL-EIA-Report-final.pdf. Fiir ein polnisches REC-Trainingsprojekt zur UVP,
siehe online unter http:/ /www.rec.org/project_reference_EU.php?id=105, aufgerufen am 14.5.2015
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Norm existent, der Anpassungsdruck demnach hinreichend definiert. Es konnte auch ermit-
telt werden, dass zentrale Sozialisierungsempfianger in die EU-geférderten epistemischen Ge-
meinschaften eingebunden worden sind. So kann von einer Kenntnis der europaischen Kon-
kretisierungsmafsnahmen auf Empfangerseite ausgegangen werden. Die Prasenz des Teilme-

chanismus 1 ist folglich als gesichert anzusehen.

5.3.2 Anwendung Sozialer Einfluss: Teilmechanismus 2: Sozialer Konfor-

mitiatsdruck

Die Auspriagung sozialen Konformititsdrucks im institutionellen Kontext der EU ist im Hin-
blick auf Polen und Litauen zu differenzieren in zwei Zeitraume: Beitritts- und Mitgliedsphase.

Fiir Nicht-EU-Mitglieder, welche in den 1990er Jahren einen EU-Beitritt anstrebten, wur-
de der Anpassungsdruck mit den Kopenhagener Kriterien von 1993 definiert, indem die Zu-
trittsgewdhrung zum Kreise der europdischen Mitgliedstaaten unverhandelbar gekniipft wur-
de an die Kriterienerfiillung, zu welchen insbesondere die Ubernahme des sogenannten ge-
meinschaftlichen Besitzstandes (inklusive UVP-Richtlinie) zu zdhlen ist. In dem Erweiterungs-
strategie-Papier der EK mit dem Titel ,, Agenda 2000. For a stronger and wider Union” aus
dem Jahr 1997 prizisierte die EK, inwiefern sie die Acquis-Umsetzung durch die Beitrittskan-
didaten konkret zu iiberpriifen gedachte. Einen besonderen Schwerpunkt legte sie hierbei auf
die Unterzeichnung und Durchsetzung von Partnerschaftsabkommen zwischen Bewerber und
EU, welche jdhrlich einen verbindlichen Acquis-Umsetzungs-Fahrplan mit kurzfristigen bis
langfristigen Reformprioritaten fiir die Beitrittskandidaten festlegten, und an dessen Erfiillung
die Freigabe finanzieller Vorbeitrittshilfe gekniipft wurde (Europaische Kommission 1999). Der
Status der Konformitdt mit den Beitrittsbedingungen wurde zunédchst tiber eine Stellungnah-
me der EK zum Antrag Polens auf Beitritt zur EU bewertet (Europdische Kommission 1997b),
die weitere Priifung zur Einhaltung der Beitrittskriterien nach der offiziellen Verleihung des
Kandidatenstatus erfolgte schliefllich auf der Grundlage regelméafliger Kommissions-Berichte
(Europdische Kommission 1997a, 52).

Sichtbarkeit erlangte der Konformitdtsdruck im Hinblick auf das Acquis-Kriteriums wah-
rend der Vorbeitrittsphase somit in der Form von jahrlichen sogenannten Fortschritts-, spater
Reguldr genannten Berichten, welche die innerstaatlichen Implementationsfortschritte in den
einzelnen Verhandlungskapiteln {iberwachten. Von der EK ausdriicklich festgehalten wurde
im Vorwort jedes tffentlich verfiigbaren Berichts folgender Beschluss des Luxemburger Rats-
gipfels von 1997: , The Commission’s reports will serve as the basis for taking, in the Coun-
cil context, the necessary decisions on the conduct of the accession negotiations” (Europédische

Kommission 2000, 5). Folglich erhielt mit der Einfiihrung der Fortschrittsberichte jeder EU-Mit-
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gliedstaat die Moglichkeit, sich tiber den Konformitétsstatus jedes Beitrittskandidates zu infor-
mieren und das Potential, hiertiber eine Entscheidung tiber das eigene Votum zum Abschluss
der Beitrittsverhandlungen sowie dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrages zu treffen. Letzteres
steht um so mehr zu vermuten, als zahlreiche EU-Mitgliedstaaten seit Mitte der 1990er Jahre
zunehmend Bedenken {iber die Integrationskapazitit der EU dufSerten, und daher auf Mecha-
nismen zur Sicherstellung einer EU-Erweiterung unter ihren Konditionen drangen, als welche
die detaillierten Implementationsberichte der Kommission zu verstehen sind (Grabbe 1999).

Fiir Staaten, welche der EU beigetreten sind, ergeben sich aus den EU-Griindungsvertra-
gen zahlreiche Pflichten. Art. 4, Abs. 3 des EU-Vertrags sieht vor, dass ,alle geeigneten Maf-
nahmen [...] zur Erfillung der Verpflichtungen, die sich aus den Vertrdgen oder den Hand-
lungen der Organe der Union ergeben” durch die EU-Mitgliedstaaten zu ergreifen sind. Wer-
den bestimmte Prinzipien des europdischen Zusammenwirkens, welche in Art. 2 des EU-Ver-
trags festgehalten sind und zu welchen Grundwerte wie Freiheit, Demokratie, Gleichheit und
Rechtsstaatlichkeit gehoren, nicht beachtet, so ist nach Art. 7 des EU-Vertrags eine Aussetzung
bestimmter Rechte des nonkonformen Mitgliedstaats moglich, , einschliefllich der Stimmrechte
des Vertreters der Regierung dieses Mitgliedstaats im Rat”. Uber die Wirksamkeit dieses Sank-
tionierungsinstrumentes ist keine Aussage moglich, da in der Praxis bisher keine Anwendung
von Art. 7 des EU-Vertrags zu verzeichnen ist.

Ganz anders stellt sich die Situation im Kontext des zweiten, der EU zur Verfiigung ste-
henden, Druckmittels zur Einhaltung der Vertragspflichten durch die Mitgliedstaaten dar, des
sogenannten Vertragsverletzungsverfahrens. Bei allen Verstofien gegen geltendes EU-Recht, al-
so bei Nichttransposition, fehlerhafter Transposition, fehlerhafter Anwendung von Richtlinien
und fehlerhafter Anwendung von Verordnungen sowie Vertragsartikeln, sollte ein Verfahren
eingeleitet werden (Amtsblatt der Europdischen Union 2012, Art. 258ff.). Automatisiert erfolgt
die Einleitung lediglich bei Nichttransposition, in allen anderen Fillen wird die EK erst in-
folge sozialen Drucks titig, z.B. wenn ein Mitgliedstaat, eine Zweidrittel-Mehrheit des EU-
Parlamentes oder ein Individuum von ihrem Beschwerderecht Gebrauch macht (Européische
Kommission 2012b).”

Das Vertragsverletzungsverfahren gliedert sich in drei Phasen. Wahrend des vor-gericht-
lichen VerstoSverfahrens versucht die EK bereits in einem moglichst frithen Stadium dem
Adressaten gegentiber mittels intensiver bilateraler Kommunikation psychologischen Druck

auszuiiben, welcher dem nationalen Akteur Anlass geben soll, normkonform einzulenken. Es

952013 etwa erreichten die EK 3505 Beschwerden, von welchen 487 Fille als weiterzuverfolgende Schreiben ein-
gestuft wurden (Européische Kommission 2014a, 7f.) Von Amts wegen leitete die EK 2013 1023 Untersuchungen zu
potentieller Nonkonformitit ein (ebd., 10).
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folgen férmliche Aufforderungen zur Erklérung der Tatbesténde an die Mitgliedstaaten.” Las-
sen diese die Fristen zur Beantwortung verstreichen, tritt das Verfahren in eine zweite, ab nun
offizielle Phase der Druckverstirkung. Hier werden von der EK mit Griinden versehene Stel-
lungnahmen an die Mitgliedstaaten versandt, die darin zur Herstellung von Compliance auf-
gefordert werden.”” Bei Inaktivitdt ruft die EK in einem dritten Schritt den Europédischen Ge-
richtshof an.”® Wird dem Gerichtsurteil durch den Mitgliedstaat nicht Folge geleistet, beginnt
das Vertragsverletzungsverfahren nach Art. 260 AEUV. Hierbei werden die beschriebenen Stu-
fen erneut durchlaufen, im Unterschied zur ersten Prozedur wird bei einer wiederholten Verur-
teilung des nonkonformen Mitgliedstaates ein Pauschalbetrag bzw. ein Zwangsgeld verhdngt

(letzteres ist bis zur Herstellung innerstaatlicher Urteilskonformitit zu zahlen).”

Fazit

Unabhéngig von der Frage, wie wirksam die beschriebenen europédischen Sanktionsmechanis-
men gegen Staaten, welche sich nicht an die europédischen Verhaltensregeln halten, sind, ist zu
konstatieren, dass die Empirie fiir eine Prédsenz von Teilmechanismus 2 gegeben ist. Die Exis-
tenz von Implementationsberichten der EK als Grundlage fiir die Entscheidung tiber Beitritts-
gesuche sowie von Art. 7 des EU-Vertrags und dem Vertragsverletzungsverfahren nach Art.
258ff. AEUV kann neben der Tatsache eines stabilen Referenzrahmens als weitere Dimension

des sozialen Anpassungsdrucks innerhalb der EU gewertet werden.

5.3.3 Anwendung Sozialer Einfluss Polen: Teilmechanismus 3: Erlernen
und Internalisierung von Verhaltensstandards

Wie reagiert ein Sozialisierungsempfanger auf den Konformitétsdruck innerhalb der EU? Weist

er statusmaximierendes Gruppenverhalten auf, indem er die Einschrankungen des nationalen

Handlungsspielraums akzeptiert und gemeinschaftliche Verpflichtungen tiber Partikularinter-

essen stellt?

5.3.3.1 Abstimmungsverhalten

Die Monatliche Aufstellung der Rechtsakte des Europédischen Rates beinhaltet die Ergebnisse

der mitgliedstaatlichen Voten tiber die von der EK dem Européischen Rat vorgelegten Legisla-

9%Dies erfolgte 2013 in 761 Féllen. Anhingig waren zum gleichen Zeitpunkt weitere 1300 Vertragsverletzungsver-

fahren (Europédische Kommission 2014a, 12).
972013 wurden 217 Stellungnahmen von der EK versandt (ebd., 12).
%Von den 52 bearbeiteten Rechtssachen im Jahr 2013 urteilte der Européische Gerichtshof in 31 Fillen im Sinne der

EK.
9Die Verurteilung zur Zahlung von Zwangsgeldern nach Art. 260 AEUV erfolgte 2013 in lediglich 4 Fallen (Euro-

péaische Kommission 2014a, 14).
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Abbildung 5.1: Abstimmungsverhalten der mittelosteuropdischen Beitrittsgruppe 2004-2014: Anteilige
Summe der Gegenstimmen und Enthaltungen im Europédischen Rat pro Land. Quelle:

Monatliche Aufstellung der Rechtsakte des Européischen Rates'”

tivvorschldge. Im Rat zur Abstimmung gelangen in erster Linie Sekundarrechts-Entwiirfe im
Kontext des Ordentlichen Gesetzgebungsverfahren nach Art. 294 AEUV (Beschlussfassung mit
qualifizierter Mehrheit), in welchem das Europdische Parlament zeitgleich mit dem Europaii-
schen Rat tiber den Entwurf berédt (daher auch Kodezisionsverfahren genannt). Ebenfalls auf-
gefiihrt werden die Rats-Abstimmungsergebnisse aus dem Zustimmungs- oder Konsultations-
verfahren nach Art. 289 AEUV, in welchem das Europédische Parlament eine passivere gesetz-
geberische Rolle einnimmt (Beschlussfassung je nach Politikbereich mit qualifizierter Mehrheit
oder einstimmig). Unter Abb. 5.1 finden wir eine Darstellung des Abstimmungsverhaltens der
2004 der EU beigetretenen mittelosteuropdischen Staatengruppe. Die Anzahl der Gegenstim-
men und Enthaltungen pro Land wurde fiir den Zeitraum 2004-2014 summiert und ihr Anteil
an der Gesamtanzahl von Gegenstimmen und Enthaltungen innerhalb der EU-8 nach Jahr auf-
getragen. Zu erkennen ist eine deutliche Varianz im Abstimmungsverhalten nach Mitgliedstaat
und Jahr. Verschwindend gering ist etwa die Anzahl von Gegenstimmen und Enthaltungen im
Falle der Slowakei und Sloweniens. Polen hingegen fiihrt die Riege der Staaten, welche im

Europdischen Rat durch Gegenstimmen und Enthaltungen am héufigsten auffallen, an, dicht

10online unter: http://www.consilium.europa.eu/register/de/content/out/?PUB_DOC=%3E0&RESULTSET=1&
DOC_SUBJECT_PRIM=PUBLIC&i=ACT&ROWSPP=25&ORDERBY=DOC_DATE%20DESC&DOC_LANCD=DE&
typ=SET&NRROWS=500&DOC_TITLE=2015, zuletzt aufgerufen am 11. September 2015.
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gefolgt von der Tschechischen Republik, Ungarn und Estland. Litauen und Lettland sind im
Gesamtvergleich unauffillig, weisen jedoch deutliche Fluktuationen iiber die Zeit auf.

Im EU-weiten Vergleich des summierten Abstimmungsverhaltens geht der Befund zu Polen
etwas unter, da alte Mitgliedstaaten wie Portugal, Grofsbritannien oder Deutschland konstant
eine deutlich hohere Anzahl an Gegenstimmen und Enthaltungen produzieren als die neuen
EU-Mitgliedstaaten. Um dennoch eine Aussage dartiber treffen zu konnen, ob Polen im Eu-
ropaischen Rat vergleichsweise fiigsames Verhalten an den Tag legt, ob e; also prasent ist, ist
es hilfreich zu priifen, in wie viel Féllen Polen hdufiger und in wie viel Fillen seltener als an-
dere EU-Mitglieder gegen einen Vorschlag der Kommission gestimmt hat bzw. sich enthalten
hat. Dies ldsst sich darstellen, indem zunéchst jedem EU-Mitgliedstaat fiir jedes Jahr ein Rang
zugeordnet wird. Ein Problem stellt die Tatsache dar, dass in fast jedem Jahr die Anzahl von
Staaten mit der gleichen Anzahl von Gegenstimmen bzw. Enthaltungen grofs ist und eine Aus-
sage tiber das relative Abstimmungsverhalten bei konventioneller Abbildung erschwert wird.
Eine Losung hierfiir stellt sich folgenderweise dar:

In Abb. 5.2 ist ein Intervall dargestellt. Die untere Grenze gibt an wie viele Staaten (in Pro-
zent'") sich seltener enthalten bzw. dagegen gestimmt haben und die obere Grenze wie viele
Staaten sich nicht seltener enthalten bzw. dagegen gestimmt haben als Polen. Das Intervall
beschreibt also die Platzierung der Staaten, die mit Polen identisches Abstimmungsverhalten
aufweisen.

Die Werte werden fiir Polen in einer Abbildung mit dem Jahresverlauf in der X-Achse auf-
gezeichnet (vgl. Abb. 5.2 und Abb. 5.3). Aussagekraft hat die Abbildung insofern, dass gepriift
werden kann, wie hdufig sich Polen durch sein Abstimmungsverhalten vom Verhalten der Ge-
samtgruppe abgegrenzt hat, wie hédufig also die Zuverldssigkeit als europdischer Partner im
Vergleich zu den anderen EU-Mitgliedstaaten demonstriert wurde.

Das Bild, das sich hierbei fiir das polnische Abstimmungsverhalten im europédischen Ver-
gleich ergibt, ist relativ deutlich. Zwischen den Jahren 2004 und 2014 haben durchschnittlich 64
Prozent der Staaten seltener als Polen gegen Sekundérrechts-Entwiirfe gestimmt. In den Jahren
2008 und 2010 legten gar nur 10 Prozent der EU-Mitglieder hiufiger Vetos ein als Polen. Ledig-
lich in den Jahren 2005 sowie 2012 stimmte mehr als die Hélfte der EU-Mitgliedstaaten ofter
dagegen als Polen. In den Jahren 2005, 2007, 2009 und 2013 bewegte sich Polen im europédischen
Mittelfeld.

Ein dhnliches Bild zeigt sich bei der Auftragung der Werte fiir die Anzahl der Enthaltungen
Polens im europdischen Vergleich. Zwischen 2004 und 2014 enthielt sich in acht Jahren jeweils

mindestens die Hilfte der EU-Mitgliedstaaten seltener als Polen. Durchschnittlich wurden die

10T Aufgrund der Tatsache, dass 2007 und 2013 insgesamt drei weitere Staaten der EU beigetreten sind, miissen die

Werte tiber den Zeitraum 2004-2014 normalisiert werden, d.h. die Darstellung erfolgt in Prozentwerten.
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Abbildung 5.2: Anteil der polnischen Gegenstimmen Polens im EU-Ministerrat 2004-2014
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Abbildung 5.3: Anteil der polnischen Enthaltungen im EU-Ministerrat 20042014
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EU-Mitglieder in 71 Prozent der Félle mit geringeren Enthaltungen registriert als Polen.

Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass statusmaximierendes Verhalten im
Sinne eines fiigsamen Abstimmungsverhaltens im Europédischen Rat fiir Polen nicht ermittelt
werden konnte. Ganz im Gegenteil: In der medialen Berichterstattung tauchte Polen schon
héufiger als vermeintlich unzuverldssiger EU-Mitgliedstaat auf, welcher durch die Androhung
von Vetos den europdischen Integrationsfortschritt bremse und sich immer wieder in isolierte
Positionen mandvriere (Bota 2007; Kowalzig 2012). Aus diesem Grund ist das Indiz Abstim-

mungsverhalten als nicht prasent anzusehen.

5.3.3.2 Kooperationsbeteiligung

Kann fiir Polen eine tiberdurchschnittlich hohe Beteiligung an Kooperationsformaten wie der
Verstarkten Zusammenarbeit konstatiert werden?

Das Format der Verstdarkten Zusammenarbeit wurde erst in zwei Fillen zu einem erfolgrei-
chen Verhandlungsende gefiihrt:

Verordnung Nr. 1259/2010 des Rates vom 20. Dezember 2010 zur Durchfiihrung einer Ver-
starkten Zusammenarbeit im Bereich des auf die Ehescheidung und Trennung ohne Auflosung
des Ehebandes anzuwendenden Rechts sowie

Verordnung Nr. 1257/2012 des Européischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezem-
ber 2012 iiber die Umsetzung der Verstiarkten Zusammenarbeit im Bereich der Schaffung eines
einheitlichen Patentschutzes und Verordnung Nr. 1260/2012 des Rates vom 17. Dezember 2012
tiber die Umsetzung der verstiarkten Zusammenarbeit im Bereich der Schaffung eines einheit-

lichen Patentschutzes im Hinblick auf die anzuwendenden Ubersetzungsregelungen.

Verstirkte Zusammenarbeit im Scheidungsrecht

Nachdem ein scheidungsrechtlicher Legislativvorschlag der EK aufgrund heterogener Préfe-
renzen der Mitgliedstaaten ins Leere gelaufen war, fanden sich 23 Mitgliedstaaten bereit, an
der von 13 Staaten iniitierten verstarkten Zusammenarbeit zu partizipieren (Kroll und Leuffen
2014, 359). Polen, wie auch 11 weitere EU-Mitglieder, hat seine Mitwirkung am européischen
Scheidungsrecht, durch welche Scheidungen internationaler Ehen in Zukunft nicht mehr durch
die Inkompabilitdt verschiedener nationaler Scheidungsrechts-Systeme erschwert werden, ab-
gelehnt. Uber den Grund fiir die Entscheidung zum Nicht-Beitritt kann nur spekuliert werden.
Es ist aber bekannt, dass die Dezision in dem, in der polnischen Kultur und Identitédt veran-
kerten, katholischen Erbe begriindet liegen konnte. Dessen Verteidiger messen dem Schutz der
Familie eine besondere gesellschaftspolitische Rolle bei und stehen einer Liberalisierung des

Scheidungsrechts demnach skeptisch gegentiber. Ahnliche Bedenken zur Aushhlung tradi-
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tioneller Lebensformen duflerte Polen zur Zeit der Verhandlungen zum Vertrag von Lissabon,
insbesondere zur Charta der Grundrechte der EU, welches fiir Polen de jure nicht verbind-
lich ist.!”? Weit entfernt davon seine nationalen Interessen dem europaischen Kontext unterzu-
ordnen, tendierte Polen folglich in der Vergangenheit vielmehr dazu sich die Rolle einer Art
Wichters der abendldndischen Kultur anzueignen, so dass in diesem Kontext von fligsamer

Kooperationsbereitschaft und gruppentauglichem Verhalten keine Rede sein kann.

Verstirkte Zusammenarbeit im Patentrecht

Auch im Falle der patentrechtlichen Verordnung, welche von 25 EU-Mitgliedstaaten unter-
zeichnet wurde und welche die nationalstaatlichen Patent-Prozeduren durch eine einheitli-
che europdische Vorgehensweise ablost, fiel Polen durch gruppenabweichendes Verhalten auf.
Zwar stimmte es der Verordnung im Dezember 2012 zu, doch schon im Januar 2013 nahm
die polnische Regierung eine abwartende Strategie zur Ratifizierung des europdischen Patent-
rechts ein.!”® Hintergrund der abwartenden Haltung scheinen Bedenken hinsichtlich der hei-
mischen Wettbewerbsfdhigkeit sowie potentiell neuauftretender Rechtsstreit-Kosten zu sein
(K.A. 2013).1% Auch hier wird deutlich, dass der polnische Wille zu konsens- bzw. kompro-
missorientiertem europdischem Handeln aufgrund stabiler nationaler Praferenzen zumindest

zeitweise eingeschrankt ist und durch sozialen Einfluss kaum beeinflusst scheint.

Weitere Kooperationsformen aufSerhalb der EU-Institutionen

Das einzige Kooperationsformat auflerhalb des institutionellen Rahmens der EU, an welchem
Polen als Vollmitglied teilnimmt, ist der sogenannte Euro-Plus-Pakt, welcher mittels wirt-
schaftspolitischer Koordinierung darauf abzielt die Wettwerbsfahigkeit in Europa zu starken.
Im Hinblick auf die Frage, ob Aspekte sozialen Einflusses die polnische Entscheidung zur Par-
tizipation bestdrkt haben, ldsst sich uneindeutig antworten. Dies ist damit zu begriinden, dass
die Hauptmotivation der Paktunterzeichnung darin besteht, den Anschluss an die entwickel-
ten EU-Mitgliedstaaten nicht zu verlieren, zu verhindern, dass sich eine Division Europas in
unterschiedliche Geschwindigkeiten festsetzt und damit den polnischen Aspirationen an ei-

ne europdische Fiihrungsposition ein Ende gesetzt wire (Granat 2014, 24f.). Somit scheint die

122Umstritten ist, inwieweit Polens Unterzeichnung eines Zusatzprotokolls als Opt-Out zu verstehen ist, oder de facto

keine bindende Wirkung auf den Européischen Gerichtshof austibt (Craig und Burca 2011, 395).
103Eine shnliche Haltung eignete sich Polen im Hinblick auf die sogenannte EU-Finanztransaktionssteuer an, ein wei-

terer Fall von verstarkter Zusammenarbeit, dessen legislative Vorbereitung jedoch noch nicht zu einem Ende gelangt

ist (Stand Mai 2015) (K.A. 2014).
104 Aus dem gleichen Grund unterzeichnete Polen auch nicht das, die Verordnung ergénzende, zwischenstaatliche

Abkommen tiiber den sogenannten Vereinheitlichten Patentgerichtshof.
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Pakt-Teilnahme weniger einem Bekenntnis zu vertiefter Integration zu entspringen, sondern
sollte in erster Linie als pragmatische Verfolgung individueller Interessen interpretiert werden.

Der Veranschaulichung dieser beschriebenen partikularistischen Argumentationsweise Po-
lens soll die folgende Begriindungsrede des Unterstaatssekretdars Maciej Szpunar des polni-
schen Auflenministeriums vor dem polnischen Sejm dienen, in welcher dieser erklart, warum

Polen dem sogenannten Fiskalpakt beitreten solle:

Oft wird in der 6ffentlichen Debatte das Wort Souverénitat verwendet. Meiner Mei-
nung nach, und gemifs Regierungsmeinung, besteht die Souveranitat Polens auch
darin, vollstandigen Gebrauch von dem Recht zu machen, die institutionelle, ge-
sellschaftliche und wirtschaftliche Zukunft der Union zu gestalten. [...] Polen steht
vor der Wahl zwischen der Aufrechterhaltung des Einflusses auf die Gestalt der
Wirtschafts- und Wahrungsunion (WWU) oder dem Verlust des Einflusses auf die
Staaten, welche die WWU weiterentwickeln und verbessern wollen. Es ist unsere
souverdne Wahl, ob wir daran teilnehmen wollen, oder ob wir meinen, dass ande-
re das fiir uns besser tun. [...] Eine Ratifizierung des Fiskalpakts ermoglicht es Po-
len, an den Sitzungen der Staats- und Regierungschefs der Eurozone teilzunehmen.
Dies war auch eine polnische Forderung in den Verhandlungen, der entsprochen
wurde. Die Ratifizierung des Fiskalpakts wird die polnische Position als aktiv an
den wichtigsten politischen Prozessen in Europa beteiligter Staat, der sich um das
gemeinsame europdische Interesse sorgt, starken. [...] Die Kosten sind zu vernach-
lassigen. [...] Wir miissen immer daran denken, wie sehr die polnische Wirtschaft
von der Eurozone abhingig ist. 50 Prozent des polnischen Handelsvolumens ent-
fallt auf Staaten aus der Eurozone. Wir sollten uns daher um eine WWU bemiihen,
die den polnischen Interessen entspricht. (Kommission fiir Europdische Angelegen-

heiten 2012, eigene Ubersetzung)

Wihrend lediglich an einer einzigen Stelle das europdische Gemeinwohl erwdhnt wird,
steht im Rest der Rede das polnische Interesse im Fokus. Statusmaximierung wird zwar als
Priferenz verfolgt, diese ist jedoch anderen Charakters als im Ansatz Sozialer Einfluss beschrie-
ben. Nicht dem Gruppendruck zu angemessenem Verhalten wird nachgegeben, sondern eine
Machtposition zur Mitbestimmung der Verhaltensstandards angestrebt.

Wie die vier Beispiele des freiwilligen zwischenstaatlichen Kooperationsverhaltens Polens
zeigen, scheint Polen die Normen der europdischen Gemeinschaft also nicht durch sozialen
Einfluss zu internalisieren, worauf bei statusmaximierendem Verhalten im Sinne der Kosten-

tibernahme fiir das Gemeinwohl zu schliefSen wére. Vielmehr strebt Polen als sechstgrofite Na-
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tion innerhalb der EU eine Fiihrungsrolle an, zumindest im regionalen Sinne (Zieba 2011).!%

Nicht gruppenkonformes, pro-europdisches Handeln erscheint dabei als Prédferenz, sondern

instrumentelle Eigennutzen-Maximierung der europdischen Kooperation.

5.3.3.3 Fazit

Wiéhrend die Prasenz von Teilmechanismus 1 und 2 als gegeben betrachtet werden kann,
kommt der Kausalmechanismus Sozialer Einfluss aufgrund der beschriebenen emprischen Be-
funde bei Teilmechanismus 3 zum Erliegen. Unter den gegebenen Annahmen, dass die Indika-
toren Abstimmungsverhalten im Rat sowie Kooperationsbeteiligung offenbaren, ob Polen die
innerhalb der EU herrschenden Verhaltensstandards internalisiert hat, ist, wie beschrieben, da-
von auszugehen, dass kein, durch sozialen Druck ausgeloster, Praferenzwandel vorliegt. Die
Schlussfolgerung muss lauten, dass entweder der Mechanismus Sozialer Einfluss im polni-
schen Fallbeispiel nicht wirkt, die Operationalisierung von Teilmechanismus 3 verfehlt oder
Teilmechanismus 3 falsch konzipiert ist. Bis die Forschung aber neue Indikatoren oder einen
neuen Teilmechanismus entwickelt hat fiir den Prozess der Norminternalisierung, ist anzu-
nehmen, dass Anpassungsdruck und innerstaatlicher Wandel in Polen nicht durch sozialen
Einfluss verkniipft sind. Aus diesem Grund bricht die empirische Analyse fiir den Mechanis-
mus Sozialer Einfluss an dieser Stelle ab, und es erfolgt die Priifung der Prasenz des Kausal-

mechanismus Uberzeugung.

53.4 Anwendung Uberzeugung Polen: Teilmechanismus 1: Akte der ziel-

gerichteten Normkommunikation

Konnen Spuren institutionalisierter kommunikativer Interaktion zwischen européischen Nor-
munternehmern und polnischen Normempfanger ermittelt werden?

Der sogenannte Ostseeraum, dessen Anrainer Polen und Litauen sind, zeichnet sich im
Feld der Umweltpolitik durch ein komplexes Geflecht unterschiedlicher zwischenstaatlicher
und transnationaler Kooperationsformen aus (Scott 2002; Catellani 2003; Hassler 2003; Joas et
al. 2007; Kern und Loffelsend 2008).

Unter Zuhilfenahme der unter Abschnitt 3.1.1.2 eingefiihrten Akteurskategorien Mentoren,
Epistemische Gemeinschaft und Transnationales Netzwerk lassen sich die institutionalisierten

Austauschformen zur UVP in der Ostseeregion entsprechend klassifizieren.

195Besonders hervorgetan hat sich Polen in diesem Kontext mit der Initiative um die sogenannte Ostliche Partner-
schaft, deren Weiterentwicklung auch wéhrend der polnischen Ratsprésidentschaft in der zweiten Halfte 2011 zur

Prioritiat wurde.
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Im Bereich des Mentoring kann unterschieden werden zwischen bilateralen und multilate-
ralen zwischenstaatlichen Kooperationsformen.

Verwaltungspartnerschaften zwischen EU-Mitgliedstaaten und EU-Beitrittskandidaten (so-
genannte Twinningprojekte der EU) kénnen als ,most intrusive exercises of external influence
on domestic institutions” (Sissenich 2007, 28) bezeichnet werden. Auf der Grundlage ihrer Ex-
pertise ausgewéhlte Ministerialbeamte aus den EU-Mitgliedstaaten verbringen als sogenannte
Resident Twinning Advisor mindestens 12 ununterbrochene Monate in den jeweiligen Minis-
terien der EU-Bewerber und unterstiitzen diese bei der Implementation Europédischen Rechts,
bei der Anwendung EU-geforderter Projekte bzw. allgemein bei der Erhohung der administra-
tiven Kapazitdten (Kommission der Europdischen Gemeinschaften 2005, 59). Diese Tatigkeit
kann unterstiitzt werden durch Kurzaufenthalte spezialisierter Fachkrafte aus den EU-Mit-
gliedstaaten. Zwischen 1999 und 2001 etwa wurden 503 Twinningprojekte im Gesamtwert von
471, aus dem PHARE-Programm stammenden, Millionen Euro durchgefiihrt. Hierbei entfie-
len 104 auf Polen, neun davon im Bereich der Umweltpolitik (Court of Auditors 2003, 25f.).
Zwischen dem 1.1.2002 und dem 30.06.2003 residierte ein deutscher Ministerialbeamter im
polnischen Umweltministerium und unterstiitzte die polnische Verwaltung bei der korrekten
Umsetzung der UVP-Richtlinie (Interview mit Deutschem Resident Twinning Advisor; Fachgebiet
Umweltpolitik 2011). So wurden etwa in deutsch-polnischer Kooperation ein Umweltinforma-
tionssystem implementiert, Trainingmodule fiir regionale Mitarbeiter erstellt und das Trainer-
netzwerk ausgebaut, auch wurde anhand konkreter Bauvorhaben gezeigt, wie eine UVP dazu
beitragen kann, Alternativen fiir bereits gewdhlte Standorte zu erarbeiten (ebd.).

Ein weiteres deutsch-polnisches UVP-Kooperationsformat mit denselben Akteuren (Inter-
view mit Vertreter des Deutschen Umweltbundesamts (UBA); Fachgebiet Umweltpriifung und Raum-
bezogene Umuweltplanung 2012) entstand im Zusammenhang mit der Implementation der grenz-
iiberschreitenden UVP geméf Art. 7 der UVP-Richtlinie und der Vorgaben der UNECE-Uber-
einkommens vom 25. Februar 1991 tiber die Umweltvertrdglichkeitspriifung im grenziiber-
schreitenden Rahmen (sogenannte ESPOO-Konvention). Dieses hatte zunéchst seine Grund-
lage in dem ,, Abkommen vom 07. April 1994 zwischen der Regierung der Bundesrepublik
Deutschland und der Regierung der Republik Polen iiber die Zusammenarbeit auf dem Ge-
biet des Umweltschutzes”. Aufgrund unterschiedlicher UVP-Zustdndigkeiten in beiden Staa-
ten (wéahrend fiir die UVP in Deutschland die regionale Ebene zustandig ist, ist es in Polen
das Umweltministerium in Warschau) und weiteren zunichst ungeklarten Inkompabilitidten
im grenziibergreifenden UVP-Prozess (etwa in der Frage der Ubernahme von Ubersetzungs-
kosten oder des zu vereinbarenden Zeitrahmens) verzogerte sich der Abschluss der Verein-

barung iiber die Durchfithrung des ESPOO-Ubereinkommens bis 2006 (Medhurst und Bozeat
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2008, 44; Europédische Kommission 2009, 127f.; Ministerium fiir Landliche Entwicklung Umwelt
und Landwirtschaft des Landes Brandenburg 2013). Die im Kontext der grenziiberschreitenden
UVP-Kooperation seit 1993 regelmifig durchgefiihrten Arbeitstreffen zur Entwicklung eines
Ubereinkommens wurden begleitet durch Schulungen von deutscher Seite, etwa indem der
polnischen Gegenseite auf der Grundlage eigener Erfahrungen die existierenden Leitfdden zur
UVP nach der ESPOO-Konvention anhand konkreter Beispiele erldutert wurden (Interview mit
Vertreter des Deutschen Umweltbundesamts (UBA); Fachgebiet Umuweltpriifung und Raumbezogene
Umweltplanung 2012).

Das polnische Umweltministerium war im Zusammenhang der UVP-Richtlinie auch
Adressat zahlreicher weiterer bilateraler Schulungsprojekte. Die nachfolgende Darstellung er-
hebt keinen Anspruch auf Vollstindigkeit, sondern illustriert wie intensiv und vielfaltig das
Schulungsangebot in den frithen 1990er Jahren im Bereich der UVP ausgesehen hat. Finanziert
durch Mittel des sogenannten Know-How Fond der ,Internationalen Union zur Bewahrung
der Natur und natiirlicher Ressourcen” etwa nahmen polnische Ministerialbeamte bzw. mit
dem Umweltministerium assoziierte UVP-Experten mehrfach an mehrwochigen (in zwei Fal-
len sogar mehrmonatigen) Schulungen der schottischen Universitdt Aberdeen (am , Zentrum
fur Umweltmanagement und -planung CEMP”) in Schottland selbst, aber auch in Polen teil
(Glowacka et al. 1993, 30-33). Hier wurden im Workshop-Format (ca. 5-6 Personen pro Grup-
pe) beispielhafte UVPs erstellt, analysiert und bewertet. Auch wurden Leitfadden zu den gén-
gigen Herausforderungen inklusive Best Practice-Beispielen verteilt. Die Anzahl der in diesem
Zusammenhang geschulten polnischen Personen im Jahr 1992 etwa betrug tiber 160. Weitere
Schulungen durch britische UVP-Experten fanden 1993 und 1994 statt: 1993 fiir 56 Personen aus
dem polnischen Verkehrsministerium und angegliederten innerstaatlichen Institutionen orga-
nisiert zum Thema UVP bei Infrastrukturprojekten, finanziert durch die Europédische Bank fiir
Wiederaufbau und Entwicklung; 1994 (finanziert durch den Know-How Fond) fiir 24 Mitarbei-
ter aus staatlichen Forschungseinrichtungen und private UVP-Berater ein viertdgiges Seminar
zu prozeduralen UVP-Fragen, Best Practice-Beispielen sowie Simulationsiibungen (Projektbe-
ratendes Biiro Eko-Konsult 1994, 31f.). Ein polnisch-italienisches Kooperationsprojekt wurde
durch Mittel des EU-TEMPUS Programms fiir Modernisierungsbildungsprojekte ermdoglicht,
im Rahmen dessen das staatliche Polytechnikum Mailand Mitarbeitern des polnischen Um-
weltminsisteriums Methoden zur UVP-Analyse (etwa mathematische Modelle und computer-
basierte Simulationsprogramme) erlduterte (geschulte Personenzahl 1992/1993: ca. 90 Perso-

nen (Glowacka et al. 1993, 31)).1%

196Polen profitierte auch von der Schulungsbereitschaft nicht-européischer Staaten: Eine Vereinbarung zwischen dem
polnischen Umweltministerium und der amerikanischen Umweltschutzbehorde EPA miindete in einer Multiplikato-

ren-Schulung fiir polnische UVP-Trainer (Bereitstellung von UVP-Material; Schulung zum erfolgreichen innerstaatli-
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In multilateralen UVP-Kreisen sind seit den frithen 1990er Jahren in regelméfsigen Abstdn-
den die immer gleichen staatlichen west- und mittelosteuropdischen Umweltakteure aufein-
andergetroffen und in kommunikativen Austausch zur Legitimitit der westlichen UVP-Norm
getreten, etwa im Rahmen der unter Abschnitt 5.3.1.3 beschriebenen EK-Gruppe von natio-
nalen UVP-Experten (Interview mit Vertreter des Deutschen Umweltbundesamts (UBA); Fachgebiet
Umuweltpriifung und Raumbezogene Umuweltplanung 2012; Interview mit Vertreter des Finnischen
Umuweltinstituts SYKE; Fachgebiet Umuweltpriifung und Umweltgovernance 2012). Prominenteres
und fritheres Kooperations-Beispiel sind die Zusammenkiinfte der 45 Mitglieder der ESPOO-
Ubereinkunft, welche grundsitzlich regelt, wie ein Staat vorgehen muss, wenn seine Vorha-
ben Umweltauswirkungen auf einen Nachbarstaat haben, und welche, wie erwahnt, in Art. 7
der europaischen UVP-Richtlinie verankert ist. Nach Art. 11 der ESPOO-Ubereinkunft dienen
die ca. dreijahrlichen Konferenzen zur Begutachtung und Verbesserung des Implementations-
fortschritts der einzelnen Konferenzparteien (u.a. durch die Festlegung von Implementations-
plédnen, die Organisation von Workshops und die Erarbeitung und Publikation von Leitfdden)
sowie zum Erfahrungsaustausch. Beispielsweise nahm Polen im Februar 2000 an einem dreita-
gigen Workshop in den Niederlanden zum Austausch von Erfahrungen im Bereich der multi-
lateralen UVP-Kooperation teil; im Juni 2000 wurde ein erster Entwurf eines UVP-Leitfadens,
welcher von 21 Staaten (auch Polen) sowie der Europédischen Bank fiir Wiederaufbau und Ent-
wicklung, der EK und einigen internationalen NGOs erarbeitet worden war, diskutiert (United
Nations: Economic and Social Council 2001, 14; 58).

In kleinerem multilateralen Rahmen wurde Polen mit der Umsetzung der UVP-Richtlinie in
der skandinavischen Region vertraut, als polnische Ministerialbeamte und UVP-Experten 1995
an einer baltisch-nordisch-polnischen Kooperation teilnahmen, welche mehrere Workshops
und eine Publikation mit den Projektergebnissen beinhaltete (Kristoffersen und Tesli 1996). Ziel
der Kooperation war der Austausch von UVP-Erfahrungen zwecks Verbesserung des eigenen
Systems. De facto verfiigten in den frithen 1990er Jahren lediglich die nordischen Projektteil-
nehmer tiber konkrete Erfahrungen, so dass der Austausch grofitenteils einseitig verlief (Glo-
wacka et al. 1993, 30; Kristoffersen und Tesli 1996, 2f.). Ein weiteres Ziel bestand im Aufbau
eines grenziibergreifenden Netzwerks von UVP-Experten. Dieses Kooperationsformat kann
daher auch als Komponente einer sich in den frithen 1990er Jahren herausbildenden gesam-
teuropdischen epistemischen UVP-Gemeinschaft verstanden werden, fiir welche die ESPOO-
Ubereinkunft als Griindungsdokument eingestuft werden kann. Der zur regelma8ig aufeinan-

der treffenden europdischen epistemischen UVP-Gemeinschaft gehdrende Personenkreis um-

chen UVP-Wissenstransfer); im Rahmen einer vierwdchigen Schulungsreise lernten zwei Mitglieder des Prasidiums
der polnischen Kommission fiir Umweltvertraglichkeitspriifung japanische UVP-Modelle kennen (Glowacka et al.

1993, 33).
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fasst sowohl staatliche Akteure, welche in ihrer Tétigkeit in zentralen, regionalen und loka-
len Verwaltungseinheiten mit den Anforderungen der Umsetzung der innerstaatlichen sowie
grenziiberschreitenden UVP-Richtlinie konfrontiert sind, Wissenschaftler und Rechtsexperten,
welche ihre Forschungsergebnisse auf entsprechenden Tagungen und in entsprechenden Eva-
luationen und Publikationen, etwa in Lee (1995) oder Petts (0.D.), zur Verfiigung stellen, Sach-
verstandige, welche als UVP-Berichtverfasser tdtig sind sowie Vertreter von kapazitdtsfordern-
den Umwelt-NGOs, wie etwa das REC. Letzteres organisierte nicht nur die bereits erwéhnte
UVP-Schulung von 1400 polnischen Vertretern der zentralen, regionalen und lokalen UVP-
Verwaltungsbehorden;!” es war auch bei der Verfassung des umfangreichsten Handbuchs zur
Implementation europédischen Umweltrechts federfithrend (Markus-Johansson et al. 2008).
Der Autorin nicht bekannt im polnischen Fall hingegen sind kommunikative Aktivitdten
zur Forderung der innerstaatlichen Umsetzung der UVP-Richtlinie durch transnationale Netz-

werke.!08

Fazit

Angesichts der beschriebenen Vielzahl und Vielfalt von Normentrepreneuren aus dem west-
lichen Expertise-Raum kann festgehalten werden, dass polnische Verwaltungsakteure seit Be-
ginn des gesamtgesellschaftlichen Transformationsprozesses immer wieder mit inhaltlichen
Argumenten zur Legitimitdt der westlichen UVP konfrontiert worden sind, die Prasenz von

Teilmechanismus 1 somit als ermittelt gilt.

53.5 Anwendung Uberzeugung Polen: Teilmechanismus 2: Norm-Reflexi-

on und -Internalisierung

Haben die polnischen Sozialisierungsempfanger die empfangenen Botschaften reflektiert und
den neuen kognitiven Input internalisiert?

Die frithen 1990er Jahre waren in Polen eine Zeit des gesellschaftlichen Aufbruchs, in wel-
cher neben sozialistische Hinterlassenschaften neue Umweltprobleme traten, wie etwa der stei-
gende Bedarf nach gut befahrbaren Schnellstrafien und rasch verfiigbaren Konsumgtitern (An-
dersson 1999, 95f.). Neue politische und soziookonomische Modelle aus dem Ausland waren
in diesem Kontext willkommen. Schon frith begann daher im polnischen Umweltbereich die

Auseinandersetzung mit der Angemessenheit des westlichen UVP-Systems, nachzulesen in

197Die 33 Workshops umfassende Schulung fand statt im Zeitraum November 2005 — September 2006, siehe online

unter http://www.rec.org/project_reference_EU.php?id=105, zuletzt aufgerufen am 17. Dezember 2015
198Im Zusammenhang mit der Internationalen Assoziierung fiir Folgenabschitzung (IAIA) ist aufgrund der globa-

len Ausrichtung, mit einer jahrlichen Tagungsteilnehmerzahl von {iber 700 Personen, von keinen auf die polnischen

Spezifika ausgerichteten Kommunikationsmitteilungen auszugehen.
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den beschriebenen griinen Heften des vierteljahrlichen ,Bulletins der Kommission fiir Um-
weltvertrdglichkeitspriifung”. Doch wie sah die Rezeption der westeuropdischen Argumente
fur eine prozedurale Folgenabschatzung aus?

Es finden sich zunéchst zahlreiche neutral gehaltene Deskriptionen der europdischen UVP-
Richtlinie sowie der spezifischen nationalstaatlichen Problemldsungsansétze bei der Einfiih-
rung und Umsetzung der Folgenabschidtzung im west- und nordeuropdischen Raum. In ge-
ringerer Anzahl prasent sind jedoch auch Bewertungen von Inhalt und Implementationsfort-
schritt der UVP-Richtlinie. Interessanterweise finden die Autoren der Bulletin-Texte insbeson-
dere kritische Worte gegentiber der Richtlinie, dem grundlegenden Bezugspunkt vieler Sozia-
lisierungssender (im Folgenden jeweils in eigener Ubersetzung prasentiert).

So zieht etwa Adam Synowiec, Mitarbeiter des dem Umweltminister unterstellten Umwelt-

schutz-Instituts, in Zweifel, dass die Vorschriften der EU-Richtlinie weit genug gehen:

Zwar sieht die Richtlinie die Analyse von Varianten und Ausgleichsmafsnahmen
vor, sie erwdhnt jedoch nicht, dass diese im Hinblick auf ihre Umweltbelastun-
gen verglichen werden sollten, wodurch die 6kologisch giinstigste Variante gewé&hlt
werden miisste. In dieser Hinsicht hinkt man hier dem amerikanischen Urbeispiel

der UVP um 20 Jahre hinterher. (Kassenberg et al. 1991a, 30)

Die Ursache fiir diese, wie auch andere von ihm beschriebene Schwichen der UVP-Richtlinie,
vermutet Synowiec in der Notwendigkeit zu Kompromissen im EU-Gesetzgebungsverfahren
(ebd., 27).

Den Kompromisscharakter erwihnt auch Urszula Rzeszot, ebenfalls Mitarbeiterin des Um-
weltschutz-Instituts und auf der UVP-Website der EK als die UVP-Ansprechpartnerin Polens

aufgefiihrt:

[Dies resultierte darin, dass die UVP-Richtlinie] eine Ansammlung von lediglich ge-
ringen Anforderungen darstellt, abgesichert durch zahlreiche Vorbehalte und Aus-
nahmen. Der Endeffekt der mehrjdhrigen Verhandlungen ist daher die Verlegung
des ,Geistes” guter Folgenabschédtzungspraxis [...] hin zum ,Buchstaben” des Ge-
setzes, welcher zu verstehen ist ,eher als Ergebnis des Widerstands von Investoren
und Vertretern der mitgliedstaatlichen Verwaltungen, als als Synthese der besten

Umweltschutzinstrumente” (Brouwer 1986). (Kassenberg et al. 1992, 1)

Zu weiteren Schwéchen zdhlt Synowiec

die ungenaue Formulierung zu genehmigender Anwendungsausnahmen [...][;] den
sehr kurzen Anhang I [...][;] die Erwédhnung des Handels- und Industriegeheimnis-

ses bei der Darstellung der Informationsbereitstellung [...][;] den Verzicht auf die
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Erwédgung der ,Nullalternative” [...][;] das Fehlen von quantativen Kriterien fiir
die Investitionskategorisierung [sowie] die Ubertragung der UVP-Berichtspflicht
an den Investor (Kassenberg et al. 1991a, 30).

Im gleich darauf folgenden Artikel wird von Aleksander Laski (Hauptspezialist im staat-
lichen Zentralbiiro fiir Studien und Projekte der Wasserwirtschaft (Hydroprojekt)) berichtet,
dass die Umsetzung der UVP-Richtlinie in Westeuropa zum damaligen Zeitpunkt (April 1991)
trotz des Kompromisscharakters weitgehend nicht erfolgt ist und die bisherigen Implementa-
tionsunterschiede auf ein hochst uneinheitliches, unvollkommenes europdisches UVP-System
schliefien lassen (ebd., 30f.).

Auch Janusz Kindler, stellvertretender Vorsitzender der polnischen Kommission fiir UVP,

erwiihnt, dass die UVP-Richtlinie nicht als Allheilmittel verstanden werden sollte:

Wie man all dies[e Aufgaben] auf effizienteste Weise erfiillt, ist weit entfernt davon,
offensichtlich zu sein. Die formelle Verpflichtung zur Erstellung von UVPs ist kein
Panaceum fiir alle Probleme, sondern dessen Rolle muss immer im Zusammenhang
mit anderen Umweltschutzinstrumenten gepriift werden. [...] Alle Lander erkldren
iibereinstimmend, dass unabhingig von den Problemen, die mit der UVP selbst
verbunden sind, die grundlegende Herausforderung darin besteht, diese Priifun-
gen immer wirksam in Entscheidungsprozesse zu Fragen der Umwelt einzubinden,
gleichzeitig aber auch ckonomische, gesellschaftliche und institutionelle Aspekte

der analysierten Projekte zu berticksichtigen. (ebd., 26)

Den gleichen Gedanken dufert auch Rzeszot, welche das polnische UVP-System bereits
1992 fiir zumindest formell in Ubereinstimmung mit der UVP-Richtlinie befindet (Kassenberg
et al. 1992, 4). Sie urteilt: , diese Feststellung ist nicht identisch mit einer allgemein positiven
Bewertung des polnischen UVP-Systems [...] weil die UVP-Richtlinie ein ,Minimalprogramm”
darstellt, dessen Erfiillung die Grundlage alles Weiteren, aber nicht die Garantie eines richtigen
UVP-Systems darstellt” (ebd., 4).

Was in den Bulletins und Interviews immer wieder zum Vorschein kommt, ist die Tatsache,
dass Polen sich bereits in den frithen 1990er Jahren in erster Linie nicht als passiver Werte-
Empfinger, sondern aktiver Mitgestalter in der Erarbeitung eines erfolgreichen UVP-Systems
verstanden hat, welcher externen Input kritisch reflektiert.

Kindlers Analyse der UVP im Lichte internationaler Erfahrungen etwa wird beschlossen
mit der Feststellung und Folgerung: ,,Gut, dass Polen in der sich standig vergrofSernden Gruppe
der Lander dabei ist, welche an diesen Problemen arbeitet” (Kassenberg et al. 1991a, 26).

Im Interview gab sich der langjahrige Herausgeber der Bulletins selbstbewusst: ,, Wir haben

ein eigenes, an die polnischen Tatsachen angepasstes UVP-System erarbeitet” (Interview mit
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Vertreter der Eko-Konsult; Branche Unternehmensberatung; Fachgebiet Umuweltpriifung 2013).

Einige Male wird in den Bulletins der Vorsprung Polens gegentiber anderen (in der Regel
mittelosteuropéischen) Staaten in der Implementation der neuesten Erkenntnisse im Hinblick
auf ein effektives UVP-System erwihnt:

Andrzej Deja (Stellvertretender Direktor der Abteilung Bildung und Programmierung im
polnischen Umweltministerium) und Boguslawa Kram (Sekretdrin der polnischen UVP-Kom-
mission) zur Unterzeichnung der ESPOO-Ubereinkunft: , For many years Poland has tried to
implement the system of E[IA] [...]. The agreements with neighbouring countries [...] had exis-
ted before signing [the] Convention on E[IA] in the transboundary context” (Kassenberg et al.
1991b, 26);

Andrzej Kassenberg, Vorsitzender der UVP-Kommission: , Polen ist von den postkommu-
nistischen Staaten bei der Einfithrung des UVP-Systems am fortgeschrittensten” (Kassenberg
etal. 1991a, 1);

und zum, unter Abschnitt 5.3.4 beschriebenen, nordisch-baltisch-polnischen Kooperations-

projekt:

Die Erfahrungen der [baltischen] Teilnehmer unterschieden sich deutlich von der
Situation der nordischen Staaten. Im Allgemeinen sind jene Staaten erst bei der Ein-
fiihrung des UVP-Systems, und daher ohne nennenswerte Praxiserfahrung. Ohne
Beteiligung der Offentlichkeit, ja sogar ohne Versténdnis dafiir, dass es eine Beteili-
gung braucht. Vor diesem Hintergrund unterscheidet sich unser Land positiv, denn
wir haben seit einiger Zeit ein vollstindiges, wenn auch noch nicht perfektes UVP-
System. Auf grofies Interesse stiefs die UVP-Kommission; nicht nur bei Vertretern

der baltischen Staaten, aber auch der nordischen. (Glowacka et al. 1993, 30)

Waihrend sich das polnische politische und sozio6konomische System zu Beginn der 1990er
Jahre offen-informiert fiir Innovationen und Verdnderungen zeigte, begann sich das Fenster
der scheinbar unbegrenzten Reformmoglichkeiten seit Mitte der 1990er Jahre zu schliefSen. Die
grundlegende Richtung der Umweltpolitik hin zu Nachhaltigkeit und Pravention war durch
die Vorarbeiten aufSergewohnlich engagierter und kompetenter anti-kommunistischer Akteu-
re aus dem Kreise des damaligen Umweltministeriums vorgegeben (Andersson 1999, 124).
Doch in der Zwischenzeit, und vermutlich zeitgleich mit der 1993 neu gewonnenen Parla-
ments-Mehrheit des postkommunistischen Wahlbiindnisses ,Bund der demokratischen Lin-
ken”, etablierten sich neue Umweltakteurskoalitionen, und das Verstiandnis fiir die Gleichran-
gigkeit dkonomischer wie 6kologischer Entwicklungsziele begann zu schrumpfen, insbeson-
dere, da die dréangendsten Umweltprobleme aus den 1980er Jahren als weitgehend bewdltigt

galten (Andersson 1999, 116f.; Interview mit Vertreter der Polnisch-Amerikanischen Enerco GmbH;
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Branche Erneuerbare Energien 2013). Diese Verlagerung des Mainstreams hin zu einer Betonung
von Wachstum und Entwicklung gegentiber Umweltschutz pragt bis heute die umweltpoliti-
sche Kultur des Landes, in welcher Umweltschiitzer bisweilen als sogenannte Oko-Terroristen
bezeichnet werden (Interview mit Professor an der Technischen Universitit Warschau; Fachgebiet
Umuweltpriifung 2012; Interview mit Vertreter des Polnischen Instituts fiir Okologische Entwicklung;
Fachgebiet Umweltpriifung, Erneuerbare Energien 2012):

Die UVP hat die Polen aufgehort zu interessieren. Damals, zu Beginn, war Um-
weltschutz noch eine der politischen Toppriorititen. Heute gibt es ein vollig an-
deres Wertesystem. Der Arbeitsplatz ist das wichtigste, nicht die Umwelt, denn
die Menschen haben keine Angst mehr vor Umweltdegradation, weil sie sehen, es
lauft. [...]. Ich bin ein starker Befiirworter, dass die lokale Bevolkerung in Entschei-
dungsprozesse eingebunden wird. Mitterweile bin ich als Investor im Bereich Er-
neuerbarer Energien titig. Meine Windparks rufen viele Kontroversen hervor, den
Menschen wird von Freaks, Reaktiondren und Holzkdpfen Angst eingejagt. Wir
brauchen mehr Gesprache, das ist das Problem. (Interview mit Vertreter der Polnisch-

Amerikanischen Enerco GmbH; Branche Erneuerbare Energien 2013)

Der im vorliegenden Zitat beschriebene Wertewandel, in welcher die Tatigkeit von Um-
weltschiitzern negativ konnotiert ist, macht sich auch bemerkbar in Aussagen weiterer zentra-

ler polnischer UVP-Akteure:

Als Minister wollte ich nicht, dass ein Okologe sagen kann: Hier ist es so schon
griin, hier darfst Du nicht bauen. Wenn man ihn fragt: wo denn dann, sagt er: Das
ist mir egal! Diese negative Herangehensweise wollte ich &ndern und dafiir braucht
man eine starke Wirtschaft. Das bedeutet aber nicht, dass die Wirtschaft alles darf,
hierfiir gibt es europdische und nationale Gesetze. Doch, wenn wir uns dazu ent-
scheiden, an einer bestimmten Stelle Erde zuzubetonieren, weil das dort den Men-
schen nutzt, dann mochte ich nicht dariiber diskutieren, ob dieses Vorhaben iiber-
haupt durchgefiihrt werden soll. Falls eine bestimmte Bahnstrecke nétig ist, dann
ist sie dies. Wo genau soll sie hin? Das kann man dann diskutieren, und im Rah-
men der Konsultationen stehen die Biirger im Zentrum. (Interview mit Professor an

der Technischen Universitit Warschau; Fachgebiet Umuweltpriifung 2012)

Dass die UVP-Systeme anderer Staaten Polen als Vorbild dienen konten, gilt fiir die Befrag-

ten als von vornherein ausgeschlossen:

Beim Aufbau des UVP-Systems konnen andere Lander nicht helfen. Deutschland

etwa hat doch ein ganz anderes politisches System. Wieder was anderes sind die
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Skandinavier, sie leben im Paradies. Sie haben sich ihre schéne Umweltwelt gebaut,
aber das hat nichts mit uns hier zu tun (Interview mit Professor an der Technischen

Universitit Warschau; Fachgebiet Umuweltpriifung 2012);

Wenn es um die rechtliche Ordnung geht, miissen wir nichts lernen. Da konnen wir
sogar anderen helfen, das funktioniert bei uns sehr gut. Auch infolge dessen, dass
wir so grof8e Diskussionen hatten. Wenn es etwas zu verbessern gibt, dann nicht
durch Auslandshilfe, sondern durch interne Diskussionen. Das Problem sind nicht
mangelnde Auslandskontakte, sondern das geringe gesellschaftliche Bewusstsein
und die Diskussionskultur. Das hat nichts mit dem Ausland zu tun, was sollten die
auch tun. Da wiirde ein Amerikaner, ein Deutscher herkommen und uns sagen, was
wir machen sollen? Thn wiirde doch niemand verstehen. Das miissen wir uns alles
selbst erarbeiten. (Interview mit Vertreter der Polnisch-Amerikanischen Enerco GmbH;

Branche Erneuerbare Energien 2013)

Wihrend folglich zu Beginn des Transformationsprozesses der Schwerpunkt auf der Ent-
wicklung eines effektiven UVP-Systems unter optimaler Ausnutzung internationaler Erfah-
rungen im Fokus stand, verloren die Botschaften der Sozialisierungssender im Laufe der Zeit
an Bedeutung und auch die extensiven Schulungen der frithen 1990er Jahre gehoren spates-
tens seit Ende der 1990er Jahre der Vergangenheit an (Interview mit Pensioniertem Vertreter des
Polnischen Umweltministeriums,; Fachgebiet Umweltpriifung 2013).

Als Ende der 1990er Jahre schliefilich der EU-Beitritt in greifbare Nahe riickte, verdichtete
sich der Kontakt zur EK, welche in ihren regelméfiig Fortschrittsberichten, aber auch durch per-
sonliche Kontaktaufnahme auf Missstiande in Transposition und Applikation der UVP-Richtli-
nie hinwies (Interview mit Vertreter der Polnisch-Amerikanischen Enerco GmbH; Branche Erneuerba-
re Energien 2013). In diesen Gesprachen kam wieder die selbstbewusste Einstellung polnischer

Umweltakteure zum Vorschein, wie es etwa folgenden Interview-Aussagen zu entnehmen ist:

Wir wollten unsere rechtlichen Konzeptionen und Organstrukturen beibehalten. Es
gab viel Streit, denn die EK sagte: Der Geist der Richtlinie ist das Wichtigste. Und
als sie unsere Losungen bewertete, hief3 es plotzlich: Kopiert das Gesetz, wir verste-
hen Euch nicht. Wir hatten z.B. nicht vor das bestehende Genehmigungssystem zu
verandern, da es einer rechtlichen Revolution gleichgekommen wiére, und niemand
konnte erkldren, welchem Zweck dies gedient haben wiirde. Aber wir hatten keine

Wahl, und mussten es einfiihren (ebd.).

Das deutsch-polnische Twinningprojekt von 2002 /03, welches kurz vor dem EU-Beitritt da-

zu dienen sollte, die Qualitdt des polnischen UVP-Systems zu ermitteln und zu verbessern, en-
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dete gar in einem Fiasko: die Unterstiitzungsleistung durch den deutschen Verwaltungspartner
wurde gleichsam abgelehnt. Im Interview berichtete der Resident Twinning Advisor von einer
Reihe unkooperativer Mafinahmen durch Ministerialbeamte: es habe nur formliche Kommu-
nikationswege gegeben, Termine seien verweigert und deutsch- sowie EU-skeptische Einstel-
lungen geduflert worden, ebenso sei ihm der Kontakt zu lokalen NGOs verweigert, Dienstrei-
sen nicht genehmigt worden. Hierbei scheint die Perzeption einer Souveranitatseinbufle durch
ausldndische Intervention als grundlegendes Motiv der unkooperativen polnischen Haltung
ausschlaggebend gewesen zu sein (Interview mit Deutschem Resident Twinning Advisor; Fachge-
biet Umweltpolitik 2011).%

Vor dem dargelegten Hintergrund ist die hohe Anzahl (6) der gegen Polen in der Sache
UVP-Richtlinie eingeleiteten Vertragsverletzungsverfahren keine allzu grofe Uberraschung. In
einem dieser Verfahren fehlte es tiber vier Jahre lang an polnischer Kooperationsbereitschaft,
bis die konstatierten Méngel an der Transposition (zu geringe Anzahl potentiell zu priifen-
der Projekte sowie inaddquate Umsetzung der ESPOO-Ubereinkunftsvorgaben) schlussendlich
doch noch zur Zufriedenheit der EK beseitigt werden konnten.

Grofles Aufsehen erregte das Ersuchen der EK im Jahr 2007 um eine einstweilige Anord-
nung des Europdischen Gerichtshofs gegen Polen, um den Bau eines Teilabschnitts der soge-
nannten Via Baltica-Schnellstrafie im Rospudatal zu stoppen. Umweltorganisationen und Wis-
senschaftler hatten vor der Zerstorung einer Naturlandschaft mit geschiitzten Pflanzen und
Brutstitten gewarnt, und die Unvollstindigkeit der durchgefiihrten UVP angemahnt. Das Er-
suchen der Anordnung wurde aufgrund der Unnachgiebigkeit der polnischen Generaldirekti-
on fiir LandesstrafSen und Autobahnen fiir notwendig erachtet, um potentiell irreparable Um-
weltschdden zu verhindern (Européische Kommission 2007). Infolge der grofien dffentlichen
Empérung innerhalb der EU erfolgte nach dem Regierungswechsel im Oktober 2007 die Zu-
sage Polens, eine Alternativstrecke priifen zu wollen. Diese neue Umleitung, welche im No-
vember 2014 erdffnet wurde, verlduft nunmehr nicht durch Habitate des europdischen NATU-
RA2000-Programmes.

Der politische Wille zur vollstindigen und korrekten Umsetzung der UVP-Richtlinie
scheint jedoch noch immer nicht hergestellt, denn derzeit wird in zwei Vertragsverletzungs-
verfahren gegen Polen ermittelt: Am 26. Januar 2012 hat die EK eine mit Begriindung verse-
hene Stellungnahme an Polen verschickt, da Tatigkeiten an einem Tagebau einen in der Na-
he liegenden Habitat-Bereich bedrohen, und hierzu eine ungeniigende und fehlerhafte Um-
weltpriifung durchgefiihrt wurde (Europdische Kommission 2012a). Im Mérz 2012 wurde ein

Mahnschreiben versendet, in welchem die weiterhin unvollstindige Transposition gertigt wur-

109vjelleicht erklirt diese Tatsache auch, warum die wiederholten Interviewanfragen der Autorin an die UVP-Abtei-

lung im polnischen Umweltministerium unbeantwortet blieben.
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de (Nicht-Beriicksichtigung der Projektkategorie Instandhaltungsarbeiten) (Europdische Kom-
mission 2014b, 38).

Fazit

Nach dem Fall des Eisernen Vorhangs wurde der Ostseeraum Zeuge eines gewaltigen Trans-
fers von Wissen, Technologie und Investitionen von West- und Nord- nach Mittelosteuropa.
Die prozedural-orientierte Variante der UVP gewann insbesondere iiber die seit 1985 bestehen-
de europdische UVP-Richtlinie an Bekanntheit in den progressiven umweltpolitischen Kreisen
Polens. Anfang der 1990er Jahre erfolgte in den Bulletins der polnischen UVP-Kommission ei-
ne Erorterung der Vor- und Nachteile sowie generell eine sehr ausfiihrliche Darstellung des
westlichen UVP-Modells. Hierbei waren die Autoren, gleichzeitig zentrale Normempfanger
und Implementationsakteure, weit entfernt davon, eine Kosten-Nutzen-Kalkulation der Ein-
fihrung eines neuen UVP-Systems aufzustellen. Den erwdhnten Umweltakteuren ging die
sich in der UVP-Richtlinie manifestierte europdische Kompromissformel vielmehr nicht weit
genug. Der polnische Vorsprung in der Entwicklung eines effektiven, idiosynkratischen UVP-
Systems vor anderen Nationen wurde gerne betont. Fiir die Zeit seit Abschluss des Europa-
abkommens bis in die Mitte der 1990er Jahre wurde demnach der Nachweis fiir die Prasenz
des Teilmechanismus 2 ermittelt. Die Befunde fiir das Implementationsverhalten nach Mitte
der 1990er Jahre hingegen deuten darauf, dass der Erérterung keine vollstdandige Internalisie-
rung folgte: trotz des hohen Anpassungsdrucks von europdischer Seite aufgrund deutlicher
Inkompabilitidten in der Transposition und Anwendung der UVP-Richtlinie, kam die Reform
der UVP um die Jahrtausendwende faktisch zum Erliegen.

Im Vergleich zur Situation bei Transformationsbeginn bestimmen nunmehr andere politi-
sche Akteure und Prioritdten Polens Politik-Agenda, welche in erster Linie auf ein ziigiges Auf-
schliefen des soziookonomischen Entwicklungsstandes abzielt. In diesem Kontext wurde und
wird Umweltschutz als Investitionsbremse wahrgenommen, eine Tatsache, welche zu einer Po-
litisierung umweltpolitischer Entscheidungen fiihrte. Der Zeitraum, welcher fiir eine nachhal-
tige Internalisierung neuen kognitiven Inputs zentraler Implementationsakteure notwendig zu
sein scheint, war folglich vermutlich nicht gegeben, insbesondere vor dem Hintergrund, dass
die Dritte Polnische Republik bis zur erstmaligen Wiederwahl einer Regierungskoalition im
Jahr 2011 von einer hohen Wéhlervolatilitdt und, aufgrund der Politisierung des Verwaltungs-
apparats (Goetz 2001; Dimitrova 2005) somit auch von einer hohen Beamten-Fluktuation an
zentralen Positionen im Umweltministerium betroffen war. Es ergibt sich hieraus die unge-
wohnliche Situation, dass der Sozialisierungsmechanismus Uberzeugung zeitweise in Polen

aktiv gewesen zu sein scheint, aufgrund der vorgestellten, in weiteren Studien ndher zu un-
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tersuchenden Ursachen, jedoch zum Stillstand gekommen ist, daher als de facto nicht préasent

bezeichnet werden muss.

5.3.6 Anwendung Sozialer Einfluss Litauen: Teilmechanismus 3: Erlernen

und Internalisierung von Verhaltensstandards

Auf europdischer Ebene sind loyale Partnerschaft und rhetorische Unterstiitzung der Verwirk-
lichung der Unionsziele als Indikator fiir angemessenes Verhalten anzusehen. Wie sehen also

litauisches Abstimmungsverhalten und die Kooperationsbeteiligung aus?

5.3.6.1 Abstimmungsverhalten

Das litauische Abstimmungsverhalten im EU-Ministerrat ldsst sich in zwei Phasen gliedern:
eine deutliche Zasur ist um die Jahre 2007 und 2008 zu beobachten (vgl. Abb. 5.4 und Abb. 5.5).
Das erste halbe Jahrzehnt der EU-Mitgliedschaft ist gepréigt durch einen besonders hohen An-
teil litauischer Gegenstimmen und Enthaltungen im européischen Vergleich. Die Jahre bis 2015
hingegen weisen ein deutlich angepasstes Abstimmungsverhalten auf. In Umkehrung der pol-
nischen Werte sind im litauischen Fallbeispiel durchschnittlich 65 Prozent der EU-Mitglied-
staaten hdufiger durch Gegenstimmen und Enthaltungen aufgefallen. Zwischen 2008 und 2014
gehorte Litauen durchgehend zu den Staaten mit der geringsten Anzahl an Gegenstimmen,
zwischen 2009 und 2012 zu der Gruppe mit den wenigsten Enthaltungen. Wie lasst sich jedoch
im Hinblick auf die Werte fiir 2004—2006 bzw. 2007 die zeitliche Varianz erkldren?

Leider stellt die EU-Dokumentation in nur zwei Féllen die Argumentation der litauischen
Delegation fiir ihre jeweilige Gegenstimme zur Verfiigung. Aus diesen ergibt sich jedoch ein
relativ eindeutiges Bild: es sind unzweifelhaft 6konomische Beweggriinde, welche Litauen als
einzigen Staat in Opposition zu allen anderen EU-Mitgliedern stellen. In seinen zwei Stellung-
nahmen zu den Abstimmungen zur Begrenzung von Fang-Quoten fiir Rotbarsch sowie fiir
Tiefsee-Fische (Nr. 227 /04 und 230/04) weist Litauen darauf hin, dass die litauischen Moglich-
keiten zum Fischfang um 40 Prozent respektive 90 Prozent gesenkt wiirden; dies sei ,absolut
inakzeptabel”. Ferner zeigte sich Litauen wiederholt nicht dazu bereit europdischen MafSnah-
men gegen Anti-Dumping zuzustimmen. Uber die Griinde fiir die Gegenstimmen kann nur
spekuliert werden. Es ist jedoch denkbar, dass das Abstimmungsverhalten korreliert ist mit
der eigenen Marktposition (Verbraucher/Produzent) und dem nationalen Grad protektionis-
tischer Einstellung (hier befindet sich Litauen nach dem Standard Eurobarometer 73 aus dem
Friihling 2010 im europdischen Durchschnitt). Eine weitere von Litauen bekdmpfte europédische
Initiative ist die Regulierung embryonaler Forschung. Es ist davon auszugehen, dass konstitu-

tionell-kulturelle Griinde hier den Ausschlag fiir eine Gegenposition gegeben haben (vgl. unter

149



100%

90%

80%

70%

50% Obere Grenze

== Untere Grenze

40%

30%

20%

10%

0% . . . . .
2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 Gesamt

Abbildung 5.4: Anteil der litauischen Gegenstimmen im EU-Ministerrat 2004-2014

100%
90%
80%
70%
60%
50% Obere Grenze
—o— Untere Grenze
40%
30%
20%

10%

0% g + +
2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 Gesamt

Abbildung 5.5: Anteil der litauischen Enthaltungen im EU-Ministerrat 2004-2014

150



5.3. Sozialisierungsprozesse in Polen und Litauen

Abschnitt 5.3.6.2).

5.3.6.2 Kooperationsbeteiligung
Verstirkte Zusammenarbeit im Scheidungsrecht

Litauen, welches bereits zu Beginn seine Bereitschaft zur verstirkten Zusammenarbeit im
Scheidungsrecht signalisiert hatte (Goldirova 2008), trat der Kooperationsgruppe, mit vierjah-
riger Verspatung, am 21. November 2012 als 15. und erstes zusitzliches Mitglied bei (K.A.
2012a). Die Beitrittsentscheidung erfolgte erst nach der Einfiihrung einer Vertragsklausel, nach
welcher die européischen scheidungsrechtlichen Vorschriften nicht anzuwenden sind, wenn
diese konstitutionellen Prinzipien des betreffenden Staates widersprechen (K.A. 2012b). Litau-
en hatte es sich vorbehalten, auf einen Beitritt zu verzichten, solange die Scheidungsprozedur
auch auf gleichgeschlechtliche Ehen und Partnerschaften anzuwenden sei. Diese sind in der
litauischen Verfassung nicht vorgesehen und es existieren aufgrund eines stark verankerten
katholischen Glaubens (77 Prozent der Litauer sind romisch-katholisch getauft) Vorurteile ge-
gentiber gleichgeschlechtlichen Gemeinschaften. Dies ist etwa der folgenden Kommunikation
des litauischen Justizministeriums aus dem Jahr 2008 zu entnehmen: ,,[I]f the state allowed le-
gal effects of same-sex marriages, it would infringe its obligation to take care of children and
ensure their normal development” (Vaigé 2012, 762). Litauen hat sich folglich im vorliegenden
Fall nicht bereit gefunden, die symbolischen Kosten einer Akzeptanz gleichgeschlechtlicher
Partnerschaften bzw. die praktischen Kosten einer entsprechenden Verfassungsanderung, fiir

das Wohl eines konsistenten europdischen Scheidungsrechts einzugehen.'!?

Verstirkte Zusammenarbeit im Patentrecht

Die Unterzeichnung der europdischen patentrechtlichen Abkommen durch Litauen erfolgte,
gemeinsam mit weiteren 24 Staaten am 19. Feburar 2013 (Rat der Européischen Union 2013).
Eine Ratifizierung ist fiir 2015 geplant. Aufgrund der geringen Zahl patentrechtlicher Sachver-
halte in Litauen, erscheinen die Kosten des Beitritts zur verstiarkten Zusammenarbeit gering
(Staatliches Patentbiiro der Republik Litauen 2014). Es lédsst sich insofern keine Aussage dar-
tiber treffen, ob statusmaximierende Erwédgungen die Beitrittsentscheidung befordert haben
und Sozialisierungsmechanismen, wie auch andere Ansitze zur Erkldrung von innerstaatli-

chem Wandel bzw. in diesem Zusammenhang der Unterzeichnung multilateraler Vertrdge, im

10Eine Kosten-Nutzen-kalkulierende Position machte Litauen auch gegentiiber der Einfiihrung einer Finanztransak-
tions-Steuer geltend. Der litauische Finanzminister Rimantas Sadzius wahrend einer Beratung des EU-Finanzminis-
terrates EcoFin: ,Though currently we do not join the enhanced cooperation on the issue of financial transaction tax,
we do not rule out the possibility that in the future, after assessment of the benefits of such a tax and possible risks,

Lithuania may decide to participate in this initiative” (Pavilenene 2013).
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Falle mangelnden Anpassungsdrucks an Bedeutung verlieren.

Weitere Kooperationsformen aufierhalb der EU-Institutionen

Dem am 24./25. Miérz 2011 im Européischen Rat verabschiedeten Euro-Plus-Pakt zur europa-
weiten wirtschaftspolitischen Koordinierung ist auch Litauen als Nicht-Mitglied der Eurozone
beigetreten. Die Motivation zum Paktbeitritt machte die litauische Prasidentin Dalia Grybaus-

kaité wahrend der Ratssitzung deutlich:

The European Union must have measures to promote economic development, pre-
vent further crises of this magnitude in Europe, and lay the foundations for long-
term stable growth. The Pact will be beneficial to Lithuanian people and the do-
mestic economic growth in the future, as it promotes employment, fosters business
growth and, no less importantly, ties hands of those who may want to pass excessi-
vely populist decisions. I am glad this kind of Pact was adopted and that six non-
eurozone countries, including Lithuania, joined the Pact. On the basis of this Pact,
we will have to develop and present to the European Commission a concrete action
plan outlining the steps to be followed by Lithuania to meet its commitments under

the Pact. (Presseservice der Prasidentin 2011)

Eine ambivalente litauische Position wird in der Argumentation deutlich. Der materiel-
le Nutzen fiir das litauische Volk und die Volkswirtschaft wird betont. Ebenso erwahnt wird
der konkrete Vorteil einer Stabilisierung des politischen Systems Litauens gegeniiber Popu-
lismus. Gleichzeitig wird jedoch auch die européische und gemeinschaftliche Dimension des
Pakts unterstrichen sowie die Verbindlichkeit der Vereinbarungen. Die pro-europédische Argu-
mentation wird im Kontext des gemeinsamen europédischen Wirtschafts- und Wahrungsraums
in anderen Interviewaussagen der litauischen Prasidentin, ehemalige EU-Kommissarin fiir Fi-

nanzplanung und Haushalt, noch deutlicher:

Heute versuchen wir unsere Mitgliedstaaten wieder zu ein wenig mehr Verantwor-
tung zu bewegen. Da geht es nicht um Dogmen. Wenn wir eine Familie sind, miis-
sen wir uns verniinftig benehmen, und wir haben uns alle im Européischen Rat
darauf geeinigt, was das heif3t. [...] Es geht um mehr als nur ein Land. [...] Manche
Politiker verbreiten, dass Reformen gar nicht sein miissten, dass es nur darum ge-
he, , Briissel” zu widerstehen. Aber es gibt kein , Briissel”. Was es gibt, ist ein Euro-
péischer Rat, dessen Beschliisse alle gemeinsam getroffen haben. Niemand zwingt
jemandem etwas auf. Die Mitgliedstaaten entscheiden selbst, und das Problem ist,

dass sie sich danach nicht an das Beschlossene halten. So beginnt dann das , Blame
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Game”. Dabei liegt es an jedem einzelnen Land, seine Hausaufgaben zu machen.
[...] Der Euro verlangt verantwortungsbewusste Politik. Er ist ein Instrument zur
Vermeidung von fiskalischem Populismus. Er bedeutet die Giiltigkeit strenger Re-
geln, die es Politikern nicht erlauben, einfach nur zu tun, was ihnen gerade einfallt.
Das ist das wichtigste am Euro, und ich hoffe, wir konnen ihn Anfang 2015 einfiih-

ren.!"! (Schuller 2013b)

Diese deutlich nicht-partikularistische Argumentation und Ubernahme pro-européischer
Rhetorik der Spitze der litauischen politischen Elite konnte auf eine zumindest partielle Inter-
nalisierung der europdischen Verhaltensstandards deuten. Die im Vergleich zu anderen EU-
Mitgliedern, wie etwa der Tschechischen Republik, bedingungslose Partizipation an der euro-
paischen wirtschaftspolitischen Koordinationspolitik konnte ein Hinweis auf die Dringlichkeit
des europdischen Projekts fiir Litauen sein (Banks 1994; fiir die litauische EU-Beitrittsmotivati-
on vgl. auch Abdelal 2001; Solska 2011; Kasekamp 2013). Diesen Verdacht duflert auch Konrad

Schuller von der Frankfurter Allgemeinen Zeitung mit einem weiteren Zitat von Grybauskaité:

[Der sowjetische Terror hat Litauen gelehrt], alles zu tun, um so fest wie moglich
im Westen verankert zu bleiben. ,Litauen ist im Zweiten Weltkrieg mehrere Male
besetzt worden, ein grofier Teil unserer Bevolkerung in die Tiefe Russlands depor-
tiert”, hat Prasidentin Grybauskaité einmal gesagt. , Vielleicht fillt es uns deshalb
ein wenig leichter Schwierigkeiten zu ertragen.” Jede Wirtschaftspolitik, welche Li-
tauen stiarker an Europa bindet, kann deshalb hier mit Zustimmung rechnen. Der
Euro [...] gilt als sicherheitspolitisches Kernprojekt, die Harten der Sparpolitik als
patriotische Notwendigkeit. (Schuller 2013a)

5.3.6.3 Fazit

Litauen partizipiert an allen beschriebenen zwischenstaatlichen Kooperationsformen im euro-
pédischen Raum und weist ein relativ unauffilliges Abstimmungsprofil im Européaischen Rat
auf. Die Prasenz des Teilmechanismus 3 anhand der beiden Indikatoren zu ermitteln, erweist
sich dennoch als Herausforderung vor dem Hintergrund differenzierter Beitrittsprozesse und
Abstimmungsmotive. Im Falle der scheidungsrechtlichen Kooperation trat fiir Litauen das
innerhalb der EU weitverbreitete Prinzip der Akzeptanz gleichgeschlechtlicher Partnerschaf-
ten''? sowie das in der europdischen Charta der Grundrechte verankerte Recht auf Gleichheit

als normativer Verhaltensstandard in den Hintergrund; eine Wahrung der litauischen konsti-

11 Am 1. Januar 2015 hat Litauen den Euro als offizielle Wahrung {ibernommen.
1127um 28. Mai 2015 existierte in 12 EU-Mitgliedern die gleichgeschlechtliche Ehe und in acht Staaten die eingetra-

gene Lebenspartnerschaft.
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tutionellen Konsistenz wurde praferiert, eine entsprechende Verhandlungsposition eingenom-
men. Die geringe Relevanz der patentrechtlichen Regulierung fiir Litauen beschrankt Aussa-
gen zur Frage, ob Litauen eine Statusmaximierung anstrebt. Im Falle des Fiskalpakts ist ein ge-
mischtes Bild zu zeichnen. Zum einen wurde deutlich, dass die Pridferenz fiir eine wirtschafts-
und wahrungspolitische Zusammenarbeit im europédischen Raum in Litauen auf rationalen in-
nenpolitischen Motiven griindet. Zugleich ist jedoch in 6ffentlichen Sprechakten eine Verinner-
lichung europdischer Denk- und Sprechmuster zu verzeichnen. Die Verwendung der gruppen-
konformen Argumente deutet darauf, dass die Kooperationsbeteiligung am Fiskalpakt auch
verstanden werden kann als Signalisierung litauischer Zuverldssigkeit. Andererseits scheut es
Litauen nicht, seine Stimme im Eigeninteresse deutlich zu erheben, sobald die konomischen
Interessen oder kulturellen Werte Litauens bedroht zu sein scheinen und die nationale Position
vehement zu vertreten, wie dies etwa im Abstimmungsverhalten im Kontext der Fischfang-
Quoten zu sehen war.

Eine Ursache fiir diesen gemischten Befund konnte sein, dass die litauische Strategie der
so fest wie moglich verankerten West-Integration patriotische Gefiihle und nationalistische In-
teressen zeitweise zu {iberdecken vermag, diese sich jedoch in Sachfragen, welche den Kern
dieses Plans, d.h. die vollstindige ckonomische wie sicherheitspolitische Emanzipation von
der ehemaligen Sowjetunion, nicht bertihren, wieder bemerkbar machen konnen. Ein zwei-
felloser Nachweis tiber die Prdsenz des Teilmechanismus 3, d.h. bedingungsloses Rollenspiel
und eindeutig statusmaximierendes Verhalten, konnte daher nicht erbracht werden, so dass

der Gesamtmechanismus an dieser Stelle abbricht.

53.7 Anwendung Uberzeugung Litauen: Teilmechanismus 1: Akte der ziel-

gerichteten Normkommunikation

Institutionalisierte kommunikative Interaktion zwischen europdischem Normunternehmer
und litauischen Sozialisierungsempfangern hat, ebenso wie im polnischen Fallbeispiel, unter-
schiedliche Auspriagungen angenommen.

Im bilateralen Umwelt-Mentoring war das Twinningprogramm der EK mit lediglich zwei
Projekten in den Jahren 1998-2001 nur schwach vertreten und im Kontext der litauischen Um-
setzung der UVP-Richtlinie de facto nicht prasent (Court of Auditors 2003, 25f.; Interview mit
Vertreter des Finnischen Umuweltinstituts SYKE; Fachgebiet Umuweltpriifung und Umuweltgovernance
2013).

Die Ausgestaltung des litauischen UVP-Systems hingegen mafigeblich bestimmt hat die
finnisch-litauische Kooperation von 1997-2000 zur Harmonisierung der litauischen UVP-Ge-

setzgebung mit europdischen Anforderungen. Angesichts der herausragenden Bedeutung der
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finnisch-litauischen Zusammenarbeit fiir das litauische UVP-System konzentrieren sich die
Ausfiihrungen im Folgenden auf das erwéhnte dreijédhrige Projekt.

Der 1995 der EU beigetretene finnische Staat zeichnet sich aus durch im européischen Ver-
gleich hohe umweltpolitische Standards sowie eine Fithrungsrolle bei Verhandlung und Ver-
einbarung fortschrittlicher internationaler Umwelt-Ubereinkiinfte (Liefferink und Andersen
1998; Kapios 2002, 5; Rasdnen und Laakkonen 2008, 46f.). Fiir eine bessere grenziiberschrei-
tende Kooperation im Ostseeraum agierte Finnland 1991 als konstruktiver Gastgeber bei den
Verhandlungen zur ESPOO-Konvention (Interview mit Vertreter des Finnischen Umuweltinstituts
SYKE; Fachgebiet Umweltpriifung und Umweltgovernance 2013). Um die Jahrtausendwende ent-
wickelten finnische Wissenschaftler das Konzept der sogenannten Nordlichen Dimension samt
umweltpolitischem Partnerschaftsfonds (Catellani 2003, 21; Kern und Loffelsend 2008, 134;
Haukkala 2012, 1486).

Der zentrale externe und nicht-litauische Akteur im Prozess der EU-konformen Einfiihrung
der Folgenabschitzung in Litauen war der Forschungsgruppenleiter fiir Umweltpriifung und
Umweltgovernance an dem, dem finnischen Umweltministerium angegliederten, Finnischen
Umweltinstitut (SYKE) (Kontio und Kuitto 2008, 106). In seiner Beratungstétigkeit inhaltlich
unterstiitzt wurde dieser von einem qualitativ hochwertigen Team am finnischen Umweltmi-
nisterium. Dieses wurde angefiihrt durch die finnische ,grand old lady of EIA” (Interview mit
Vertreter des Finnischen Umuweltinstituts SYKE; Fachgebiet Umuweltpriifung und Umuweltgovernance
2012), welche als zentrale Akteurin der UVP-Einfiihrung in Finnland zwischen 1992 und 1994
gilt und zur Zeit des Projektes, welches koinzidierte mit der 1997-Novellierung der UVP-Richt-
linie, dank enger Anbindung an die EK hochaktuelle Informationen zu Implementationsvor-
schriften und -16sungen bereitzustellen vermochte (ebd.).

Die finnisch-litauische Kooperation gliederte sich in sieben Projektphasen, welche am 17.
Mai 1997 zwischen dem finnischen und litauischen Umweltministerium vereinbart wurden:
Ubersetzung, Gap Assessment, Anndhrungs-Strategie, Bewusstseins-bildendes Seminar, No-
vellierung der litauischen Gesetzgebung und der sekundiren Rechtsakte, weiteres Seminar,
Implementationshandbuch.

Formell angegliedert wurden, zur Vermeidung doppelter Strukturen, die Ubersetzungs-,
Gap-Assessment- sowie Anndhrungs-Strategie-Phase des finnisch-litauischen Kooperations-
projektes an die im europdischen PHARE-Programm angesiedelte Implementationshilfe aus
dem Jahr 1996 zur Entwicklung einer legislativen Harmonisierungs-Strategie im gesamten Um-
weltsektor (Europdische Kommission 1998, 15; Interview mit Vertreter der Litauischen Daugela
GmbH; Branche Unternehmensberatung; Fachgebiet Umuweltpriifung 2013).

Zundachst erforderlich war, aufgrund mangelnder Englischkenntnisse innerhalb der UVP-

155



Kapitel 5. Empirische Untersuchung

Abteilung des litauischen Umweltministeriums, eine offizielle Ubersetzung der europdischen
UVP-Richtlinie samt Novellierungsversion vom 3. Mérz 1997 auf litauisch. Zur Vereinfachung
der Kooperation wurden gleichzeitig bestehende litauische UVP-Gesetze und Regierungsver-
ordnungen auf die englische Sprache {ibersetzt.

Es folgte eine zweisprachige Analyse zur Bestimmung der Inkongruenz zwischen europai-
scher und litauischer Gesetzgebung.

Die Analysebefunde wurden in Form einer UVP-Anndherungs-Strategie verarbeitet, wel-
che im Dezember 1997 der UVP-Abteilung des litauischen Umweltministeriums présentiert
wurden. Es wurde ermittelt, dass das litauische UVP-System 1997 folgende Méngel aufwies:
unklare Prozedur zur Entscheidung, ob fiir ein spezifisches Projekt aus Anhang 2 der UVP-
Richtlinie eine Folgenabschatzung durchzufiihren ist (sogenannte Screening-Prozedur); fehlen-
de grenziiberschreitende UVP-Bestimmungen; ungenaue Prozeduren zur Bereitstellung von
Informationen fiir Projekttrager sowie Offentlichkeit (Raulinaitis 1997a).

Bereits vor Fertigstellung der Approximierungs-Strategie durchgefiihrt von finnischer Sei-
te wurde am 20. und 21. Oktober 1997 ein Informations- und Diskussionsseminar mit ca. 40
Vertretern der UVP-Abteilung des Umweltministeriums, der Regionalen Umwelt- und lokalen
Verwaltungsbehorden, des Gesundheitsschutzministeriums, des Infrastruktur- und Urbanisie-
rungsministeriums, der Feuerschutz-Abteilung des Innenministeriums sowie der industriellen
Arbeitgeber-Vereinigung. Hierbei wurden die Inhalte und Anforderungen der UVP-Richtlinie
sowie die Praxiserfahrungen Finnlands erldutert, die Befunde des rechtlichen Gap Assessments
vorgestellt, Arbeitsgruppen fiir die Erarbeitung von Input durch die Reprasentanten der ein-
zelnen Politik-Akteure organisiert sowie die Idee eines UVP-Implementationshandbuchs pra-
sentiert.

Die Ergebnisse der Anndherungs-Strategie unterstiitzten schliefslich die Erarbeitung der
UVP-Gesetzesnovellierung vom 18. April 2000, deren erster Entwurf im August 1997 inter- und
intraministeriellen Verhandlungen zugefiihrt und anschlieffend bis zum Jahre 2000 sukzessive
modifiziert wurde (Kontio und Kuitto 2008, 106). Ferner wurden im gleichen Zeitraum die
Vorschriften zur Screening-Prozedur und Informationsbereitstellung fiir Projekttrager und Of-
fentlichkeit durch fiinf Regierungsverordnungen prézisiert bzw. neu eingefiihrt. Ein weiteres
Bewusstsein-bildendes Seminar fiir die genannten Stakeholder wurde am 2. April 1998 abge-
halten. Hierbei wurden der damalige Gesetzesentwurf sowie die Entwtirfe der Regierungsver-
ordnungen prasentiert und diskutiert. Inhalte des Implementationshandbuches wurden eror-
tert. Neuen Input erlangten die Seminarteilnehmer durch Erfahrungsberichte von Beratungs-
unternehmen zum Thema Herausforderungen der UVP-Berichterstattung.

Weitere Seminare folgten am 30. Juni/1. Juli 1999 zur Vorbereitung und Erarbeitung des
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2001 veroffentlichten Handbuchs zur Umweltvertréglichkeitsprifung und am 11./12. Mai 2000
zur Vorstellung der neuen regulatorischen Vorschriften (Raulinaitis et al. 2001).

Neben der beschriebenen engen bilateralen Zusammenarbeit wurde Litauen auch Adres-
sat multilateraler Kooperationsprojekte. Generell verkehrten litauische UVP-Akteure in den
gleichen europédischen umweltpolitischen Kreisen wie Polen, lediglich zeitliche Unterschiede
sind zu konstatieren. 2001 ratifizierte Litauen die ESPOO-Konvention (in Polen erfolgte die
Ratifizierung bereits im Juni 1997). Das bereits unter Abschnitt 5.3.4 beschriebene baltisch-
nordisch-polnische Kooperationsformat hatte sich urspriinglich aus einem rein baltisch-nor-
dischen Austausch zwischen Litauen, Estland, Lettland und Finnland, Schweden, Norwegen,
Danmark sowie Island entwickelt. Wahrend dieser durch den Nordischen Rat finanzierten und
bereits 1992 begonnenen multilateralen Zusammenarbeit mit dem Baltikum wurde das finni-
sche Umweltministerium mit den Spezifika des litauischen, postsowjetischen System der Fol-
genabschétzung vertraut: , This Finnish initiative was the starting point of our EIA cooperation
with Lithuania. It was the first meeting of everyone. We tried to understand what the ecolo-
gical expertise is about” (Interview mit Vertreter des Finnischen Umuweltinstituts SYKE; Fachgebiet

Umweltpriifung und Umuweltgovernance 2012).

Fazit

Die Schliisselphase der Reform des litauischen UVP-Systems in der zweiten Halfte der 1990er
Jahre war gekennzeichnet durch eine intensive und qualitativ hochwertige Zusammenarbeit
der UVP-Abteilung des litauischen Umweltministeriums mit finnischen Umweltakteuren. Die
Transpositionsphase der UVP-Richtlinie in litauisches Recht war hierbei geprédgt von einem
partizipativen Ansatz, durch welchen von Beginn an alle relevanten nationalen, regionalen und
lokalen Stakeholder in den Reformprozess eingebunden und mit Argumenten zur Legitmitat
der UVP-Richtlinie durch externe Normsender vertraut wurden (Kontio und Kuitto 2008, 106).

Folglich ist die Prasenz von Teilmechanismus 1 als gesichert anzusehen.

53.8 Anwendung Uberzeugung Litauen: Teilmechanismus 2: Norm-Refle-

xion und -Internalisierung

Wihrend einige der litauischen Empfanger der européischen Sozialisierungsbotschaften nur
tiber einen geringen Kenntnisstand zu europédischer Gesetzgebung verfiigten und zunéchst
gerne die sowjetische Version der Folgenabschidtzung beibehalten hitten, dringten ab Mit-
te/Ende der 1990er Jahre immer mehr jiingere, im unabhéngigen Litauen oder im westeuro-
péaischen Ausland ausgebildete, europédisch orientierte Akteure in zentrale Positionen im litaui-

schen Umweltministerium (Interview mit Vertreter des Finnischen Umweltinstituts SYKE; Fachge-
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biet Umweltpriifung und Umweltgovernance 2012; Interview mit Vertreter der Litauischen Daugela
GmbH; Branche Unternehmensberatung; Fachgebiet Umuweltpriifung 2013; Interview mit Vertreter des
Litauischen Umuweltministeriums; Fachgebiet Vermeidung von Umuweltbelastungen 2013).

Dem finnischen Projektleiter des finnisch-litauischen UVP-Kooperationsprogramms gelang
es, 1997 einen in Finnland studierten Master-Absolventen als Projektkoordinator und vertrau-
ensvolles Scharnier fiir die heikle Kommunikation zwischen externem Sozialisierungssender
und nationalem -empfénger im litauischen Umweltministerium zu installieren (Interview mit
Vertreter des Finnischen Umuweltinstituts SYKE; Fachgebiet Umweltpriifung und Umuweltgovernance
2012).

Zu Beginn seines Einsatzes im Juni 1997, d.h. nach der Projektfriihphase (der Ubersetzung
der litauischen und européischen Gesetzgebung auf englisch bzw. litauisch), traf dieser auf
Hemmnisse in der Entwicklung eines im Einklang mit der europdischen Richtlinie stehenden
UVP-Gesetzesrahmens.

Die im Wesentlichen von finnischem Projektleiter und litauischem Projektkoordinator ver-
fassten Gesetzesentwiirfe (tiber 100 dieser Entwiirfe wurden bis zur endgiiltigen Fassung er-
stellt (Kontio und Kuitto 2008, 106; Interview mit Vertreter der Litauischen Daugela GmbH; Branche
Unternehmensberatung; Fachgebiet Umuweltpriifung 2013)) wurden zunéchst dem Leiter der Ende
1996 neu eingerichteten, aus drei Personen bestehenden, UVP-Abteilung des Umweltministe-
riums vorgelegt. Dieser bestand darauf am sowjetischen Modell der Staatlichen Expertise (oh-
ne offentliche Partizipation, ohne Screening-Prozedur, ohne institutionelle Koordination) fest-
zuhalten. Dem litauischen Projektkoordinator und seiner engen Mitarbeiterin, der litauischen
UVP-Vertreterin bei den Verhandlungen zum ESPOO-Abkommen, gelang der Uberzeugungs-
akt, dessen Erfolg das litauische ,Scharnier” an den finnischen Projektleiter in folgender Form
berichtete: ,,\You won't believe, but we finally managed to persuade [our department head] that
firstly, changes are needed, and secondly, all the EU requirements must be transposed. He’s
deep in the translations of the Directive now — God bless him” (Raulinaitis 1997b).

Im Interview erinnert sich der litauische Projektkoordinator an mehrstiindige argumentati-

ve Auseinandersetzungen mit dem Abteilungsleiter:

We spent six hours persuading him, and eventually he said: ok, maybe we should
change the law. But then, in the morning, when we came for the signature, he said:
No, I don’t want these changes, it was not like this before. So, again we spent the
whole day, explaining about the changing times and that the EU-Directive required
these changes. Finally, we could submit our draft to the other divisions. (Interview
mit Vertreter der Litauischen Daugela GmbH; Branche Unternehmensberatung; Fachgebiet

Umweltpriifung 2013)
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Weitere Konfliktlinien offenbarten sich im Kontext der Zusammensetzung der zunichst
inter- spdter intraministeriellen Arbeitsgruppe zur UVP-Gesetzesdnderung. Vor der Griin-
dung des litauischen Umweltschutzministeriums 1996 und der endgiiltigen Ausgliederung
der UVP-Abteilung hatte die Folgenabschidtzung den Status eines untergeordneten Raumpla-
nungselementes im Ministerium fiir Bauwesen und stddtische Entwicklung.!"® Nun salen sich
in der Arbeitsgruppe Umweltakteure und Raumplaner gegentiber. Des Weiteren kam es wih-
rend des finnisch-litauischen Projekts 1998 zur umstrittenen Fusion des Umweltschutzministe-
riums mit dem o.g. Ministerium zum Umweltministerium (Interview mit Vertreter des Finnischen
Umuweltinstituts SYKE; Fachgebiet Umuweltpriifung und Umuweltgovernance 2012). Die raumplane-
rischen Mitglieder der Arbeitsgruppe zogen den Sinn der Einfithrung einer selbstindigen UVP-
Prozedur in Zweifel und argumentierten fiir die Erhaltung der bestehenden Gesetzgebung, d.h.
einer in die Raumplanung eingegliederten Folgenabschitzung. Die Vehemenz der Opposition

wird in der o.g. litauisch-finnischen Mitteilung deutlich:

Today I have received a paper from one of the ,cornerstones” of the group. He
just said — I have already changed that Law, here is a copy — what do you need a
discussion for? Well, I checked his ,version” of the Law... he doesn’t know a thing
about EIA! He is trying to turn back to the Soviet Ecological Expertize. (Raulinaitis
1997¢)

Aufgrund politischen Drucks (vermutlich im Zusammenhang mit der litauischen Umweltstra-
tegie von 1996, in welcher einer regulatorischen Uberarbeitung der litauischen Umweltgesetz-
gebung hochste Prioritdt eingeraumt wurde (Ministerium fiir Umwelt der Republik Litauen
1996, 27)) lief$ die Arbeitsgruppe den litauischen Projektkoordinator gelten als federfithrend bei der
UVP-Gesetzesnovellierung (Raulinaitis 1997b). Politischen Riickenwind erhielt das finnisch-
litauische Projekt in der finalen Phase, als Anfang 2000 ein junger Pro-Européder zum neuen
UVP-Abteilungsleiter ernannt wurde. Dieser stimmte der finnischen Projektleitung zu, dass der
Status Quo sich inkompabitel zur UVP-Richtlinie verhalte: , There was a remarkable change
when [he] took over. He was the key person to bring the message to the higher officials of the
ministry. Things were running smoothily” (Interview mit Vertreter des Finnischen Umuweltinstituts
SYKE; Fachgebiet Umuweltpriifung und Umuweltgovernance 2012).!14

Unter Leitung einer neuen Generation wurden die finnischen Anderungsvorschlage nahe-

zu emphatisch iibernommen. Diese Einstellung fasst der damalige wie heutige UVP-Abtei-

13Einen hohen Stellenwert erlangte die litauische Raumplanung aufgrund der Tatsache, dass Litauen zu sowijeti-

schen Zeiten als Koordinator fiir die Raumplanung des Baltikums fungierte (Kontio und Kuitto 2008, 104).
4Weitere hochkaratige Unterstiitzung des Umweltministeriums zur raschen und unkomplizierten Umsetzung Eu-

ropéischen Umweltrechts in Litauen erfolgte im Zusammenhang mit der Ernennung Arunas Kundrotas, des Beraters

fur EU-Integrationsfragen im Umweltbereich (1997-2000), zum Umweltminister (2001-2008).
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lungsleiter wie folgt zusammen:

We wanted to begin really new rather than to reconstruct the old stuff as in Poland.
The Baltic states success is related to the new forces that came to public adminis-
tration, having just graduated, and who wanted and needed to start from the blank
sheet. We were a small team, and keen to accept all modern procedures and an
open administrative style. (Interview mit Vertreter des Litauischen Umweltministeri-

ums; Fachgebiet Vermeidung von Umuweltbelastungen 2013)

Einige litauische UVP-Akteure zogen die weitgehende Offenheit gegeniiber externen UVP-Mo-
dellen in Zweifel. Der ministerielle Vorschlag etwa, die Anzahl derjenigen Bauprojekte, fiir wel-
che eine Folgenabschitzung verpflichtend durchgefiihrt werden muss, tiber die Vorgaben der
UVP-Richtlinie hinaus zu erhéhen, wurde von der litauischen Vereinigung der Industriellen
zuriickgewiesen. Auch die dulerst umfassende Einbindung der Offentlichkeit in die Screening,
Berichts-, sowie Endphase des UVP-Prozesses musste im Laufe der Jahre durch Prizisierung
eingeddammt werden werden, um einen unvorgesehenen Missbrauch durch Aktivisten zu un-
terbinden (Interview mit Vertreter der Litauischen Daugela GmbH; Branche Unternehmensberatung;
Fachgebiet Umuweltpriifung 2013; Interview mit Vertreter des Litauischen Umuweltministeriums; Fach-

gebiet Vermeidung von Umuweltbelastungen 2013).

Fazit

Eine positive litauische Rezeption europdischer Normen scheint durch den Generationswech-
sel im Umweltministerium und dem hiermit verbundenen regulativen Neubeginn deutlich
begtinstigt worden zu sein. Bestehender kognitiver Widerstand scheint durch externe Eror-
terungsakte im normkonformen Sinne aufgelost worden zu sein. Dies hatte vermutlich eine
tiefgehende Normverinnerlichung zur Folge, worauf mangelnder Implementationswiderstand
seit den 2000er Jahren schliefSen ldsst. Eine komplexe und inhaltliche Auseinandersetzung mit
der Angemessenheit der UVP-Richtlinie ist erfolgt, der Teilmechanismus 2 ist folglich als pra-

sent zu bezeichnen.

53.9 Anwendung Uberzeugung Litauen: Teilmechanismus 3: Transfer

normrelevanter Erkenntnisse an subnationale Normempfinger

Der partizipative Ansatz des finnisch-litauischen Projekts zur Harmonisierung der litauischen
UVP-Gesetzgebung mit europdischen Vorgaben hat einen engen Kontakt zwischen zentralen

und untergeordneten Sozialisierungsempfangern zur Folge gehabt.
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Mit finnischer Unterstiitzung organisiert wurden, wie unter Abschnitt 5.3.7 beschrieben,
vier Seminare zur Einbindung regionaler und lokaler Umweltakteure, bei welchen die litaui-
schen Projekttrager des Umweltministeriums die Einstellungen und Kapazitaten der gelade-
nen Teilnehmer zu eruieren suchten und ihr eigenes neu erlerntes Wissen zu den Erforder-
nissen der UVP-Richtlinienumsetzung transferierten (Interview mit Vertreter des Finnischen Um-
weltinstituts SYKE; Fachgebiet Umuweltpriifung und Umuweltgovernance 2012; Interview mit Vertreter
der Litauischen Daugela GmbH; Branche Unternehmensberatung; Fachgebiet Umuweltpriifung 2013).
Hierzu wurden Fragebogen verteilt, Checklisten kreiiert und Arbeitsgruppen organisiert. Von
Beginn an wurde auf die Veroffentlichung eines Implementations-Handbuches hingearbeitet.

Nach Angaben der Seminarreferenten scheinen die mit der Gesetzesdnderung verbunde-
nen neuen Aufgaben (z.B. Screening-Prozedur) zunichst lediglich als belastende Mehrarbeit
aufgenommen worden zu sein. Insbesondere sowjetisch geprédgte subnationale Behordenmit-
arbeiter erklédrten, europdische Normen funktionierten nicht immer in litauischem Kontext.
Einige der geladenen Umwelt-NGO-Vertreter scheinen erst im Laufe der Jahre an Professiona-
litit gewonnen zu haben (Interview mit Vertreter des Finnischen Umuweltinstituts SYKE; Fachgebiet
Umweltpriifung und Umuweltgovernance 2012; Interview mit Vertreter der Litauischen Daugela GmbH;
Branche Unternehmensberatung; Fachgebiet Umuweltpriifung 2013; Interview mit Vertreter des Litaui-
schen Umweltministeriums; Fachgebiet Vermeidung von Umuweltbelastungen 2013).

Es zeigte sich jedoch, dass die frithzeitige Einbindung von Umweltakteuren auf regionaler
und lokaler Ebene in die Erarbeitung der litauischen UVP-Gesetzgebung zum einen zeitig das
Potential fiir Implementationsdefizite ermitteln konnte, zum anderen den Kontakt zwischen
Zentrum und Regionen auf eine partnerschaftliche Basis stellen konnte (Interview mit Vertreter
des Finnischen Umuweltinstituts SYKE; Fachgebiet Umweltpriifung und Umuweltgovernance 2012; In-
terview mit Vertreter des Litauischen Umweltministeriums; Fachgebiet Vermeidung von Umuweltbelas-
tungen 2013). Dies geht so weit, dass die UVP-Abteilung des litauischen Umweltministeriums
heute 10 bis 20 Anrufe pro Tag aus den regionalen Umweltbehorden erhilt: ,Our division is
keen to answering the regions, they asking us: what do you think, we have activtiy X, does this
belong to the screening list, what do you think? Yes, we have a lot of small scale consultation
by telephone” (Interview mit Vertreter des Litauischen Umweltministeriums; Fachgebiet Vermeidung
von Umuweltbelastungen 2013).

Dartiber hinaus werden seither jahrliche Konsultationsseminare zwischen dem litauischen
Umweltministerium und den regionalen Verwaltungs- und Umweltbehtrden abgehalten. Im
Vorfeld der Workshops werden an die Teilnehmer Checklisten mit zu besprechenden The-
men versandt, die ausgefiillten Formulare werden vom Umweltministerium ausgewertet, zum

einen in Form von Powerpoint-Présentation sukzessive abgearbeitet, zum anderen werden the-
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menspezifische Vortrige gehalten und Ubungsaufgaben durchgefiihrt (Interview mit Vertreter

des Litauischen Umuweltministeriums; Fachgebiet Vermeidung von Umuweltbelastungen 2013).

Fazit

Im Lichte der beschriebenen Austausch- und Schulungsseminare ist von einem Transfer des
Wissens tiber angemessenes Verhalten von zentralen an subnationale Sozialisierungsempfan-
ger auszugehen, eine indirekte Sozialisierung hat stattgefunden. Eine grofie Personengruppe,
die in Litauen mit der praktischen Umsetzung der UVP-Richtlinie befasst ist, wurde durch
diese indirekte Sozialisierung erfasst. Die vom finnisch-litauischen Kooperationsprojekt ausge-

hende Sozialisierungskette wird nicht unterbrochen, Teilmechanismus 3 gilt daher als etabliert.

54 Zusammenfassende Analyse

Wie lautet nun der Befund zur Prasenz von Sozialisierung in dem polnischen und litauischen
Fallbeispiel?
Es war unter Anwendung der erarbeiteten Indikatoren nicht moglich, einen Nachweis hin-

sichtlich der Bedeutung von Sozialem Einfluss fiir die Umsetzung der UVP-Richtlinie in Po-
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& | Indikator = [ e
ny | Hard Law, Soft Law und richterliche Rechtsprechung zur UVP hoch X | x

Kommunikationsakte von europédischen Assoziierungen,

Programmen und Netzwerken
no | Beitrittskandidat: Berichte zum innerstaatlichen Reformfortschritt | hoch X | x

Mitglied: Verfahren zur Feststellung und Beseitigung

regelwidrigen Verhaltens
ng | Fligsames Abstimmungsverhalten niedrig | - | -

Bedingungslose Teilnahme an europédischen

Kooperationsformaten
ng | Innerstaatliche Aufklarungskampagne hoch - | -

Bereitstellung von Losungsmustern durch zentrale

Sozialisierungsempfanger

Tabelle 5.1: Analyseergebnisse fiir die Teilmechanismen von Sozialer Einfluss
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len und Litauen zu erbringen (vgl. Tabelle 5.1). Obgleich Belege fiir die Prasenz der Teilme-
chanismen n; und ny ermittelt wurden, konnte hieriiber, aufgrund der bestehenden hohen
theoretischen Priorwerte, keine Aktualisierung des Konfidenzwertes vorgenommen werden.
In der Operationalisierung fiir den, nach Bayesscher Logik entscheidenden, Teilmechanismus
ng (niedriger theoretischer Prior) wurden als Indikatoren das Abstimmungsverhalten und die
loyale Kooperationsbereitschaft des polnischen bzw. litauischen Staates innerhalb der EU er-
wihlt. Da die Prasenz dieser Indizien jedoch nicht nachgewiesen werden konnte, im polni-
schen Fall sogar gegenldufige Tendenzen zu beobachten sind, ist es zunéchst als unwahrschein-
lich anzusehen, dass Polen bzw. Litauen angemessenes Verhalten innerhalb der europdischen
Gemeinschaft internalisiert haben.

Es ist aber gleichzeitig davon auszugehen, dass die methodologischen Herausforderungen
der Operationalisierung des zwischen instrumenteller und legitimititsorientierter Handlungs-
logik anzusiedelnden Mechanismus Sozialer Einfluss nicht vollstindig gelost werden konnten.
Dies betrifft insbesondere den Analyseeinheiten-iibergreifenden Charakter des situationellen
Mechanismus-Typ: die vielgliedrige zu betrachtende Akteurskette beginnt bei einem normde-
finierenden Kollektiv (im vorliegenden Fall ist dies die europédische Staatengemeinschaft), fo-
kussiert auf die Reprédsentanten von Gruppenmitgliedern (staatliche Verhandlungsvertreter)
und zoomt schliefilich in die heterogen zusammengesetzten Gruppenmitglieder hinein (in-
nerstaatliche Verwaltungsbehorden, regionale und lokale Implementationsakteure, Biirger). In
der Folge sind Aktivitdten der Entitdten auf unterschiedlichen Ebenen angesiedelt: hier sind
es noch Normen, bei deren internationaler Verhandlung generelle Rollenerwartungen an die
Gruppenmitglieder getragen werden, dort sind es konkrete Verhaltensstandards, welche in in-
nerstaatliche Gesetze und Handlungen umzumiinzen sind. Die Anforderungen an ein adédqua-
tes Forschungsdesign sind im diesem Kontext folglich sehr hoch, entsprechend auch das Risi-
ko einer Fehlkonzeptualisierung. Aus diesem Grund ist die Prasenz des Mechanismus Sozialer
Einfluss im EU-Osterweiterungsprozess nicht zu verwerfen. Vielmehr sollten in zukiinftigen
Untersuchungen andere neue, innovative Messkonzepte erarbeitet werden.

Zu einem interessanten Befund ist die Studie im Zusammenhang mit der Prdsenz des
Uberzeugungsmechanismus in Polen gelangt (vgl. Tabelle 5.2). Es konnten im polnischen Fall-
beispiel Akte der Erdrterung von zentralen Implementationsakteuren detektiert werden, ein
Nachweis tiber die Prasenz des Teilmechanismus my wurde folglich, trotz geringen Priorwer-
tes, erbracht. Eine Aktualisierung der Zuversicht in die Prasenz des Gesamtmechanismus ist
jedoch nach vorldufigen Erkenntnissen dennoch nicht zu empfehlen. Aufgrund des grofSen
Zeitfensters der vorliegenden Untersuchung (vgl. Abschnitt 4.1.4) konnte gezeigt werden, dass

anfangliche Erorterungsakte zur Legitimitat der UVP-Richtlinie wenige Jahre nach ihrem ers-
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ms | Innerstaatliche Aufkldarungskampagne und Bereitstellung hoch - X
Losungsmuster durch zentrale Sozialisierungempfanger

Tabelle 5.2: Analyseergebnisse fiir die Teilmechanismen von Uberzeugung

ten Auftreten durch instrumentelle Argumentationsmuster ersetzt wurden, folglich keine voll-
standige Norminternalisierung erfolgt zu sein scheint.

Zu konstatieren ist ferner eine Verstirkung negativer Voreinstellungen durch Uberzeu-
gungsversuche europdischer Sozialisierungssender seit Ende der 1990er Jahre. Eine von polni-
schen UVP-Akteuren als kompromisslos-machtbasiert und widerspriichlich wahrgenommene
Argumentationskultur seitens der EK sowie die vor dem Hintergrund bilateraler Spannun-
gen insensitive Wahl des Twinning-Experten scheinen einer nachhaltigen Norminternalisie-
rung entgegengewirkt zu haben. Dieser Befund kniipft an die unter Abschnitt 3.3.6 beschrie-
benen theoretischen Vorarbeiten zu den Effektivitdtsbedingungen von Uberzeugung in den IB
und der Sozialpsychologie und zeigt: neben innenpolitischen Faktoren verdient insbesonde-
re die Qualitdt der Beziehung zwischen Sozialisierungssender und Sozialisierungsempfanger
in zukiinftigen Sozialisierungsstudien Beachtung zu finden (Herkner 1991a, 229-234; Johnston
2001, 498f.; Checkel 2005, 813).

Zudem wurde ein von der Sozialisierungsliteratur kaum beachtetes Phanomen aufgedeckt:
Eine Analyse der Erorterungsakte der zentralen polnischen UVP-Akteure in den frithen 1990er
Jahren ergibt, dass zunichst die Annahme dominierte, die Legitimitédt des europaischen UVP-
Modells sei anzuzweifeln; dies jedoch nicht aus den géangigen konservativen Griinden, wie sie
in anderen EU-Mitgliedern zur Wahrung des Status Quo angebracht werden, sondern vielmehr
aus der Ambition heraus, ein moglichst integratives, umfassendes UVP-System zu etablieren.
Wiéhrend der Mehrheit der Forschungsgemeinde der umweltpolitische Avantgardismus des
skandinavischen Raums bekannt ist, scheint die selbstbewusste Diskussion moderner Umwelt-
instrumente in der frithen Transformationsphase Polens weitere Untersuchungen wert zu sein.

Als vollstandig prasent erscheint hingegen der Uberzeugungsmechanismus im litauischen

Fallbeispiel (vgl. Tabelle 5.2). Dies ist als stidrkster Befund der vorliegenden Untersuchung an-
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zusehen. Nach einem im Vergleich zu Polen um einige Jahre spéter anzusetzenden EU-Anna-
herungsprozess im Kontext der UVP-Richtlinie, ist fiir die Zeit zwischen Ende der 1990er Jahre
und dem Beginn der litauischen EU-Mitgliedschaft eine hohe legitimitdtsbasierte UVP-Erorte-
rungskultur zu verzeichnen. Die insbesondere durch Finnland ausgesandte Legitimitdtseror-
terung wurde {iber einen im litauischen Umweltministerium ansafligen , Briickenkopf” verar-
beitet und von zentralen Sozialisierungsempfangern verinnerlicht. Der Uberzeugungsmecha-
nismus war, wie in der Konzeptualisierung des Beobachtungszeitraums angenommen, insbe-
sondere in der Zeit vor dem Beitritt aktiv (vgl. unter Abschnitt 4.3.5). Die Sozialisierungskette
brach aber weder vor noch nach 2004 auch im regionalen bis lokalen Kontext nicht ab. Eine ho-
he Qualitit der Sendermitteilungen sowie innovative Ansétze der Integration relevanter Stake-
holder trugen mafsgeblich zum Internalisierungserfolg auf allen beteiligten Ebenen bei. Es ist
davon auszugehen, dass die konstatierte tiefgehende Norminternalisierung bei den zentralen
Complianceakteuren dazu beigetragen hat, dass auch auf regionaler wie lokaler Implementa-
tionsebene eine nachhaltige Anwendung der transponierten, litauischen UVP-Bestimmungen

gewdhrleistet werden konnte.
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6.1. Zusammenfassung der methodischen Herausforderungen

Im vorangegangenen Kapitel wurde mithilfe von Process Tracing die Pridsenz der Mechanis-
men Sozialer Einfluss und Uberzeugung in dem Fallbeispiel der Umsetzung der europdischen
UVP-Richtlinie in Polen und Litauen untersucht. Dieser empirische Test diente der Beantwor-
tung der tibergeordneten Fragestellung, ob der durch internationale Institutionen generierte
Anpassungsdruck iiber eine der beiden Varianten von Sozialisierung einen Effekt auf staatli-
che Compliance entwickelt.

Im vorliegenden Kapitel werden die ermittelten Befunde einer kritischen Bewertung ihrer
Signifikanz unterzogen. Dieser reflexive Vorgang ist notwendig zur Integration der Inferenzen
in den breiteren Forschungskontext und zur Etablierung des genuinen Forschungsbeitrags der
vorliegenden Dissertationsschrift.

Hierzu werden im Folgenden die methodischen Herausforderungen zur Messung der Pra-
senz der Mechanismen Sozialer Einfluss und Uberzeugung knapp zusammengefasst und die
Reliabilitdt und Validitdt des Forschungsansatzes beleuchtet.

Aufgrund der potentiellen Aquifinalitdt unterschiedlicher Erklirungsansitze fiir Com-
pliance wird zur Validitdtserhchung eine kontrafaktische Analyse sowie eine kursorische Prii-
fung moglicher Alternativmechanismen und -faktoren durchgefiihrt.

Zudem wird auf der Grundlage der Reflexion der Pramissen der vorliegenden Untersu-

chung der Versuch einer theoretischen und methodischen Briickenbildung unternommen.

6.1 Zusammenfassung der methodischen Herausforderungen

Als aussichtsreicher Fall von Sozialisierung wurde der Europdische Beitrittsprozess der mit-
telosteuropdischen Staatengruppe erwéhlt (vgl. Abschnitt 4.3.1). Um zu gewéhrleisten, dass
der Kontext von Sozialisierung gegeben ist, wurde eine Richtlinie mit komplexem Anfor-
derungsprofil beleuchtet, da hiermit die Ausgangsbedingung eines messbaren Anpassungs-
drucks durch die EU abzudecken war. Gleichzeitig ist es aufgrund dieser Fallauswahl nicht
moglich Aussagen iiber die Prasenz von Sozialisierungsmechanismen in anderen Kontexten zu
tdtigen, wie etwa in Féllen schwicheren Anpassungsdrucks, etwa aufSerhalb des Beitrittspro-
zesses wie es der Fall ist in der Europédischen Nachbarschaftspolitik, oder im Zusammenhang
mit niedrigschwelliger oder weicher Gesetzgebung. Aufgrund der Singularitdt von ressour-
cen-intensiven Sozialisierungsstudien, welche im politikwissenschaftlichen Forschungszyklus
(Schmitter 2008, 294) einen theoretischen und empirischen Geltungsanspruch vertreten, ver-
spricht die vorliegende Untersuchung trotz kontextueller Einschrankung wissenschaftlichen

Fortschritt zu generieren. Zudem dient die Analyse des Implementationsprozesses in zwei
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mittelosteuropdischen Staaten mit moglichst diversen Werten auf der Skala der Compliance-
Performanz der Erh6hung der Beobachtungen.'!®

In der Folge der Untersuchungskonfiguration wurden zwei Einzelfallbeispiele betrachtet,
in welchen ein Mindestmafs an korrekter und nachhaltiger Compliance beobachtet wurde (vgl.
unter Abschnitt 4.3.3).

Die Optionen zur Generalisierbarkeit der Befunde tiber die Préasenz eines Mechanismus in-
nerhalb eines spezifischen Kontexts sind begrenzt. Nicht beantwortet werden kann ferner, ob
Sozialisierung in Staaten ohne Compliance prasent war. Ebenso kann tiber die Starke des Zu-
sammenhangs keine Aussage getroffen werden: des Process Tracings inferentielle Logik beruht
nicht auf einem komparatistischen Vergleich, sondern auf dem Bayesschen Theorem (vgl. unter
Abschnitt 4.5). Eine substantielle Antwort auf die Frage, ob Erkenntnisse innerhalb eines Fall-
beispiels schlieflich auf die Grundgesamtheit (hier: die mittelosteuropéische Beitrittsgruppe)
tibertragen werden konnen, erfordert die Anwendung falliibergreifender Methoden, insbeson-
dere eine quantative bzw. komparativistische Grundlage zur Fallauswahl (Beach und Pedersen
2013, 77; 147; 158).116

Mangelnde Generalisierbarkeit und fehlende Aussagen zur Stirke des Zusammenhangs
zwischen Anpassungsdruck und Wandel stellen jedoch im vorliegenden Forschungszusam-
menhang kein relevantes Defizit dar, da die Studie nach der Priisenz von Sozialisierung fragt,
welche bislang, wie im Forschungsstand dargestellt, im mittelosteuropdischen Kontext nicht
tiberzeugend nachgewiesen werden konnte. Ist es mithilfe der inferentiellen Logik des Bayess-
chen Theorems gelungen, den Konfidenzwert in die Prasenz von Sozialisierungsprozessen im
EU-Erweiterungsprozess zu erhohen, wire dies als substantielle Erkenntnis anzusehen, an

welche in der zukiinftigen Forschung zum Einfluss internationaler Institutionen auf staatli-

115Beide Fallbeispiele werden als voneinander autonome Untersuchungseinheiten angenommen. Das bedeutet, dass
mogliche Einflussprozesse der beiden Staaten aufeinander, wie etwa das nur schwer zu operationalisierende Regatta-
prinzip des Erweiterungsprozesses, nach welchem das Compliance-Verhalten des einen Staates die Normkonformitat
des anderen beeinflusst, ausgeblendet wird (Sedelmeier 2008b, 821). Von zukiinftigen Studien zu bestimmen waire
daher etwa der Effekt der Zugehorigkeit Litauens zur Erweiterungsgruppe, welche dem Bewerberkreis um Polen zu-

ndchst nachgeordnet wurde, auf die Prasenz von Sozialisierungsmechanismen (vgl. Maniokas 2005).
116Hjerfiir miisste die konzeptuelle Einordnung der Verteilung der Grundgesamtheit nach der sogenannten Fuzzy

Set Logik erfolgen (Ragin 2000; Beach und Pedersen 2013, 148). Die Ausgangsbedingung Anpassungsdruck und der
Effekt innerstaatlicher Wandel wéren mithilfe von Schwellenwerten als Fuzzy Sets zu kategorisieren und die Elemente
der Grundgesamtheit jeweils der Mitgliedschaft in einem der Sets zuzuordnen. Aus der resultierenden Verteilung
konnte die Stirke des Zusammenhangs mithilfe einer linearen Regressionsanalyse ermittelt werden.

Dieser Ansatz kann im vorliegenden Fall nicht zur Anwendung kommen, da fiir diese Nested Analysis (Lieberman
2005)) kaum robuste und konsistente statistische bzw. komparative Daten zum Zusammenhang zwischen institutio-
nellem Anpassungsdruck und Compliance bei den gegegebenen Kontextbedingungen zu finden bzw. eigenstindig zu
generieren sind (Mastenbroek 2005; Toshkov 2010; Martin 2011; Angelova et al. 2012; Hafner-Burton et al. 2012).

168



6.2. Reliabilitdt und Validitdt der Operationalisierung

ches Verhalten angeknitipft werden kann. Zudem ist es als Beitrag dieser Untersuchung zur
Theorieentwicklung zu verstehen, dass der hédufig in der Forschung monolithisch betrachte
Sozialisierungsmechanismus in zwei deutlich von einander zu trennende, operationalisierbare

Mechanismen (Sozialer Einfluss und Uberzeugung) differenziert wurde.

6.2 Reliabilitdat und Validitit der Operationalisierung

6.2.1 Reliabilitat

Zur Sicherstellung moglichst konsistenter, und somit reliabler, Messwerte wurden unterschied-
liche Quellen zur Datengewinnung verwendet. Da Hinweise auf Sozialisierung lediglich fiir
den Uberzeugungsansatz ermittelt werden konnten, beschrénkt sich die Besprechung im Fol-
genden auf die Datengrundlage und die Einschitzungen zur Priasenz des Uberzeugungsan-
satzes, genauer auf den, aufgrund des geringen theoretischen Priorwerts aussagekraftigsten
und daher wesentlichen, Teilmechanismus mgy (Norm-Reflexion und -Internalisierung durch
Sozialisierungsempfinger).'”

Eine wichtige Quelle fiir die Ermittlung der Prasenz des Teilmechanismus mo waren die
22 halbstrukturierten und von Angesicht zu Angesicht durchgefiihrten Eliteninterviews, de-
ren Antwortqualitat durch Datenanonymisierung erhoht wurde. Die Représentativitdt der In-
terviewpartner-Auswahl wurde gewéhrleistet, indem 6ffentliche wie auch interne Dokumente
zur Implementation der UVP-Richtlinie zwischen 1989 und 2015 auf relevante wiederkehrende
Personennamen hin untersucht wurden. Lediglich eine wiederholte Nichtbeantwortung wurde
verzeichnet: das polnische Umweltministerium hat zu keiner Zeit auf Interviewanfragen rea-
giert, so dass in die vorliegende Untersuchung keine Aussagen der jiingsten Generation von
UVP-Ministerialbeamten eingearbeitet werden konnten. Interviews konnten hingegen mit ehe-
maligen zentralen Sozialisierungsempfangern aus dem polnischen Umweltministerium durch-
gefiihrt werden, ebenso wie mit Vertretern regionaler und lokaler Verwaltungsbehorden. Diese
boten einen, in den Aussagen sich tiberschneidenden, Einblick in die instrumentell gepréagten
Denkmuster der polnischen Zentraladministration, welche sich vermutlich auch in der Présenz
der beiden mehrjdhrig anhdngigen Vertragsverletzungsverfahren der EK gegen die polnische
UVP-Umsetzung manifestieren (vgl. unter Abschnitt 5.3.5). Im litauischen Fallbeispiel konnten
drei relevante UVP-Akteure der 1990er Jahre aufgrund ihres vorangeschrittenen Alters sowie

mangelnder Kommunikationswege und Sprachkenntnisse nicht kontaktiert werden. Dies ist

17 zur Erhohung der Reliabilitdt bei mo wurde ein Versuch der Messinstrument-Standardisierung unternommen,
indem die aus den Datenquellen gewonnenen Aussagen den diskreten nominalen Kategorien ,interessenorientiert”

bzw. ,erorternd” zugeordnet wurden.
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jedoch als Defizit zu vernachldssigen, da mit den wichtigsten zentralen Sozialisierungsemp-
fangern ausfiihrliche Interviews durchgefiihrt werden konnten. Zudem konnte die Auswer-
tung von zur Verfiigung stehenden Textdokumenten, wie im folgenden Abschnitt beschrieben,
urspriingliche Einstellungen der nicht-interviewten Individuen rekonstruieren und einordnen.

Der Autorin zur Verfligung stehende primére Schriftstticke, welche den Status Quo zu ver-
schiedenen Zeitpunkten des UVP-Reformprozesses in Polen und Litauen ausfiihrlich doku-
mentieren, wurden mit den vorhandenen Interview-Aussagen und den, aus der Analyse von
Implementationsberichten und sekundérer Literatur, gewonnenen Erkenntnissen abgeglichen.
Es wurden bei der qualitativen Datenauswertung, bei welcher die Aussagen der Interview-
partner sowie der Textautoren in die nominalen Kategorien , interessenorientiert” und ,eror-
ternd” sortiert wurden, keine widerspriichlichen Eindriicke gewonnen. Besonders hervorzu-
heben hinsichtlich der Objektivitdt der aus der schriftlichen Datengrundlage gewonnenen Ein-
schatzungen zur Présenz erdrternder Sprechakte ist der elektronische Schriftverkehr zwischen
dem litauischen Umweltministerium und dem finnischen Sozialisierungssender seit Ende der
1990er Jahre. Diese gradlinig argumentierenden, konsistent auf Erorterungsprozesse verwei-
senden Emails vermitteln dem unbeteiligten Beobachter einen relativ unverfilschten Eindruck
der Akteurspositionen und Einstellungszusammenhinge zu jenen Zeitpunkten imnerhalb des
Beobachtungszeitraums und die ermittelten Aussagen stimmen zu jeder Zeit mit den Aussa-
gen der befragten litauischen Implementationsakteure tiberein. Demzufolge wird angesichts
der Objektivitat der verwendeten Primérquellen und des konsistenten Auswertungsergebnis-
ses der subjektive Charakter der qualitativen Herangehensweise ausgeglichen und eine hinrei-

chende Interrater-Reliabilitdt gewahrleistet.

6.2.2 Validitit

Die messtechnischen Herausforderungen sozialpsychologisch inspirierter Studien zu Préfe-
renzwandel infolge von Norminternalisierungen sind ohne experimentellen Versuchsaufbau
als sehr hoch einzuschitzen (vgl. Johnston 2001, 511). Ein sogenannter Trade-off besteht bei
politiwissenschaftlichen Untersuchungen mit qualitativer Methodologie in der Wahrung wis-
senschaftlicher Grundstandards und der Entwicklung schopferischer Instrumente zur Gene-
rierung von Erkenntnisfortschritt. Die vorliegende Arbeit hat sich in diesem Zusammenhang
dienstbar gemacht, indem die derzeit fashionable Methode des Process Tracings in addquater,
sinnbringender Form fiir die Analyse von Sozialisierungsprozessen genutzt wurde und eine
standardisierte Messung von kognitiven Prozessen versucht wurde.

Im Fokus einer Validitdtsbewertung fiir Teilmechanismus ms sollte die Frage stehen, ob

dieser tatsdchlich iiber den gewdhlten Indikator betrachtet wurde. Die Addquatheit des Pro-
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cess Tracing-Ansatzes kommt hier ins Bild, da dieser es dem Forscher erméglicht, konzeptuel-
le und messtechnische Justierungen fiir jeden einzelnen Teilmechanismus durchzufiihren und
die Inferenzen folglich kleinteilig vorzunehmen. Zudem kann der Kausalpfad von den Makro-
Rahmenbedingungen der Normaussendung bis hin zur Norminternalisierung und -implemen-
tation auf der Mikroebene abschnittsweise verfolgt werden, ohne gleichzeitig eine aggregierte
Analyse zu erfordern. In der Folge konnte die gesamte Bandbreite der Definition eines Kon-
zeptes wie Uberzeugung abgedeckt werden bzw. der Prozess der essentiellen Norminternali-
sierung an der entsprechenden Stelle detailliert ins Visier genommen werden.

Es ist bestreitbar, dass erorternde Sprechakte mit Prozessen der Norminternalisierung
gleichzusetzen sind, insbesondere da jene mit zunehmender Verinnerlichung verebben und
diese nicht direkt beobachtbar sind. Kritisch konnte vermerkt werden, dass etwa im litauischen
Beispiel fiir die Operationalisierng von Teilmechanismus mgy keine Protokolle der inhaltlichen
Auseinandersetzung zwischen Status-Quo-bewahrenden und reformorientierten Implementa-
tionsakteuren existieren. Folglich ist nicht auszuschliefien, dass Sozialisierungssender mate-
rielle Kosten von Nonkonformitdt angedroht haben oder die politischen Opportunitédtskosten
und instrumentelle Karriereerwagungen der Ministerialbeamten Préaferenzverdnderungen ein-
geleitet haben. Diese Faktoren miissen von der zukiinftigen Forschung berticksichtigt werden.
Eine Herausforderung bildet hierbei die Tatsache, dass die registrierten Auseinandersetzungen
bald zwei Jahrzehnte zurtickliegen, daher bestimmte Annahmen getroffen werden miissen,
um tiberhaupt zu Aussagen tiber die vergangenen Einstellungsverdnderungen zu gelangen.
Ein Blick in die Forschungsliteratur ldsst beispielsweise vermuten, dass argumentative Pro-
zesse zur Angemessenheit eines Verhaltensstandards sehr wahrscheinlich den Beginn eines
Internalisierungsprozesses markieren und in Abwesenheit intervenierender Faktoren zur Be-
seitigung kognitiven Misfits und somit zur Akzeptanz und Verinnerlichung fiihren (vgl. Elster
1991; Herkner 1991a; Cortell und Davis 2000, 71f.). Vertreter der gangigen Lehrmeinung wir-
den in dieser Hinsicht auch nicht die Tatsache bestreiten, dass sich Praferenzverdnderungen
in Form erdrternder Norminternalisierungsprozesse vollziehen konnen. Vielmehr wiirde be-
tont, dass dies de facto nicht geschehe bzw. bislang kein Hinweis hierauf ermittelt werden
konnte. Daher liegt fiir Teilmechanismus ms ein empirischer Test mit geringem Likelihood-
Quotienten vor, so dass eine Identifizierung erorternder Sprechakte mit Norminternalisierung
und Préferenzverdnderung in Verbindung gebracht werden kann. Entscheidend ist hierbei die
Voraussetzung, dass die Normerorterungen an der richtigen Stelle beobachtet wurden, d.h.
dass Aussagen von UVP-Akteuren dokumentiert wurden, welche tatsachlich fiir den Wandel
des UVP-Systems mafigebend verantwortlich waren. Diese Voraussetzung ist, wie unter Ab-

schnitt 6.2.1 beschrieben, im vorliegenden Fall gegeben.
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6.2.3 Kontrafaktische Analyse

Zur Erhohung der Validitdt muss ferner das Problem der sogenannten Aquifinalitit in An-
griff genommen werden. Wire im litauischen Fallbeispiel Compliance in Abwesenheit des
Uberzeugungsmechanismus zu beobachten? Angenommen, litauische UVP-Akteure seien in
keinerlei unmittelbaren kommunikativen legitimitdtsorientierten Austausch mit europdischen,
insbesondere finnischen, Sozialisierungssendern getreten. In diesem Fall wire die Wahrschein-
lichkeit fiir erorterungsbasierte Norminternalisierungsprozesse gesunken, da der Bedarf nach
Ausgleich des kommunikationsinduzierten kognitiven Misfits nicht gegeben wére. Dies be-
deutet jedoch nicht, dass der europédische Anpassungsdruck in verminderter Form aufgetreten
wadre. Er hatte jedoch vermutlich eine andere Gestalt angenommen, mit zu differenzierenden
Konsequenzen. Beispielsweise wire die Wahrscheinlichkeit grofier gewesen, dass die fehlen-
de Unterstiitzung der jungen, westlich orientierten Behordenmitarbeiter durch ausldndische
Expertise die relative diskursive Position dlterer, kommunistisch gepragter Ministerialbeamter
hitte stiarker ausfallen lassen konnen. In der Folge hétte der Prozess der richtlinienkonformen
litauischen UVP-Reform deutlich schwerfilliger ablaufen konnen. Hierzu hatte auch beigetra-
gen, dass reformorientierte UVP-Akteure zur Beschaffung des notwendigen Implementations-
Knowhows auf keine informellen Kanéle hitten zuriickgreifen konnen, sondern Informatio-
nen unilateral tiber die landesunspezifischen Zielvorgaben sowie veroffentlichten Leitlinien
der EK hitten generieren miissen. Reformverschleppungen und mangelndes regulatorisches
wie technisches Wissen hitten vermutlich weitere Vertragsverletzungsverfahren von Seiten
der EK nach sich gezogen. Folglich zeigt diese knappe kontrafaktische Analyse (Fearon 1991),
dass eine Abwesenheit von Uberzeugung zu Implementations-Verzogerungen und somit zu
einem ineffektiven und ineffizienten UVP-Reformprozess fithren kann. Die Prasenz des Uber-
zeugungsmechanismus scheint die Wahrscheinlichkeit fiir eine kostenreduzierte, da raschere

und nachhaltigere Compliance zu erhohen.

6.2.4 Alternativmechanismen

Zu eruieren bleibt, ob die Abwesenheit des Uberzeugungsansatzes und ihre Folgen fiir Norm-
konformitiat kompensiert werden kénnen durch alternative Mechanismen, die der IB-, Com-
pliance- und Europaisierungsforschung bekannt sind.

6.2.4.1 Vorhersagen ideeller vs. materieller Ansdtze

Als direkter Kontrahent zum Sozialisierungsansatz firmiert der Komplex an Vorhersagen des

unter Abschnitt 2.3.4 beschriebenen External Incentives Modells (Schimmelfennig und Sedel-
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meier 2004). Die vom Uberzeugungsmechanismus divergierenden Annahmen zum Einfluss
von Institutionen auf innerstaatlichen Wandel sowie zur dominanten Handlungsmotivation
staatlicher Akteure wurden im Rahmen des vorliegenden Forschungsdesigns auf der Grund-
lage der Bayesschen Inferenzlogik bereits besprochen (vgl. Abschnitt 4.5). Fiir jeden Teilme-
chanismus der beiden Sozialisierungsansitze Sozialer Einfluss und Uberzeugung wurde dar-
gelegt, inwieweit die prognostizierten Evidenzen von der rationalistisch inspirierten Lehrmei-
nung erfasst werden. In der Regel unterschieden sich die beiden Ansitze im Hinblick auf die
Interpretation der Bedeutung des potentiellen Auftretens der jeweiligen Evidenzen. Im Beson-
deren wurde die Wahrscheinlichkeit fiir eine Prdsenz von Normerérterungen im Kontext der
innerstaatlichen UVP-Umsetzung als sehr geringfiigig erachtet und das Phanomen normindu-
zierten Praferenzwandels als epiphenomenal angesehen. Diese Ausfithrungen verdeutlichen,
dass materielle und ideelle Erkldrungen fiir das Verhalten von Implementationsakteuren tiber
Schnittpunkte verfiigen bzw. unterschiedliche Bedingungen und Prozesse betonen. Wahrend
das External Incentives Modell jedoch tiber eine geringe Vorhersagekraft im Hinblick auf das
Compliance-Verhalten der neuen EU-Mitgliedstaaten nach 2004 verfiigt, ist die Prasenz des
Uberzeugungsmechanismus zwar im polnischen Beispiel fiir einen gewissen Zeitraum plau-
sibilisert, im litauischen Fall gar weitgehend nachgewiesen worden; dennoch ist nicht auszu-
schliefsen, dass die beiden konkurrierenden Erklarungsansitze unterschiedliche Aspekte des
Préferenzbildungsprozesses und der resultierenden Compliance-Performanz jeweils besser ab-
bilden. Um beiden Ansétzen gerecht zu werden, bietet sich ein sequentieller Ansatz an, dessen

Logik im Folgenden fiir zwei potentielle Varianten skizziert werden soll:

Sequenz-Variante A: Ideelle vor materiellen Handlungsmotiven

Den sozialkonstruktivistisch inspirierten Sozialisierungsmechanismen liegt die Annahme zu-
grunde, dass potentiell strategisches Verhalten durch die sozial konstruierten Wahlmoglichkei-
ten eingegrenzt wird: ,expectations and intentions (.. .) are drawn from previously constituted
social structures[;] (...) rational actors live and act in a socially constructed world” (Adler 2013,
124).1"8 Staaten und das internationale Staatensystem stellen blofle Wirklichkeits-Konstruktio-
nen dar und Institutionen bilden sich demnach tiber die soziale Interaktion von Akteuren in-
nerhalb eines bestimmten Umfelds aus (Wendt 1992; Checkel 1998; Finnemore und Sikkink
1998; vgl. auch Stein 2008, 207).

Damit kennen staatliche Akteure nach sozialkonstruktivistischem Verstindnis keine exo-

118Djesen Grundgedanken teilt auch Max Weber, wie aus folgendem Zitat ersichtlich wird: ,Interessen (materielle
und ideelle), nicht: Ideen, beherrschen unmittelbar das Handeln der Menschen. Aber: die »Weltbilder«, welche durch
»Ideen« geschaffen wurden, haben sehr oft als Weichensteller die Bahnen bestimmt, in denen die Dynamik der Inter-
essen das Handeln fortbewegte” (Weber 1991, 101).
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gen vorgegebenen und stabilen Préferenzen, da diese im Rahmen von Sozialisierungsprozes-
sen Wandel unterworfen sind (vgl. Jupille et al. 2003, 14). Ohne Verstandnis fiir diese interakti-
ve Dimension der Schaffung neuer Normen in der internationalen Arena und ihrer innerstaat-
lichen Rezeption, bleiben Analysen staatlichen Handelns unvollstandig.

Dieser Ansatz ist jedoch nicht gleichzusetzen mit der Annahme, dass Normen, welche von
Akteuren internalisiert wurden, nicht schlieflich zielorientiert verfolgt werden konnen: , One
sign of (...) socialization in new values may in fact be highly strategic behavior designed to
promote these values” (Johnston 2005, 1031). Aus dieser Perspektive ldsst sich etwa der Me-
chanismus sozialen Einflusses besser einordnen: die soziale Konstruktion einer Gemeinschaft,
welche soziale Anreize und Sanktionen mit Normkonformitét koppelt, bietet den normativen
Hintergrund fiir einen an materieller Bereicherung orientierten Akteur, welcher beginnt, sta-
tusmaximierendes Verhalten erkennen zu lassen, welches nur in der gegebenen Gemeinschaft
sinnhaft wird (Therborn 2002, 875; Johnston 2005, 1031). In einer extendierten Version dieser
Studie miisste die Autorin den konstitutiven Elementen dieser Kontexte gerecht werden. Mit-
hilfe von Diskursanalysen konnten Prozesse des strukturellen Wandels in den Blick genommen
und Schlussfolgerungen tiber dominant gewordene Bedeutungszusammenhiange vor dem Ho-
rizont moglicher Alternativbedeutungen und ihrer Konsequenzen fiir strategisches Handeln

staatlicher Akteure gezogen werden (Klotz und Lynch 2007; Lupovici 2009).

Sequenz-Variante B: Materielle vor ideellen Handlungsmotiven

Der Sichtweise, wonach materielle Faktoren den Hintergrund fiir ideelle Prozesse bilden, ent-
spricht die Vorgehensweise bei Finnemore und Sikkink (1998) sowie Risse et al. (1999). Diesem
Ansatz liegt die Idee zugrunde, dass die Interaktion nutzenmaximierender und das Verhalten
anderer einberechnender Akteure ein Umfeld erschaffen kann, in welchem Sozialisierungsef-
fekte wirksam werden (Sissenich 2007, 30f.). Wie Sissenich (2007) erarbeitet hat, bietet sich die
Vorbeitrittsphase der EU-Osterweiterung fiir diese Perspektive an. Es ist gezeigt worden, dass
die Vorbeitrittszeit bis 2004 in erster Linie gekennzeichnet war von einer instrumentellen, kon-
ditionalitdtsorientierten Erweiterungsstrategie der EU (Schimmelfennig und Sedelmeier 2004;
Grabbe 2006). Diese Tatsache allein schliefit die Prédsenz von Sozialisierungseffekten bereits
in der Vorbeitrittsphase jedoch nicht aus. Dass die bisherige Sozialisierungsforschung jedoch
kaum empirisch gehaltvolle Ergebnisse ans Licht befordert hat, hdngt mit dem Effekt des , First
mover” zusammen (Jupille et al. 2003, 21)(Hurd 1999, 392):

One often hears colleagues ask one another, What can your theory explain that mi-
ne cannot already explain? If we take any two theories, each with two explanatory

components—the first component is shared by both theories, the second is distinc-
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tive—whichever one is entered first will likely be the more powerful for the simple
reason that the first will benefit from its correlation with the second, although the
second theory will be discounted to the extent that it overlaps with [sic] first. (Ju-

pille et al. 2003, 271.)

Auf die vorliegende Untersuchung angewandt bedeutet dies: Wenngleich bereits in dem
Vorbeitritts-Zeitraum Norminternalisierungsprozesse operativ gewesen sein konnen, ist es
moglich, dass ihre Wirkung zunéchst noch durch die Dominanz materieller Akteurspréferen-
zen abgeschwécht wurde. AuSerdem ist anzunehmen, dass der Sozialisierungsoutcome, d.h.
Compliance infolge von Sozialisierung, zeitlich verzogert eintritt. Beide Fakten verschlechtern
die Startposition ideeller gegentiber materiellen Erklarungsfaktoren. Daher sollte in zukiinf-
tigen Untersuchungen von vornherein eine sequentielle, und gleichzeitig dem sogenannten
Residual Variation Ansatz nahekommende Herangehensweise gewéahlt werden, welche den
Wettbewerbsnachteil fiir Sozialisierung zu verringern versucht, wie es bereits fiir die vorlie-
gende Untersuchung versucht wurde (Jupille et al. 2003, 27f.; March und Olsen 2006, 704): Die
Préferenzen der EU-Beitrittskandidaten wurden hierbei zunédchst als exogen gegeben betrach-
tet. Gleichzeitig wurde gemafs der Vorhersagen des Sozialisierungsansatzes angenommen, dass
mit fortschreitender Dauer die soziale Interaktion im Rahmen des Beitrittsprozesses préferenz-
verdndernde Wirkung entfaltet. Im litauischen Fallbeispiel konnte dies fiir den Uberzeugungs-

mechanismus nachvollziehbar gezeigt werden.

6.2.4.2 Weitere Alternativeinfliisse

Nicht zu tibersehen sind die Einfliisse innerstaatlicher Akteure auf Compliance. Fiir das litaui-
sche Fallbeispiel zu nennen sind hier etwa die Forderungen der Industriellen-Vereinigung nach
regulatorischen Vereinfachungen. Auch ein nicht unbedeutender Einfluss zivilgesellschaftli-
cher Akteure auf eine effektive Implementation des UVP-Modells in Polen wie Litauen wurde
vermerkt. Hier bedarf es weiterer Analysen mit theoretisch fundierten Verkniipfungen der Wir-
kung der internationaler Ebene auf Compliance unter Beriicksichtigung der innenpolitischen

Akteurskonstellation!!?

sowie im Fallbeispiel der Lander Mittel- und Osteuropas der postkom-
munistischen Hinterlassenschaften.'?

Bisher wurden lediglich direkte Mechanismen und ihr Effekt auf Compliance betrachtet.
An dieser Stelle wird darauf verwiesen, dass das Potential fiir Untersuchungen zur Bedeu-

tung indirekter Mechanismen, wie Lesson Drawing oder Nachahmung, weit entfernt davon ist,

Wyel. Agh 1999a; Haverland 2000; Bailey 2002; Guiliani 2003; Papadimitriou und Phinnemore 2003; Kelley 2004;

Schimmelfennig und Sedelmeier 2004; Steunenberg 2007; Di Lucia und Kronsell 2010.
120y¢]. Dimitrova 2002b; Pop-Eleches 2007; Cirtautas und Schimmelfennig 2010; Freyburg und Richter 2010; Schim-

melfennig und Scholtz 2010.
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ausgeschopft zu sein (vgl. Borzel und Risse 2012a, 9). Der Lesson Drawing-Ansatz bietet sich
insbesondere fiir das polnische Fallbeispiel an, in welchem der Befund zur anfanglichen Pra-
senz des Uberzeugungsmechanismus und dem spiteren plotzlichen Mechanismus-Abbruch
vielmehr dafiir sprechen konnte, dass die Problemlésungskapazitit des europédischen Modells
sich aus instrumentellen Motiven angeeignet und entsprechend den nationalen Interessen mo-
difiziert wurde, ohne dass hierbei ein Sozialisierungssender mit Fokus auf eine ganzheitliche
Modelliibernahme einen entscheidenden Einfluss hétte ausiiben kénnen (vgl. ebd., 91.).

Nicht zu tibersehen sind ferner die Beitrdge der klassischen Schulen der Compliance-For-
schung (Enforcement- und Managementansatz, vgl. unter Abschnitt 2.2.2 und Abschnitt 2.2.1)
zu den Bedingungen, unter welchen internationale Institutionen auf Compliance einwirken.

Die empirischen Erkenntnisse zur Wirkung Sozialen Einflusses und dem Uberzeugungsme-
chanismus in Polen etwa erinnern an Befunde aus der Forschungsliteratur zum Enforcement-
Ansatz: Sanktionen und Anreize durch die internationale Gemeinschaft (seien sie materieller
oder sozialer Natur) scheinen aufgrund des substantiellen polnischen ckonomischen und poli-
tischen Kapitals (7,7 % Stimmanteil im Rat der EU; achtgrofStes Bruttoinlandsprodukt innerhalb
der EU) kaum Handlungsdruck auszultsen. Ob mangelnder politischer Wille zu kostspieligen
Reformen durch Sozialisierungsprozesse nichtdestotrotz tiberwunden werden kann, bleibt bis
zur Widerlegung des Gegenteils fraglich. Die Anwendung der Sozialisierungshypothese auf
das polnische Fallbeispiel hat jedoch veranschaulicht, dass Korrelationsdarstellungen statis-
tischer Kennziffern mit den giangigen Compliance-Indikatoren ein unvollstindiges Bild der
Realitat zeichnen und hierbei ein tieferes, kontextuelles Verstandnis von Implementationspro-
zessen verdecken.

Gemaifs den vorliegenden Befunden ist hingegen die Vorhersagekraft des Management-An-
satzes der Compliance-Forschung in Kombination mit Sozialisierungseffekten als vielverspre-
chender zu sehen. Biirokratische Effizienzindikatoren wurden bereits mit Erfolg zur Vorher-
sage der Compliance-Performanz alter wie neuer EU-Mitgliedstaaten angewandt (vgl. unter
Abschnitt 2.3.3). Auch im Kontext der Vermittlung von Implementations-Know-How unter
Wahrung der Sozialisierungskette scheint ein Mindestmafs an Implementationskapazitat not-
wendige Bedingung zu sein. Hierbei scheint die physische Grofse des jeweiligen Staates eine,
wenn bislang auch unterbelichtete, Rolle fiir den Implementationserfolg zu spielen.

Fiir die vorliegende Untersuchung wurde Sozialisierung im Kontext zweier verschiedener
Landesgrofie erforscht, d.h. fiir die beiden grofiten Ostseeanrainer Polen und Litauen: wahrend
die Einwohnerzahl Polens 38,3 Millionen betrégt, liegt Litauens Bevolkerung hingegen bei nur
ca. 8 Prozent der polnischen (3,3 Millionen). Die Fldche Litauens umfasst lediglich ein Fiinftel

des polnischen Staatsgebiets.
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6.2. Reliabilitdt und Validitdt der Operationalisierung

Insbesondere im Bereich der Umweltpolitik ist davon auszugehen, dass die Grofse eines
Staates die Schwierigkeiten, die mit der Umsetzung komplexer internationaler Normen auftre-
ten, potenziert. Nicht nur die Herausforderungen in der Transpositions- und Applikationspha-
se sind in grofieren und kleineren Staaten unterschiedlich gelagert, auch die Sozialisierungsbe-
mithungen externer Akteure fruchten vermutlich je nach Zentralisierungsgrad und Implemen-
tationsanforderung in unterschiedlichem Mafie (vgl. Andonova und VanDeveer 2012, 297f.).
Somit scheint der politische Wille zu Compliance untergraben zu werden, sobald die schie-
re Anzahl an schwach ausgebildeten Verwaltungsakteuren den Wissenstransfer von zentra-
lem zu untergeordnetem Sozialisierungsempfianger zu einem kaum zu bewiéltigenden Projekt
wachsen ldsst. Zukiinftige Untersuchungen konnten folglich die Bedingungen, unter welchen
Sozialisierungseffekte wahrscheinlicher auftreten, unter Zuhilfenahme der Kapazititsvariable

prédzisieren.
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Die Vielfalt der potentiellen Ursachen fiir das Phdnomen innerstaatlichen Politikwandels ge-
bietet dem Wissenschaftler die Komplexitdt des Forschungsdesigns zu reduzieren; im vorlie-
genden Fall werden ohne Anspruch auf Vollstandigkeit internationale Institutionen als Bestim-
mungsfaktor analysiert. Genauer fragt die vorliegende Untersuchung nach dem Effekt nor-
mativen und kommunikativen internationalen Anpassungsdrucks auf die Compliance-Perfor-
manz eines Staates. Inwiefern ist Sozialisierung fiir staatliche Konformitét mit internationalen
Normen relevant? Uber welche Mechanismen kénnen sich die Préiferenzen zentraler Imple-
mentationsakteure verdndern?

Die theoretische Relevanz des genannten Themenkomplexes wurde im Kapitel Stand der
Forschung hergeleitet. Das Konzept des Second Image Reversed der IB-Forschung wurde dem-
zufolge in der Europdisierungsforschung erfolgreich moduliert. Der theoretische Fokus wurde
im Kontext der EU-Osterweiterung auf den Export europdischer Normen auf das Territorium
jenseits der EU-Grenzen sowie die innerstaatliche Resonanz europédischer Normen gerichtet.
Europdischer Anpassungsdruck wird zumeist hierarchisch-vertikal definiert, d.h. im Einzelnen
betrachtet werden in der Regel innerstaatliche Anpassungsprozesse an europdische Gesetzge-
bungsakte. Hierzu wurde von der Compliance-Forschung in zahlreichen Studien eruiert, un-
ter welchen Bedingungen EU-Gesetze erfolgreich im nationalen Kontext umgesetzt werden.
Jingst wurde immer haufiger die Rolle von Sozialisierung im Implementationsprozess be-
leuchtet, also die Frage, ob staatliche Akteure in Antwort auf den Anpassungsdruck durch
gruppendynamische Prozesse und/oder die Kommunikation von normunternehmenden Sen-
dern ihr Handeln auch an kollektiv definierten Standards fiir angemessenes Verhalten ausrich-
ten. Als praxisrelevant hat dieser Fokus zu gelten vor dem Hintergrund der Frage, wie bei ei-
ner schlechten Umsetzung Europdischen Rechts nachgesteuert werden kann, bzw. im grofieren
Kontext, wie internationale Institutionen staatliches Handeln effektiver beeinflussen konnen.

Seit die Autoren King et al. (1994) das Primat der frequentistischen Inferenz-Logik (Beach
und Pedersen 2013, 77) in der Politikwissenschaft etabliert haben, ist das Potential fiir einen
anerkannten, substanziellen Nachweis zur Prasenz von Sozialisierung in den internationalen
Beziehungen beschrankt. Nur eine hohe Fallzahl erméglicht die Bestimmung des Effekts ei-
ner ausgewdhlten Variable auf ein Phanomen. Qualitativen Einzelfallstudien haftet das Manko
mangelnder externer Validitat, d.h. schwacher Generalisierbarkeit auf die Grundgesamtheit,
an. Zahlreiche Autoren nutzten zur Erklarung von Compliance statistische Korrelationen und
Regressionsanalysen. In der Folge widmeten sich nur vereinzelte Autoren einer differenzier-
ten Konzeptualisierung und Operationalisierung des potentiellen Sozialisierungseffekts der

EU auf ihre Mitgliedstaaten, Beitrittskandidaten und Nachbarstaaten.
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Die vorliegende Untersuchung ist gegeniiber dem Ansatz der Suche nach dem durch-
schnittlichen Effekt eines spezifischen Erkldarungsfaktors und den damit verbundenen weitma-
schigen Indikatoren einen Schritt zurtick gegangen und hat Process Tracing-basiert innerhalb
von Einzelféllen gepriift, ob tiberhaupt Anzeichen fiir die Prasenz von Sozialisierung zu ermit-
teln sind. Eine methodische Grundlage hierfiir hat die sogenannte theorie-testende Bayessche
Logik der subjektiven Wahrscheinlichkeit geboten (Beach und Pedersen 2013, 77)). Diese Vor-
gehensweise verfiigt iiber den nicht zu unterschitzenden Vorteil, dass der Erforschende tiber
tiefgehendes Fallwissen verfiigt, welches ihm /ihr ermoglicht, die Reliabilitdt und Validitat der
Forschungsergebnisse zu erhohen. Dies bedeutet, dass nur wenige Messfehler zugelassen wer-
den, feinmaschige Indikatoren konstruiert werden kénnen und der Outcome mit dem gewéhl-
ten Bestimmungsfaktor tiber das theoretische Konzept von Mechanismen direkt verbindbar
wird.

Fiir ein bedeutungstragendes Process Tracing wurde mit dem Kontext des transformativ
wirkenden EU-Osterweiterungsprozesses ein aussichtsreiches Fallbeispiel fiir Sozialisierung
gewdhlt. Zur Sicherstellung eines gewissen Niveaus an Anpassungsdruck wurde eine zur in-
nerstaatlichen rechtlichen wie praktischen Umsetzung verpflichtende EU-Richtlinie mit kom-
plexen prozeduralen Vorgaben bzgl. der Umweltvertraglichkeitspriifung betrachtet. Die per-
sonellen Kapazitiaten ermoglichten die Auswahl zweier Staaten als Einzelfallbeispiele. Neben
Top-Complier Litauen wurde hierbei der polnische EU-Beitrittskandidat gewahlt, um priifen
zu konnen, ob die Prdsenz von Sozialisierung auch in etwas weniger aussichtsreichen Fallen
(6konomisch und politisches Schwergewicht in der mittelosteuropéischen Region) ermittelbar
ist.

Es hat sich gezeigt, dass der Sozialisierungsmechanismus weder in der Ausprigung als So-
zialer Einfluss noch als Uberzeugung im polnischen Fallbeispiel zu beobachten war. Lediglich
die Prisenz des Uberzeugungsmechanismus wurde fiir Litauen nachgewiesen.

Wie sind diese Befunde zur Bedeutung sozialer Interaktion im EU-Erweiterungsprozess
einzuordnen?

Zum einen hat sich die Operationalisierbarkeit des Mechanismus Sozialer Einfluss zur
Herausforderung entwickelt. Dies ist dem analyseebenen-iibergreifenden Charakter des auf
dem Druck des Kollektivs basierenden individuellen Norminternalisierungs-Prozesses anzu-
lasten. Es bleibt zukiinftigen Studien zur Rolle kollektiv vereinbarter Deutungsvorgaben fiir
die Implementation Europédischen Rechts tiberlassen, den Kausalprozess von Teilmechanismen
ny (stabiler Referenzrahmen)/ns (sozialer Konformitatsdruck) nach ns (Norminternalisierung
durch zentralen Sozialisierungsempfinger/n4 (Norminternalisierung durch untergeordneten

Sozialisierungsempfianger) ndher zu beleuchten und Wege der standardisierten Messung der
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kognitiven Prozesse in Teilmechanismus n3/n4 zu erarbeiten.

Wenngleich die Prasenz des Mechanismus Uberzeugung im polnischen Fallbeispiel nicht
nachgewiesen werden konnte, so ist doch eine interessante dynamische Entwicklung der Ak-
teurspraferenzen zu beobachten. Nach einer Frithphase der Einfiihrung des westlichen UVP-
Modells, in welcher Polen eine reformorientierte Vorreiterrolle eingenommen zu haben scheint,
wurde dem europédischen Anpassungsdruck seit Mitte der 1990er Jahre eine konsistent nut-
zenmaximierende Strategie der Verfolgung materieller polnischer Interessen entgegengesetzt.
Aus welchem Grund der Strategiewechsel erfolgte und somit eine nachhaltige Norminterna-
lisierung verhinderte, steht zur Priifung aus. Vermutet werden kann, dass sich der polnische
Anspruch auf eine Fiithrungsrolle innerhalb Mittelosteuropas tiber die Jahre konsolidiert hat
und folglich der politische Wille zur Akzeptanz als fremdbestimmt wahrgenommener Normen
abgenommen hat.

Das litauische Fallbeispiel hingegen weist deutliche Spuren der erfolgreichen Verinnerli-
chung internationaler Senderbotschaften auf. Eine Analyse der bilateralen Mentor-Schiiler-Be-
ziehung zwischen Finnland und Litauen liest sich gleichsam einem Best Practice-Beispiel fiir
Sozialisierung durch Uberzeugung. Es lassen sich hieraus einige Schliisse in Bezug auf sinn-
volle Instrumente des europdischen Normtransfers in reformwillige Staaten ziehen:

Normsender sollten sich an den Gegebenheiten eines Staates orientieren. Diese vermeint-
lich offenkundige Einsicht scheint nicht immer beachtet zu werden, wie Gesprache mit So-
zialisierungssendern und -empfangern offenbart haben. Wichtige Voraussetzung fiir eine ge-
lungene bilaterale Kooperation scheint ein Verstindnis des Sozialisierungssenders fiir den
sprachlichen und kulturellen Kontext des Empfiangerstaates zu sein. Wahrend im litauischen
Fallbeispiel ein litauischer Akademiker mit finnischem Hochschulabschluss und hervorragen-
den Englischkenntnissen von finnischen und litauischen Ministerialbeamten als Kommunikati-
ons- und Konfliktbearbeitungs-Scharnier akzeptiert wurde, scheinen deutsch-polnische Bezie-
hungskonflikte einen Anteil am Misserfolg des entsprechenden Twinning-Projekts zu tragen.

Von Vorteil ist zudem, wie das litauische Beispiel anhand des empirischen Befundes zu
Teilmechanismus n, zeigen konnte, eine friihzeitige Einbindung aller relevanten Stakeholder
in den jeweiligen Reformprozess, so dass potentielle Vetoplayer identifiziert werden kdnnen
und deren Einstellungen in der Folge Rechnung getragen werden kann.

Zuletzt scheinen sozialisierungsbedingte administrative Anpassungsprozesse in Staaten
mit geringem Dezentralisierungsgrad leichter abzulaufen, da hier aufgrund der geringeren
Akteurszahl die Kommunikation und Konfliktbearbeitung zwischen zentralen und unterge-
ordneten Sozialisierungsempfangern effizienter erfolgen kann.

Zu erwéhnen ist die Tatsache, dass die EK im Rahmen der Feldforschung fiir die vorlie-
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gende Untersuchung kaum als positiv unterstiitzender Sozialisierungssender in Erscheinung
getreten ist. In Interviews mit polnischen wie litauischen Sozialisierungsempfangern wurde
die EK lediglich im Kontext inkonsistenter Forderungen und korsetthafter Formvorgaben be-
nannt. Zu hinterfragen wire der unflexible Charakter des Twinning-Programms, insbesondere
in Féllen unzufriedenstellender Kooperationssituationen, in welchen eine Projektfortfithrung
nur mangelhaften Wert besitzt. Da die gefiihrten Interviews lediglich den Twinningzeitraum
bis 2004 abdecken, wire zu priifen, inwieweit die Lehren der Twinning-Erfahrung im mitte-
losteuropédischen Kontext bereits zu hinreichend substantiellen Verdnderungen am Gesamt-
Konzept gefiihrt haben.'?!

Wichtig ist die Frage nach der Ubertragbarkeit der Befunde dieser Untersuchung auf weite-
re rdumlich-zeitliche Kontexte. Folgende Untersuchungen sollten den bestehenden Theorierah-
men zum Test der Prasenz der Sozialisierungsmechanismen in den anderen neuen EU-Mit-
gliedstaaten anwenden. Um jedoch zu priifen, ob Sozialisierung als Phdnomen nicht nur auf
Prozesse beschréankt ist, in welchen systemtransformierende Nationalstaaten einer supranatio-
nalen Gemeinschaft beitreten bzw. jiingst beigetreten sind, waren deutliche Modifikationen am
Forschungsdesign erforderlich. Innerstaatliche Faktoren, wie etwa die mit Pfadabhingigkeit in
Beziehung stehende Unnachgiebigkeit institutioneller Traditionen, wéren zu berticksichtigen.
Auch erschiene es bspw. wenig zielfithrend, die alten EU-Mitgliedstaaten als Rezipienten zwi-
schenstaatlichen Mentorings zu begreifen.

Vielmehr wiére die Rolle epistemischer Gemeinschaften bzw. transnationaler Netzwerke als
Emittenten von Sozialisierungsbotschaften zur Umsetzung Europdischen Rechts zu priifen.
Diese Erscheinungsform von Normsendern wurde jedoch im vorliegenden Fall nicht detek-
tiert, so dass unklar bleibt, welchen Anteil diese an innerstaatlichem Wandel im Zusammen-
hang mit Norminternalisierungsprozessen hatten und haben konnen.

Generell ist in Zukunft die Analyse einer Prasenz von Sozialisierungseffekten auf ande-
re Felder auszudehnen: neben hierarchisch wirkenden Gesetzgebungsakten sollten Outputs
nicht-supranationaler Regimeformen betrachtet werden; neben dem forschungsbeliebten Fall-
beispiel Umweltpolitik weitere Politikfelder; neben policyorientierter Compliance auch die An-
passung innerstaatlicher Institutionen im Kontext internationalen Drucks. Auch stellt sich die
Frage nach der sozialisierenden Wirkung aufiereuropdischer Akteure.

Ungeachtet der mannigfaltigen Aufgaben der zukiinftigen Forschungsunternehmen zur so-
zialisierenden Wirkung internationaler Institutionen auf Staaten, bleibt der theoretische und

methodische Mehrwert der vorliegenden Untersuchung festzuhalten. Dieser ist vierfach:

121 Auch interessant zu priifen wire die Frage, ob es fiir Normkonformitit durch Uberzeugung relevant ist, ob Erér-

terungen die Quelle des jeweiligen Verhaltensstandards oder den Verhaltensstandard selbst zum Inhalt haben.
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a)

b)

<)

d)

Dank der Zusammenfiihrung multipler Forschungsstrange zum Einfluss internationaler
Institutionen auf innerstaatlichen Wandel und der sorgfiltigen Ausdifferenzierung der
bestehenden theoretischen Konzepte konnten zwei distinkte, bislang in der Europédisie-
rungsforschung héaufig vermengt betrachtete, Sozialisierungsmechanismen jeweils spezi-

fisch operationalisiert werden.

Infolge des prozessorientierten methodischen Vorgehens wurden bei der Operationalisie-
rung des Sozialisierungsansatzes die urspriinglich gingigen grobmaschigen Indikatoren
der Compliance-Forschung (etwa Werte der EU-Vertragsverletzungsverfahren oder der

Eurobarometer-Umfragen) durch validere qualitative Messinstrumente ersetzt.

Erstmals wurde das Verfahren des Process Tracings nach Beach und Pedersen (2013) und
die inferentielle Bayessche Logik zur Erhchung von Reliabilitdt und Validitit einer Sozia-

lisierungsstudie verwendet.

Als wichtigster Befund darf gelten, dass die Zuversicht in die faktische Prasenz des So-
zialisierungsmechanismus Uberzeugung in den internationalen Beziehungen signifikant
und intersubjektiv nachvollziehbar erhtht werden konnte. Jede Studie, welchen nicht
Notiz davon nimmt, dass es moglich und, zum tieferen politik- und sozialwissenschaftli-
chen Verstandnis staatlichen Verhaltens, sinnvoll ist, nachzuvollziehen, wie Priaferenzbil-
dungsprozesse durch Bedeutungskonstruktionen beeinflusst werden konnen, und wie,
in der Folge, staatliche Akteure kollektive Verhaltensstandards internalisieren konnen,

muss unvollstiandig bleiben.

Es liegt nunmehr an der rationalistisch inspirierten Forschungsgemeinschaft, diesen Be-
fund zur Bedeutung einer Rationalitdt, welche von intersubjektiven Verstandnissen her-

rithrt, handlungstheoretisch einzuordnen.
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Anhang:

Hauptaufgaben im Hinblick auf die Umsetzung der
UVP-Richtlinie nach Markus-Johansson et al. (2008,

61-64, eigene Ubersetzung)
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Anhang

Planung

1. Etabliere/benenne die fiir die Richtlinie zustdndige Behorde und sorge fiir addquate fi-

nanzielle, personelle und technische Ressourcen.

2. Priife die Integrationsmoglichkeit der UVP in bestehende Genehmigungsverfahren, be-

achte insbesondere die zeitliche Einplanung.

3. Entwerfe ein robustes Genehmigungsverfahren, im Rahmen dessen Projektantréage ledig-
lich bearbeitet werden wenn der Projekttrager die erforderlichen Informationen bereitge-

stellt hat.

4. Entscheide auf welcher Grundlage Anhang II-Projekte, welche eine UVP benétigen, defi-

niert werden:

(a) Fallbasis
(b) Schwellwerte/Kriterien

(c) Methodologie zur Feststellung ,erheblicher Umweltauswirkungen” gemaff An-

hang III
(d) Screening-Methodologie gemafs EK-Dokument ,, Guidance on EIA-Screening”
(e) Kombination der o.g. Prozeduren

5. Entwickle ein Protokoll fiir die Bereitstellung von Screening-Stellungnahmen fiir Projekt-

trager und fiir die Aufklarung der Offentlichkeit und der betroffenen Behorden.

6. Falls notwendig, definiere gemafs Anhang III Schwellenwerte/Kriterien um festzusetzen,

ob Anhang II Projekte eine UVP erfordern.

Stelle sicher, dass die jeweiligen Behdrdenbeschliisse der Offentlichkeit und die 6ffentli-

che Meinung der jeweiligen Behorden zuganglich gemacht werden.

7. Lege ein Protokoll fest, welches Projekttrager tiber den erwiinschten Umfang einer UVP
informiert. Das Protokoll kann sich auf das EK-Dokument ,,Guidance on EIA-Screening”

beziehen.

8. Ziehe in Betracht ein Protokoll fiir die Priifung des UVP-Berichts zu erstellen, unter Be-

riicksichtigung des EK-Dokuments ,Guidance on EIA-EIS Review”.

9. Erwége, ob die UVP-Umsetzung von externer Expertise profitieren wiirde (z.B. von For-
schungsinstituten, professionellen Gremien, individuellen Beratern) und entwickle eine

angemessene Zertifizierungsprozedur.
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

Bestimme die Methode zur Auswahl der UVP-Berichtsexperten mit dem Kriterium
hochstmoglicher Unabhingigkeit. Bestimme auch die Mindesteinstellungsvoraussetzun-
gen (Training, Expertise, etc.) und Disziplinarmafinahmen fiir Experten, die an der UVP-

Prozedur teilnehmen.

Stelle sicher, dass Behorden etwaige relevante Informationen stets an die Projekttrager

weitergeben.

Uberlege, wie die Umweltinformationen, die vom Projekttriger bereitgestellt werden,
tiberpriift werden und entwerfe ein spezielles Protokoll fiir technische Unterstiitzung

durch andere Behorden und unabhingige Organisationen.

Falls nicht bereits vorhanden, entwerfe ein System mit welchem die Informationen {iber
Genehmigungsantrage und die erhaltenen Umweltinformationen vom Projekttréger ge-

sammelt und bewertet werden.

Entwickle ein Monitoring-Regime, das priift, ob die potentiellen erheblichen Umweltaus-
wirkungen eines genehmigten Projektes gemindert oder verhindert werden. Eine Mog-
lichkeit ist die Teilnahme einer Umweltbehorde in der Schlussphase der Genehmigungs-

prozedur.

Berticksichtige die Vorgaben der UVP-Richtliniennovellierungen, insbesondere im Hin-
blick auf folgende Punkte:

(a) neue Definitionen

(b) Elemente offentlicher Beteiligung in Ausnahmeféllen

(c) Notifikation (Timing, Methoden und Inhalt)

(d) Bereitstellung von Informationen wahrend der Prozedur

(e) Sicherstellung frithzeitiger und effektiver Partizipation

(f) Entwicklung angemessener Konsultationsmoglichkeiten

(g) Festsetzung verniinftiger Zeitfenster fiir die 6ffentliche Beteiligung

(h) angemessene Berticksichtigung offentlichen Inputs

(i) Sicherung effektiven Zugangs zur Justiz fiir Mitglieder der Offentlichkeit und 6f-

fentlicher Organisationen

(j) Sicherstellung, dass die UVP durchgefiihrt wird bei erheblichen Verdnderungen

oder Erweiterungen mindestens der Anhang I Projekte.
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Anhang

Regulierung

1. Implementiere Prozeduren fiir die jeweilige Behorde zur Uberpriifung der Genehmi-
gungsantrdge und der Umweltinformation um sicherzustellen, dass die UVP adédquat

durchgefiihrt wurde und der Report alle in der Richtlinie spezifizierten Angaben enthilt.

2. Mitgliedstaaten miissen sicherstellen, dass andere Behorden, welche wahrscheinlich von
einem Projekt aufgrund ihrer spezifischen umweltpolitischen Verantwortlichkeiten be-
troffen sind, die Moglichkeit erhalten ihre Meinung tiber den Antrag und die Informatio-
nen des Projekttragers dufiern zu konnen. Dieses Behorden konnen allgemein oder fall-
weise identifiziert werden, oder mihilfe einer Kombination beider Methoden (z.B. sollten
manche Behorden, wie die Behdrden mit den Zustandigkeiten Gesundheit, Naturschutz,
Katastrophenverhiitung, etc. immer eingebunden werden, wihrend andere nur fallweise

integriert werden sollten).

3. Stelle sicher, dass, falls relevant, Konsultationen mit Mitgliedstaaten und ihren Biir-
gern/Stakeholdern effektiv sind im Hinblick auf die Implementation der in der Richtlinie

verankerten Partizipationsrechte.

4. Aktualisiere die UVP-Rechtsvorschriften im Hinblick auf die Vorgaben der Richtlinien-

Novellierungen.

Anleitung und Training

1. Beitrittskandidaten sollten Leitfaden entwerfen und veroffentlichen zu den Prozeduren
die zu Compliance mit der Richtlinie fithren, zu den Eigenschaften der UVP und zur

Vorbereitung von UVP-Berichten.

2. Beitrittskandidaten sollten ihr Personal in den relevanten Behorden im Hinblick auf UVP-
Vorbereitung und Priifung schulen. Dies sollte detaillierte Anleitungen zum Screening,
Scoping und der Methodologie der Priifungsprozedur gemafs europdischem Best Practice

beinhalten.

Konsultation

1. Identifiziere die relevanten Gremien (Umwelt und andere), welche als gesetzliche Berater

fungieren sollen und etabliere Konsultationsprozeduren.

2. Informiere die Offentlichkeit iiber jegliche spezifischen Projekte, welche Ausnahmen von

der UVP-Regel bilden.
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. Informiere die Offentlichkeit iiber Genehmigungsantrige, welche eine UVP in ihrem Be-
reich erfordern, tiber Konsultationen wihrend der UVP und iiber Mafinahmen der Prii-

fung und der Kommentierung der UVP.

. Etabliere Protokolle mit Nachbarstaaten iiber den Austausch von Informationen und die

Konsultation beziiglich Projekten mit potentiell grenziiberschreitenden Auswirkungen.

. Stelle sicher, dass die relevante Behorde (oder die Behorden) die Antworten im Konsul-
tationsprozess berticksichtigen, bevor eine Entscheidung tiber den Genehmigungsantrag

fallt.
. Notifiziere die Offentlichkeit iiber das Ergebnis des Genehmigungsantrags.

. Berticksichtige bei der Konsultation die Vorgaben die Richtlinien-Novellierungen.
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Zusammenfassung

Die vorliegende Untersuchung fragt nach dem Effekt normativen und kommunikativen in-
ternationalen Anpassungsdrucks auf die Compliance-Performanz eines Staates. Inwiefern ist
Sozialisierung fiir staatliche Konformitit mit internationalen Normen relevant? Uber welche
Mechanismen konnen sich die Préferenzen nationaler Implementationsakteure verdndern? Mit
dem Kontext des transformativ wirkenden EU-Osterweiterungsprozesses wurde ein aussichts-
reiches Fallbeispiel fiir Sozialisierung gewahlt. Konkret betrachtet wurde die rechtliche wie
praktische Umsetzung der komplexen EU-Richtlinie zur Umweltvertraglichkeitspriifung in
Polen und Litauen.

Zur Ermittlung von Nachweisen fiir die Prdsenz von Sozialisierung in den internationalen
Beziehungen diente die theorie-testende Methode des sogenannten Process Tracing auf der
Grundlage der Bayesschen Logik der subjektiven Wahrscheinlichkeit.

Im polnischen Fallbeispiel war der Sozialisierungsmechanismus weder in der Auspragung
als Sozialer Einfluss noch als Uberzeugung zu beobachten.

Hingegen wurde die Priasenz des Uberzeugungsmechanismus fiir Litauen nachgewiesen.

Das litauische Fallbeispiel weist deutliche Spuren der erfolgreichen Verinnerlichung inter-
nationaler Senderbotschaften auf. Eine Analyse der bilateralen Mentor-Schiiler-Beziehung zwi-
schen Finnland und Litauen liest sich gleichsam einem Best Practice-Beispiel fiir Sozialisierung
durch Uberzeugung. Wichtige Voraussetzung fiir die Wirksamkeit des Sozialisierungsmecha-
nismus scheint demnach ein Verstiandnis des Sozialisierungssenders fiir den sprachlichen und
kulturellen Kontext des Empfangerstaates zu sein. Wie das litauische Fallbeispiel zeigen konn-
te, ist zudem eine friihzeitige Einbindung aller relevanten Stakeholder in den Implementati-
onsprozess wichtig, da auf diese Weise potentielle Vetoplayer identifiziert werden konnen und
ihren Einstellungen in der Folge Rechnung getragen werden kann. Als wichtigster Befund der
vorliegenden Untersuchung darf gelten, dass die Zuversicht in die faktische Prasenz des So-
zialisierungsmechanismus in den internationalen Beziehungen signifikant und intersubjektiv
nachvollziehbar erh6ht werden konnte.

In Anbetracht dieses Forschungsergebnisses scheint es folglich angemessen, auch in Zu-
kunft zum tieferen politik- und sozialwissenschaftlichen Verstindnis staatlichen Verhaltens
zu untersuchen, wie Préaferenzbildungsprozesse durch Bedeutungskonstruktionen beeinflusst
werden konnen, und wie, in der Folge, staatliche Akteure kollektive Verhaltensstandards in-

ternalisieren kénnen.



Abstract

This work examines the effect of normative and communicative international adjustment pres-
sure on national compliance performances. To what extent does socialization determine do-
mestic conformity with international norms? Which are the mechanisms that can change the
preferences of national implementing actors?

The most likely case context chosen for this scientific endeavor is the transformatively ac-
ting EU East Enlargement process. More specifically, the complex EU Directive on Environ-
mental Impact Assessment has been analysed with regard to its transposition and application
in the two test cases Poland and Lithuania.

For establishing evidence for the presence of socialization in international relations theory-
testing process tracing has been the method of choice that operates on the basis of the Bayesian
Logic of Subjective Probability.

Socialization mechanisms have not been present in the Polish case study, neither in its ma-
nifestation as social influence nor persuasion. By contrast, the presence of persuasion could be
detected for Lithuania. The Lithuanian case study exhibits considerable evidence for effecti-
ve internationalization of the socializers” communication contents. An analysis of the bilateral
mentor-socializee-relationsship between Finnland and Lithuania can be read as if representing
a best practice case for socialization via persuasion. Scope conditions for effective persuasion
seem to encompass a thorough understanding for the cultural context of the receiving country.
Furthermore, on the basis of the insights regarding the Lithuanian case study, it can be shown,
that a timely integration of all relevant stakeholders into the implementation process is vital
for identifying potential veto players and taking account of their respective mindsets.

In summary, this study has shown that by applying Bayesian Logic it is possible to ad-
vance significantly and intersubjectively the confidence in the actual presence of socialization
mechanisms in international relations. In consideration of this research finding it is deemed as
appropriate for a deeper scientific understanding of state behavior to also in the future consi-
der the influence of constructions of meaning on preference building processes and to study

the mechanisms by which national actors can internalize collective standards of behavior.



Lebenslauf

Nach Abschluss des Diplomstudiengangs in Politikwissenschaft an der Freien Universitit
Berlin (FU Berlin) 2010 hat Daniela Chodorowska ihre Dissertationsschrift bei Prof. Carina
Sprungk an der Arbeitsstelle fiir Europaische Integration der FU Berlin verfasst, gefordert von
der Studienstiftung des deutschen Volkes. Als wissenschaftliche Mitarbeiterin titig war Danie-
la Chodorowska an der Arbeitsstelle selbst, aber auch am Forschungszentrum fiir Umweltpo-
litik der FU Berlin, an der Stiftung Wissenschaft und Politik sowie am Polnischen Institut fiir

Internationale Beziehungen.



	Einleitung
	Stand der Forschung
	Theoretischer Hintergrund: Institutional Turn und Second Image Reversed
	Strategien zur Herstellung von innerstaatlicher Normkonformität
	Die Management-Strategie
	Die Enforcement-Strategie
	Die Sozialisierungs-Strategie

	Erklärungsansätze für das EU-Compliance-Verhalten der EU-8
	Europäisierungsforschung
	Compliance-Strategien der Europäischen Union
	EU-Implementationshilfen
	EU-Durchsetzungsstrategien
	EU-Sozialisierungs-Strategie

	Kontextbedingungen für staatliche Normkonformität
	Compliance-Mechanismen in Mittelosteuropa
	Der Konditionalitäts-Mechanismus
	Der Sozialisierungs-Mechanismus


	Schlussfolgerungen

	Theoretischer Rahmen
	Die Ausgangsbedingung: Exogener Anpassungsdruck
	Quellen des Anpassungsdrucks
	Internationale Institution als Struktur
	Internationale Institution als Akteur

	Gattung des Anpassungsdrucks

	Der Effekt: Innerstaatlicher Wandel
	Der Kausalmechanismus: Sozialisierung
	Was ist Sozialisierung?
	Situationeller Mechanismus-Typ
	Relationaler Mechanismus-Typ

	Sozialer Einfluss
	Überzeugung
	Herleitung des Modells für den Wandel von Akteurspräferenzen und -strategien unter dem Einfluss von Sozialisierung
	Instrumentelle Logik
	Logik der normativen Rationalität
	Logik der kommunikativen Rationalität

	Vorhersagen zum kausalen Zusammenhang von Sozialem Einfluss bzw. Überzeugung und Compliance
	Sozialisierungsunterstützende und -hemmende Faktoren


	Methodischer Rahmen
	Der Kontext von Sozialisierung
	Der analytische Kontext
	Der räumliche Kontext
	Der institutionelle Kontext
	Der temporale Kontext

	Das Forschungsdesign
	Die Fallauswahl
	Die Europäische Union als Quelle von Anpassungsdruck
	Die Fallstudie: EU-Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (UVP-Richtlinie)
	Länderfallauswahl
	Vertragsverletzungsverfahren in der Sache Umsetzung der UVP-Richtlinie
	Der Beobachtungszeitraum: 1991/95–2004; 2004–2015

	Process Tracing als Methode der Wahl
	Die Bayessche Logik
	Operationalisierung von Sozialisierung
	Sozialer Einfluss
	Teilmechanismus 1: Anpassungsdruck durch stabilen Referenzrahmen
	Teilmechanismus 2: Sozialer Konformitätsdruck
	Teilmechanismus 3: Erlernen und Internalisierung von Verhaltensstandards
	Teilmechanismus 4: Forderung und Förderung von Normkonformität durch subnationale Normempfänger

	Überzeugung
	Teilmechanismus 1: Akte der zielgerichteten Normkommunikation
	Teilmechanismus 2: Norm-Reflexion und -Internalisierung
	Teilmechanismus 3: Transfer normrelevanter Erkenntnisse an subnationale Normempfänger


	Operationalisierung von UVP-Compliance

	Empirische Untersuchung
	UVP-Compliance in Polen
	Chronologische Darstellung
	Fazit zur Compliance-Performanz Polens

	UVP-Compliance in Litauen
	Chronologische Darstellung
	Fazit zur Compliance-Performanz Litauens

	Sozialisierungsprozesse in Polen und Litauen
	Anwendung Sozialer Einfluss: Teilmechanismus 1: Anpassungsdruck durch stabilen Referenzrahmen
	Komplementäres Soft Law
	Präzisierende Rechtsprechung
	Bewusstseins-bildende zwischenstaatliche Kooperation
	Fazit

	Anwendung Sozialer Einfluss: Teilmechanismus 2: Sozialer Konformitätsdruck
	Anwendung Sozialer Einfluss Polen: Teilmechanismus 3: Erlernen und Internalisierung von Verhaltensstandards
	Abstimmungsverhalten
	Kooperationsbeteiligung
	Fazit

	Anwendung Überzeugung Polen: Teilmechanismus 1: Akte der zielgerichteten Normkommunikation
	Anwendung Überzeugung Polen: Teilmechanismus 2: Norm-Reflexion und -Internalisierung
	Anwendung Sozialer Einfluss Litauen: Teilmechanismus 3: Erlernen und Internalisierung von Verhaltensstandards
	Abstimmungsverhalten
	Kooperationsbeteiligung
	Fazit

	Anwendung Überzeugung Litauen: Teilmechanismus 1: Akte der zielgerichteten Normkommunikation
	Anwendung Überzeugung Litauen: Teilmechanismus 2: Norm-Reflexion und -Internalisierung
	Anwendung Überzeugung Litauen: Teilmechanismus 3: Transfer normrelevanter Erkenntnisse an subnationale Normempfänger

	Zusammenfassende Analyse

	Analyse der Forschungsergebnisse
	Zusammenfassung der methodischen Herausforderungen
	Reliabilität und Validität der Operationalisierung
	Reliabilität
	Validität
	Kontrafaktische Analyse
	Alternativmechanismen
	Vorhersagen ideeller vs. materieller Ansätze 
	Weitere Alternativeinflüsse



	Schlussfolgerungen
	Anhang
	Literaturverzeichnis
	Interviewverzeichnis

